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1. Einleitung  
 
Kaum ein Thema wird innerhalb Europas so kontroversiell diskutiert wie die Frage, ob die 
Türkei einer Europäischen Union der Zukunft beitreten kann, soll und wird. Diese Debatte 
wird neben der politischen besonders auf wirtschaftlicher und kultureller, aber auch auf 
historischer und soziologischer Ebene geführt. 
Die vorliegende Arbeit soll als explorative Studie verstanden werden, in der erstmals die 
Berichterstattungen über die schwierigen Beitrittsverhandlungen aus österreichischer und 
türkischer Perspektive einander gegenübergestellt werden. Möglicherweise wurde einfach 
noch nicht daran gedacht, oder die „Grenze in den Köpfen der Menschen“ zwischen EU und 
Türkei wurde bisher als so definitiv angenommen, sodass mit dieser Arbeit eine bisherige 
kommunikationswissenschaftliche Lücke geschlossen wird. Der Vergleich zwischen den 
medialen Inhalten des Alltags könnte prinzipielle Bruchstellen, aber auch Parallelen zwischen 
den  Kommunikationskulturen der Medien Österreichs und der der Türkei aufzeigen.  
Deswegen werden für die historische und aktuelle Fundierung sowohl internationale als auch 
türkische Publikationen herangezogen. Aufgrund der Aktualität des Themas wird hier auf den 
Journalismus nicht nur als Untersuchungsgebiet zurückgegriffen, die stetigen Veränderungen 
erfordern auch die vermehrte Nutzung journalistischer Quellen. 
 
Zum Hintergrund des Forschungsproblems: Die Republik Türkei versucht seit mehr als 40 
Jahren, die Vollmitgliedschaft in der (nunmehr) Europäischen Union zu erlangen, und wurde 
dabei in der letzten Erweiterungsrunde von vielen Ländern des ehemals kommunistischen 
Ostblocks „überrundet“, die ihre Mitgliedschaft um Jahrzehnte später beantragten.  
Zwar wurden im Oktober 2005 die Verhandlungen mit dem offiziellen Kandidatenland 
Türkei eröffnet, doch gestalten sich diese wesentlich schwieriger als mit anderen Ländern. 
Mit der Begründung des immer noch nicht gelösten Problems rund um Status und 
Anerkennung der Insel Zypern wurden im Dezember 2006 25 der 36 Kapitel außer 
Verhandlung gestellt – de facto eine starke Verlangsamung des politischen 
Annäherungsprozesses, die auch von einigen EU-Mitgliedsländern, respektive deren 
Bevölkerung, unterstützt wird. Denn die Skepsis über eine mögliche Aufnahme der Türkei ist 
in vielen Ländern groß (vgl. European Commission 2008d: 9f.) Gründe der Zustimmung gibt 
es viele: mangelnde demokratiepolitische Sicherheit in der Türkei, Missachtung von 
Menschen- und Minderheitenrechten, gefährliche politische Situationen in den 
Nachbarländern der Türkei, sowie konfessionelle Unterschiede und die kontroverse 
geografische Lage. Es sind hier aber auch positive Faktoren wie ein wirtschaftlicher und 
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politischer Benefit für die EU und die Türkei, sowie die weitere Demokratisierung der Türkei 
u.a.m. zu nennen (s. Kap. 3). 
 
Lösungen für diese Probleme sowie das Metaproblem der Verhandlungen wird die 
vorliegende Studie naturgemäß keine liefern können. Diese wird es voraussichtlich – wenn 
überhaupt – frühestens in zehn bis 15 Jahren geben. Die Rahmenbedingungen der 
Mediensysteme, in denen in Österreich und in der Türkei das Metaproblem der 
Verhandlungen und Fragen des Beitritts kommuniziert werden, sind Gegenstand von Kap. 4.  
Den Modellen, die versuchen, den Komplex zwischen Medien und Gesellschaft und die 
dazugehörigen Zusammenhänge zu erfassen (sei es die Abhängigkeit der Medien von der 
Gesellschaft des Repräsentationsmodells, die umgekehrte Kausalität in der Kontrollthese der 
Medien über Gesellschaft, der Agenda-Setting Theorie u. a.) ist Kap. 5 gewidmet. Sicherlich 
findet die Problematik der Beitrittsverhandlungen auch ihren Widerhall in den Medien – das 
Forschungsproblem liegt somit primär auf der deskriptiven Ebene, d.h. in welchem Maße und 
mit welchen Tendenzen es sich in unterschiedlichen Medieninhalten der Printberichterstattung 
manifestiert. Der Großteil dieser Arbeit ist auf den Erkenntnissen meines zweimonatigen 
Forschungsaufenthalts in der Türkei und der empirischen Analyse des türkischen und 
österreichischen Zeitungsmaterials begründet.  
 
Ausgangspunkt der empirischen Untersuchung sind die in Kap. 1 bis 6 geschilderten realen 
und theoretischen Rahmenbedingungen, an welche die quantitative Beschreibung der Inhalte, 
Positionen und ihrer Art der Artikulierung und Bewertung in österreichischen und türkischen 
Tageszeitungen anschließt, damit formale, visuelle und inhaltliche Bestandteile der 
Printmedien überhaupt für die folgende inferenzielle Analyse erfasst werden können. 
Auf diese Weise ist es möglich, grundlegende Unterschiede (resp. Gemeinsamkeiten) in der 
journalistischen, kulturellen und politischen Kommunikation aufzuzeigen und damit 
verbunden unterschiedliche (bzw. geteilte) Positionen erkennbar zu machen, die zweifellos 
auch ein Teil des übergeordneten Problems des EU-Beitritts der Türkei sind. Denn gleich 
welchem theoretischen Verständnis von Massenkommunikation und zugehöriger Richtung 
der Kausalität man folgt, niemand wird den Zusammenhang zwischen der Herkunft eines 
Mediums und seiner inhaltlichen Ausrichtung verneinen können.  
 
Folgende Vorgehensweise wurde für die empirische Untersuchung gewählt, um die konkreten 
Forschungsfragen beantworten zu können (detaillierte Definitionen und Fundierung für die 
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empirische Methodik und Forschungsfragen s. Kap. 7, der journalismustheoretische Kontext  
wird in Kap. 5 erläutert, relevante Theorien visueller Kommunikation sind Gegenstand von 
Kap. 6): Insgesamt achtzehn Ausgaben von drei österreichischen1 und drei türkischen 
Tageszeitungen2 an drei Tagen3 rund um die die Brüsseler Entscheidung vom 3.10.2005, mit 
der Türkei in Verhandlungen zu treten, bilden das Untersuchungsmaterial für die 
Inhaltsanalyse. Zusätzlich wurden mit je einem Journalisten aus den Außenpolitikressorts der 
untersuchten Zeitungen in ihren Wiener bzw. Istanbuler Redaktionen Interviews geführt, um 
auch eine Innensicht von Arbeitsweise, Arbeitseinstellung und der beruflichen Situation 
sowie der Blattlinien zu erhalten. 
 
Die Inhaltsanalyse berücksichtigt die komplette Berichterstattung zum Thema inklusive der 
Bilder, um folgende sieben Forschungsfragen beantworten zu können (s. Kap. 7.5 u. 8):  
Welche inhaltlichen Tendenzen gibt es in der Berichterstattung beider Länder? Welche 
Argumente werden in den Zeitungen hauptsächlich für Bewertungen verwendet? Und wie viel 
Berichterstattung wird dem Thema gesamt gewidmet, sowohl auf der schriftlichen als auch 
der visuellen Ebene? Welche Funktion haben die Bilder der aktuellen Medien und wie 
visualisieren sie den Verhandlungsprozess inhaltlich? Bestehen Übereinstimmungen 
zwischen den Tendenzen in der Berichterstattung und der öffentlichen Meinung in beiden 
Ländern?  
 
Die Beantwortung dieser Fragen durch die statistische Auswertung der Inhaltsanalyse von 
Text und Bildern mittels eigens entwickelten Codebuchs, welches sowohl quantitative wie 
qualitative Kriterien erhebt, findet sich in Kap. 8.1. Im daran anschließenden Kap. 8.2 werden 
die Einzelergebnisse mit den Journalisteninterviews referenziert, um nicht nur auf der Ebene 
der Produkt- oder Medieninhaltsanalyse zu verharren, sondern darüber hinaus Erfahrungen 
der Medienproduzenten zu integrieren. Auf diese Weise soll analysiert werden, welche 
formalen und inhaltlichen Differenzen (resp. Gemeinsamkeiten) in der journalistischen Praxis 
vorhanden und welche Ansichten bei Printmedien und Medienakteuren vertreten sind – und 
somit auch rezipiert werden können. 
 
 
                                                 
1
 Die Presse, Der Standard, Neue Kronenzeitung 
2
 Hürriyet, Radikal, Zaman 
3
 vom 2.10.2005 bis zum 4.10.2005 
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2. Standortbezogenheit 
Das Interesse für das Thema eines möglichen EU-Beitritts der Türkei wurde während eines 
halbjährigen Studienaufenthalts in Istanbul geweckt. In den sechs Monaten bekam ich einen 
Einblick in Land und Leute sowie die politische und wirtschaftliche Situation des Landes. 
Denn die Türkei ist m. E. politisch und kulturell nicht so homogen wie von türkischer und 
ausländischer Seite gerne dargestellt, was bei einem Land dieser Größe und Vergangenheit 
auch nicht weiter überraschen sollte. Dennoch wird dies immer noch auch in der Türkei 
sowohl in der Berichterstattung als auch der öffentlichen Auffassung übersehen, zum Teil 
durch sehr starken Nationalismus, zu anderen Teilen durch gemeinsamen Glauben (dem 
sunnitischen Islam gehört ein Großteil der Bevölkerung an). 
Selbiges gilt auch für die EU (nicht zu verwechseln mit Europa), die bereits große Probleme 
mit der Integration unterschiedlichster Staaten in ein Wirtschaftsbündnis hat, abgesehen von 
den Krisen, die mit der politischen Integration verbunden sind. Sowohl alte Mitgliedsländer 
wie Italien, als auch neue wie Polen oder Bulgarien, haben mit großen nationalen politischen 
und wirtschaftlichen Problemen zu kämpfen, was sicherlich als momentan legitimstes 
Argument gegen einen Beitritt neuer Länder generell zu werten ist.  
Auch wenn prinzipiell jeder Beitrittskandidat, sprich jedes Land, einen speziellen Fall 
darstellt, ist die Türkei aus geografischen, historischen, politischen, strategischen, religiösen 
und kulturellen Gründen ein ganz besonders gelagerter. Auf die Einzelheiten dafür wird in 
Kap. 3 im Detail eingegangen, es ist aber augenscheinlich, dass eine Aufnahme nur dann 
sinnvoll ist, wenn diese auch von beiden Seiten dezidiert gewollt und auch für beide 
verkraftbar ist. 
Mir persönlich ist hier wichtig zu betonen, dass diese Untersuchung nicht zum Ziel hat, für 
oder gegen einen Beitritt der Türkei einzutreten. Wie vor meinem Studienaufenthalt in der 
Türkei erwartet, habe ich dort einen differenzierten Einblick in die Vielschichtigkeit der 
Gesellschaft und der Probleme auf beiden Seiten des Bosporus bekommen. Allerdings 
befindet sich die Türkei in ihre Gesellschaft seit Jahren im Wandel, auch während des 
Forschungsaufenthalts in der Türkei wurden bei der Parlamentswahl im Sommer 2007 und 
der darauf folgenden Wahl des Staatspräsidenten, vom türkischen Volk und den türkischen 
Institutionen Entscheidungen getroffen, die das politische System der Türkei entscheidend 
verändert haben.  
Diese Forschungsarbeit einen wissenschaftlichen Beitrag zu einem besseren Verständnis der 
medialen Gesellschaften und der Problematik der Beitrittsverhandlungen in Österreich und 
der Türkei leisten, indem sie Neuland betritt, auf dem andere aufbauen können. 
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3. Beziehungen zwischen der Türkei und Europa 
Dieses Kapitel bietet einen Überblick über die historischen Beziehungen zwischen Türkei und 
Europa sowie der EU. Dabei dürfen die notwendigen Begriffsklärungen nicht fehlen, um 
Missverständnisse zu vermeiden (s. Kap. 3.1). 
Darauf folgt eine kurze Schilderung des Annäherungsprozesses der Türkei an die EU, 
welcher bereits in den 1960er Jahren seinen Anfang nahm (s. Kap. 3.2) 
Anschließend wird auf die nationalen Beziehungen zwischen den Ländern Österreich und 
Türkei eingegangen, deren Charakter sich seit den ersten Begegnungen vor mehreren hundert 
Jahren grundlegend gewandelt hat, aber auch in Zeiten einer großen türkischen Exilgemeinde 
in Österreich im öffentlichen Diskurs immer noch Parallelen auf historische Ereignisse wie 
die Türkenbelagerungen aufweist (s. Kap. 3.3) 
In Folge wird nach Themengebieten differenziert auf die unterschiedlichen Bereiche 
eingegangen, die für bzw. gegen einen EU-Beitritt der Türkei sprechen (s. Kap. 3.4. bis 
3.4.14) und dieser Themenkomplex mit einem kurzen Überblick über die EU-Debatte 
innerhalb der Türkei (s. Kap. 3.5) abgeschlossen. 
3.1 Was und wo ist Europa? 
Der hier verwendete Begriff Europa anstatt Europäische Union wurde aus Gründen der 
zunehmenden synonymen Verwendung der Begriffe Europäische Union und Europa gewählt, 
die aber aufgrund der inhärenten Unterschiede die für wissenschaftliche Arbeiten notwendige 
Klarheit vermissen lässt.  
Europa ist als geografischer, historischer, mythischer, kultureller und politischer Begriff 
hinsichtlich seiner Ausdehnung und Wirkungssphäre in keinem der erwähnten Bereiche klar 
abzugrenzen, für die Europäische Union als wirtschaftspolitisches Bündnis ist dies anhand 
ihrer Mitgliedstaaten ohne weiteres möglich. Gleichzeitig versucht die EU sich als das 
moderne Europa darzustellen, wie anhand ihrer öffentlichen Auftritte und Internetseiten 
ersichtlich, die oft nur unter dem Namen oder der Internetadresse „Europa“ geführt werden. 
Dabei ist Europa, anders als oft dargestellt, kein eindeutig zu definierender Begriff, die Frage 
nach dem spezifisch Europäischen bleibt schwer zu beantworten. 
Greift man auf der Suche nach einer Antwort zurück auf den griechischen Mythos, die 
Entführung schönen phönikischen und somit asiatischen Königstochter Europa durch Zeus 
auf die Insel Kreta, im äußersten Südosten des Kontinents, so umschreibt dieser auch die 
Entstehung der ersten Hochkultur auf europäischem Boden ab 2000 v. Chr. 
 14 
Später war der Name Europa als geographische Bezeichnung Mittel- und Nordgriechenlands 
als Abgrenzung gegenüber den Persern in Gebrauch, wobei ab dem 5. Jahrhundert v. Chr. in 
Griechenland der Fluss Don als Ostgrenze Europas galt – und Jahrhunderte später wiederum 
an den Ural „verschoben“ wurde.  
Auch dies bleibt eine willkürlich gezogene Grenze, da sich dort weder eine historische 
Ländergrenze befand noch der Ural als tatsächliche geologische Grenze zwischen einem 
europäischen und einem asiatischen Kontinent gelten kann.   
Die innereurasische Grenze beruht auf gesellschaftlichen und wissenschaftlichen 
Konventionen und wurde, angefangen von Ansichten im antiken Griechenland bis hin zu 
denen des schwedischen Geografen Philip Johan von Strahlenberg, der im 18. Jahrhundert 
den Ural als die heute allgemein anerkannte Grenze festlegte, wiederholt geändert. Eine 
geografische Definition Europas als eigenständiger Kontinent ist demnach nicht möglich – 
die eher kleine westliche Halbinsel des eurasischen Kontinents „lässt sich eben nur inhaltlich 
aber nicht räumlich bestimmen.“ (Scholz 1996:11) Eine Ablehnung der Türkei mit rein 
geografischen Argumenten ist somit nicht aufrecht zu erhalten, zumal sich das EU-Mitglied 
Zypern aus geologischer Sicht definitiv nicht auf europäischem Boden befindet. 
Was aber definiert Europas Identität, sofern sie existiert? Dass Europa als eigener Erdteil gilt 
ist Resultat der geistigen, kulturellen und politischen Leistungen wie auch all ihren 
Schattenseiten, mit denen es sich von anderen Gebieten der Erde, die ebenfalls Hochkulturen 
entwickelten, abgrenzt. (vgl. Scholz 1996: 12 f.) 
Angefangen von der Philosophie, dem damit verbundenen Auftreten der Wissenschaft, der 
Demokratie als Herrschaftsform, der Republik als Staatsform, dem Rechtsstaat und nicht 
zuletzt der christlichen Religion als Religion des Staates und der Herrscher, geht vieles auf 
die griechisch-römische Doppelkultur zurück, die ihrerseits von vorderasiatischen und 
anderen Einflüssen geprägt wurde. Dem folgte die Aufklärung mit ihrer Kritik an Religion 
und Staat und der Übergang von absolutistischen und theokratischen zu republikanischen und 
säkularen Staatsformen als Charakteristikum Europas ab dem17. Jahrhundert. 
All das kann jedoch nicht über die vielen strukturellen Grenzen innerhalb dessen, was 
allgemein zu Europa gezählt wird, hinwegtäuschen: die unterschiedlichen Sprachen, 
Konfessionen, das wirtschaftliche West-Ost- und Nord-Süd-Gefälle sowie nationalistische 
Ideologien und unterschiedliche demokratische Kulturen bilden Grenzen, die Europa spalten.  
 
Im Gegensatz dazu ist die EU als politische Nachfolgeorganisation der EG ein weltweit 
einzigartiges Konstrukt der politischen und wirtschaftlichen Kooperation von Ländern, von 
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denen viele historisch das Schicksal teilen, im Zentrum beider Weltkriege gestanden zu 
haben. Als Friedensprojekt liegt der EU der Anspruch zugrunde, dass die enge Bindung, 
welche die momentan 27 Mitgliedsstaaten durch ihren EU-Beitritt eingegangen sind, durch 
wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit auf Dauer Wohlstand und Demokratie sichert 
und die mächtige Position dieser Länder auch in einer globalisierten Weltordnung durch 
Kollaboration festigt. 
Es ist aber nicht zu übersehen, dass die EU viele ihrer Ziele trotz aller Erfolge der 
Vergangenheit dennoch verfehlt hat: Der „Demokratieimport“ in neue Mitgliedsländer wie 
Bulgarien gestaltet sich so schwierig wie erwartet, gleichzeitig können viele Staaten des 
ehemaligen Ostblocks dem wirtschaftlichen Druck der großen westlichen Mitgliedsländer wie 
England, Deutschland und Frankreich kaum standhalten.  
Viele EU-Bürger sind mit der Arbeit der EU zunehmend unzufrieden. Die der neueren 
Mitgliedsstaaten sehen sie zwar tendenziell positiver als Bürger der „alten“ Mitgliedsländer, 
wobei es aber auch hier große nationale Unterschiede gibt: die Österreicher sind konstant 
unzufrieden mit der EU-Mitgliedschaft sind, nur 38 Prozent hielten die EU-Mitgliedschaft für 
„eine gute Sache“. Aber auch in der Türkei fiel die Zustimmung zu einem zukünftigen EU-
Beitritt auf nur 49 Prozent. (European Commission 2007a: 22 f.) 
Die interne Ablehnung der EU hat viele Gründe, wird aber zu weiten Teilen von internen 
Defiziten der EU selber und von nationalistischen und bürgerrechtlichen Strömungen in den 
Mitgliedsländern verstärkt. 
Hauptkonfliktpunkt ist die mangelnde demokratische Legitimierung der EU und ihrer Organe 
selber (bspw. der Europäischen Kommission und des Europarats), deren Repräsentanten nicht 
müde werden zu betonen, wie wichtig ihnen die Sicherung der Grundrechte und die 
Implementierung europäischer demokratischer Normen bei beitrittswilligen Ländern ist.   
„So lassen die intransparenten, unter Ausschluss der Öffentlichkeit tagenden Räte, in denen 
Konsens oft durch den Abtausch von Interessen erreicht wird, kaum eine öffentliche 
Kontrolle zu, während „nationale Interessen“ meist Berücksichtigung finden. (Oberndorfer 
2006: 41/ Hervorh.i.O.) 
In Folge werden EU-Verordnungen zu sensiblen (wirtschaftlichen) Bereichen immer wieder 
von der lokalen Bevölkerung als Diktat der EU empfunden, weil zwischen den souveränen 
Wählern und insbesondere den Mitgliedern der Europäischen Kommission und des 
Europarates keine tatsächliche Interaktion stattfindet, auch eine Abwahl ist somit nicht 
möglich.  
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Hinzu kommt, dass selbst das Europäische Parlament de facto keine kontrollierende Instanz 
hat und als einzige direkt gewählte Vertretung der europäischen Bürger keine Gesetze bzw. 
Anträge formulieren sondern nur verabschieden bzw. zur Abänderung ablehnen kann – die 
Vorschläge dazu kommen allein von der Europäischen Kommission. 
Auch mehren sich Stimmen, wonach die EU-Politik Grundgesetze untergrabe, hauptsächlich 
für politische Lobbys arbeite (vgl. Hoedemann, Wesselius 2006: 58 ff.) und vor Korruption 
und Misswirtschaft strotze. Die neoliberale Ausrichtung der EU ist aber nicht nur auf sie 
selber zurückzuführen, sondern natürlich auch auf die nationalen Regierungen der 
Mitgliedsländer, die über einen guten Teil des Personals in Kommission und Europäischem 
Rat mitentscheiden und dazu beitragen, dass sich die EU zunehmend von der Idee eines 
sozialen und friedlichen Europas verabschiedet und stattdessen auch undemokratische und 
neoliberale Politik fördert und propagiert. (vgl. Felber u.a. 2006: 17 f.) 
Somit bleibt der hauptsächliche Kritikpunkt an der EU, neben ihrem umständlichen 
Verwaltungsapparat mit von außen unverständlicher Struktur, dass die Legislative (EU-
Parlament) und die Judikative (Europäischer Gerichtshof) die Kontrolle über die Exekutive 
(Europäische Kommission und Europarat) verloren habe. Denn der Entscheidungsspielraum 
der Exekutive, in dem überstaatliche und private Interessen dominieren „werde weder 
eingeschränkt noch stärker demokratisch rückgekoppelt“ (Oberndorfer 2006: 56). Zusätzlich 
zeigt sich, dass mit zunehmender Größe der EU der Reformbedarf immer dringender wird, 
aber eben genau durch das Wachstum erschwert wird und auch in der Bevölkerung auf 
Ablehnung stößt, wie an den Referenden über die EU-Verfassung  in den Niederlanden und 
Frankreich im Jahr 2005 ersichtlich wurde, als die Mehrheit in beiden Ländern die 
Ratifizierung der Verfassung ablehnte.  
 
In dieser Situation klopfen bereits viele osteuropäische Länder wie die Ukraine, Kroatien u.a. 
mit dem Wunsch um eine Beitrittsperspektive an die Pforten der EU, die diese zwar geben 
will und sollte aber seriöserweise nicht kann, obwohl diese Länder als wesentlich 
„europäischer“ gelten als die Türkei. Der Grund dafür liegt in der momentanen Überdehnung 
der EU, die mit ihren für 15 Mitglieder ausgerichteten Strukturen die Aufnahme von zehn 
neuen Mitgliedern innerhalb weniger Jahre nur schwer bewältigen konnte, und vor den 
ausständigen internen Reformen nicht in der Lage ist, weitere große Länder zu integrieren 
ohne sich selbst auf eine bloße Freihandelszone zu reduzieren.  
Gleichzeitig lavieren offizielle Vertreter der EU-Mitgliedsländer und der EU argumentativ 
zwischen unklaren geografischen Grenzen, kaum definierten „europäischen“ oder gar 
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„christlichen“ Werten bzw. den uneindeutig formulierten Kopenhagener Kriterien, wenn sie 
die Beitrittstauglichkeit von EU-Kandidaten oder -Aspiranten beurteilen. Ein Beitritt der 
Türkei zu einer EU, die nicht weiß wo sie steht, kann unter diesen Bedingungen nur schwer 
dazu beitragen, hohe demokratische, soziale und wirtschaftliche Standards sowohl zu erhalten 
als auch in beigetretenen Regionen zu ermöglichen. Ohne Festlegung des gemeinsamen 
Standpunkts und allgemein anerkannter zentraler Werte fehlt die integrative Kapazität, auf 
deren Grundlage neue Länder aufgenommen und angenommen werden können. (vgl. 
Milborn, Nothegger 2006: 297)  
Nach den materiellen und formellen Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft in der EU laut 
Art. 49 EUV (Art. 0 Abs.1 des Vertrags über die Europäische Union) müssen Aspiranten im 
Wesentlichen drei Voraussetzungen erfüllen: Sie müssen ein „Staat“ sowie „europäisch“ sein 
und die Homogenitätserfordernisse des Art. 6. Abs. 1 bezüglich Freiheit, Menschenrechten, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit erfüllen. (vgl. Stricker 2006: 87) Inwieweit die Türkei, 
abgesehen von den anderen Anforderungen, das Merkmal, „europäisch“ zu sein, erfüllt, ist 
schwer zu klären, weil es keine Definition des „Europäischen“ gibt. Auch der Vertrag selber 
gibt keinen Aufschluss darüber. 
Leggewie unterscheidet fünf Konzepte der europäischen Identitätskonstruktion: Europa 1. als 
geografischer Raum, 2. als historische Schicksalsgemeinschaft, 3. als christliche 
Wertegemeinschaft, 4. als „kapitalistische Marktgemeinschaft mit sozialstaatlichen 
Elementen“, sowie 5. als „Hort von Menschenrechten und Demokratie“. (vgl. Leggewie 
2004: 13 f.) 
Die Unzulänglichkeiten des ersten Konzepts wurden hier bereits diskutiert, aber auch der 
Rekurs auf die jüdisch-griechisch-römische Antike als historische Basis gemeinsamer 
Geschichte bleibt selektiv. Große Teile der heutigen Türkei waren Bestandteil dieser 
historischen antiken Welt, die regelmäßig als Vorraussetzung für die Entstehung 
„europäischer Errungenschaften“ wie der Demokratie, der Aufklärung, der Wissenschaft und 
des Kapitalismus gesehen wird. 
Dass Europas Bevölkerung zu großen Teilen christlich ist und historisch insbesondere in den 
Muslimen ein Feindbild gesehen hat und bis heute sieht, ist unbestritten. Dennoch spricht 
gegen die Verwendung des Christentums als bestimmenden Faktor europäischer Identität, 
dass große Teile des kulturellen Erbes auf nicht-christlichen Traditionen, wie etwa der fast 
gänzlich ausgerotteten jüdischen, zurückgehen. Zudem gilt nach Art. 9 Abs. 1 der 
Europäischen Menschenrechtskonventionen das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, und 
Religionsfreiheit, eine Ablehnung aufgrund von unterschiedlicher Konfession widerspräche 
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demnach den eigenen Grundsätzen. Auch hat im Gegensatz zur Türkei in den EU-15 Staaten 
die Religion nur mehr marginale Bedeutung für die Bevölkerung, es lässt sich also eine 
zunehmende Entchristianisierung und ein wachsender religiöser Pluralismus beobachten. 
(vgl. Stricker 2006: 93) 
In Bezug auf das vierte Konzept weist die Türkei bereits die wesentlichsten Elemente einer 
freien Marktwirtschaft auf, im sozialstaatlichen Bereich sind sicherlich noch große 
Anstrengungen zu unternehmen. Zur Konstruktion einer europäischen Identität ist ein rein 
wirtschaftliches Kriterium offensichtlich ungeeignet.  
Die Definition von Europa als „Hort von Menschenrechten und Demokratie“, ist insofern 
auch für die Union gültig, als nur demokratische Rechtsstaaten mit freien Wahlen und 
Achtung der Menschen- und Minderheitenrechte eine Chance auf Aufnahme haben. Es bleibt 
aber fraglich, ob dieser Anspruch für eine regionale Eingrenzung tauglich ist. 
Zusammenfassend wird deutlich, dass die oben erläuterten Identitätskonzepte bei genauerer 
Betrachtung für die Ableitung von Homogenitätskriterien kaum brauchbar sind, da sie in sich 
unschlüssig sind (wie z.B. das Argument, dass ein muslimischer Staat nicht EU-tauglich sein 
könne) und eine substantielle Definition des „Europäischen“ allein auf historische Weise 
nicht möglich ist. 
Vielmehr ist der Integrationsprozess innerhalb Europas mittels der EU von einer Dynamik 
geprägt, die keinen expliziten Bezug auf geografische oder kulturelle Eigenschaften aufweist. 
Das Aufnahmekriterium des „europäischen Staats“ ist auch in den Vertragstexten nicht 
definiert, weswegen die Entscheidung über Aufnahme von Staaten, die sich offensichtlich 
nicht (nur) in Europa befinden, als politische Zweckmäßigkeitsentscheidung anzusehen ist. 
Somit ist die Frage nach den Grenzen Europas nicht als konstruktivistisch anzusehen. Diese 
Sichtweise wird auch von der EU unterstützt, indem sie mit der Aufnahme von 
Verhandlungen im Jahr 2005 verdeutlichte, dass die Türkei prinzipiell für beitrittsfähig 
gehalten wird und damit auch das „europäische“ Kriterium erfüllt. 
3.2 Beziehungen zwischen der Türkei und der EU 
Die Geschichte der Beziehungen zwischen der Türkei und der EU bzw. ihrer 
Vorgängerorganisation, der EG, ist beinahe so alt wie die europäischen Organisationen 
selber. Bereits 1951 trat die Türkei der NATO bei (und gewährt als einziges NATO-Mitglied 
bis heute den USA das Einmarschrecht) und unterzeichnete 1953 die Europäische 
Menschenrechtskonvention – ihre Anwendung ist aber bis heute nicht zufriedenstellend 
gegeben. Im Jahr 1963 folgte auf den türkischen Antrag von 1959 hin das 
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Assoziierungsabkommen zwischen der Türkei und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG), der Vorgängerorganisation der EG und der EU, weswegen von türkischer Seite 
immer wieder betont wird, bereits seit über 40 Jahren auf einen Beitritt zu warten und dass 
dies als Benachteiligung gegenüber anderen Ländern wie Griechenland und den neuen 
osteuropäischen Mitgliedsländern zu sehen sei. In diesem Zusammenhang sind jedoch die u.a. 
durch bürgerkriegsähnliche Zustände ausgelösten Staatsstreiche des türkischen Militärs von 
1960 und von 1971 bis 1973 sowie von 1980 bis 1983 zu erwähnen, welche die Instabilität 
der türkischen Demokratie verdeutlichten und alle vorhergegangen Bemühungen einer 
Annäherung annullierten. Auch der Einmarsch türkischer Truppen auf Zypern und die 
Besetzung des Nordteils der Insel gerade unter dem „pazifistischen“ Regierungschef Bülent 
Ecevit sorgt bis heute für internationale Konflikte insbesondere mit dem EU-Mitglied 
Griechenland und stellt eine der größten Hürden eines Türkei-Beitritts dar. (vgl. Steinbach 
2003: 51) 
Ende der 1970er Jahre drohte die Türkei erneut in Anarchie und Terror abzugleiten, 
weswegen das Militär neuerlich putschte und ein neues türkisches Grundgesetz diktierte, das 
wesentliche Einschnitte in die Bürgerrechte mit sich brachte – von Minderheitenrechten ganz 
zu schweigen. Der religiöse Ökonom Turgut Özal sollte als Regierungschef mit seiner ANAP 
(Mutterlandspartei) die „prekäre Demokratie“ Türkei bis Ende der 1980er Jahre mit kräftiger 
Unterstützung des Internationalen Währungsfonds der Marktwirtschaft und 
Rechtsstaatlichkeit näher bringen. Die Liberalisierung der türkischen Wirtschaft brachte aber 
auch schwere wirtschaftliche Turbulenzen mit sich. (Steinbach 2003: 42) 
Mit galoppierender Inflation, hoher Arbeitslosigkeit, die durch die schnelle Industrialisierung 
ausgelöst wurde, einem immer noch semitotalitären Staatswesen, das im Osten des Landes 
einen schleichenden Krieg gegen kurdische Separatisten führte, konnte der Antrag auf 
Vollmitgliedschaft in der EG von 1987 trotz aller Fortschritte nur abgelehnt werden. Dennoch 
folgte 1990 die Anerkennung von Beschwerdeverhandlungen beim Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte und des Prüfungsrechts der Europäischen Kommission zur Verhütung 
von Folter seitens der Türkei, ein tatsächlicher Verzicht auf  Folter in der türkischen 
Exekutive ist jedoch bis dato nicht erfolgt, auch die Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
werden nur höchst zögerlich umgesetzt bzw. anerkannt. (vgl. Leggewie 2004: 327) Es 
begannen jedoch in dieser Periode unter Özal erste zaghafte Lockerungen des restriktiven 
Sprachgesetzes (das einem Verbot des Kurdischen gleichkam) und ab Anfang der 1990er 
auch der Strafgesetzgebung. 
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Die mit dem Jahr 1996 in Kraft getretene Zollunion zwischen der Türkei und der EU stellt ein 
vertragliches Unikum dar, von dem sich die Türkei eine weitere wirtschaftliche Annäherung 
an die EU erhoffte.  Im Gegensatz zu den Erwartungen zeitigte sie nicht ausschließlich 
positive Auswirkungen auf die türkische Wirtschaft. Innertürkisch wurde das Vertragswerk 
auch als einseitige Aufgabe nationaler Souveränität interpretiert, da die Türkei als einziges 
Land eine Zollunion mit der EU einging, ohne EU-Mitglied zu sein und deswegen kein 
Mitspracherecht zu wirtschaftspolitischen Fragen in Brüssel hat. Seit Bestand der Zollunion 
stieg jedoch das Handelsvolumen zwischen Türkei und EU – während es 1995 noch 27 Mrd. 
Dollar betrug, lag es im Jahr 2006 bei etwa 124 Mrd. Dollar. (Steinbach 2003: 119; European 
Commission  2007b: 5) 
In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre begannen sich in der Türkei zunehmend 
Machtkonflikte zwischen den militärischen und den religiös-politischen Eliten zu entwickeln.  
Angeheizt durch die korrumpierte Wirtschaft des Landes stellten zweitere mit  Necmettin 
Erbakan ab 1996 den ersten islamistischen Staatspräsidenten der Türkei. Dieser musste 
jedoch wegen militärischen Drucks im Sommer 1997 zurücktreten, am Ende des Jahres wurde 
der neuerliche Antrag der Türkei auf  Kandidatenstatus am Gipfel von Luxemburg abgelehnt, 
schlussendlich im Dezember 1999 aber doch zuerkannt. 
Es folgte 2001 eines der schwärzesten Jahre in der Geschichte des Landes. Eine durch 
Korruption und Vetternwirtschaft quer durch Parteien und Wirtschaft verursachte 
Wirtschaftskrise führte zum Bankrott vieler Geldinstitute und die Türkei in eine Rezession 
mit einer Inflation von über 90 Prozent und einer Arbeitslosigkeit, die ungeahnte Ausmaße 
erreichte. 
Vorangegangen war allerdings eine Entspannung der Beziehungen mit dem „Erzrivalen“ 
Griechenland, die sich auch in der gegenseitigen Hilfe bei den schweren Erdbeben dieses 
Jahres manifestierte und von den Medien und Öffentlichkeiten mit ehrlicher Freude über die 
jeweilige Hilfsbereitschaft anerkannt wurde.  
In Folge der schweren Finanzkrise wurden erste grundlegende Reformen des 
Wirtschaftswesens in der Türkei unternommen, wie etwa der Aufbau einer unabhängigeren 
Nationalbank und die strengeren Vorgaben bei der Privatisierung von Staatsbetrieben. Hinzu 
kam, dass der Vollzug der Todesstrafe eingeschränkt wurde. Aus den beiden 
Parlamentswahlen von 2002 und 2007 ging die islamistische Partei für Fortschritt und 
Gerechtigkeit unter Recep Tayyip Erdoğan als Sieger hervor, die umfassende Reformen wie 
die Abschaffung des Todesurteils auch in Kriegszeiten, das Folterverbot, größere 
Versammlungsrechte und mehr Rechte für Kurden hinsichtlich Sprachgebrauch im Alltag, in 
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den Medien sowie in der Ausbildung in Angriff nahm. Angesichts dieser Fortschritte konnten 
die AKP-Politiker die im Dezember 2004 von den EU-Staats- und Regierungschef getroffene 
Entscheidung, ab Oktober 2005 mit der Türkei über einen Beitritt zu verhandeln, als Erfolg 
feiern. 
Dem waren allerdings langwierige Diskussionen unter den Repräsentanten vorangegangen, da 
einige Regierungschefs – allen voran der österreichische – eine Alternative zu einem 
Vollbeitritt in das Übereinkommen aufnehmen wollten. 
Schlussendlich kam es nicht dazu, jedoch wurden für die Türkei erstmals zusätzliche 
Auflagen mit den Beitrittsverhandlungen verbunden, wie etwa die Berücksichtigung der 
Aufnahmefähigkeit der EU.  
Die Verhandlungen wurden zwar termingerecht aufgenommen, gerieten jedoch wegen 
verschiedener Ursachen schnell ins Stocken. Insbesondere in Fragen der Menschen- und 
Minderheitenrechte, der Abschaffung von Folter, der großen politischen Macht des türkischen 
Militärs und der Meinungsfreiheit mahnte die EU in ihren Fortschrittsberichten konstantere 
Reformarbeit ein. Denn gerade in den zivilrechtlichen Bereichen hat die Türkei noch einen 
weiten Weg zu gehen, Folter und Misshandlungen sind weiterhin keine Seltenheit und auch 
die Zahl der Verfahren, die aus Gründen der Beleidigung des Türkentums eröffnet wurden, 
hat sich im Jahr 2006 gegenüber dem Vorjahr verdoppelt. (vgl. European Commission  
2007b: 13 ff.) Abgesehen davon sind der übertriebene Einfluss des Militärs auf Politik und 
Medien, die Einschränkung der Meinungsfreiheit und der Minderheiten-, Frauen- und 
Arbeitnehmerrechte als Bereiche zu nennen, die Reformen bedürfen. 
Fast vollständig zum Stillstand kamen die Verhandlungen im Dezember 2006, als die EU im 
Zuge einer „kleinen Zypernkrise“ auf die Weigerung der Türkei, das Ankara-Protokoll 
umzusetzen und somit auch seine Häfen für zypriotische Schiffe zu öffnen, mit der 
Aussetzung von acht essentiellen der insgesamt 35 Verhandlungskapitel reagierte. Seitdem 
stagnieren die Verhandlungen, da sich beiderseits der Enthusiasmus für einen Türkei-Beitritt 
gelegt hat. Weil in Europa mit Angela Merkel und Nicholas Sarkozy nun zwei Politiker an 
der Spitze von Deutschland bzw. Frankreich stehen, die einen Beitritt der Türkei nicht 
unterstützen, hat die Türkei nur mehr wenige mächtige Fürsprecher auf oberster 
diplomatischer Ebene und ist ihrerseits seit Monaten durch einen innertürkischen 
Machtkampf zwischen der Regierungspartei AKP, dem Militär und der elitär-kemalistischen 
Bürokratie gelähmt, den man als politische Dauerkrise bezeichnen muss. Die 
Ankündigungen, in Österreich und Frankreich Referenden über einen Türkei-Beitritt 
abzuhalten, haben die Chancen auf einen Beitritt drastisch verkleinert,  es sei denn die 
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ablehnende Haltung der Bevölkerungsmehrheit  würde sich dort in den nächsten Jahren ins 
Gegenteil verkehren. Die nach einer längeren Ruhephase unerwartet brutalen Anschläge der 
kurdischen Terrororganisation PKK in den letzten beiden Jahren und die folgende Offensive 
des türkischen Militärs gegen die Rückzugsgebiete der PKK bis in den Nordirak haben 
deutlich gemacht, dass die Frage des Status der Kurden innerhalb der Türkei mehr denn je 
einer politischen Lösung bedarf, wenn man dauerhaften Frieden in dieser Region will. Ob das 
mit dieser Regierungspartei möglich ist, scheint aus mehreren Gründen sehr fraglich: zum 
einen ist der Einfluss des politisierten Militärs zu groß, zum anderen hat auch die AKP nur 
erste Schritte hin zur tatsächlichen Implementierung von Minderheitenrechten vollbracht, 
drittens läuft gegen die AKP ein Verbotsverfahren wegen antilaizistischer Aktivitäten am 
türkischen Verfassungsgericht – eine weitere Blüte des Machtkampfs zwischen der 
islamistischen AKP und kemalistisch-laizistischen Eliten. 
Vor diesem Hintergrund wird offensichtlich, dass die Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei abgesehen von der gut funktionierenden wirtschaftlichen Zusammenarbeit reserviert 
bis angespannt sind, da sowohl die innertürkischen Defizite als auch die 
Orientierungslosigkeit  innerhalb der EU nach der letzten EU-Erweiterung und der 
öffentlichen Ablehnung der „EU-Verfassung“ und dem Vertrag von Lissabon noch längere 
Zeit einer ausschlaggebenden Verbesserung harren dürften. 
3.3 Beziehungen zwischen der Türkei und Österreich 
Die Beziehungen zwischen Österreich und der Türkei wandelten sich von kriegerischer 
Rivalität (zwischen dem Reich der Osmanen und der Habsburger) hin zu skeptischer 
Handelspartnerschaft, wohl auch weil sich die Staatengebilde durch die historischen 
Entwicklungen grundlegend änderten. 
Beide monarchischen Großreiche gingen mit dem ersten Weltkrieg unter. Das Osmanische 
Reich hatte mit seinen zwei Vorstößen auf Wien in den Jahren 1529 und 1683 seine größte 
Ausdehnung in Richtung Zentraleuropa erreicht, konnte die Stadt aber im Gegensatz zu 
großen Teilen Ungarns und des Balkans nicht einnehmen. Die folgenden Jahrhunderte waren 
von einem langsamen Zerfall des osmanischen Imperiums geprägt, das sich an der Spitze 
seiner Macht von Algerien bis ans Rote Meer und von Budapest bis ans Kaspische Meer und 
den Persischen Golf erstreckt hatte. „Vor dem Hintergrund einer anhaltenden inneren 
Krisensituation des Reiches wirkt die Belagerung (1683) unter der Herrschaft von Sultan 
Mehmet IV. (1648–1687) wie ein letztes Aufbäumen.“ (Steinbach 2003:15).  Das 
Osmanische Reich wurde fast zu einem Spielball der europäischen Reiche Frankreichs, 
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Englands, Russlands und der Habsburger, die unter Prinz Eugen von Savoyen Ungarn 
eroberten und bis nach Belgrad vorstießen. Der folgende Friede von Karlowitz, in dem die 
eroberten Gebiete unter dem Hause Habsburg, Venedig und Polen aufgeteilt wurden war für 
das Osmanische Reich erstmals nach langer erfolgreicher Expansion ein folgenschwerer 
Rückschlag. Für das Haus Habsburg bedeutete es den Aufstieg zu einer Großmacht, für das 
Osmanische Reich rückblickend den ersten Schritt Richtung Niedergang, der aber beide 
Reiche zur selben Zeit im Zuge des ersten Weltkriegs ereilen sollte. Auf die Details, die zur 
Auflösung der beiden Staaten führten, kann und soll hier nicht eingegangen werden, diese 
sind in der diesbezüglichen Literatur der Historik bereits erschöpfend behandelt.  
Der Erwähnung bedarf auf jeden Fall, dass Österreich ab den 1970er Jahren Ziel der 
Massenimmigration von großteils ungelernten anatolischen Hilfsarbeitskräften wurde, 
wenngleich auch in geringerem Ausmaß als Deutschland. Die Arbeitskraft der türkischen 
Hilfsarbeiter war jedoch offiziell nachgefragt und wurde seitens der österreichischen Politik 
und Sozialpartner koordiniert, da in Österreich seit den 1960er Jahren Arbeitskräftemangel im 
Niedriglohnbereich herrschte. (vgl. Kritzinger, Steinbauer 2005: 111 f.) 
 
Diese beiden Umstände, der Kampf zwischen Habsburgern und Osmanen auf der einen und 
die so genannte „Gastarbeiter“-Problematik (ein irreführender Begriff, denn faktisch blieben 
türkischen bzw. kurdischen Arbeitskräfte großteils, ob geplant oder nicht, um zu arbeiten, und 
nicht um nach ein paar Saisonen wieder Heim zu kehren) auf der anderen Seite sind zwei der 
konstitutiven Bestandteile, aus denen sich die gesellschaftliche Meinung und ihr Diskurs, die 
mediale Berichterstattung mit ihren Argumenten und Tendenzen und nicht zuletzt die relativ 
einheitliche Position der österreichischen Parteien ableitet. Denn die fast einhellig ablehnende 
Haltung von Österreichs Bevölkerung und Parteien gegenüber einem EU-Beitritt der Türkei 
fußt, anders als immer wieder beteuert, nicht allein auf rationaler Argumentation, sondern 
beinhaltet auch historische (der Türke als zuerst „ungläubiger Barbar“, dann als 
„Unterlegener“), religiöse (der Türke als „Nicht-Christ“ und somit islamischer Heide) und 
kulturelle (nicht-österreichische Sprache, Traditionen und Verhaltensweisen) Elemente. In 
Kombination mit politischen Einstellungen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten vermischen 
sie sich zu einer Sichtweise, welche vorgibt, rein rational zu sein:  
 
„Der Verweis auf die wirtschaftlichen und politischen Implikationen 
und Folgen eines EU-Beitritts der Türkei – wie sie vor allem von 
politischen Akteuren akzentuiert werden – erscheint unter diesem 
 24 
Gesichtspunkt daher oftmals als Fassade für eine auf kulturellen und 
religiösen Motiven basierende Ablehnung einer EU-Erweiterung.“ 
(Kritzinger, Steinbauer 2005: 115) 
 
Über die prinzipielle Problematik des Beitritts kann dies natürlich nicht hinweg täuschen, 
aber es ist notwendig festzustellen, dass die Beziehungen zwischen Österreich und der Türkei 
bzw. die öffentlichen Einstellungen der Österreicher gegenüber einem Türkei-Beitritt und 
„den Türken“ aus mehreren Gründen so einförmig sind (s. Kap. 3.4.12). 
Mit rund 130.000 türkischstämmigen Personen wohnt in Österreich nach Deutschland und 
Frankreich die drittgrößte türkische Exilgemeinde Europas, wobei die eingebürgerten Türken 
natürlich nicht in diese Zahl inkludiert sind. Von den Österreichern werden die Türken 
deutlicher und als einheitlichere Gruppe wahrgenommen als Immigranten aus anderen 
Ländern, wie bspw. den Ländern Ex-Jugoslawiens und Osteuropas. Hinzu kommt die (optisch 
wahrnehmbare) Unterschiedlichkeit der Religion, die besonders in Form des islamischen 
Kopftuchs für viele ein Stein des Anstoßes ist, was sich auch im gesellschaftlichen Diskurs 
über den Islam und die Rolle der Frau im Islam manifestiert.  
 
Bereits die letzte EU-Erweiterung wurde von knapp zwei Dritteln der stets EU-kritischen 
Österreicher – nur 8 Prozent sind der EU gegenüber positiv eingestellt – abgelehnt. Die 
Ablehnung eines Türkei-Beitritts seitens der Österreicher stieg in den letzten Jahren von 
ohnehin hohem Niveau auf 81 Prozent, womit sie mit Abstand die deutlichste aller EU-
Länder ist. (vgl. European Commission 2008d: 22; European Commission 2006: 72) Seitdem 
sich alle österreichischen Parteien, mit Ausnahme der positiv bis skeptisch eingestellten 
Grünen, gegen einen Beitritt positioniert haben, sind in der politischen Debatte dieses Themas 
nur mehr Unterschiede im Grad der Ablehnung festzustellen – von populistischen Anti-
Türkei-Kampagnen der politischen Rechten bis hin zu reserviertem Widerstand der beiden 
Großparteien SPÖ und ÖVP. Somit herrscht in Österreich weitgehender Gleichklang 
zwischen öffentlicher Meinung, der Position der politischen Parteien aber auch vieler Medien, 
die einem Beitritt tendenziell skeptisch bis ablehnend gegenüber stehen (s. Kap. 8.2). Die 
Dominanz von Vorbehalten und Vorbedingungen gegenüber einem türkischen EU-Beitritt 
wurde auch im Vorfeld der Aufnahme von Verhandlungen mit der Türkei deutlich, als sich 
Österreichs Repräsentanten als einzige für eine Alternative zur Vollmitgliedschaft einsetzten. 
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Aktuell sind keine Anzeichen einer Änderung der österreichischen Position feststellbar, 
weswegen es aus heutiger Perspektive möglich erscheint, dass die für Frankreich und 
Österreich angekündigten Referenden über den türkischen Beitritt entscheiden. 
3.4 Argumente für und gegen einen EU-Beitritt der Türkei  
Die im Folgenden behandelten Aspekte dienen dazu, einen Überblick über die europaweite 
Diskussion über einen möglichen EU-Beitritt und ihre wesentlichen Fakten und Positionen zu 
bieten, die oft in sehr polemischer und verzerrter Weise Teil des medialen Diskurses sind. 
Dazu wird auf offizielle und wissenschaftliche Quellen zurückgegriffen und versucht, ein 
möglichst umfassendes Bild zu bieten, in dem sowohl skeptische als auch affirmative 
Stimmen zu einem Beitritt Berücksichtigung finden, sofern sie dies verdienen. In den knapp 
40 Jahren mehr oder minder starker türkischer Bemühungen, dem politischen 
Wirtschaftsbündnis EU bzw. dessen Vorgängern beizutreten, haben sich einige essentielle 
(demokratie)politische Differenzen und Probleme bis heute kaum gebessert und finden hier 
aus diesem Grund besondere Beachtung. 
Auffallend an einigen Argumenten, wie etwa der Größe der Türkei, ist einerseits, dass sie 
sowohl von Kritikern als auch von Befürwortern verwendet werden. Andererseits werden 
viele Problemfelder (bspw. der Einfluss des Militärs in der Türkei, die wachsende Präsenz des 
Islam in Politik und Öffentlichkeit, die Kurdenproblematik, die Migrationspolitik uvm.) in 
EU-Ländern wie in der Türkei thematisiert, wenngleich aus unterschiedlicher Perspektive. 
Eine klare Ausnahme bildet hier die historische Verantwortung der Türkei bezüglich des 
Türkisch-Armenischen Konflikts, wobei die offizielle Türkei jegliche unabhängige 
wissenschaftliche Aufarbeitung verunmöglicht und die mediale Behandlung dieses Themas in 
der Türkei seit Jahrzehnten den gleichen uniliteralen Zugang stützt. 
Daran wird deutlich, wie selektiv so genannte Fakten verwendet werden können. 
 
3.4.1 Die Größe der Türkei 
Die sowohl geografisch wie demografisch beachtliche Größe der Türkei ist eines der am 
häufigsten verwendeten Argumente, von Befürwortern wie von Gegnern eines Beitritts zur 
Union. 
Mit momentan 72 Millionen Einwohnern und einer verhältnismäßig stark wachsenden 
Bevölkerung dürfte die Türkei, sollte sie in den kommenden Jahrzehnten beitreten, das 
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bevölkerungsreichste Land der EU sein. Kritiker lehnen den Beitritt eines derart großen 
Landes aus mehreren Gründen ab (s. dazu auch Kap. 3.4.14). 
Allgemein wird von Befürwortern eines Beitritts der Türkei zur Union angeführt, dass die 
große und junge Bevölkerung wichtige Impulse für den europäischen Arbeitsmarkt setzen 
kann, denn knapp ein gutes Drittel der 72 Millionen türkischen Staatsbürger sind unter 15 
Jahre alt, der Altersdurchschnitt liegt bei 27 Jahren4. Als junge und zu großen Teilen 
ungelernte Arbeitskräfte könnten sie im Niedriglohnsektor der EU unterkommen, Kritiker 
befürchten jedoch eine wahre Flut an Arbeitsemigranten aus der Türkei, für die es in den EU-
Staaten nicht ausreichend Arbeitsplätze gibt. (s. Kap. 3.4.3) Denn mit 8,9 Prozent der 
Bevölkerung verfügt heute nur ein Bruchteil über eine Hochschulausbildung, und selbst diese 
weist oft qualitative Unterschiede zu europäischen Standards auf. Knapp die Hälfte der 
türkischen Bevölkerung verfügt maximal über eine Grundschulsausbildung, die 
Analphabetenrate liegt landesweit  bei etwa zehn Prozent mit großen Unterschieden zwischen 
West und Ost (Konda 2007: 10ff).  
Aber auch in den Bereichen der Subventionskosten und der Auswirkungen eines Beitritts auf 
die Stimmenverhältnisse im Europäischen Parlament und anderen EU-Institutionen, sind im 
Falle eines Beitritts große Veränderungen für die EU zu erwarten, da die Türkei dank hoher 
Geburtenrate bei einem prognostizierten Wachstum von rund einem Prozent jährlich 
höchstwahrscheinlich in 15 Jahren eine größere Einwohnerzahl als Deutschland haben wird. 
Der Beitritt eines Landes mit der geografischen Größe und dem Bevölkerungsreichtum der 
Türkei würde in den Bereichen der Abeitsmarkt-, Migrations-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
sowie im notwendigen Demokratisierungsprozess der Türkei und der EU selbstverständlich 
auch viel größere Effekte zeitigen und höhere Investitionen erfordern, als bspw. der 
Österreichs. Allein durch die Größe des Landes kommt demnach jedem einzelnen 
innertürkischen Problem, gleich ob es sich um Arbeitslosigkeit, Minderheitenrechte oder die 
Infrastruktur handeln mag, mehr Bedeutung zu als es bei einem kleineren Land der Fall wäre, 
da eine wesentliche größere Reform- bzw. Subventionsleistung für die Erzielung von 
Fortschritten notwendig ist.  
3.4.2 Relative Armut und strukturelle wirtschaftliche Defizite der Türkei 
Mit einem jährlichen Bruttoinlandsprodukt von rund 4400 Euro pro Kopf in 2007 liegt die 
Türkei noch weit hinter dem Durchschnitt der EU-27 mit 23.700 Euro, allerdings vor den 
beiden jüngsten Mitgliedsländern Rumänien und Bulgarien (Eurostat 2007:19). Auch 
                                                 
4
 s. Türkiye Istatistik Kurumu: 5. Yaş grubuna göre nüfus ve yaş bağımlılık oranı. 
http://www.tuik.gov.tr/PreTablo.do?tb_id=39&ust_id=11 (1.7.2008)  
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bezüglich des Pro-Kopf-Einkommens und des Wirtschaftswachstums liegt die Türkei deutlich 
vor Bulgarien und Rumänien, was die türkischen Beitrittsambitionen wirtschaftlich stützt. 
Das ausgeprägte West-Ost-Gefälle ist charakteristisch für die türkische Wirtschaft, denn fast 
alle wirtschaftlich prosperierenden Regionen liegen in der Westtürkei oder sind direkt vom 
Tourismus abhängig, während die übrigen Regionen, insbesondere in der (Süd-)Osttürkei, mit 
einfacher agrarischer Wirtschaft und weniger Bildungseinrichtungen ihr Auslangen finden 
müssen.  
Mit einer Beschäftigungsrate von 46 Prozent der arbeitsfähigen türkischen Bürger von 15 bis 
64 Jahren ist die Türkei in den offiziellen Statistiken weit abgeschlagen, es sind hier jedoch 
zwei wichtige Faktoren zu berücksichtigen: Einerseits ist der Anteil berufstätiger Frauen in 
den vergangenen Jahren in der Türkei von bereits niedrigem Niveau auf etwa ein Viertel 
leicht zurückgegangen, zum anderen hat das türkische Wirtschaftstreiben traditionell einen 
hohen Anteil an Schwarzarbeit, sodass man von einer um ca. ein Drittel höheren 
Wirtschaftsleistung ausgehen kann. Die landesweite Arbeitslosenquote stagniert in den 
vergangen Jahren bei über zehn Prozent, ähnlich der Inflation, die in jüngster Vergangenheit 
zum Glück der Bevölkerung im sehr niedrigen zweistelligen Bereich blieb (Eurostat 2008: 54 
f, 66) 
Gleichzeitig ist die Türkei der größte Schuldner des Internationalen Währungsfonds IWF und 
bekam insbesondere als Verbündeter der USA nach 2001 großzügige finanzielle 
Unterstützung. 2006 beliefen sich die Auslandsschulden der Türkei auf rund 200 Milliarden 
Euro (Eurostat 2008:77). Die Staatsverschuldung konnte vom Jahr der großen türkischen 
Wirtschaftskrise (2001 betrug die Staatsverschuldung über 100 Prozent des BIP) bis zum Jahr 
2006 fast auf das Maastricht-Kriterium von maximal 60 Prozent gesenkt werden, nicht zuletzt 
dank konstant steigender Investitionen aus dem Ausland. 
So bescheinigt die EU-Kommission in ihrem jährlichen Fortschrittsbericht, dass sich die 
Wirtschaftspolitik der Türkei auf dem richtigen Weg befinde. Insbesondere die Stabilisierung 
des Bankensektors und des Haushaltsdefizits sind hier hervorzuheben (vgl. European 
Commission 2007b: 26 f.). 
Gleichzeitig mahnt sie weitere und zügigere Umsetzung der notwendigen Reformen ein, da 
hier dass Tempo merklich nachgelassen habe. Zwar ist davon auszugehen, dass die Türkei die 
erforderlichen Kriterien einer funktionierenden Marktwirtschaft und die Fähigkeit, dem 
Wettbewerbsdruck und den Marktkräften der Union standzuhalten, in den nächsten Jahren 
erfüllen können wird, doch dafür werden noch große Anstrengungen, vor allem in den 
folgenden Bereichen, notwendig sein. 
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Im Bildungssektor bestehen immer noch große strukturelle Probleme, rund zehn Prozent aller 
Kinder im Schulalter besuchen nicht einmal die Grundschule und viele der türkischen Schüler 
arbeiten mit geringsten Kenntnissen der grundlegenden Fertigkeiten und der Problemlösung 
(vgl. European Commission 2007b: 30).  
Auch die Agrarwirtschaft, die etwa ein Drittel der Arbeitskräfte bindet, aber nur ein Zehntel 
des BIP produziert, bedarf größerer Reformen, gleichzeitig bestehen zu wenige Arbeitsplätze 
in anderen Bereichen, wie an der starken Landflucht der letzten Jahrzehnte ersichtlich wird. 
Auch die für 2009 angekündigte deutliche Erhöhung der jahrelang staatlich gestützten 
Energiepreise könnte sich, gemeinsam mit relativ hoher Inflation und geringer 
Beschäftigungsrate, negativ auf die Verbrauchernachfrage auswirken und das in den 
vergangenen Jahren überdurchschnittlich hohe Wirtschaftswachstum bremsen.  
Wirtschaftlich ist die Türkei demnach auf dem richtigen Weg, wird aber ohne den bisher 
gezeigten Eifer die erforderlichen Kriterien nicht erfüllen können.  
3.4.3 Migration 
Die starken Migrationsströme der türkischen Bevölkerung sind längst (u.a. auf Wunsch der 
hiesigen Wirtschaft) in Zentraleuropa angekommen und hier auch zu einem populären 
Wahlkampfthema geworden, wobei diese Problematik in der Politik nur sehr einseitig 
behandelt wird. Wohl auch, um aus der vorhandenen Xenophobie politisches Kapital zu 
schlagen, denn die Einstellung gegenüber Immigration ist nicht nur in Österreich negativ. 
Dabei wird Migration und Asyl eher unter dem Aspekt der Sicherheit als dem der 
Menschenrechte gesehen: 
“Governments are not only concerned about basic law and order matters but also feel 
increasing domestic political pressure to address the public’s perception of what is a threat to 
the national identity of their countries.” (Kirişci 2003: 79) Kritiker einer gemeinsamen EU-
Asyl- und Migrationspolitik sprechen deswegen auch von der drohenden „Festung Europa“. 
Österreich hat mit einer türkischen Exilgemeinde von mehr als 130.000 türkischstämmigen 
Personen eine der größten der Welt (nach Deutschland und Frankreich), deren Anwesenheit 
medial generell in Bezug auf kontroversielle Themen wie Moscheenbau und die 
Integrationsproblematik behandelt wird. Dabei wird insbesondere die Integrationswilligkeit 
der türkischen Einwanderer in Frage gestellt, da es anscheinend Integrationsprobleme über 
mehrere Generationen hinweg gibt. So sprechen viele Türken selbst nach langjährigem 
Aufenthalt schlecht Deutsch, was nur einer von vielen Indikatoren für oftmaliges 
beiderseitiges Versagen des Integrationsprozesses in Österreich ist, denn parallel dazu ist die 
 29 
Förderung der Sprachkenntnisse von Ausländern in Österreich für Einkommensschwache nur 
schwer zugänglich, da sie für diese mit zu hohen Kosten verbunden ist. 
Oft wird die Immigration mit steigender Kriminalität, dem Anstieg unausgebildeter 
Arbeitskräfte, einer Expansion des Islam und der Entstehung von endogamen 
Parallelgesellschaften verbunden, die sich dauerhaft in einem Land aufhalten ohne die 
örtlichen Werte zu teilen. Die Grenze zwischen berechtigter Kritik an Immigrationspraxis und 
-politik wird aber auch hierzulande zwischen einer sehr großen konservativen Mehrheit und 
einer kleinen liberalen Minderheit gezogen, sodass für eine nüchterne öffentliche Debatte 
zwischen den radikalen Polen „Überfremdung“ und „kulturelle Bereicherung“ kein Platz zu 
sein scheint.  
Seit den 1960er Jahren haben sich ca. vier Millionen Menschen aus der Türkei nach Europa 
begeben, viele als Asylanten, die um politisches Asyl ansuchten. Dass Flüchtlinge aus einem 
mittlerweile offiziellen Kandidatenland immer noch um politisches Asyl ansuchen, sagt 
einiges über den Fortschritt bei Minderheitenrechten in der Türkei aus (vgl. Kirişci 2003: 79, 
82).  
Für die nahe Zukunft ist kein Ende des Emigrationswelle aus der Türkei in Sicht: aufgrund 
von Wirtschafts- und Sicherheitsproblemen und gleichzeitig hohen Geburtenraten kam und 
kommt es zu starker Landflucht von Ost nach West, welche die türkischen Ballungsräume 
innerhalb von zwei Jahrzehnten enorm wachsen ließ. Dieser Prozess hält weiterhin an und ist 
hauptsächlich im Zusammenhang mit dem starken Prosperitätsunterschieden zwischen der 
Westtürkei und dem Osten des Landes zu sehen, wo ein großer Teil der Bevölkerung – 
Schätzungen sprechen von 20 bis 30 Prozent – ethnisch kurdisch mit unterschiedlich 
ausgeprägter kultureller Exklusivität ist.  
Nach Schätzungen des (turk)islamkritischen Orientalisten Peter Raddatz lebt heute etwa ein 
Fünftel der Türken in den Gecekondus5 der größten türkischen Städte. Seine 
Schreckensprognose im Falle totaler Freizügigkeit für türkische Bürger in die EU, die wegen 
Übergangsbestimmungen der einzelnen Nationen sicherlich nicht in dieser Form realisiert 
wird, liest sich wahrlich bedrückend und kann prototypisch für die Einwände vieler 
Beitrittsgegner gelten:  
 
„Um die Mitte des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts wird ein 
Anteil zwischen sechs und neuen Millionen Türken im eigenen Land 
keine Zukunft haben. (…) Um 2015 – spätester Termin des Beitritts und 
                                                 
5
 Gecekondu, dt.: Über Nacht Erbautes; Synonym für die enorm wachsenden Elendsviertel der türkischen 
Großstädte, deren Bewohner in eiligst errichteten Hütten hausen. 
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völliger Freizügigkeit – ist ein Mittelwert von zehn Millionen Menschen 
zu erwarten, die sich in Richtung Westeuropa in Bewegung setzen 
werden.“ (Raddatz 2004: 141 / Auslass. PS) 
 
Mit derartigen Prognosen kann und wird in Europa zweifellos Politik gemacht werden, denn 
die Angst der Menschen vor Desintegration der (staatlichen) Gemeinschaften wächst 
angesichts steigender Migration, nicht zuletzt durch die verschärfte Lage am Arbeitsmarkt. 
Doch auch die Türkei ist, was von europäischer Seite meist vergessen wird, ein 
Immigrationsland. Wegen des (teilweise) liberalen und recht unreglementierten 
Einwanderungsrechts ist die Einreise für iranische Staatsbürger wie für Menschen „türkischer 
Abstammung und Kultur“ seit der Genfer Menschenrechtskonvention von 1951 recht 
umkompliziert. Die Folge sind große Einwanderungsströme aus dem Iran, den Balkanländern, 
ehemaligen Ländern der Sowjetunion, aber auch aus Afrika, sowie von hunderttausenden 
kurdischen Flüchtlingen, die vor den lebensbedrohlichen Umständen aus dem Nordirak in die 
Osttürkei emigrierten – viele davon mit dem Ziel, nach Europa zu gelangen. 
Will die Türkei in die EU aufgenommen werden, muss sie aber die Basis ihrer Asyl- und 
Migrationspolitik grundlegend ändern. Insbesondere der Verzicht auf die Nicht-
Zurückweisung, wie sie in der Türkei Usus ist, und auf die eher willkürliche geografische 
Begrenzung für Immigration und Asyl auf Menschen „türkischer Abstammung und Kultur“ 
würde einen radikalen Umbruch der üblichen Praxis darstellen. Auf offizieller Seite ist man 
in der Türkei noch sehr skeptisch, ob diese Veränderungen überhaupt tragbar sind, weil sie 
die Türkei einerseits zur Integration anerkannter Flüchtlinge zwingen würden und 
andererseits die geografische Begrenzung, die eigentlich eine kulturell-religiöse ist, als 
wirksames Werkzeug der nationalen Sicherheit und kulturellen Einheit gilt (vgl. Kirişci 2003: 
91f). 
Genaue Zahlen darüber, wie viele Menschen die Türkei als Transitland nützen, sowie über 
Menschhandel und -schmuggel sind nicht verfügbar. Die EU hat aber bereits klar gemacht, 
dass auch in diesen Bereichen, sowie bei der Korruptionsbekämpfung innerhalb der 
Verwaltung deutliche Verbesserungen notwendig sind, um illegaler Migration und 
Menschenhandel in und aus der Türkei besser begegnen zu können. 
Deswegen zeichnen sich in der Frage der Migration ausgesprochen harte Verhandlungen 
zwischen der Türkei und der EU ab. Einerseits scheut sich die Türkei vor der Umsetzung 
riskanter Reformen, da das Vertrauen in die EU fehlt, dass die damit verbundenen 
Belastungen und Kosten gemeinsam bewältigt werden. Andererseits zeigt sich an Problemen 
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wie diesem die oftmalige Ambivalenz der EU-Regierungen, die in ihren Ländern eine 
konservative Anti-Immigrationspolitik betreiben und parallel dazu auf EU-Ebene 
wirtschaftsliberale und demografische Ansprüche nach günstiger Arbeitskraft (ergo 
kontrollierte Immigration dieser Arbeitskräfte) zu befriedigen versuchen. 
3.4.4 Türkische Kultur und Religion 
Die Türkei wäre bei Aufnahme das einzige mehrheitlich muslimische EU-Land, was westlich 
des Bosporus fast durchgehend für Skepsis sorgt, obwohl durch die Europäische 
Menschenrechtskonvention die Religionsfreiheit verbrieft ist. An dieser Stelle ist es wichtig 
zu erwähnen, dass der türkisch-hanefitische sunnitische Islam als Leitreligion der Türkei 
anzusehen ist, aber keinesfalls 99 Prozent der Türken dieser Religion angehören, wie von 
offizieller Seite verallgemeinernd behauptet wird. Bedingt durch politisch-religiöse türkische 
Homogenisierungstendenzen werden andere (auch muslimische) Religionen unterdrückt, wie 
am Beispiel der alteingesessen alevitischen oder christlich-orthodoxen Gemeinden ersichtlich 
ist (s. Kap. 3.4.6.). 
Da der osmanische Sultan als Kalif nominell auch Oberhaupt aller (sunnitischen) Muslime 
war, kann die Abschaffung des Kalifats im Jahr 1924 und die Einführung eines Gesetzbuches 
nach Schweizer Vorbild (1925) unter Mustafa Kemal als revolutionär gelten. Hinzu kam das 
Verbot von osmanisch-religiösen Trachten, religiösen Orden, die Einführung des lateinischen 
Alphabets anstelle des arabisch-osmanischen sowie des aktiven und passiven 
Frauenwahlrechts noch vor vielen europäischen Staaten und viele andere Reformen, die 
innerhalb von nur etwa zehn Jahren die türkische Gesellschaft nach Kemals Vorstellungen 
eines „westlichen“ Vorbilds revolutionierten. Für viele konservative bzw. traditionalistische 
Gläubige waren sowohl Tempo als auch Inhalt der Reformen inakzeptabel – eine Ansicht, die 
bis heute Anhänger in der Türkei hat, da die Religion aus dem öffentlichen Raum verdrängt 
wurde. Die Möglichkeiten der Glaubenspraxis an sich wurden nicht beschränken. 
Nach den Ergebnissen des World Value Service lässt sich sagen, dass die türkischen Bürger 
im Unterscheid zu denen vieler europäischer Länder generell sehr gläubig sind: 97,5 Prozent 
gaben an, an Gott zu glauben. Nur knapp 20 Prozent bezeichnen sich als „nicht religiöse 
Person“, ein verschwindend kleiner Teil als „überzeugte Atheisten“6. 60,9 Prozent stimmen 
der Aussage zu, wonach jemand, der nicht an Gott glaubt nicht für ein politisches Amt 
geeignet sei, gleichzeitig lehnen 79,1 Prozent der Befragten es ab, dass religiöse Führer 
                                                 
6
 World Values Survey 2001. Religion and  Morale (Turkey): 
http://margaux.grandvinum.se/SebTest/wvs/country_data_analysis?target=792 (5.7.2008) 
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Einfluss auf das Wahlverhalten der Bevölkerung nehmen sollten, die knappe Mehrheit 
wünscht sich aber mehr Strenggläubige in öffentlichen Ämtern (ebda.).  
Besonders auffällig ist die eher geringe Akzeptanz anderer Religionen. Während viele 
Stimmen sich kritisch über die vermeintliche Diskriminierung des Islam in europäischen 
Ländern äußern, gaben 64,9 Prozent (!) der 3401 befragten türkischen Bürger an, nicht neben 
einem Nachbarn anderer Religion (ergo Nicht-Muslim) leben zu wollen (ebda.). Dass die von  
EU-Mitgliedern eingeforderte Religionsfreiheit im eigenen Land tendenziell wenig 
Unterstützung erfährt, offenbart, dass in der Türkei viele Menschen augenscheinlich nicht in 
der Lage sind, nach den Werten zu leben, welche die offizielle Politik als erstrebenswert 
vorgibt und die auch viele Immigranten türkischer Herkunft in ihrer neuen Heimat für sich 
reklamieren. 
Auch wenn eine weitere Differenzierung der Studienresultate hier nicht möglich ist, wird 
jedoch aus ihnen ersichtlich, dass Religion ein wesentliches verbindendes Element einer 
Gesellschaft ist, die sich zu großen Teilen einer Religion zugehörig fühlt. Ebenso eindeutig 
ist der Einfluss der (regionalen) Tradition, die in Wechselwirkung mit der (traditionellen) 
Religion steht und nicht unabhängig von dieser gesehen werden kann.  
Dabei wird die Rolle der Religion im Staat Türkei durchaus kritisch betrachtet, wie sich am 
Beispiel des symbolisch-politisch aufgeladenen Kopftuchs zeigt, das früher sicherlich mehr 
mit Tracht und weniger mit Politik zu tun hatte. Denn seit Jahrzehnten ist das Betreten von 
öffentlichen Gebäuden, darunter Schulen und Universitäten, mit Kopftuch nicht möglich. 
Nachdem die islamistisch orientierte Regierungspartei AKP mit einer Gesetzesnovelle 
Hochschulstudentinnen mit Kopftuch den Zugang ermöglichen wollte, kam es zu Protesten 
von kemalistischen Verteidigern des türkischen Laizismus und Frauenrechtsbewegungen, die 
eine Lockerung des Kopftuchverbots in öffentlichen Gebäuden verhindern wollen, da sie eine 
zunehmende Dominanz reaktionär-islamischer Ideologie über Politik und Alltag befürchten. 
Mit der notwendigen Verknappung lässt sich sagen, dass für die türkische Kultur eine 
Synthese aus traditionell turkischen und islamischen sowie aufgeklärten kulturellen 
Einflüssen kennzeichnend ist, wobei durch Medien und Politik seit Jahrzehnten die 
Hegemonie des „Türkischen“ propagiert wird, das vom sunnitischen Islam türkischer Spielart 
dank „Turk-Islamischer Synthese“ schwer trennbar ist. Es darf jedoch bei allen diesen 
Generalisierungen nicht vergessen werden, dass „Nicht-Türkisches“ (ergo Menschen anderen 
Glaubens, ethnischer Herkunft oder politischer Orientierung jenseits des tolerierten Bereichs) 
in der Türkei auch unterdrückt oder sogar ausgelöscht wurde und wird. Deswegen wird die 
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Türkei auch nicht als der multiethnische Staat wahrgenommen der sie trotz aller, zum Teil 
brutaler, turk-islamischer Purifikationsversuche immer noch ist. 
Grob verallgemeinernd gesagt reicht das Spektrum der türkischen Bevölkerung von einer eher 
kleineren westlich-liberal orientierten Gruppe über kemalistische, kapitalistische bis zu 
islamischen Eliten mit wechselseitigen Überschneidungen. Aus der oben zitierten Studie ist 
aber ersichtlich, dass das Gros der Bevölkerung fernab radikaler Pole ist und 
pauschalisierenderweise wohl als religiös-konservativ und eher nationalistisch eingestuft 
werden kann. Radikalismus ist im Allgemeinen nicht diesem Großteil der Bevölkerung 
sondern extremistischen Splittergruppen oder gar einflussreichen Gruppen in Politik, Militär 
und Religion vorbehalten und kann sich u. U. sogar gegen die eigene Bevölkerung richten. 
Besonders auffallend ist jedoch die seit den 1990er Jahren erstarkende „Turk-Islamische-
Synthese“, die sowohl für Extremisten wie Gemäßigte vertretbar wurde, denn Nationalismus 
ist eines der konstitutiven Elemente des türkischen Staats und sich als Nicht-Muslim zu 
deklarieren wird zunehmend unpopulär (s.u.). Dieser Ideologie zufolge sind „Türke“ und 
„Muslim“ zwei untrennbare Teile eines Ganzen, was gleichermaßen zu einer Nationalisierung 
der Religion wie zu einer Spiritualisierung des Turk-Nationalismus geführt hat (s. Kap. 
3.4.12.). 
 
3.4.5 Laizismus, demokratische Defizite in der Türkei und die Macht des Militärs 
Der türkische Staat ist formell in der gültigen Verfassung wie folgt definiert:  
 
I. Form of the State 
Art. 1. The Turkish State is a Republic. 
II. Characteristics of the Republic 
Art. 2. The Republic of Turkey is a democratic, secular and social 
state governed by the rule of law; bearing in mind the concepts of 
public peace, national solidarity and justice; respecting human 
rights; loyal to the nationalism of Atatürk (…)7 
 
Mit Ausnahme des Rekurses auf Mustafa Kemals Prinzip des Nationalismus deckt sich die 
Verfasstheit des türkischen Staates als parlamentarische Demokratie auf den ersten Blick mit 
                                                 
7
 Office of the Prime Minister, Directorate General od Press and Information: The Constitution of the Republic 
of Turkey. http://www.byegm.gov.tr/mevzuat/anayasa/anayasa-ing.htm (6.8.2008) [Auslass. PS] 
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der vieler EU-Länder. Dennoch gibt es, neben der Doktrin des Laizismus türkischer Spielart, 
einige spezifische Faktoren und Institutionen, die für das Verständnis der türkischen 
Realpolitik essentiell sind.  
Die wohl wichtigste ist das türkische Militär, das entscheidenden Einfluss auf die 
Tagespolitik hat und dessen Oberbefehlshaber sich regelmäßig medial zu aktuellen Themen 
äußert – eine undenkbare Situation in EU-Ländern. Die politische Macht des Militärs ist im 
Nationalen Sicherheitsrat (MGK – Milli Güvenlik Kurulu) institutionalisiert, “dessen 
Existenz die Abwesenheit von Demokratie dokumentiert” (Raddatz 2004: 121), denn das 
Militär sieht sich als Hüter des Staatskemalismus und kann Entscheidungen des Parlaments 
blockieren, die seinen Interessen zuwiderlaufen. Deswegen ist der Einfluss dieser Institution, 
deren Empfehlungen immer noch mehr Gewicht haben als die des Ministerrats, als eine noch 
zu bewältigende Hürde auf dem möglichen Weg der Türkei in die EU zu sehen, auch wenn 
die islamistisch orientierte Regierungspartei mit kleinen Reformen konstant versucht, den 
Einfluss der laizistisch-kemalistischen Armee zu verringern bzw. ganz zu verdrängen. So 
leitet seit 2004 erstmals ein ziviler Generalsekretär den MGK, der neuerdings auch 
mehrheitlich aus Zivilisten besteht und dessen Empfehlungen für den Staatspräsidenten und 
den Premier nicht mehr verbindlich sind. Fundamentale Reformen in diesem Bereich sind 
aber nicht absehbar, nicht zuletzt wegen des hohen Ansehens, das die Armee auch in großen 
Teilen der Zivilbevölkerung genießt. Beispielhaft für den noch mangelhaften Forschritt stellt 
die EU-Kommission im aktuellen Fortschrittsbericht der Türkei fest: 
 
„However, the armed forces continued to exercise significant 
political influence. Senior members of the armed forces have 
stepped up their public comments on domestic and foreign 
policy questions including Cyprus, secularism and Kurdish issues. 
On a number of occasions, the General Staff reacted publicly to 
government statements or decisions. [...] There were several 
attempts from senior members of the armed forces to restrict 
academic research and public debate in Turkey, in particular on 
security and minority rights issues. Furthermore, the military 
targeted the press on various occasions.” (European Commission 
2007b: 9 / Auslass. PS) 
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Insbesondere die Rolle des Militärs als Hüter des Laizismus kemalistischer Prägung ist 
ambivalent. In der Praxis äußert sich dieser Laizismus nämlich nicht, wie man vermuten 
dürfte, durch die Trennung von Staat und Religion, sondern durch die Kontrolle des Staates 
über die Religion – eine weiteres Indiz für die traditionelle Elitenpolitik. Das bedeutet, dass 
die machthabende Elite der Türkei über den innen- wie außenpolitischen Kurs der Türkei 
bestimmt, der sich momentan im Wesentlichen aus türkischem Nationalismus, kontrolliertem 
Islam und einer unklaren Tendenz zur Westernisierung speist. Je nach historischer Periode 
der Republik Türkei variierte die politische Schwerpunktsetzung zwischen diesen drei 
Strömungen. 
Als eines der sechs Prinzipien kemalistischer Ideologie (1. Laizismus, 2. Republikanismus, 3. 
Populismus, 4. Nationalismus, 5. Etatismus, 6. Reformismus) ist der laizistische Charakter als 
solcher schwer abzuschaffen, da mit ihm nicht nur die anderen fünf Pfeile (türk. oklar) in 
Frage gestellt würden, sondern die gesamte Doktrin, auf dem die türkische Republik aufbaut. 
Die mit dem Laizismus verbundenen grundlegenden Reformen des türkischen Staatswesens 
(Abschaffung des Kalifats, Schließung der islamischen Schulen, Verbot der Polygamie, 
Aufhebung des islamischen Rechts, Kopftuchverbot, Verbot osmanischer Tracht und 
Einführung westlicher Kleidung, Einführung des lateinischen Alphabets und des 
gregorianischen Kalenders, das Verbot religiöser Parteien, Schaffung der staatlichen 
Religionsbehörde Diyanet) wurden ab den 1970er Jahren teilweise zurückgenommen. 
Absolventen der islamischen Imam Hatip-Schulen8 sollen nach Wünschen der aktuellen 
AKP-Regierung ebenso für den Hochschulbesuch zugelassen werden wie Kopftuch tragende 
Studentinnen. Was für viele gläubige TürkInnen ein lange ersehnter Wunsch ist, ist für 
Kemalisten wie Frauenrechtsorganisationen eine weitere Bedrohung der Gleichstellung der 
Frau in der Türkei bzw. des türkischen Laizismus. Auch die Religionsfreiheit ist für sie keine 
ausreichende Begründung, einer Kopftucherlaubnis zuzustimmen. 
Der Laizismus ist heute ein Politikum, das trotz gegenteiliger Bekenntnisse weniger von der 
AKP als vielmehr von außerstaatlichen Institutionen wie dem Militär und innerstaatlichen 
Institutionen wie dem türkischen Höchstgericht verteidigt wird. Deutlich wird der 
Machtkampf zwischen religiösen und laizistischen Kräften in der Entscheidung des 
türkischen Verfassungsgerichts (türk. Anayasa Mahkemesi) vom 5. Juni 2008, die Aufhebung 
des Kopftuchverbots an Hochschulen durch die AKP-Regierung rückgängig zu machen. 
Zusätzlich läuft ein Verbotsverfahren gegen die AKP wegen vermeintlicher „antilaizistischer 
Aktivitäten“ und gegen hohe Ex-Militärs wegen angeblicher Umsturzpläne. Die 
                                                 
8
 Imam Hatip; dt.: der predigende Imam 
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Gerichtsentscheidungen stehen noch aus. Republikanisch-laizistische und islamistische 
Kreise befinden sich aber faktisch in einer Art Patt-Stellung. Erstere können sich sowohl auf 
Rückhalt in elitären Kreisen der Bevölkerung und staatlichen Institutionen als auch im Militär 
verlassen, um den Einfluss des politischen Islam im Zaum zu halten, andererseits brauchen 
sie eine über Jahrzehnte mit nationalisierendem turkislamischen Gedankengut aufgeladene 
Staatsreligion, die unter behördlicher Kontrolle und sogar teilweiser Förderung seitens des 
Militärs der populistischen und nationalistischen Doktrin nutzbar gemacht wird – sehr zum 
Leidwesen Andersgläubiger (s. Kap. 3.4.6):  
 
„Tatsächlich hat sich die Republik Türkei seit ihrer Gründung von 
zwei Ängsten nicht befreien können. Sie befürchtet einerseits, der 
Einfluß der Religion könnte zur Rücknahme der verwestlichenden 
Reformen führen. Und zum zweiten rechnet sie stets mit der Gefahr 
der Spaltung der Nation entlang sprachlicher und konfessioneller 
Linien. Die Religionsbehörde soll beiden Gefahren entgegenwirken, 
und zwar dadurch, daß sie eine laizistische Version von Islam 
formuliert und durchsetzt, die gleichzeitig stark türkisch-national 
konotiert ist.“ (Seufert 2004/ Hh. i.O.) 
 
Der türkische Laizismus ist deswegen keinesfalls ein reiner Säkularismus sondern vielmehr 
ein ambivalentes Mittel zur Vereinheitlichung von Religion und Staat, das eine Vorstufe zum 
Säkularismus vieler europäischer Staaten darstellt, in denen Religion heute eine wesentlich 
geringere Rolle im Alltag spielt und somit weniger politisches Mobilisierungspotential hat. 
Gleichzeitig wird er sowohl als Beispiel für die Unterdrückung von Frauenrechten gläubiger 
Frauen herangezogen, denen ein Hochschulstudium u.a.m. in der Türkei verwehrt bleibt, wie 
auch für die Emanzipation der Frau von traditionell-religiösen Wertvorstellungen, nach denen 
sie in der Öffentlichkeit generell kaum Platz hat.  
Für kemalistisch-nationalistische Eliten und insbesondere für das autonome Militär, das sich 
außerhalb der sonstigen Gerichtsbarkeit befindet, ist der Laizismus auch einer der 
Grundpfeiler zur Wahrung eines Hegemonieanspruchs, der mit z. T. autoritären und 
undemokratischen Mitteln der Marginalisierung nicht-sunnitischer (v.a. alevitischer) und 
ethnisch nicht-türkischer (kurdischer u.a.) türkischer Staatsbürger dient. Als unabdingbare 
„‚neue’ alte Legitimationsressource“ neben dem Türkentum ist der sunnitische Staats-Islam 
für das Militär und andere staatskemalistische Gruppen nun sowohl notwendig als auch 
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bedrohlich – sollte er der staatlichen Kontrolle entgleiten (Karakas 2007: 4). Ein weiteres 
erhebliches demokratrisches Defizit der Türkei – neben dem erwähnten autonomen Militär 
und anderen Teilen der Exekutive – stellt die 10-Prozent-Hürde für den Einzug ins Parlament 
dar. Denn diese zwingt Parteien marginalisierter Minoritäten und kleinerer politischer 
Bewegungen in die außerparlamentarische Opposition. 
Im Zuge der Verhaftungen wegen des angeblichen Ergenekon-Komplotts manifestieren sich 
aktuell außerdem harte politische Machtkämpfe in einem Parteiverbotsverfahren gegen die 
islamistische AKP einerseits, und Verhaftungen nationalistisch-kemalistischer Kräfte 
andererseits. Die Informationen, die darüber an die Öffentlichkeit gelangen, sind aber derart 
spärlich und unüberprüfbar, dass eine weitere Befassung damit erst nach Abschluss der 
Prozesse sinnvoll scheint.  
3.4.6 Menschenrechtsprobleme und Minderheitenrechte 
Während den Armeniern (s. Kap. 3.4.11) und den Kurden (s. Kap. 3.4.10) eigene Kapitel 
gewidmet sind, liegt das Augemerk hier auf anderen gesellschaftlichen Gruppierungen, die 
unter dem status quo des nationalistischen Turkismus leiden. Dazu gehören neben 
konfessionellen Gruppen wie den Aleviten (die nach inoffiziellen Schätzungen mehr als 15 
Prozent der türkischen Bevölkerung ausmachen) und christlichen Konfessionen auch die 
Frauen (vgl. Konda Araştırma ve Danışmanlık 2007: 21). 
Diese sind zwar keinesfalls eine Minderheit, sehen sich aber dennoch ständiger 
Benachteiligung durch Gesetzgebung, Exekutive und das soziale Gefüge der Türkei 
ausgesetzt. Zwar haben in den letzten Jahren einige Reformen der Gesetzgebung 
stattgefunden, die Frauen vor Benachteiligung, häuslicher Gewalt oder sogar Zwangsheiraten 
und Ehrenmorden schützen sollen, doch finden diese oft nur geringen Niederschlag in der 
sozialen Realität oder wurden zum Teil, wie im Falle der häuslichen Gewalt gegen Frauen, 
wieder zurückgenommen (vgl. European Commission 2007b: 18). Auch haben Frauen immer 
noch generell einen deutlich niedrigeren Grad an (Aus)Bildung, weswegen 
Frauenrechtsbewegungen von öffentlicher Seite fordern, dem steigenden Druck seitens 
verschiedener Gruppen für mehr Frauenrechte entgegenzutreten. Trotz vorhandener 
rechtlicher Grundlagen fehlen verlässliche Erhebungen zu Gewalt gegen Frauen, 
Zwangsheiraten oder Ehrenmorden ebenso wie eine gründliche Ahndung dieser Verbrechen 
(vgl. Konda Araştırma ve Danışmanlık 2007: 11; KIH 2008: 55). 
Gegen christliche Priester und Missionare wurden in den letzten Jahren wiederholt 
Mordanschläge verübt, was einmal mehr die Existenz fundamentalistisch-nationalistischer 
Extremisten in der Türkei verdeutlicht. Ebenso wartet die christlich-orthodoxe Gemeinde 
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Istanbuls seit 1971 auf die Wiederherausgabe von staatlich beschlagnahmtem Kirchenbesitz 
und auf die Wiedereröffnung ihres Priesterseminars, das auf der Istanbul vorgelagerten 
Marmamainsel Heybeliada liegt – trotz mehrmaliger Absichtserklärungen von offizieller 
Seite, diese in Bälde zu gewähren. Die Ursachen dafür sind u.a. Propaganda gegen christliche 
und andersgläubige Minderheiten seitens populärer Medien, der Republikanischen 
Volkspartei CHP sowie die große Skepsis der türkischen Bevölkerung selbst (s. a. Kap. 
3.4.4). 
Gegen eine Synagoge der jüdischen Gemeinde Istanbuls verübte die Terrororganisation al-
Kaida im Jahr 2006 einen Brandanschlag. Diese Fakten sind aber keinesfalls als generelle 
Aggressivität der Bevölkerung misszuverstehen, vielmehr dürfte m.E. bei Attacken wie dem 
Istanbuler Pogrom von 1955 gegen einheimische Juden, Griechen und Armenier gezielt der 
Unmut geschürt und in konzertierten Aktionen gegen konstruierte Feindbilder gerichtet 
worden sein. Die Folge von nationalistischen Gewaltausbrüchen wie diesen war der 
Massenexodus armenischer, jüdischer und griechischer Bürger aus ihrer türkischen Heimat. 
Aber auch die größte muslimische Minderheit, die Aleviten, war wegen deutlicher 
konfessioneller Differenzen zum sunnitischen Islam sowie wegen oftmaliger Tendenz zu sehr 
liberaler, säkularer und sozialistischer Weltanschauungen, in den vergangenen Jahrzehnten 
immer wieder nationalistischen oder religiös motivierten Repressalien ausgesetzt. Aus 
demografischer Sicht – auf historische sowie konfessionelle Details kann hier nicht 
ausreichend eingegangen werden – ist die Multiethnizität ein wesentliches Merkmal der 
Aleviten. Die, nach ausgesprochen konservativen Schätzungen, rund 4,3 Millionen Aleviten 
der Türkei sind somit in unterschiedlicher Intensität über alle ethnischen und sprachlichen 
Gruppen der Türkei verteilt (vgl. Konda Araştırma ve Danışmanlık 2007: 28). Offizielle 
Zahlen gibt es dazu aber nicht, was aus Gründen der sozialen Erwünschtheit bei der oben 
zitierten Untersuchung Anlass zur Vermutung gibt, dass die Zahl der mehrheitlich 
türkischstämmigen Aleviten sich auf über zehn Millionen belaufen könnte, alevitische 
Organisationen sprechen sogar von über 20 Millionen.9 In staatlichen Statistiken hingegen 
wird die Türkei als zu 99 Prozent muslimisch bezeichnet, worunter nach herrschendem 
Diktus der dominante sunnitisch-hanefitische Islam und alle anderen Konfessionen 
subsummiert werden, womit Laçiners Aussage der „embracing attitude towards other 
branches of Islam“ des türkischen Islam eine weniger optimistische, dafür aber auch 
realistischere Konnotation bekommt (Laçiner 2005: 30). 
                                                 
9
 vgl. Tirol Anadolo Alevilerı Kültür Merkezi. Freizeit und Kulturzentrum der Anatolischen Aleviten in Tirol. 
In: http://www.alevi.at/TAAKM/Deutsch/AABF_de_2.html (28.7.2008) 
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Die Diskussion über eine alevitische Identität wurde auch aufgrund von mehreren 
Ausschreitungen gegen Aleviten in der Türkei revitalisiert, insbesondere durch das Pogrom in 
Sivas im Jahr 1993, wo wegen unterlassener Hilfeleistung von offiziellen Sicherheits- und 
Rettungskräften 33 Personen vor laufenden TV-Kameras einem gelegten Hotelbrand zum 
Opfer fielen. Als eigene Glaubensrichtung können sie heute unter dem Mantel der Diskretion 
ihren Glauben an eigenen, Cemevi genannten, Versammlungsorten praktizieren, tatsächliche 
öffentliche Anerkennung bleibt aber ein Tabu – zu groß sind die Differenzen zum sunnitisch-
hanefitischen „Staatsislam“. 
Abgesehen von den offensichtlich noch rudimentären Minderheitenrechten sind auch andere 
Menschenrechtsverletzungen trotz gewisser Fortschritte im Übermaß vorhanden. So wurden 
zwar die wesentlichsten Protokolle zur Verhinderung und Ahndung von Folter, darunter die 
UNO-Konvention gegen Folter (OPCAT) und drei Zusatzprotokolle des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrecht (ECtHR) ratifiziert, im Berichtsraum des aktuellen 
Fortschrittsberichts der EU wurde allerdings in 330 Verfahren am ECtHR die Türkei der 
Menschenrechtsverletzung für schuldig befunden. Die Anzahl neuer Verfahrensanträge war 
zuletzt gestiegen (vgl. European Commission 2007b: 11 f.). Auch wenn die Türkei in den 
letzten Jahren merkliche Fortschritte im Bereich der Menschenrechte gemacht hat, stehen 
große Reformen zur Anwendung international anerkannter Standards noch aus. Die Zahl der 
bekannten Menschenrechtsverletzungen war mit 687 Fällen von Folter, Misshandlung, 
Herabwürdigung und anderer unmenschlicher Behandlungen wieder erschreckend hoch. 
Auch der Umstand, dass 2007 mit vier Mordanschlägen auf Journalisten10 die Ausübung der 
Meinungsfreiheit wieder gefährlicher wurde, macht deutlich, dass die Menschenrechte nicht 
gesichert sind.  
Gerade in essenziellen Bereichen wie der Meinungsfreiheit steht das Antiterrorgesetz vom 
Anfang der 1980er Jahre wesentlichen Verbesserungen im Wege (s. Kap. 4.2.1), auch im 
Kampf gegen Folter und Diskriminierung von Minderheiten konnte die Regierung unter 
Erdoğan die in sie gesetzten Erwartungen nicht erfüllen11. Kritik an staatlichen Institutionen 
wird immer noch als Beleidigung geahndet und die weltweit in Medien kursierenden 
Fotografien von Polizisten, die mit dem Mörder von Hrant Dink und einer türkischen Flagge 
posierten, taten das ihrige, um positive Einschätzungen eines substanziellen Fortschritts zu 
nivellieren.  
                                                 
10
 vgl. IHD - Đnsan Hakları Derneği. Human Rights Violations in Turkey 2007. In: 
http://ihd.tilda.com.tr/images/pdf/human_rights_violation_in_turkey_summary_table_of_2007.pdf (2.8.2008) 
11
 vgl. Human Rights Watch World Report 2007 – Turkey. In: 
http://hrw.org/englishwr2k7/docs/2007/01/11/turkey14845.htm (19.7.2008) 
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3.4.7 Geopolitische Fragen und die Ausdehnung der EU-Außengrenze 
Mit einem Beitritt der Türkei würde sich nicht nur die EU-Außengrenze bis an entfernte und 
höchst krisenbelastete Regionen wie die Grenzen zum Irak, Iran, Armenien und Syrien 
ausdehnen, sondern es würden auch nationale Probleme, welche die Türkei mit diesen 
Ländern hat, in die EU integriert werden. Besonders die Beziehungen zum Irak sind wegen 
der blutigen Auseinandersetzungen zwischen der PKK und dem türkischen Staat belastet (s.a. 
Kap. 3.4.10), Syrien sieht die südöstliche Provinz Hatay bis heute als unrechtmäßig von der 
Türkei annektierten Teil Syriens an. Die Beziehungen zwischen Armenien und der Türkei 
sind – wegen der geplanten Vernichtung und Vertreibung der in der Türkei ansässigen 
armenischen Bevölkerung ab dem Jahr 1915 – bis heute schwer belastet, die Türkei versucht 
immer noch, die Tötungen und Massaker allein mit militärischen Notwendigkeiten in 
Kriegszeiten zu erklären (s. Kap. 3.4.11). 
Andererseits ist die Türkei bereits seit 1945 Mitglied der Vereinten Nationen, seit 1948 
Mitglied der OECD und trat im Folgejahr dem Europarat bei. Im Jahr 1952 wurde sie NATO-
Mitglied und sie ist seit 1963 assoziiertes Mitglied der EWG. Dies weist die Türkei als Teil 
der westlichen Militär- und Wirtschaftsbündnisse aus, darüber hinaus stellt sie den 
Generalsekretär der Organisation der Islamischen Konferenz (OIC), versucht in ihrer 
Führungsrolle des Zentralasiengipfels der Türkischen Republiken (OATCT) die 
Zusammenarbeit mit den turksprachigen Nationen zu intensivieren, hat als eines der wenigen 
muslimischen Länder stabil gute Beziehungen sowohl zu Israel als auch zur arabischen Welt 
und kooperiert auf militärischer, politischer und wirtschaftlicher Ebene seit Jahrzehnten eng 
mit den USA. Die Türkei beteiligt(e) sich an vielen Friedensmissionen der EU bzw. NATO in 
Bosnien-Herzegovina, Mazedonien, dem Kosovo und unter SEEBRIG in Afghanistan, und ist 
assoziiertes Mitglied der WEU (vgl. Müftüler Baç 2007: 8).  
Obwohl die Türkei mit dem Fall des Ostblocks ihre wichtige Rolle für die Sicherheit Europas 
verlor, da die Sowjetunion keine Bedrohung mehr darstellte, ist sie strategisch gesehen als 
NATO-Partner mit ihrer Lage, die von Europa über das schwarze Meer und den Kaukasus bis 
in den Nahen Osten und in die heikle Sphäre der persischen Golfstaaten reicht, von 
anhaltendem Interesse für die europäische Sicherheit. Das Engagement der Türkei bei der 
UN-Mission im Libanon im Herbst 2006 unterstreicht, dass sie sich ihrer Position und 
geostrategischen Wichtigkeit bewusst ist, weswegen in Zukunft mit einem zunehmenden 
Engagement der Türkei im Nahen Osten zu rechnen ist. Spätestens in Folge der 
Terroranschläge vom 11. September 2001 wurde der Türkei große Bedeutung für die 
Stabilisierung der Region zugewiesen, wenngleich die Beziehungen nicht reibungslos sind. 
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So blockiert der Türkisch-Griechische Konflikt über den Status von Zypern die EU-
Beitrittsverhandlungen (s. Kap. 3.4.8), und dem NATO-Mitglied USA wurde die 
Zustimmung, von türkischen Militärbasen Angriffe auf den Irak fliegen zu dürfen, 
verweigert. Auch der militärische Kampf der Türkei gegen die PKK außerhalb des eigenen 
staatlichen Territoriums rief nicht nur im Irak, sondern auch in Europa Kritik hervor. Von 
türkischer Seite werden die militärische Stärke und die Glaubwürdigkeit, die zwischen 
Kulturen von Europa bis in den Mittleren Osten zu vermitteln hilft, als die zwei wesentlichen 
Faktoren im Kampf gegen asymmetrische Bedrohungen (z.B. Terrorismus) aber auch gegen 
„klassische Konflikte“ zwischen Staaten und Machtblöcken hervorgehoben, welche die 
Türkei auszeichnen und Europas Sicherheit seit langem fördern, ohne jedoch die verdiente 
(institutionelle) Anerkennung für den überdurchschnittlichen Einsatz erhalten zu haben (vgl. 
Buharali 2007: 3 f.;  Müftüler Baç 2007: 9). Aufgrund der Nähe türkischer Militärbasen zu 
potenziellen Krisenherden, der bei vielen Friedensmissionen gewonnenen Erfahrung der 
türkischen Streitkräfte sowie, im Unterschied zu den meisten europäischen Staaten, der 
dauerhaften Kriegsführung der türkischen Armee ist die Integration der Türkei in die 
Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESDP) aus türkischer Sicht eine längst 
überfällige Notwendigkeit, die endlich die türkischen Verdienste der vergangenen Jahrzehnte 
anerkennen würde (vgl. Dokos 2007:5).  
Innerhalb Europas werden diese Argumente durchaus auch negativ gesehen, denn es bestehen 
große Bedenken, die EU auf Gebiete auszuweiten, in denen kaum rechtsstaatliche Kontinuität 
herrscht und schleichende Machtkämpfe zwischen z.B. kurdischen Clanführen, der 
Terrororganisation PKK und dem türkischen Militär stattfinden, wie es in der Osttürkei und 
den dortigen Grenzgebieten zu Syrien, dem Irak und dem Iran seit Jahrzehnten der Fall ist. 
Besonders dieser Konflikt harrt immer noch einer Lösung, die allerdings selbst für Optimisten 
nicht in Sicht ist, da keiner der Staaten mit großem kurdischen Bevölkerungsanteil (Türkei, 
Irak, Iran, Syrien) an der Bildung eines autonomen Kurdenstaats Interesse hat. Die seitens der 
Türkei angewandten Methoden wie die Bewaffnung von kurdischen Stämmen gegen die 
PKK, die Einführung des „Dorfschützer“-Systems, Zwangsdeportationen im Zuge der 
Auflösung angeblich mit der PKK kollaborierender Dörfer und insgesamt 25 
grenzüberschreitende Militäreinsätze brachten nicht den Erfolg dauerhaften Friedens (s. Kap. 
3.4.10). 
Auch die auf türkischer Seite beliebtesten Argumente der militärischen, diplomatischen und 
energieökonomischen „Brückenfunktionen“ des Landes werden innerhalb Europas weitaus 
weniger zwingend wahrgenommen als in der Türkei selbst. Der Prototyp Türkei als 
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demokratisches, säkulares und loyal US-freundliches Land sei ein „Mythos“, und die 
geopolitische Bedeutsamkeit der Türkei würde übertrieben (Hecht 2005: 22, 29). Auch 
wandte sich die Türkei unter der Regierung Erdoğans stärker muslimischen Staaten zu, was 
eine Renaissance antiamerikanischer und antiisraelischer Klischees mit sich brachte und die 
Beziehungen zwischen den genannten Ländern spürbar abkühlen ließ (vgl. Hecht 2005:44). 
Ganz scheint niemand dem Idealbild der „Brücke“ Glauben zu schenken, weswegen die EU – 
anders als bei den osteuropäischen Staaten – eine Hintertür zum Abbruch der Verhandlungen 
und eine Alternative zur Vollmitgliedschaft in die Vereinbarung einbrachte. Nach 
Jahrzehnten der Hinhaltung befindet sich die EU in einem Dilemma, da für sie momentan 
weder eine Vollaufnahme der Türkei machbar, noch ein Ausscheren der Türkei aus der 
westlichen Sphäre wünschenswert ist, weil sie sich in diesem Fall auch den undemokratischen 
islamischen Staaten bzw. regionalen Mächten wie China oder Indien zuwenden könnte. Trotz 
der türkischen Reformleistungen, die bspw. zur teilweisen Entmachtung der 
„Geheimregierung“ des Militärs, dem Nationalen Sicherheitsrat, führten, hat die Türkei für 
die Bekämpfung des Islamismus wenig Kompetenz. Denn der eigentlich wünschenswerte 
Schritt in Richtung Gewaltenteilung unterstützte auch die Islamisierung des Staates. 
Deswegen wird in absehbarer Zukunft die islamische Mission weder in der Türkei noch in der 
EU unterbunden werden können. 
Abgesehen von möglichen Energietransfers Richtung Europa brächte ein Beitritt der Türkei 
wenige Verbesserungen für die EU, wenn man sich allein auf die geopolitische Position 
bezieht. Darüber hinausgehende politische und ökonomische Kriterien lassen eine andauernde 
Kollaboration zwischen Türkei und EU als beste Option zur weiteren demokratischen 
Stabilisierung der Türkei und der EU erscheinen, auch wenn diese noch großer 
Anstrengungen bedarf.   
3.4.8 Der Zypernkonflikt  
Zypern wird als ehemaliger Teil des Osmanischen Reichs von der Türkei bis heute als eine 
nationale Angelegenheit (milli dava) betrachtet, gleichzeitig ist die türkische Zypernpolitik 
als „paradox“ zu bezeichnen, wie im Folgenden geschildert wird. (Suvarierol 2003:56)  
Seit der türkischen Besetzung der nördlichen Hälfte der Insel im Jahr 1974, die eine Reaktion 
auf einen Putsch griechischer Nationalisten mit dem Ziel der Angliederung der Insel an 
Griechenland (Enosis) war, ist Zypern de facto in einen türkischen und einen griechischen 
Teil gespalten, deren Grenze bis 2003 komplett gesperrt war.  
Die Kämpfe auf der Insel, die seit dem Jahr 1914 eine britische Kolonie war, begannen 
jedoch aufgrund des wachsenden wechselseitigen Misstrauens unter griechischen und 
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türkischen Zyprioten bereits Anfang der 1930er Jahre, als nationalistische Ideologien durch 
die Gründung der türkischen Republik einerseits und die Erstarkung der Enosis-Bewegung 
andererseits an Bedeutung gewannen und das friedliche Zusammenleben der Zyprioten 
zunehmend zerstörten. Als sich der Konflikt in den 1950er Jahren durch die Gründung 
paramilitärischer Verbände innerhalb beider Volksgruppen – mit dem Ziel der Enosis auf 
griechischer bzw. dem Taksim (Teilung der Insel nach Ethnien) auf türkischer Seite – zu 
einem blutigen Bürgerkrieg entwickelte, den auch die Kolonialmacht Großbritannien nicht 
verhinderte, verschärfte sich die Kriegsgefahr auch zwischen den selbsternannten 
Schutzmächten der Zyprioten, nämlich Griechenland und der Türkei. 
In den Züricher und Londoner Abkommen von 1959 wurde in Folge von den vier 
Vertragspartnern Griechenland, Türkei, Zypern und Großbritannien als Garantiemächte die 
Gründung der eigenständigen Republik Zypern vereinbart, wobei dem Nationalstaat Zypern 
die Trennung bzw. Vereinigung mit anderen Staaten untersagt wurde, man den 
Repräsentanten beider Volksgruppen ein Vetorecht zustand und darüber hinaus England als 
ehemalige Kolonialmacht zwei Militärbasen auf eigenem Hoheitsgebiet auf zypriotischem 
Boden unterhalten durfte.  
Die neue Verfassung der eben gegründeten Republik Zypern erwirkte jedoch keine dauerhafte 
Befriedung der Insel und als die neuerliche Eskalation der Gewalt im Dezember 1963 – 
ausgehend von einem von griechischen Extremisten angerichteten Massaker an türkischen 
Zivilisten – zur Flucht hunderttausender türkischer Zyprioten und zum Rückzug aller ihrer 
Vertreter aus den republikanischen Institutionen führte, begann sich auf der Insel die 
ethnische Segregation zunehmend auch räumlich durch den Rückzug türkischer Zyprioten in 
Enklaven durchzusetzen. 
Der folgende Waffenstillstand und die Stationierung von UNO-Truppen brachten relativen 
Frieden für die folgenden Jahre, die partnerschaftliche Regierung war aber mit dem Rückzug 
aller türkisch-zypriotischer Mitglieder aus den offiziellen Institutionen der Republik Zypern 
beendet. 
Die Ruheperiode sollte nur bis Anfang der 1970er Jahre andauern und endete, als mit 
Unterstützung der griechischen Junta die griechische Guerilla auf Zypern unter General 
Grivas Unruhen und Kämpfe gegen ihren einstigen Verbündeten, den amtierenden 
griechischstämmigen Präsidenten Makarios organisierte, da dieser vom Enosis-Gedanken 
Abstand genommen hatte. Am 15. Juli 1974 gipfelten die Auseinandersetzungen in einem 
Putsch der griechischen Junta gegen Makarios mit dem Ziel, die Angliederung an 
Griechenland zu erzwingen. Türkische Zyprioten wurden in Enklaven vertrieben und 
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verfolgt. Dies wurde auf türkischer Seite als Grund für eine Intervention türkischer 
Streitkräfte nach dem Londoner Garantievertrag von 1959 genommen, die bis Mitte August 
1974 rund 37 Prozent der Insel eroberten. (vgl. Suvarierol 2003:73) Auf diese Weise war die 
Trennung der Insel sowohl hinsichtlich ihrer Bevölkerung als auch des Territoriums besiegelt, 
zu Beginn des folgenden Jahres wurde der Türkische Bundesstaat von Zypern (Kıbrıs Türk 
Federe Devleti) ausgerufen, der bis heute nur von der Türkei anerkannt wird. Dem folgte im 
Jahr 1983 die Proklamierung der Türkischen Republik Nordzypern (Kuzey Kıbrıs Türk 
Cumhuriyeti). Die UNO verurteilte mit der Resolution 541 im Jahr 1983 die de facto Teilung 
der Insel und forderte ihre Mitglieder auf, nur die gesamte Republik Zypern als legitimen 
zypriotischen Staat anzuerkennen.  
Drei Jahre nach der Türkei brachte die Republik Zypern im Namen der gesamten Insel im 
Jahr 1990 einen Mitgliedsantrag bei der EG ein, den die Türkei als inakzeptabel ansah, da er 
im Widerspruch zu internationalem Recht und der zypriotischen Verfassung stehe. Allerdings 
erkannte die Türkei selber damals die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte nicht an. 
Entgegen türkischer Vorstellungen, die weder die Eröffnung von Mitgliedsverhandlungen mit 
der Republik Zypern vor der Klärung des Zypernproblems, noch irgendeine Einmischung der 
EU in diese causa wünschten, da diese wegen ihres Mitglieds Griechenland niemals 
unparteiisch sein könne, wurde dem Antrag auf Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 1994 
am EU-Gipfel von Korfu stattgegeben. Als bekannt wurde, dass Griechenland in einem 
Kompromiss sein Veto gegen die Zollunion von EU und Türkei für die türkische Zustimmung 
zur Aufnahme von Verhandlungen mit Zypern aufgegeben habe, wurde der türkischen 
Premierministerin vorgeworfen, Zypern „verkauft“ zu haben (Suvarierol 2003: 58). 
Die Entscheidung des EU-Gipfels von Luxemburg 1997, der Türkei den Kandidatenstatus zu 
verweigern, ihn aber dem geteilten Zypern zu gewähren, verursachte einen Aufschrei in der 
Türkei. Die dort vorherrschende Meinung, dass Griechenland weiterhin eine Enosis mit  
Zypern durch eine EU-Mitgliedschaft desselben anstrebe und die türkische Ablehnung von 
EU-Mitgliedschaftsverhandlungen mit dem weiterhin geteilten Zypern, die im März 1998 
begannen, vertieften die Kooperation zwischen der Türkei und der TRNC – sogar die 
Integration Nord-Zyperns in die Türkei wurde erwogen.  
Als Lösung dieses politischen Dilemmas schien der nach dem damaligen UNO-
Generalsekretär benannte Annan-Plan zur Bildung eines konföderierten Zypern gute 
Aussichten auf Erfolg zu haben. Dieser bekam jedoch wider Erwarten bei der 
Volksabstimmung am 24. April 2004 seitens der griechischen Zyprioten nicht die notwendige 
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Mehrheit an Stimmen – knapp zwei Drittel der türkischen Zyprioten stimmten hingegen zu. 
Damit war die Aufnahme eines mehr oder weniger geeinten Zyperns in die EU gescheitert, 
obwohl auf internationaler Ebene allgemein mit einer Zustimmung zum Annan-Plan 
gerechnet worden war.  
Auf diese Situation war die EU zwar formal vorbereitet, aber bis zum vereinbarten Beitritt 
Zyperns im Zuge der EU-Osterweiterung am 1. Mai 2004 blieb nur mehr eine Woche und 
somit keine Zeit, einen anständigen Ausweg aus dem von den griechischen Zyprioten 
ausgelösten Stillstand zu finden. 
Man blieb bei dem im Dezember 2002 in Kopenhagen beschlossenen Prozedere, den Beitritt 
Zyperns unabhängig von einer Lösung des Zypernkonflikts zu vollziehen. Auf diese Weise 
entstand eine höchst kuriose völkerrechtliche und politische Situation: obwohl juristisch 
betrachtet nur die Republik Zypern einheitlich als ganze Insel einen Beitritt vollziehen kann, 
gilt der acquis communitaire – alle verbindlichen Akte Europäischen Rechts – tatsächlich nur 
innerhalb des griechischen Südens, der türkische Norden bleibt weiterhin von der 
internationalen Gemeinschaft und EU-Subventionen ausgeschlossen. Die Ablehnung des 
Annan-Plans durch den Süden wurde auf türkischer Seite als Verrat empfunden, da man das 
Gefühl hatte, von den Griechen in eine Falle gelockt worden zu sein und nun tatenlos mit 
ansehen zu müssen, wie der griechische Teil der Republik Zypern alle wirtschaftlichen und 
politischen Vorteile des Beitritts (bspw. EU-Subventionen, GASP-Vetorecht) genießt und der 
Norden leer ausgeht. 
 
In diesem mittlerweile über 40 Jahre lang ungelösten Problem ist die türkische Politik 
natürlich einer der Hauptakteure, wobei diese je nach (innen)politischen Umständen die 
Lösungskompetenzen allein in Händen der türkischen und griechischen Zyprioten sieht, 
jedoch in jede Art von Entscheidung eingebunden sein möchte und gleichzeitig betont, keine 
Rolle beim Zustandekommen einer Lösung zu spielen, abgesehen davon, dass sie 
selbstverständlich alle Bemühungen um eine Beilegung des Konflikts unterstütze (Suvarierol 
2003: 58). 
Der griechische Konterpart nutzte bis Ende der 1990er Jahre jede Gelegenheit, die sich aus 
seinem Mitgliedsstatus ergab, um die Zypernfrage und andere strittige Themen zwischen den 
beiden Nachbarländern für seine Interessen zu nutzen. 
Obwohl eine offene Blockade des türkischen Annäherungsprozesses an die EU durch das 
griechische Vetorecht im Rahmen der GASP-Politikbereiche zwar theoretisch möglich, aber 
in der Praxis nicht sinnvoll war, „…stellte [das Vetorecht] aber ein Instrument dar, mit dessen 
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Hilfe in Form von typischen ‚deals’ bei jedem wichtigen Schritt der europäischen Türkei-
Politik ein Vorteil zu gewinnen war.“ (Kazakos 2005: 139/ Erg. PS) Dies kam und kommt 
wiederholt zur Anwendung, sowohl um türkischen Vorstellungen zu entgegnen, als auch um 
den Beitritt Zyperns voranzutreiben, der für Griechenland von größtem Interesse war und die 
EU immer wieder zu Entscheidungen brachte, die sowohl für die EU direkt als auch für die 
Lösung der Zypernteilung nicht förderlich waren (vgl. Suvarierol 2003: 62). 
Ab Ende der 1990er Jahre begannen sich die Beziehungen zwischen Griechenland und der 
Türkei etwas zu entspannen und die generelle Kooperationsbereitschaft zu bessern. Dies 
geschah allerdings bis dato noch nicht in ausreichendem Ausmaß, um entscheidend zu einer 
Beilegung des Nordzypernkonflikts beizutragen, da in dieser Frage keines der beiden Länder 
bereit ist, von seiner starren Position abzuweichen. Bis heute verweigert sich die Türkei der 
Einsicht, dass eine Revision der türkischen Zypernpolitik und damit ein Beitrag zur 
Beendigung der Teilung eine Vorbedingung für den türkischen EU-Beitritt darstellt. 
Aus türkischer Perspektive seien bereits viel zu viele Zugeständnisse gemacht worden, eine 
weitere Aufgabe von Ansprüchen sei gerade im Fall Zypern als erstem „Landgewinn“ der 
jungen türkischen Republik undenkbar. Somit wird jede Verbindung zwischen dem 
Beitrittsgesuch und Zypern aus innenpolitischen Gründen konsequent verneint (Suvarierol 
2003: 61). Auch wenn die Verbindung offensichtlich ist, riskiert kein türkischer Politiker, 
sich auf Kompromisse einzulassen, da diese gerade im von Nationalstolz übersättigten Klima 
der Türkei der politischen Selbstzerstörung gleichkämen. Eher wird der Beitrittsprozess als 
Ganzes aufs Spiel gesetzt, wie im Jahr 2006 geschehen, als die Türkei sich weigerte das 
Ankara-Protokoll im Parlament zu ratifizieren, da die darin vorgesehene Ausweitung der 
Zollunion auf die neuen EU-Mitgliedsländer inklusive der Republik Zypern einer 
Anerkennung selbiger gleichkäme. Alle türkischen See- und Flughäfen blieben für Einfuhren 
aus der Republik Zypern gesperrt, auch die Suspendierung von acht wichtigen 
Verhandlungskapiteln durch den europäischen Rat im Dezember 2006 brachte die Türkei 
nicht dazu, das Zusatzprotokoll umzusetzen. Und das, obwohl der status quo allein den 
griechischen Zyprioten nützt, denen es gelang, als geteiltes Land der EU beizutreten, indem 
sie dessen Wiedervereinigung bei der Abstimmung über den Annan-Plan ablehnten. Insofern 
sind die türkischen Befürchtungen, dass die EU im Zweifelsfall im Sinne der griechischen 
Interessen agieren würde, wahr geworden und der Beitritt Zyperns hat die EU, die Türkei und 
Griechenland in ein Dilemma gebracht, für das es ohne Gesichtsverlust der genannten 
Beteiligten keine Lösung geben kann. Denn jedes Land, gleich ob EU-Mitglied oder Kandidat 
hat das Recht, auf seinen nationalen Interessen zu bestehen, auch wenn diese denen der EU 
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diametral entgegengesetzt sind, und die EU will weitere Komplikationen mit den beiden 
NATO-Verbündeten tunlichst vermeiden. Die wiederholten türkischen Drohungen, den 
Nordteil komplett zu annektieren, sind in diesem Zusammenhang als unglaubwürdig und 
ineffizient zu betrachten, da der Preis, den die Türkei dafür bezahlen müsste, zu hoch wäre. 
Ohne eine Klärung des Konflikts ist ein Beitritt der Türkei undenkbar, aus Athen und Ankara 
sind aber keine expliziten Signale dafür zu vernehmen.  
Mehr Hoffnung machen die jüngsten Entwicklungen auf Zypern selber, wo von dem neu 
gewählten Präsidenten der Zyperngriechen, Demtris Christofias, und seinem türkischen 
Amtskollegen Mehmet Ali Talat Anfang April 2008 wichtige Symbole des 
Versöhnungswillens gesetzt wurden. Die Öffnung der Ledra-Straße mitten in der geteilten 
Hauptstadt Nikosia könnte ein wichtiger Schritt zu neuen Verhandlungen über einen 
innerzyprischen Kompromiss sein. In der Vergangenheit scheiterten alle diesbezüglichen 
Ambitionen, ein zukünftiger Durchbruch wäre von historischer Bedeutung und eine 
wesentliche Erleichterung für die zähen Verhandlungen zwischen Türkei und EU. 
3.4.9 Der Konflikt zwischen Griechenland und der Türkei 
Die Nachwirkungen der historischen Auseinandersetzung zwischen Griechenland, das bis 
1831 Teil des osmanischen Imperiums war, und dessen Nachfolgestaat Türkei belasteten die 
Beziehungen zwischen den beiden Nationen bis Ende der 1990er Jahre schwer. 
Hinzu kamen die Konsequenzen des griechisch-türkischen Kriegs des Jahres 1919, in dem 
Griechenland für seine Ambitionen auf Rückeroberung traditionell griechischer Gebiete in 
Anatolien rund um Izmir/Smyrna teuer bezahlte. 
Die damit verbundenen Massendeportationen muslimischer griechischer Staatsbürger in die 
Türkei (ca. 400.000) und türkischer Christen nach Griechenland (ca. 1,2 Millionen), 
bedeutete für die Vertriebenen beiderseits den Heimatverlust und war einer der Gründe für 
jahrzehntelanges Misstrauen und Feindseligkeiten zwischen den Ländern (vgl. Steinbeck 
2003: 39). Im Konflikt um die Vorherrschaft in der Ägäis und bezüglich des oben 
behandelten Zypernproblems, das mit all seinen gebrochenen Versprechungen, enttäuschten 
Hoffnungen und militärischen Drohungen immer noch eine höchst heikle und ungelöste Frage 
darstellt, sind weder Griechenland noch die Türkei gewillt, größere Zugeständnisse zu 
machen. 
Auch die Tatsache, dass Griechenland nur ein Jahr nach Beendigung der Militärdiktatur im 
Jahr 1975 den Antrag auf Beitritt zur EG einreichte und 1982 als Mitglied aufgenommen 
wurde, sorgte in Ankara, das fast zeitgleich mit Athen im Jahr 1959 das 
Assoziierungsabkommen mit der EWG unterzeichnet hatte, für Verstimmungen. Einmal mehr 
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fühlten sich die Türken als zweitklassig behandelt, obwohl die Beziehungen zwischen EG 
bzw. EU und der Türkei u.a. wegen der wiederholten Machtübernahmen des türkischen 
Militärs ausgesetzt wurden. Mit der Aufnahme Griechenlands wurde aber auch die 
problematische Beziehung zwischen den beiden Ländern Teil der Beziehung von EG und 
Türkei, was Griechenland durchaus zu seinem Vorteil zu nutzen wusste.  
 
„At the time as Greek politicians saw the EU as an instrument against 
Turkey, this strategy punished Turkey more than it helped to solve 
problems. As the EU fortified its stance against Turkey under Greek 
influence, distaste towards Greece in Turkey mounted, invalidating the EU 
as neutral arbiter. As a result, the most two indispensable factors for 
solution, communication and trust almost completely obliterated (…).“ 
(Laçiner 2005: 80/ Auslass. PS) 
 
Ab Ende der 1990er Jahre begann sich die Beziehung etwas nachbarschaftlicher zu gestalten. 
Ein Zeichen dafür war die griechische Hilfe nach dem schweren Erdbeben im Raum Izmit 
nahe Istanbul, das tausende Menschenleben forderte. Als wenige Tage später Athen von 
einem Beben erschüttert wurde, dem kurz darauf türkische Helfer folgten, war die 
Öffentlichkeit beider Länder freudig überrascht von der Hilfsbereitschaft des jeweiligen 
Erzrivalen und NATO-Partners. Dem folgte die Einsicht, dass man von der Nähe durchaus 
profitieren könne und nach Jahrzehnten der Konfrontation begann Griechenland, seine 
Blockadepolitik zu revidieren und trat als größter Unterstützer eines türkischen EU-Beitritts 
auf. Innerhalb weniger Jahre fand auch auf offizieller Ebene eine Annäherung statt, Anfang 
2008 besuchte Kostas Karamanlis als erster griechischer Premierminister seit 49 Jahren die 
Türkei.  
Damit kann heute aus alten Konflikten um Luftraum und einzelne ägäische Inseln, mit der 
Ausnahme Zyperns, kaum mehr politischer Profit geschlagen werden, wie es noch vor 
wenigen Jahren möglich gewesen wäre. Grundlegende Differenzen werden so nicht 
automatisch gelöst, aber immerhin wird von Drohgebärden zu Dialog übergegangen, was 
langsam eine Differenzierung einzelner Streitpunkte und die politische Unterstützung 
Griechenlands für einen EU-Beitritt der Türkei bewirkt.  
3.4.10 Das Kurdenproblem 
Die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei ist insbesondere für die türkischen 
Kurden mit großen Hoffnungen auf mehr Rechte verbunden, denn wegen des etablierten 
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monoethnischen Nationalismus war und ist dem Gebrauch der kurdischen Sprache wie der 
Pflege des kulturellen kurdischen Erbes in der Türkei mit Repressalien und Verfolgung 
entgegnet worden. Noch immer klammert sich die Türkei an das veraltete Ideal einer 
ethnisch-kulturellen wie religiösen Einförmigkeit des Nationalstaats, das durch die 
Anerkennung der Existenz unterschiedlicher Ethnien und Kulturen innerhalb der Türkei 
bedroht wird. Die Folge der Unterdrückung kurdischer Identität oder pro-kurdischer 
Standpunkte war ein mörderischer Kampf zwischen der terroristischen kurdischen 
Arbeiterpartei PKK (gegründet 1978 von Abdullah Öcalan) und dem türkischen Staat, in dem 
auf Zivilisten keine Rücksicht genommen wird. So wurden seit dem Ausbruch des bis heute 
andauernden schleichenden Krieges im Jahr 1984 über drei Millionen Kurden aus ihren 
Dörfern vertrieben, über 3400 Dörfer wurden zerstört und kurdisches Land gezielt entvölkert.  
 
„Turkey (…) has waged a 15-year military campaign against her 
Kurdish population, from 1984 to 1999, accompanied by state security 
operations which sought to to disperse the ethnic communities on the 
Southeast by destroying thousands of Kurdish villages. In the process, 
millions of Kurdish civilians were displaced and torture and arbitrary 
killings were common place.” (Yıldız 2005: 10) 
 
Seit 1987 wurden knapp 25.000 PKK-Kämpfer getötet.12 Obwohl nach der Festnahme 
Öcalans 1999 und der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen die Bedingungen für eine 
friedliche Beilegung des Konflikts günstig schienen, intensivierten sich die 
Kampfmaßnahmen des Militärs ebenso wie die der PKK, welche wieder tödliche Anschläge 
auf Zivilisten verübte. Es scheint, als wäre sowohl die PKK, die an Unterstützung unter den 
türkischen Kurden verliert, als auch das um seine starke Position in der türkischen 
Gesellschaft kämpfende Militär nicht an einer Deeskalation interessiert.13 So marschierte die 
türkische Armee im Februar 2008 erneut in den eigentlich recht stabilen und großteils von 
Kurden bewohnten Nordirak ein, um die PKK-Kämpfer auch in ihren Rückzugsgebieten zu 
vernichten. Die PKK machte mit Anschlägen auf sich aufmerksam, bei denen regelmäßig 
nicht nur Armee- oder Staatskräfte sondern auch Zivilisten getötet werden. 
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 Stock, Franziska (2001): 159  Türkei (Kurden). In: http://www.sozialwiss.uni-
hamburg.de/publish/Ipw/Akuf/kriege/159_tuerkei.htm  (1.8.2008) 
13 Becker, Svenja (2007): Türkei (Kurdistan). In: http://www.sozialwiss.uni-
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Mit rund 30 Millionen Menschen sind die in der Türkei, dem Iran, dem Irak und Syrien 
lebenden Kurden wohl das größte Volk ohne eigenen Staat, wovon geschätzte 15 Millionen in 
der Türkei leben (vgl. Yıldız 2005: 4, 6). Trotz der Verfolgung in allen vier Ländern konnten 
sie ihre ethnische Identität bis heute bewahren, was aber in vielen Regionen wie etwa der 
Osttürkei einen Machtzuwachs der Klanführer und weitgehenden Ausschluss von 
Industrialisierung und Modernisierung bedeutet, eine Entwicklung, welche durch die Isolation 
und Repression seitens des türkischen Staats begünstigt wurde. Die Verfolgung der Kurden 
durch den türkischen und andere Staaten bewirkte eine starke Migrationswelle nach Europa, 
sodass man von einem überproportionalen Anteil an Kurden unter den eingewanderten 
türkischen Staatsbürgern ausgehen kann. Heute sind die Kurden immer noch eine stark 
marginalisierte Minorität, auch wenn ihre Existenz nicht mehr, wie bis in die 1990er Jahre 
hinein, von offizieller Seite geleugnet wird. Die Zugeständnisse auf mehr Minderheitenrechte 
existieren aber oft nur auf dem Papier oder sind eher symbolischer Natur, wie etwa 
wöchentlich eine halbe Stunde TV-Programm in kurdischer Sprache im Staatsfernsehen TRT. 
Sie bedeuten dennoch eine Verbesserung gegenüber früheren Umständen, als der Gebrauch 
der kurdischen Sprachen komplett aus der Öffentlichkeit verbannt war. So wurde die 
kurdische Parlamentsabgeordnete Leyla Zana gemeinsam mit Kollegen 1994 wegen des 
Gebrauchs kurdischer Sprache und kurdischer Farben inhaftiert, momentan läuft auch ein 
Parteiverbotsverfahren gegen die prokurdische Parlamentspartei DTP. Neben der 
Verwendung in Fernsehen und Radio darf Kurdisch heute auch in Privatschulen unterrichtet 
werden. Die Implementierung der neuen Rechte in den Alltag gestaltet sich durch immer 
noch existierende amtliche Schikanen und gesellschaftliche Vorurteile meistens schwierig. 
Deswegen können die sprachlichen und kulturellen Rechte bei weitem noch nicht als gegeben 
angesehen werden, und auch die Umsiedlung und Folter von Kurden sowie die 
Einschränkung von Meinungs- und Versammlungsfreiheit hält weiterhin an, nachdem ab dem 
Jahr 2004 die kurze Ruhephase in der Südosttürkei endete (vgl. Yıldız 2005: 18). 
Für das laufende Jahr 2008 spricht die türkische Menschenrechtsorganisation von 678 
misshandelten oder gefolterten türkischen Staatsbürgern, auch bezüglich der Verhaftungen 
und bei Zusammenstößen Umgekommenen lässt sich keine erhebliche Verbesserung 
innerhalb der vergangenen vier Jahre feststellen14. Die in den Jahren 2003 bis 2005 
vollzogenen Reformen wiesen im Ansatz bereits richtige Züge hin zu einer demokratischen 
Lösung des Problems der Türkei mit ihren Kurden auf, einer militärischen Lösung wird 
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jedoch immer noch von offizieller Seite der Vorzug gegeben. Um diesen Teil der 
Bevölkerung aus dem Teufelskreis von politischer und militärischer Unterdrückung zu 
befreien und ihm den Zugang zu besserer Bildung und angemessenen Lebensbedingungen zu 
eröffnen, müsste sich das politische System der Türkei und das soziale System der Kurden in 
Südostanatolien grundlegend ändern. Die Hoffnung, dass der Aufnahme der 
Beitrittsverhandlungen weitere große Reformen zur Verbesserung der politischen Freiheiten 
und Menschenrechte folgen würden, hat sich bis dato leider als falsch herausgestellt. Das 
Kurdenproblem bleibt somit auf absehbare Zeit eines der größten Probleme dieser Region.  
Die EU muss diesen Konflikt deutlich ansprechen und auf den Schutz der Minderheiten auch 
in zukünftigen EU-Ländern achten, wie in den Kopenhagener Kriterien festgelegt. Ohne 
äußeren Druck bzw. Vermittlung und Unterstützung ist es ausgesprochen unwahrscheinlich, 
dass sich die Türkei ihrer größten und bis heute nicht offiziell anerkannten Minderheit 
zuwendet. 
3.4.11 Die Armenische Frage 
Die Frage nach den historischen Vorgängen kann hier nicht detailliert beantwortet werden; 
als eine der großen Lücken in der türkischen Vergangenheitsbewältigung ist die so genannte 
„Armenierfrage“ oder der umstrittene Hergang des Genozids an den Armeniern der Türkei 
von großer Bedeutung.  
Eine objektive wissenschaftliche Auswertung der vermutlich vorhandenen türkischen 
Dokumentation ist innerhalb der Türkei ebenso wenig möglich wie eine reflektierte und 
nüchterne Diskussion darüber, wie mit diesem unheilvollen Erbe 90 Jahre danach vernünftig 
umgegangen werden kann. Für die türkische Seite kann paradigmatisch die Auffassung 
Laçiners genannt werden, die einen angeblichen Pragmatismus vertritt, ohne auf weit zurück 
liegende Ursachen heutiger Probleme einzugehen:  
 
„Some radical Armenian groups interpret the Armenian 
insurgency of 1915 in the Ottoman Empire as ‚genocide’ and 
demand Turkey to recognize this as such or be denied EU 
membership. (...) but if there is a desire to improve relations 
with the Turks, the insult-like remarks against Turkish and the 
Turkish people need to be avoided when talking about events 
that happened almost a century ago. Dialogue can start from 
the most debatable subject, not the most problematic one.” 
(Laçiner 2005: 70/Auslass. PS) 
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Der allgemein in der Türkei vertretenen Ansicht zufolge ist das Verschwinden der 
hunderttausenden Armenier allein auf kriegsbedingte Geschehnisse zurückzuführen, die sich 
kurz nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs auf dem Gebiet der heutigen Republik Türkei 
ereignet haben. Die Bezeichnung „Völkermord“ wird vehement abgelehnt, da es keine 
planmäßige Vertreibung oder Vernichtung von Armeniern gegeben habe, lediglich gegen mit 
Russland paktierende aufständische Armenier sei vorgegangen worden. Die These des 
Genozids, inklusive der Massaker wie dem von Adana (1909), Deportationen der ansässigen 
Armenier aus ihren Heimen von Istanbul bis Van und die Existenz von (Tötungs-)Lagern für 
die Vertriebenen im heutigen Syrien, werden im diesem Zusammenhang in der Türkei nicht als 
„eine der folgenden Handlungen, begangen in der Absicht, eine nationale, ethnische, rassische 
oder religiöse Gruppe ganz oder teilweise zu zerstören“ (Definition von Genozid nach 
Resolution 180 der UN-Vollversammlung vom 21. November 1947, die Genozid als 
internationales Verbrechen qualifiziert), angesehen. Darüber hinaus wird argumentiert, dass 
die heutige Republik Türkei keine Verantwortung für die Verbrechen des Osmanischen Reichs 
übernehmen könne. Die Aufgabe der wissenschaftlichen Erforschung der Geschehnisse wird in 
der Türkei fast ausschließlich von staatsnahen Instituten wie der „Türkischen Gesellschaft für 
Geschichte“ (TTK), der „Abteilung des Generalstabs für Militärgeschichte und Strategische 
Studien“ (ATASE) und dem neuen „Institut für Armenische Studien“ (EREN) übernommen, 
deren Publikationen die offiziellen Thesen propagieren und großes Gewicht auf die von 
Armeniern verübten Gewaltakte legen (vgl. Goltz 2006:23). Auch das Erziehungsministerium 
spielt eine hierbei eine große Rolle, indem es Klischees und offizielle Stereotypen in den 
Geschichtsbüchern und somit den Köpfen der Schüler verankert. Diese Blockadehaltung ist 
vor allem in Zusammenhang mit dem uniformen türkischen Nationalismus zu verstehen, der 
die Reflektion historischer und aktueller Handlungen türkischer Exekutiven verhindert. Wer 
von der offiziellen Linie abweicht, wie etwa Nobelpreisträger Pamuk oder der getötete 
armenisch-türkische Journalist Dink, hat auch mit staatlicher Verfolgung wegen Beleidigung 
des Türkentums zu rechnen. Generell wird in türkischen Medien stets von „Ermeni soykırımı 
iddiaları” (“behaupteter Völkermord an den Armeniern”) und “Sözde ermeni soykırımı” 
(“Angeblicher Völkermord an den Armeniern”) gesprochen. Umstände wie diese 
verunmöglichen eine sachliche Auseindersetzung mit dem Thema, auch die Abhaltung von 
Konferenzen in der Türkei wird durch administrative Schikanen erschwert, weswegen es 
anstelle eines produktiven Austauschs internationaler Forschungsresultate zu einer 
wissenschaftlichen Lagerbildung zwischen doktrintreuen türkischen Wissenschaftlern und 
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internationalen Forschern und türkischen Wissenschaftlern, die die Einstufung der Ereignisse 
als “Genozid” nicht per se ausschließen, kommen musste. Für die unterschiedlichen 
Sichtweisen in diesem “Stellungskrieg der Historiker” sei für die offizielle türkische Doktrin 
auf Halaçoğlu (2006) und Özgönül (2006) verwiesen, als aktuelle Quellen welche die These 
eines Völkermords als erwiesen behandeln seien Kieser und Plozza (2006) und Donat (2005) 
genannt. 
Die Grundlagen für die Erforschung der organisierten Untaten gegen die armenische 
Bevölkerung, denen Gesetzbeschlüsse über Deportation und Enteignung vorangegangen 
waren, wurden von Diplomaten der Entente, von Briten, Amerikanern und christlichen 
Missionaren aus Österreich-Ungarn und Deutschland, sowie der osmanischen Administration 
dokumentiert. Über die Zahl der in Gewaltmärschen oder Lagern Getöteten herrscht wenig 
Einigkeit, es dürfte sich aber um mindestens 500.000 Armenier gehandelt haben, andere 
Quellen sprechen von 1,5 Millionen Opfern der „ersten historischen Massenvernichtung des 
20. Jahrhunderts“ (Steinbach 2003:19).  
Die armenische Diaspora, die durch die Verfolgung der Armenier Ende des 19. und Anfang 
des 20. Jahrhunderts verursacht wurde, unterstützte in den letzten Jahrzehnten die Bewertung 
der Vergehen als Genozid oder Verbrechen. In Frankreich wurde von der französischen 
Nationalversammlung im Oktober 2006 ein Gesetzesentwurf angenommen, demzufolge die 
Leugnung des Völkermords an den Armeniern analog zur Leugnung des Holocaust strafbar 
sein soll, sofern er auch den Senat passieren sollte. Auch das Europäische Parlament forderte 
die türkischen Behörden auf, „den Völkermord an der armenischen Bevölkerung während des 
Ersten Weltkriegs einzugestehen“ (Europäisches Parlament 2004: 6) und der auswärtige 
Ausschuss des US-Repräsentantenhauses stimmte im Oktober 2007 einer Resolution zu, 
wonach die Verfolgungen und Vertreibungen als Völkermord eingestuft werden können, 
wenn sie das Repräsentantenhaus passierten. Die Türkei reagierte mit dem Rückzug ihres 
Botschafters aus Washington und verweist bei politischen Entscheidungen, wie z.B. in 
Frankreich, den USA und Russland, auf die historischen Verbrechen dieser Länder, wie etwa 
die Frankreichs in Algerien.15 
Ob derartige politische Entscheidungen ein probates Mittel sind, um zu einer reflektierteren 
und wissenschaftlicheren Befassung mit diesem Thema innerhalb der Türkei beizutragen, ist 
fraglich. Es ist aber anzunehmen, dass politischer Druck und intensivierte Bemühungen um 
freiere Forschung und wissenschaftlichen Austausch in und mit der Türkei eine 
Entideologisierung der Wissenschaft unterstützen können. Wenn diese Befreiung der 
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Forschung wie der Medien aus dem engen Korsett der nationalreligiösen Staatsideologie 
gelänge, wäre ein großer Schritt zur Aufarbeitung dieses Konflikts und Richtung EU getan. 
3.4.12 Türkischer Nationalismus und Islamismus 
Beide Phänomene könnten durchaus als strikte Gegenpole verstanden werden, wenn der 
türkische Nationalismus rein nationalistisch-laizistisch und der Islamismus strikt 
panmuslimisch aufträte. Weil ab den 1980er Jahren aber eine Synthese zum „Turkislam“ 
entwickelt wurde, werden jeweils die extremistischen Tendenzen dieser Strömungen hier 
nicht separiert sondern gepaart betrachtet, da beide Radikalismen demokratischen und 
pluralistischen Werten entgegengesetzt sind.  
Die ultranationalistisch-rassistische Parlamentspartei MHP16 ist die prominenteste Vertreterin 
türkisch-nationalistischer Ideologie und belegt mit ihrem oftmaligen Parlamentseinzügen mit 
als den dafür notwendigen zehn Prozent die gesicherte Basis, die radikaler türkischer 
Nationalismus in der Türkei hat. Ihr Gründer, der sich mit Alparslan Türkeş ein an 
seldschukische Herrscher gemahnendes Pseudonym zulegte, vertrat bis zu seinem Tod 1997 
primär die turkistisch-nationalistische Idee, wonach die Türken als höchststehende Rasse aller 
Menschen zu sehen seien. Darüber hinaus war der spätere Oberst Anhänger des 
Panturkismus, der eine Vereinigung aller turkstämmigen Völker vom Balkan bis nach 
Nordwestchina zum Ziel hatte. Die paramilitärische Teilorganisation der MHP, genannt die 
Grauen Wölfe17, ist bis heute aktiv und attackierte während der 1970er und 1980er Jahre die 
linke Opposition in der Türkei. Mit teilweise staatlicher Rückendeckung waren die Grauen 
Wölfe zu jener Zeit für die meisten politischen Morde und Anschläge verantwortlich, ihre 
Attacken richteten sich neben Sozialisten und Kommunisten insbesondere gegen Nicht-
Türken, wobei die PKK bis heute ihr Hauptfeindbild ist (vgl. Steinbach 2003: 49, 51f.).  
Als Vertreter des nationalistischen Konservativismus (milliyetçi muhafazakarlık) können sie 
sich aus der langen Tradition des Konservatismus in der Türkei bzw. sogar noch des 
Osmanischen Reiches bedienen, der sich im Wesentlichen aus „Turkismus, Islamismus, 
kulturellem Purismus, defensivem Nationalismus und rückwärtsgewandtem Orientalismus“ 
speist (Canefe, Bora 2003:128). Der jüngste MHP-Wahlerfolg bei den vorgezogenen 
Parlamentswahlen in 2007 bewies einmal mehr, dass sich mit xenophoben, 
ultranationalistischen und Anti-EU Parolen knapp ein Fünftel aller Stimmen erreichen lässt – 
ein Umstand, der in ähnlicher Form auch in Zentraleuropa zu beobachten war und ist. Mit der 
Immigration türkischer Arbeitskräfte nach Deutschland und Österreich ab den 1970er Jahren 
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begannen sich auch in Europa lokale Gruppen nationalistischer bzw. islamistischer Türken zu 
bilden – auch die offen faschistischen Grauen Wölfe sind in Deutschland und Österreich 
vertreten. Auf Seiten, die dieser Ideologie nahe stehen, werden u.a. der Vatikan, die USA, der 
Zionismus und die PKK als „feindliche Organisationen genannt“.18 Auch wenn die Fixiertheit 
der europäischen Teilorganisationen noch nicht, wie etwa in der Türkei, zu politischer Gewalt 
gegen verschiedene Minderheiten geführt hat, stehen sie unter Beobachtung des deutschen 
Verfassungsschutzes, denn „[…] wie einige islamistische Bewegungen trägt die Ülkücü-
Bewegung zur Entstehung einer Parallelgesellschaft in Europa bei und stellt ein Hindernis für 
die Integration der türkischstämmigen Bevölkerung dar.“ (IM Nordrhein-Westfalen 2004: 
3/Auslass. PS) Ab den 1980er Jahren begann sich die MHP langsam von ihrer anti-
islamischen und rein rassistisch-turkistischen Ideologie ab- und dem politischen Islamismus 
zuzuwenden, da die Führung der politischen Kader die Mobilisierungskraft des politischen 
Islam für ihre Zwecke nutzen wollte. Zwar wurde auch MHP-Führer Türkeş wie viele MHP-
Paramilitärs im Zuge des Militärputsches inhaftiert, trotzdem konnte seine nationalistische 
Ideologie gemeinsam mit dem politischen Islamismus in die dem Putsch folgende neue 
Verfassung einfließen und so Teil der Staatsdoktrin werden – die Türkisch-Islamische 
Synthese19 war den militärischen Machthabern als nationalistisch-religiöses Bindemittel zur 
Kittung der auseinander brechenden Gesellschaft gegen Kommunismus recht und billig: 
„Meanwhile, in its current form, this populist political movement is heavily intertwined with 
the leading ideologies of Kemalism and political Islam. As such, it constitutes an important 
part of the status quo in Turkish politics.”( Canefe, Bora 2003: 131) Seit 1990ern sind 
radikaler türkischer Nationalismus ebenso wie Islamismus mit ihrer Xenophobie und ihrem 
Protektionismus zu einer relativ zentralen Kraft der türkischen Politik geworden. Somit 
nimmt der nationalistische Flügel auch einen wesentlichen Platz in der innertürkischen 
Diskussion rund um Verwestlichung und EU-Beitritt der Türkei ein. Generell beansprucht er, 
nicht die Interessen einer gewissen politischen Strömung sondern der Türkei an sich zu 
vertreten. Dabei werden die Aktionen der EU meist als feindlich und gegen die nationale 
Souveränität der Türkei gerichtet verstanden, weswegen insbesondere das Zypernproblem, 
kurdische Autonomiebestrebungen und die Aufarbeitung des Armeniergenozids als 
unverhandelbar angesehen werden. Oder wie der aktuelle MHP-Vorsitzende Devlet Bahçeli 
nicht mürde wird zu betonen: „Die Türkei wird stärker gebraucht als sie andere in der Region 
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braucht, inklusive die europäischen Länder.“ (Canefe, Bora 2003:136) Die Annäherung an 
den Westen, welcher Art auch sie sie sein mag, wird als individuelle oder gar nationale 
Selbstaufgabe dargestellt, die zum Verschwinden der eigenen Geschichte, Kultur und 
Religion und damit auch der eigenen Menschlichkeit führt. Der Kern des Übels, das von den 
westlichen Ländern ausgehend andere Länder anzustecken sucht, ist das Christentum und die 
damit verbundene kreuzzüglerische Besessenheit, die muslimische Zivilisation und damit 
zuallererst die Türken auszulöschen. 
 Auch wenn dieser Ansicht gewissermaßen eine klare Grundlage fehlt ist sie nicht nur bei 
extrem nationalistischen Türken sondern auch bei konservativ-kemalistischen anzutreffen, 
wenn außenpolitisch gerade etwas aus türkischer Sicht schief gelaufen ist. (Canefe, Bora 
2003:143) Die Europhobie ist sicherlich kein speziell türkisches Phänomen, sondern in vielen 
EU-Mitgliedsländern ebenfalls anzutreffen. Wegen der ersten liberalen Reformen, welche die 
Türkei innerhalb der letzten Jahre vor und im Zuge der Beitrittsverhandlungen vollzogen hat, 
bekommen jedoch jegliche konservative, nationalistische und fundamentalistische 
Gruppierungen Material für ihren selbst entwickelten Kampf der Kulturen, in dem die EU mit 
ihren wirtschaftspolitisch wie gesellschaftspolitisch liberalen Zügen ein willkommenes 
Feindbild ist. 
Im Falle der türkischen Islamisten ist dies auf öffentlicher Ebene aber weniger eindeutig als 
bei areligiösen Ultranationalisten, denn sie erhoffen sich von der Annäherung an die EU 
weniger staatliche Kontrolle über die Religion. So wurde von der MHP und der weniger 
nationalistischen AKP, deren Wählerschaft von säkularen bis zu islamistischen Kreisen 
reicht, versucht das Kopftuchverbot für Hochschulen per Verfassungsänderung anzuschaffen. 
Diese Parlamentsentscheidung wurde jedoch vom türkischen Verfassungsgericht aufgehoben 
und kam nicht zur Anwendung. Allerdings wurde die AKP in einem gegen sie eingeleiteten 
Parteiverbotsverfahren als Zentrum anti-laizistischer Aktivitäten vom türkischen 
Verfassungsgerichtshof im Juli 2008 auch nicht verboten, sondern nur ihre staatlichen 
Parteiförderungen eingeschränkt. Dennoch ist eine Islamisierung der Politik und des Alltags 
in der Türkei insofern nicht zu bestreiten, als sie zu einem der wichtigsten Themen der 
Bevölkerung neben gelungener Wirtschaftspolitik und nationaler Sicherheit wurde.  
Proponenten eines Beitritts der Türkei zur EU heben dabei immer wieder die Toleranz und 
Weltoffenheit des anatolischen Islams hervor, womit die Türkei als einziger demokratischer 
muslimischer Staat eine Schnittstelle zwischen den Demokratien Europas und den 
muslimischen Auto- bzw. Theokratien Arabiens und Asiens bilden kann und auf diese Weise 
zu einer generellen Kommunikationsverbesserung zwischen der sogenannten christlichen und 
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islamischen Welt beitragen würde (vgl. Laçiner 2005: 24 ff.). Diese Einschätzung des 
türkischen Islam als rein frommer und friedlicher Glaube wird zu Teilen durch politische und 
staatliche Maßnahmen konterkariert, die mit pluralistischen und menschenrechtlichen 
Ansätzen nicht vereinbar sind, wie etwa ein Versuch der AKP, Ehebruch per Gesetz als 
Straftat einzustufen oder den rechtlichen Schutz von Frauen vor (häuslicher) Gewalt 
aufzuweichen20. Auch die Wahlerfolge von Erbakans islamistischen Parteien in der 
Vergangenheit und die Erfolge seines politischen Ziehsohns Erdoğans in der Gegenwart 
zeigen, dass großes Potential für islamistische Politik in der Türkei vorhanden ist.  
Abgesehen davon machen die Aktivitäten von Al-Kaida und Hisbollah in der Türkei immer 
wieder darauf aufmerksam, dass es marginalisierte, aber hoch fanatisierte Gruppen in der 
Türkei gibt, die Europa und die USA als christliches Feindbild sehen. Hinzu kommt, dass die 
Vernetzungen sehr populärer Politiker wie Ministerpräsident Erdoğan und Staatspräsident 
Gül zur radikal-islamistischen Milli-Görüş Organisation offenkundig sind und wenig Anlass 
dazu geben, ihrerseits eine politisch-religiös liberale Einstellung zu vermuten. Denn die Milli-
Görüş-Bewegung, welche im Übrigen großen Einfluss auf den islamischen 
Religionsunterricht und Moscheenbau in Österreich und Deutschland hat, schreckt nicht 
einmal vor der Ausbeutung gläubiger muslimischer Türken zurück, wie sich an der 
sogenannten Yimpaş-Affäre gezeigt hat.21 Ab den 1990er Jahren wurde in deutschen Milli-
Görüş-Moscheen gezielt für Islam-Holdings geworben, da gläubigen Muslimen Gewinn 
durch Zinsen nach westlichem Modell untersagt sind. Die Anleger sahen ihr Geld allerdings 
nie wieder – nach Untersuchungen und staatlichen Ermittlungen in Deutschland und der 
Schweiz wurden mindestens fünf Milliarden Euro veruntreut. Querverbindungen zu und 
Parteienfinanzierungen von islamistischen Parteien in der Türkei werden vermutet, konnten 
aber durch das Desinteresse der türkischen Behörden, mit ihren Kollegen in der Schweiz und 
Deutschland zu kooperieren, nicht bewiesen werden.22 
Diese Anzeichen geben nicht viel Grund zur Hoffnung, dass die regierenden Parteien der 
Türkei wesentliche Änderungen zu einer Liberalisierung der Gesellschaft und nicht nur der 
Religion im Sinne haben, denn sie profitieren bereits stark allein vom Kandidatenstatus. 
Dabei wäre den türkischen Staatsbürgern eine weitere Demokratisierung und Fortschritte bei 
der Etablierung von Rechtsstaatlichkeit zu wünschen. 
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 Der verlorene Schatz. In: http://www.zeit.de/2006/46/G-Holy-Holdings?page=1 (12.8.2008); 
Boris Kalnoky (2006): Ankara hat kein Interesse an Aufklärung: http://www.welt.de/print-
welt/article224717/Ankara_hat_kein_Interesse_an_der_Aufklaerung.html (12.8.2008) 
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3.4.13 Antitürkische Ressentiments und der österreichische Belagerungsmythos 
Das negative Image, das die Türkei in einigen europäischen Ländern hat, ist in Österreich 
besonders ausgeprägt. Zwar wohnt mit rund 130.000 Personen eine der größten 
türkischstämmigen Exilgemeinden der Welt in Österreich, gegenseitige Wertschätzung blieb 
bis jetzt allerdings offensichtlich aus. Für die große Ablehnung eines türkischen EU-Beitritts  
in Österreich sind drei Faktoren ausschlaggebend. Zum ersten ist die österreichische 
Bevölkerung gegenüber der EU und insbesondere jeglicher Form der EU-Erweiterung, 
auffallend negativ eingestellt. Zweitens haben Türken durch den in Österreich immer noch 
nachwirkenden Belagerungsmythos einen schweren Stand, drittens ist die 
„Gastarbeiterproblematik“ bis heute Grundlage einiger gesellschaftlicher Verwerfungen. 
Bezüglich der ausgeprägten EU-Skepsis in Österreich: Nur jeder dritte hält die EU-
Mitgliedschaft für „eine gute Sache“(EU-27 Schnitt: 52 Prozent), 47 Prozent meinen, 
Österreich habe „nicht von der EU profitiert“ (European Commission 2008:7). Weiters 
sprechen sich 67 Prozent der Bevölkerung generell gegen eine Erweiterung aus, eine 
Aufnahme der Türkei lehnen 79 Prozent selbst dann ab, wenn sie alle Bedingungen dafür 
erfüllen sollte (European Commission 2008:9). Gleichzeitig sind die Österreicher 
überdurchschnittlich zufrieden (80 Prozent) mit dem Leben, und schätzen im gleichen 
Ausmaß die Lebensqualität in ihrem Land (European Commission 2008: 13 f.). Auch die 
nationale Justiz und nationale Print- wie Rundfunkmedien genießen überdurchschnittliches 
Vertrauen, den EU-Institutionen vertraut hingegen nur jeder fünfte und auch gegenüber den 
nationalen politischen Parteien herrscht große Skepsis bei zwei Dritteln der Bevölkerung 
(European Commission 2008:21 f.). Selbst der Belagerungsmythos hat als zweiter 
wesentlicher Faktor, der zur allgemeinen Ablehnung eines türkischen EU-Beitritts beiträgt, 
immer noch gewisse Aktualität in der Bevölkerung. So verweisen Ortsnamen, lokale Sagen 
und Schulbücher auf die zweimalige erfolgreiche Verteidigung der Stadt gegen das 
osmanische Heer, wobei wie bei vielen nationalen Mythen eine starke Dichotomie zwischen 
den Angreifern und den Verteidigern hergestellt wird, die auch nach hunderten von Jahren 
noch nachwirkt:  
 
„Es gibt auf der einen Seite die christlichen Verteidiger, auf der 
anderen Seite die türkischen Angreifer. Beide sind Stellvertreter für 
Gut und Böse und in einen Entscheidungskampf verwickelt, in dem 
alles auf dem Spiel steht. Die türkischen Angreifer sind hingegen in 
den historischen Diskursen die Agenten des Bösen. Da sie anders sind 
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und eine andere Religion haben sind sie automatisch Barbaren.“ 
(Kritzinger, Steinbauer 2005: 111)  
 
In Zusammenhang mit der Gastarbeiterproblematik kommt es hier einer unglücklichen 
Verquickung historischer Klischees, von medialem und politischem Konsens getragener Anti-
EU-Stimmung und gesellschaftspolitischem Versagen. Aus diesem Grunde wird hier auch der 
alte Begriff „Gastarbeiter“ verwendet, weil sich schon daran der missverständliche Ansatz 
zeigt: die Arbeitsimmigranten kamen eben nicht alle als Gäste, die nach Ablauf der Saison 
wieder nach Hause fahren, sondern viele als Arbeiter, die sich in der Fremde eine 
Existenzgrundlage aufbauen wollten, die ihnen in der Türkei nicht möglich gewesen wäre. Da 
es in Österreich in den 1960er Jahren an Arbeitskräften fehlte, wurden nach rein 
ökonomischen Quotenregelungen türkische Arbeitskräfte nach Österreich „importiert“, auf 
die menschliche Komponente wurde allerdings vergessen – die Verwendung des Worts 
„Gast“ allein impliziert ja bereits die dysfunktionale Kommunikation zwischen 
Einheimischen und Migranten. Die Folge war und ist die beiderseitige Betonung der 
Andersartigkeit gerade zwischen in Österreich ansässigen Türken und Österreichern. 
Während sich viele Immigranten aus anderen Ländern wie etwa Ex-Jugoslawien und 
Osteuropa leichter in Österreich arrangieren, ist die wechselseitige Abgrenzung zwischen 
Türken und Österreichern besonders stark, sei es nun aus optischen, sprachlichen, kulturellen, 
religiösen oder sonstigen Gründen. Klarerweise wird diese Tendenz zur Abgrenzung auch auf 
beiden Seiten instrumentalisiert: auf Seiten der Österreicher meist im Wahlkampf zum 
Wählerfang am rechten Parteispektrum, das allein die negativen Seiten der Immigration von 
Fremden und Fremdem betont, auf Seiten der türkischen Exilgemeinde für nicht weniger 
radikale Kräfte, die eine Anpassung an unbekannte österreichische Kultur und Werte als 
nutzlos und gefährlich darstellen und so jeweils zur Entstehung von Parallelgesellschaften 
beitragen können. Nachdem bis auf die Grünen momentan alle Parteien einen Beitritt der 
Türkei ablehnen und auch viele der größten Medien, allen voran die Kronenzeitung, die EU 
generell und die Türkei im besonderen zu Anti-Themen gemacht haben, darf es niemanden 
überraschen dass nur sieben Prozent der Befragten für einen Beitritt der Türkei sind, 85 
Prozent lehnen ihn ab (European Commission 2008: 9). „Als interessant erweist sich, dass 
sich die Parteien bescheinigen, ausschließlich aus rationalen, wirtschaftlichen und politischen 
Gründen gegen einen EU-Beitritt der Türkei zu argumentieren.“ (Kritzinger, Steinbauer 2005: 
116) Dass dahinter durchaus historisch motivierte kulturelle und religiöse Motive stecken 
könnten, wird dadurch deutlich dass positiven Entwicklungen in der Türkei stets eine große 
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Zahl an Negativa gegenübergestellt wird. Im medial-öffentlichen Diskurs werden dabei die 
unterschiedlichen Dimensionen (historisch, kulturell, politisch, wirtschaftlich, religiös) 
generell vermischt, weswegen die Sachargumente oft gar keine sind. In absehbarer Zukunft 
ist keine Änderung dieses Phänomens zu erwarten, die angekündigte Volksabstimmung über 
einen Beitritt der Türkei in Österreich könnte durchaus den ganzen Beitrittsprozess stoppen.  
3.4.14 Auswirkungen auf EU-Budget und EU-interne Entscheidungsfindung 
Mit einem Beitritt der Türkei wären auch hohe Subventionskosten zur Stärkung der 
türkischen Wirtschaft verbunden, insbesondere im Bereich der Landwirtschaft. Unter der 
Annahme, dass die Türkei etwa im Jahre 2015 beiträte und sich die EU von ihrer Struktur her 
nicht ändert, belaufen sich die Kosten des Nettotransfers bei bereits abgeschlossener 
kompletter Politikintegration auf sieben bis 22 Mrd. Euro jährlich. Für die Jahre nach dem 
Beitritt ist mit einem weiteren Anstieg der Kosten zu rechnen, da mit steigendem BIP der 
Türkei auch die daran gekoppelten Strukturförderungen steigen würden (vgl. Stricker 2006: 
229). Die Wachstumsimpulse einer erstarkenden türkischen Wirtschaft für die EU sind 
hingegen kaum signifikant, immerhin ist die EU bereits der größte Handelspartner der Türkei 
und beide sind durch die seit 1996 bestehende Zollunion wirtschaftlich stark miteinander 
verbunden. Es ist offensichtlich, dass die Türkei in wirtschaftlicher Hinsicht die Kriterien für 
einen Beitritt (noch) nicht erfüllt, was aber mit den in den letzten Jahren konstant hohen 
Wirtschaftswachstumsraten bald möglich sein könnte. Eine Mitgliedschaft der Türkei würde 
dennoch den bei weitem noch nicht abgeschlossenen Integrationsprozess der neuen 
Mitgliedsländer erschweren, zuviel (ca. zehn Prozent) des jährlichen EU-Budgets müssten zur 
Unterstützung in die Türkei transferiert werden (vgl. Stricker 2006:221). 
Hinsichtlich der institutionellen Konsequenzen eines Beitritts der Türkei, wäre dieser 
voraussichtlich keine weitere Erschwernis für den EU-Entscheidungsfindungsprozess in EU-
Kommission, Ministerrat und Parlament. Denn dieser gestaltet sich ohnehin sehr langsam und 
komplex. Die Heterogenisierung der nationalen Interessen würde sich nur durch einen 
zusätzlichen türkischen EU-Kommissar bemerkbar machen – eine geringe Veränderung im 
Vergleich mit vorangegangenen Erweiterungen. 
3.5 Diskussion innerhalb der Türkei – Argumente für und gegen einen EU-
Beitritt der Türkei 
Die Debatte, ob die Türkei der EU beitreten soll und kann, dauert innerhalb der Türkei bereits 
seit Jahrzehnten an. Die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen wurde 2005 natürlich von der 
Regierungspartei AKP wie von vielen Türken als großer Erfolg auf dem Weg in die EU 
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gefeiert, der kurzen EUphorie folgte jedoch sehr bald Ernüchterung. Die andauernde 
Zypernkrise führte zu einem teilweisen EU-Verhandlungsstopp, womit auch eine große 
Verlangsamung des Reformtempos der türkischen Politik einherging. 
Die Gründe, die zur Schließung einiger Verhandlungskapitel führten, wurden in den 
türkischen Medien und in der Gesellschaft meist allein auf europäischer bzw. auf zypriotisch-
griechischer Seite gesehen (s. Kap. 3.4.8 und 3.4.9) und die Zustimmung, der EU 
anzugehören, sank in den letzten Jahren von rund 62 Prozent im Jahr 1998 und 64 Prozent in 
2002 auf 49 Prozent im Frühjahr 2008 (vgl. Çarkoğlu 2003: 173; EU Commission 2008b: 3). 
Der EU-Beitritt gehört zu den kontroversiellsten Themen des Landes und wird immer wieder 
von der Tagespolitik und natürlich besonders in Wahlkampfzeiten thematisiert und 
instrumentalisiert, wie wir es auch aus den EU-Mitgliedsländern kennen. 
Wenig überraschend ist die Euroskepsis unter Nationalisten bzw. Pro-Islamisten am höchsten, 
während sie mit höherer Bildung sinkt, aber interessanterweise unter Parteigängern der 
kurdischen Partei HADEP am geringsten ist, wie Çarkoğlu in seiner repräsentativen Studie 
2002 erhob (vgl. Çarkoğlu 2003: 178). Religiosität und Patriotismus allgemein sind jedoch 
nicht zwingend hinderlich für eine pro-europäische Einstellung, lediglich Personen, die sich 
sehr stark mit nationalistischem Turkismus oder Islamismus identifizieren, sehen wenig 
Veranlassung, der EU beizutreten. Die EU repräsentiert für sie mit den Forderungen nach 
Minderheitenrechten und westlichem Pluralismus alte Feindbilder in neuer Form. Ebenso sind 
auch Kurdischkenntnisse allein keine Prädestination für eine Zustimmung zur EU. 
Immer noch beurteilen 58 Prozent der Bevölkerung einen EU-Beitritt als nützlich für die 
Türkei, verglichen mit 82 Prozent im Frühjahr 2007 ist aber auch hier ein deutlicher 
Rückgang der positiven Einschätzungen zu registrieren (vgl. EU Commission 2008b: 3). Die 
„heiklen Themen“ für die Türkei – im Wesentlichen sind das mit der kurdischen Minderheit 
verbundene Probleme, territoriale Differenzen mit Griechenland auf Zypern und in der Ägäis, 
PKK-Terrorismus und Minderheitenrechte – eignen sich besonders für Negativkampagnen, 
wie die letzten Erfolge der MHP bei den Parlamentswahlen bezeugen. Sie ist 2007 als einzige 
deklariert antieuropäische Partei in die türkische Nationalversammlung eingezogen, was die 
konstante Existenz einer euroskeptischen Wählerschaft bezeugt. Denn die bereits vollzogenen 
Reformen, wie etwa die offizielle Abschaffung von Todesstrafe und Folter, mehr 
Minderheitenrechte, die schrittweise Entmachtung des Militärs etc., waren und sind in der 
Türkei umstritten und werden von nationalistischen Gruppierungen zu bekämpfen versucht, 
um den angeblich drohenden Verlust der türkischen Souveränität zu verhindern. 
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Die Rolle der Massenmedien ist hier sehr ambivalent, einerseits unterstützen die meisten 
Blätter und Kanäle des Mainstreams einen EU-Beitritt, andererseits „while the press covers 
the news on political changes and EU membership, it trivialises and personalises the issues“ 
(Bek 2001: 135). So wird das Kurdenproblem meistens auf die PKK und die Diskussion um 
den Islam in der türkischen Öffentlichkeit auf das islamische Kopftuch reduziert, was eine 
profunde Auseinandersetzung mit diesen grundlegenden Bereichen von vorneherein 
verunmöglicht. In gleicher Weise wird ein EU-Beitritt als große wirtschaftliche Chance für 
die Türkei beschrieben, die damit zwingend verbundene Erfüllung der Kopenhagener 
Kriterien wird eher als politische Verpflichtung geschildert, als ob Demokratisierung und 
Rechtsstaatlichkeit für die Menschen eine geringere Relevanz hätten als wirtschaftliche 
Liberalisierung (vgl. Bek 2001: 133). Da journalistische Qualitätsstandards in den türkischen 
Massenblättern sehr flexibel (bspw. werden Zitate regelmäßig ohne Anführungszeichen oder 
Quelle als Schlagzeile verwendet) und die Urheber der verwendeten Zitate fast ausschließlich 
Politiker oder bedeutende Unternehmer sind, wird die Berichterstattung oft auf diese 
Dimension reduziert und „zivile“ Ansichten, bspw. von Arbeitnehmervertretern oder NGOs, 
werden tendenziell ignoriert. Die Auswirkungen dessen beschreibt Bek als wenig förderlich 
für die innertürkische EU-Debatte: 
 
„The media´s viewing of political improvements as requirements or 
conditions, and economic changes as gains, is dangerous for 
democracy in Turkey, since the media does not only represent and is 
not only affected by, but also constitutes and affects the social reality.” 
(Bek 2001: 141)  
 
Allen medien- und menschenrechtlichen Verbesserungen der letzten Jahre zum Trotz hat sich 
diese perspektivische Einseitigkeit der Medien in ihren Grundzügen bis heute gehalten und 
erschwert die Etablierung einer sachlichen Diskussion über die aktuellen Entwicklungen. Im 
Falle der Türkei, die kein EU-Mitglied ist, ist eine mehr auf prinzipielle Publikumsinteressen 
ausgerichtete Nachrichtenselektion nicht abzusehen. Es dürfte den Rezipienten demnach nicht 
leicht fallen, Informationen aus äquidistanter Berichterstattung zur persönlichen 




4. Entwicklung und Status quo der Mediensysteme in der Türkei 
und in Österreich  
Der Vergleich zweier derart unterschiedlicher Bereiche wie den Mediensystemen Österreichs 
und denen der Türkei kann wegen grundlegend verschiedener Rahmenbedingungen zwar 
nicht als Vergleich von Gleichem gelten, abgesehen davon ergeben sich genau daraus 
interessante Parallelen – insbesondere im Verhältnis von Medien und Politik – sowie krasse 
Differenzen, wie etwa in der aktuellen Regulierungspolitik und der journalistischen Praxis. 
Dieses Kapitel liefert statistische Daten zur türkischen und österreichischen 
Mediengesellschaft sowie relevante historische, politische und wirtschaftliche Informationen 
zur Entstehung der aktuellen Mediensysteme der beiden Länder. 
Die Methode des Vergleichs ist eine der ältesten wissenschaftlichen Instrumente, sie leidet 
aber seit Aristoteles’ systematischem Vergleich unterschiedlicher politischer Verfassungen in 
griechischen poleis bis heute am schwer lösbaren Problem der Aussagekraft des direkten 
Vergleichs von unterschiedlichen Gegenständen, im Falle dieser Untersuchung von 
Tageszeitungsberichterstattung zu identen Ereignissen aus Sicht zweier Länder oder gar 
Kulturen. Nur wenn es gelingt, die Verbreitung ethnozentristischer Stereotypen durch 
Kenntnis des eigenen „Basissystems“ zu überwinden kann ein kommunikationswissenschaft-
licher Vergleich „in Methode umgesetzte Weltoffenheit“ sein. (Kleinsteuber 2002: 43) Dabei 
darf jedoch nicht übersehen werden dass, wie in folgender Gegenüberstellung wesentlicher 
Kennzahlen der Mediengesellschaften ersichtlich, viele Daten und Statistiken ohne genaue 
Angabe ihrer Erhebung bestenfalls als Indizien für reale Verhältnisse und keinesfalls als ihr 
konkretes Abbild zu verstehen sind.  
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Medienverbreitung in der Türkei und in Österreich 
 Türkei Österreich 
Bevölkerung (2007) ca. 71 Millionen ca. 8 Millionen 
BIP pro Kopf (2007)23 $9,400 pro Jahr $39,000 pro Jahr 




.  2,23 Mio26.  
Anteil Internetnutzer an der 
Bevölkerung allgemein 
(2007) 
22,5 Prozent der 
Bevölkerung27 
69,4 Prozent der 
Bevölkerung28 
Tägliche Auflagenhöhe der 
Tageszeitungen (2006) 5,1 Mio.
29
 2,97 Mio.30 
Fernsehkonsum (2005)31 5 Stunden pro Tag 2,77 Stunden pro Tag 
Analphabetismus 11,9 Prozent der Bevölkerung32 4 Prozent der Bevölkerung
33
 
Tabelle 1 Medienverbreitung in der Türkei und in Österreich (Quellen: siehe Tabelle) 
 
In ihrem Kern gehen wissenschaftliche Vergleiche bis heute im Wesentlichen auf den von 
John Stuart Mill entwickelten dichotomischen Ansatz der definitorischen Trennung der Frage 
nach Ähnlichkeit (Konsens-Methode) und der Frage nach Unterschieden (Dissens-Methode) 
zurück, wobei die Methode nicht von den untersuchten Phänomenen getrennt werden kann 
(vgl. Kleinsteuber 2002: 26). 
Diesbezüglich ist für die Analyse der verbalen Zeitungsinhalte, da sie sich auf politische 
Vorgänge beziehen, die in unterschiedlicher Sprache verfasst wurden und aus 
unterschiedlichen Kulturkreisen hervorgingen, die Dissens-Methode die besser geeignete 
Variante zur Befriedigung des Erkenntnisinteresses. 
                                                 
23
 CIA. The World Factbook. Austria: https://www.cia.gov/library/publications/the-world-
factbook/geos/au.html; Turkey: https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/tu.html 
(8.2.2008) 
24
 OECD Communications Outlook 2007: http://213.253.134.43/oecd/pdfs/browseit/9307021E.PDF S. 185 
(8.2.2008) 
25
 Europe internet usage and population statistics: http://www.internetworldstats.com/stats4.htm (8.2.2008) 
26
 2007: Zahl der Breitband-Anschlüsse stieg um 30 Prozent. DiePresse.com: 
http://diepresse.com/home/techscience/internet/357032/index.do (8.2.2008) 
27
 Europe internet usage and population statistics: http://www.internetworldstats.com/stats4.htm (8.2.2008) 
28
 Statistik Austria (2007): Österreich. Zahlen. Daten. Fakten. 07/08. S. 38 
29
 DYH: Doğan Yayın Holding (2007): Doğan Yayın Holding Faaliyet Raporu 2006. S. 30; In: 
http://www.dmg.com.tr/tr/faaliyet_raporlari.asp?CatID=1&SubCatID=4&ID=111 (30.1.2008)  
30
 Österreichische Auflagenkontrolle. Tageszeitungen Jahresschnitt 2006. In: http://www.oeak.at/ (8.2.2008) 
31
 OECD Communications Outlook 2007. http://213.253.134.43/oecd/pdfs/browseit/9307021E.PDF S. 192 
(8.2.2008) 
32
 Turkstat: Nüfus ve eğitim. http://nkg.die.gov.tr/en/goster.asp?aile=3 (8.2.2007) 
33
 Dies ist eine Schätzung der UNESCO, verlässliche Erhebungen wurden in Österreich bis dato nicht 
durchgeführt. S.a.: Bis zu 600.000 Analphabeten. Oesterreich.orf.at.: http://oesterreich.orf.at/stories/56503/ 
(8.2.2008) 
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Für die Analyse der (foto)grafischen Faktoren der massenmedialen Kommunikation ist 
jedoch aufgrund der hohen internationalen Homogenität bspw. der Nachrichtenfotografie, die 
zu großen Teilen der globalen ökonomischen Verwertbarkeit und der technischen 
Standardisierung geschuldet ist, von einer hohen Konkordanz der Vergleichsobjekte 
auszugehen (vgl. Kleinsteuber 2002: 27; 31 f.), 
4.1 Medienpolitik und Medienkonzentration 
Der Prozess der Medienkonzentration ist hauptsächlich ein wirtschaftliches und politisches 
Phänomen, das in unterschiedlicher Intensität in fast allen Demokratien mit liberaler oder 
sozialer Marktwirtschaft zu beobachten und in autokratischen Gesellschaften in Form des 
Medienmonopols als höchste Form der Konzentration die Regel ist. 
Medienkonzentration bezeichnet allgemein die Bündelung von medialer Macht im Sinne von 
Kontrolle über verschiedene mediale Kanäle durch eine Organisation oder Person(en), wobei 
die Einflussmöglichkeiten der einzelnen Medien und Kanäle steigen, je weniger von ihnen 
innerhalb eines Mediensystems vorhanden sind.  
Mit zunehmender Konzentration innerhalb eines Mediensystems kann davon ausgegangen 
werden, dass damit für die Besitzer höherer wirtschaftlicher und politischer Benefit sowie 
größere Beeinflussungsmöglichkeiten der Meinung von Publikum oder Gesellschaft 
einhergehen, auch wenn der effektive Grad des Einflusses empirisch nicht zu belegen ist. 
Für das Publikum bewirkt Medienkonzentration jedoch eine Einschränkung der 
Informationsvielfalt, da idente Informationen bzw. Meinungen zwar über mehrere Kanäle 
oder Medien verbreitet werden, aber gleichzeitig die Zahl der unterschiedlichen Quellen 
gering ist. Werbekunden hingegen haben in einem hoch konzentrierten Medienmarkt eine 
stark eingeschränkte Auswahl an Anbietern von Werbeträgern, was angesichts fehlender 
Konkurrenz zu überhöhten Werbetarifen führen kann. Nach Knoche wird aus 
publizistikwissenschaftlicher Sicht zwischen den vier folgenden Varianten medialer 
Konzentration unterschieden (Knoche 2002: 224): 
 
• Vertikale Konzentration:  bezeichnet die Kontrolle über alle Produktions- und 
Distributionsstufen eines Produktionsprozesses (z. B. Besitz von Produktion, Handel, 
Verleih, TV-Anstalten und Kinos für Filme). 
• Horizontale Konzentration: Zusammenschluss von Anbietern desselben Produkts (z.B. 
Magazinmarkt). 
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• Multimediale, mediendiagonale oder crossmediale Konzentration: Schaffung eines 
Multimediaanbieters unter einem gemeinsamen Konzerndach (z.B. elektronische und 
Printmedien). 
• Branchendiagonale oder konglomerate Konzentration: Bildung eines Mischkonzerns 
mit Firmen aus unterschiedlichsten Branchen.  
 
Die Ursachen für steigende Medienkonzentration generell sind in den vorhandenen 
Strukturen zu suchen, die den Handlungsspielraum der Medien begrenzen. Aus 
wirtschaftlicher Sicht sind Medien Unternehmen wie andere auch, die sich nur durch ihren 
Zweimärktecharakter, Werbekunden und Rezipienten als Kunden im weitesten Sinne, von 
anderen wirtschaftlichen Betrieben unterscheiden. Auf dieser Ebene ist aus 
unternehmerischer Sicht Medienkonzentration wegen der Vorteile bei Produktion, 
Vermarktung, Kostenersparnis durch cross media publishing und cross media marketing 
sowie wegen Verbundvorteilen in den Rezipienten- und Werbemärkten erstrebenswert. 
Wegen des u.a. von Knoche beobachteten Paradigmenwechsels von einem kultur- und 
gesellschaftspolitischen zu einem wirtschaftspolitischen Verständnis von 
Medienkonzentration (vgl. Trappel u.a. 2002: 61), auf das sich Justiz und Politik – wenn 
überhaupt – beschränken, werden damit verbundene individuelle und gesellschaftliche 
Konsequenzen außer Acht gelassen. Dabei sind damit gerade für ein Mediensystem wie das 
österreichische, das im Bereich der Printmedien eine extreme horizontale Konzentration 
durch Verschränkung (fast) aller großen Anbieter aufweist, sowie im Rundfunkbereich durch 
den ORF immer noch eine dominante vertikale Konzentration hat, bedeutende Konsequenzen 
verbunden. Ähnliches gilt für die Türkei, trotz grundlegend verschiedener 
Rahmenbedingungen durch starke konglomerate Konzentration in Form von Mischkonzernen 
mit Medienbesitz. 
Die relevanten Konsequenzen, deren effektives Ausmaß aufgrund nicht vorhandender Daten 
über die innerredaktionären Arbeitsweisen und die tatsächliche Nutzung durch und 
Auswirkung auf die Rezipienten empirisch nicht nachgewiesen werden kann, reichen von 
abnehmender Kontrolle durch den Markt selbst, Verringerung des intermedialen 
Wettbewerbs, inhaltlicher Homogenisierung und Imitation (hotelling’s effect), Vermischung 
von Berichterstattung und Werbung, Aufbau von Tabuzonen für die redaktionelle 
Berichterstattung (insbesondere bei konglomerater Konzentration), Verringerung der 
Arbeitsplatzalternativen für Journalisten, Durchsetzung partikulärer Interessen mittels 
Propaganda, bis hin zu Blockade gestaltender Medienpolitik und Verarmung des politischen 
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Diskurses durch die Absenz einer medial vertretenen Opposition (vgl. Trappel u.a. 2002: 111-
136). Daraus resultierende Auswirkungen betreffen lokale und regionale Gebiete meist zuerst, 
während längerfristig nicht nur nationale bzw. sprachregionale Medienkonzentration, sondern 
infolge der weltweiten Entwicklung globalisierte Medienkonzentration absehbar scheint.  
4.1.1 Medien in Österreich 
Die Entwicklung der Medien in Österreich begann – abgesehen von der frühen  Einführung 
des Buchdrucks in Wien im Jahr 1582 – mit dem Erscheinen des Wiennerischen Diariums als 
Vorgänger der heutigen Wiener Zeitung ab 1703, die somit als älteste durchgängig 
erscheinende deutschsprachige Zeitung gilt und seit Mitte des 19. Jahrhunderts von 
öffentlicher Seite herausgegeben wird. 
Mit der Ausstrahlung von Radiosendungen begann unter dem Namen Radio Hekaphon 1923 
die Firma Czeija & Nissl, ab 1924 wurde der Radiobetrieb durch die Gründung Ravag 
(Radio-Verkehrs-AG) institutionalisiert, wobei der erste Sender anfangs abwechselnd für die 
zivile Luftfahrt und die Ausstrahlung von Radioprogramm genützt wurde.34 Die Kapazitäten 
stießen laufend an ihre Grenzen, denn der Publikumserfolg des Radios in der damaligen 
Weltstadt Wien war so groß, sodass die Sendeanlagen laufend ausgebaut wurden und 1934 
alle Regionen Österreichs über eigene Sender verfügten. 
Nach dem „Anschluss“ an das von Hitler geführte Deutschland am 12. März 1939 wurden die 
vorhandenen Sender im Reichsrundfunk gleichgeschaltet und hatten – wie die Printmedien –  
die propagandistische Funktion zur Verbreitung der herrschenden NS-Ideologie, was 
technisch und finanziell u.a. durch die Verbreitung des relativ günstigen Volksempfänger-
Radios vorangetrieben wurde. 
Nach Kriegsende wurden die unzerstörten Sendeanlagen für den Radiobetrieb zum Teil von 
den vier Besatzungsmächten in Beschlag genommen bzw. provisorisch neue Anlagen 
errichtet – sowohl zur Unterhaltung der eigenen Besatzungstruppen als auch zur Propagierung 
der jeweils eigenen politischen Ziele. Populärster Sender war damals die Sendegruppe Rot-
Weiß-Rot, die mit Unterstützung der Amerikaner einen stark an amerikanischer Popkultur 
orientierten Sender in Österreich etablierte. Nach dem Ende der Besatzung im Jahr 1955 war 
privater Radiobetrieb gesetzlich nicht möglich, stattdessen wurde mit dem Aufbau des 
staatlichen Rundfunks begonnen, wegen des vielerorts schlechten Empfangs konzentrierte 
man sich in Folge auf den Umstieg auf UKW-Sender und auf den Aufbau jener 
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 Vgl. Geschichte Radio in  Österreich – 1924-1938: http://members.aon.at/wabweb/radio_a/radio_a1.htm 
(4.3.2008) 
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Senderstruktur mit drei Sendern (Ö1, Ö3 und ein Regionalsender), die im Wesentlichen noch 
heute für das öffentlich-rechtliche Radio gültig ist. 
Kurz vor dem Abzug der alliierten Streitkräfte aus Österreich wurden im Herbst 1954 die 
ersten Versuche mit TV-Programm seitens des Österreichischen Rundfunks im Wiener 
Künstlerhaus vorgestellt.35 In den folgenden Jahren wurde die Verbreitung des Fernsehens 
technisch vorangetrieben und nach Aufnahme des regulären Fernsehbetriebs mit Jahresbeginn 
1957 an sechs Tagen der Woche gab es bereits Ende 1959 ca. 100.000 Fernsehteilnehmer, oft 
jedoch noch in Wirtshäusern oder bei Verwandten und Bekannten versammelt (ebda.). Das 
Programm blieb jedoch die kommenden Jahrzehnte über recht beschränkt, die zwei 
öffentlich-rechtlichen Fernsehsender des ORF hatten das alleinige TV-Monopol (s. Kap. 
4.1.3) – nicht immer (nur) zum Publikumswohl. Lediglich in den an Deutschland grenzenden 
Gebieten waren auch die deutschen terrestrischen Sender zu empfangen. Erst ab Mitte der 
1980er Jahre begannen die Fernsehsatelliten dem ORF ernsthaft Konkurrenz zu machen. 
4.1.2 Medienkonzentration in Österreich 
Die Konzentration der österreichischen Medienlandschaft ist in allen Bereichen öffentlicher 
Kommunikation, in den Printmedien, dem Rundfunk und dem Internet – mit Ausnahme der 
Telefonie – ausgesprochen hoch, denn in allen drei Bereichen dominieren Firmen, die auch in 
in anderen Mediensektoren tätig sind. Sie wird auch die meist konzentrierte Europas 
genannt.36 
Mit ihren drei Fernsehkanälen, drei landesweiten und neun regionalen Radiosendern ist die 
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt ORF der größte Medienbetrieb Österreichs. Im 
Printsektor ist die Mediaprint-Gruppe mit ihren Tageszeitungen wie der Kronen Zeitung, dem 
Kurier, der auch an den weit verbreiteten Magazinen News und Profil beteiligt ist, 
unangefochtener Marktführer, wobei durch gegenseitige Beteiligungen der Markt aufgeteilt 
und der Neueintritt von Konkurrenten erschwert wird. Die für eine europäische Demokratie 
untypische Ballung an Medienmacht hat historische und politische Gründe – wie die immer 
noch bevorzugte Position des ORF – und wurde durch das Fehlen von medienpolitischen 
Regelungen bzw. die mangelnde Anwendung der Vorgaben gegen die 
Konzentrationsprozesse ermöglicht. Denn bei den beiden größten Konzentrationsbewegungen 
fällt auf, dass kartellrechtliche Novellierungen, die größere Auflagen hinsichtlich Angebots- 
und Eigentümervielfalt mit sich brachten, jeweils nach den Zusammenschlüssen (von Kurier 
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und Krone mittels der WAZ im Jahr 1988 und der Beteiligung des Mediaprint-Partners 
Kurier am News-Verlag im Jahr 2000) erfolgten, nicht davor. Beim ersten Zusammenschluss 
fehlte gar noch jegliche rechtliche Handhabe, wie etwa eine Fusionskontrolle gegen die 
Bildung der Mediaprint. Bei der Beteiligung vom Kurier am News-Verlag im Jahr 2001 
verzichtet der damalige Justizminister Böhmdorfer auf einen möglichen Rekurs gegen die 
Bewilligung eines marktbeherrschenden Medienkonzerns durch das Kartellgericht (vgl. Fidler 
2004: 147 ff.). 
4.1.3 Rundfunk in Österreich und der Österreichische Rundfunk (ORF) 
Der ORF als öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt profitiert bis heute von der staatlich bis ins 
Jahr 2001 geschützten Monopolstellung, wobei Österreich als eines der letzten europäischen 
Länder – knapp 11 Jahre nach der Türkei – die realen Grundlagen für ein duales 
Runfunksystem schuf. Die Ursachen für die politische Unterstützung des ORF-Monopols, das 
auf das erste österreichische Volksbegehren im Jahr 1964 zurückgeht, sind mannigfaltig, das 
österreichische TV-Angebot ist dies mit gerade einem Privatsender oberhalb der 
Wahrnehmungsschwelle bis dato nicht. Zwar gibt es einige private Sender37, doch diese sind 
oft nur regional bzw. erst seit 1996 legal über Kabel zu empfangen. Der Start für 
terrestrisches österreichisches Privatfernsehen erfolgte erst 2003 (sic!), was einer der Gründe 
dafür ist, dass der ORF mit seiner von der Bevölkerung geförderten und vergleichsweise sehr 
gut ausgebauten Infrastruktur immer noch eindeutiger Marktführer am österreichischen 
Fernsehmarkt ist.  
So verfügt der ORF in jedem der neun Bundesländer über ein eigenes Landesstudio und über 
ein zusätzliches im italienischen Südtirol, die alle Lokalnachrichten und Beiträge für ihren 
regionalen Bereich produzieren. Insgesamt produziert der ORF drei Fernsehprogramme und 
drei landesweite sowie neun regionale Radioprogramme. Da Anfang der 1990er Jahre das 
staatliche Monopol auf Radioproduktion durch die Bestrebungen der EU beizutreten rechtlich 
nicht länger aufrechtzuerhalten war, wurde es seitens der Großparteien SPÖ und ÖVP im Jahr 
1993 durch das Regionalradiogesetz aufgehoben. Bis private Radiosender in ganz Österreich 
tatsächlich legal on air gehen konnten, dauerte es wegen juristischer Komplikationen jedoch 
bis ins Jahr 1998.  
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 Bspw. LT1, Steiermark1, KT1, goTV  
 70 
Der Wettbewerbsvorteil des ORF ergibt sich zum einen durch die staatlichen Subventionen 
die der ORF als Stiftung öffentlichen Rechts in Form des Programmentgelts (§ 31 ORF-G)38 
erhält, womit gemeinsam Kunstförderungsbeitrag, Rundfunkgebühren und eventuelle 
Länderabgaben verpflichtend eingehoben werden dürfen. Im Jahr 2006 belief sich die damit 
eingehobene Gebühr auf 456 Millionen Euro und machte knapp mehr als die Hälfte des ORF-
Jahresumsatzes von 888 Millionen Euro aus. Damit verbunden sind jedoch der Auftrag, die 
Österreicher mit zwei TV- und drei Radiosendern zu versorgen, sowie der Bildungsauftrag, 
dessen Erfüllung dem ORF immer wieder in Abrede gestellt wird, unter anderem auch von 
der ORF-Belegschaft selbst:  
 
„Die eigene Kulturredaktion des ORF-Fernsehens vermisst schon 
die Beachtung dieses Auftrags, von seriösem Programm gar nicht 
zu reden. Im Herbst zeiht sie das Managment wörtlich der ‚Lüge’. 
Der ‚Quotenlüge’ zum Beispiel: Seherzahlen spielten entgegen 
Beteuerungen der Führung ja doch eine Rolle in diesem Ressort. 
Der ‚Sendeplatzlüge’ zudem: Seit der Einführung des 
‚Quotendenkens’ im ORF verliere die Kultur ‚permanent attraktive 
Sendeplätze’.“ (Fidler 2004: 229; Hh. i. O.)  
 
Dass via Kabel und später Satellit der Empfang deutschsprachiger öffentlicher und privater 
Sender in Österreich spätestens seit der Jahrtausendwende einem immer größeren werdenden 
Publikum angeboten wurde, bekam auch der ORF in Form sinkender Einschaltquoten zu 
spüren. Der ORF-Anteil am österreichischen Fernsehmarkt sank von 48,4 Prozent im Jahr 
2000 stetig auf knapp 40 Prozent in der ersten Dezemberhälfte 2007. Dabei hatte der ORF 
versucht, die Abwanderung von österreichischen Fernsehrezipienten auf v.a. deutsche 
Privatsender, die per digitalem Satellitenprogramm und Kabel ab 1996 auch eigene 
Werbefenster und Nachrichten für Österreich durchschalten, durch die Orientierung an deren 
Programm zu verhindern. Offensichtlich reicht es jedoch nicht das Nachmittagsprogramm mit 
amerikanischen Soap-Operas und Serien nach dem Vorbild der deutschen Privaten wie RTL 
und Pro7 zu füllen, oder programmlich zu einer „Kopieranstalt des Privatfernsehens“ (Fidler 
2004: 196) zu werden, um die Seher zu binden. Gerade die Austauschbarkeit des öffentlich-
rechtlichen Programms mit denen der Privatsender, macht es jedoch in einem kleinen Markt 
wie Österreich für Privatsender schwierig Fuß zu fassen, da sich der ORF im Gegensatz zu 
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anderen europäischen öffentlich-rechtlichen Sendern wie BBC, SRG oder BR zu einem 
Drittel  durch den Verkauf von Werbezeit finanziert und sich wegen seiner starken Position 
im selben Markt mit den Privatsendern besser verteidigen kann (vgl. Wrabetz 2007: 9). Auf 
diese Weise ist es dem ORF möglich den Großteil der für den österreichischen Markt 
geschalteten Radio- und TV-Werbung auf sich vereinen. Erschwerend kommt hinzu, dass der 
ORF seine unterschiedlichen Kanäle bis zur Verabschiedung des neuen ORF-Gesetzes 2002 
problemlos für Cross-Promotion der eigenen Angebote nutzen konnte.  
Zusätzlich ist zu bedenken, dass der ORF wegen der großen Reichweite seiner TV-
Abendnachrichten – die in Spitzenzeiten mehr als zwei der acht Millionen Österreicher 
erreichen39 – und des Erfolgs des Radiosenders Ö3, von den österreichischen Parteien stets 
als Medium zum Transport politischer Botschaften verstanden wurde, weswegen nach jeder 
(Bundesländer-)Wahl in Österreich ein Kampf um die politische Macht im (Bundesländer-) 
ORF entbrennt: Der Stiftungsrat (vergleichbar mit Aufsichtsrat und Hauptversammlung einer 
Aktiengesellschaft in Union) ist als wichtigstes der drei ORF-Organe (neben 
Generalintendant sowie Hörer- und Sehervertretung) eng mit der Bundes- und Länderpolitik 
verzahnt, da neun der 35 Ratsmitglieder von den Ländern, ebenfalls neun von der 
Bundesregierung und sechs von denen im Nationalrat gemäß ihrer Stärke gestellt werden. Bei 
der Wahl muss der ORF-Generaldirektor als Intendant des ORF die Mehrheit der Stimmen 
aller Stiftungsräte auf sich vereinen, für die Abwahl jedoch zwei Drittel. Deswegen sind alle 
Parteien darauf erpicht, in diesem Gremium möglichst stark vertreten zu sein und ihr 
Programm auch medial der potentiell wählenden Zuseherschaft besser näher bringen zu 
können. Zu berücksichtigen bleibt hier, dass der ORF laut dem seit 1971 gültigen 
„Informationsstatut“ zur Objektivität in der Nachrichtenberichterstattung verpflichtet ist (vgl. 
Steinmaurer 2002: 33). Besonders Oppositionsparteien kritisieren jedoch regelmäßig, dass 
das Objektivitätsgebot wiederholt verletzt und Regierungsparteien in der Berichterstattung 
bevorzugt würden, obwohl die Unabhängigkeit des Rundfunks durch das österreichische 
Verfassungsgesetz gesichert sein sollte. 
Die Folge dieser Besetzungspolitik sind Interventionsversuche von Politikern und Parteien, 
die Einfluss auf Berichterstattung und Programmgestaltung nehmen (wollen), was auch 
öffentliche Reaktionen und Kampagnen der ORF-Mitarbeiter gegen politische Kontrolle 
auslöste.  
Eine Trennung von Politik und ORF ist jedoch durch die gesetzlich festegelegte Struktur des 
ORF kaum möglich, und was von manchen ORF-Mitarbeitern unerwünscht ist, ist dies für die 
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jeweilige Leitung der Anstalt, Österreichs Großparteien und Verleger noch lange nicht: mit 
den „elektronischer Grundkonsens“ genannten Vereinbarungen der Jahre 1985, 1987 und 
1993, in denen sie „freiwillige“ Werbebeschränkungen des ORF aushandeln, und die 
Entstehung von bundesweitem Privatradio und –fernsehen über Jahrzehnte faktisch 
unmöglich machten, zeigten sie, dass die Zusammenarbeit im Bereich der Marktaufteilung 
recht gut funktioniert (vgl. Fidler 2004: 282, 286, 289).40 Erst als der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte 1993 die Liberalisierung des monopolisierten Rundfunkmarktes 
einmahnte, reagierte die Legislative und verabschiedet das erste Privatradiogesetz, das aber 
im Jahr 1995 vom Verfassungsgerichtshof wegen Rechtswidrigkeit aufgehoben werden 
musste. Viel verlorene Mühe für die Bewerber um Privatradiolizenzen, alle bis auf zwei – wie 
Radio Steiermark – mussten noch bis zum Frühling des Jahres 1997 warten, bis das neue 
Regionalradiogesetz vom Nationalrat verabschiedet wurde. Die meisten der in Folge 43 
zugelassenen Sender nehmen den Betrieb im April 1998 auf (vgl. Steinmaurer 2002: 42). 
Durch diese verspätete Etablierung eines dualen Systems kam es aber mehr zu einer Vielfalt 
an Anbietern als an Angebot: als im September 1995 Antenne Steiermark als erstes 
österreichisches Privatradio auf Sendung ging und schnell gute Reichweiten auf Kosten des 
ORF bzw. Ö3 erzielte, waren bundesweite Radiosender auf Grundlage des 
Regionalradiogesetzes (noch) ausschließlich dem ORF gestattet. Die Lehre, die der ORF aus 
dem grandiosen Start des Privatsenders in der Steiermark zog, war ein 
Kommerzialisierungskurs, der Ö3 zum uneinholbaren Branchenführer Österreichs macht (s. 
Abbildung 1). Ohne länder- oder zumindest bundesländerübergreifende Lizenzen konnten 
private keine Chance gegen die ORF-Sender haben, und der ORF nützte die zwei 
verbleibenden Jahre bis zur Novellierung des Radiogesetzes für eine absolute Popularisierung 
des Programms seines Radiosenders Ö3, sodass sich die meisten neuen Privatradios an 
diesem Konzept orientierten, mit bescheidenen Erfolgen. Dabei ist ab Ende der 1990er Jahre 
im österreichischen Printsektor ein steigendes Interesse an intermediären Cross-Ownerships 
zu beobachten, die für die Konzentrationsbewegungen von Bedeutung sind. Insbesondere das 
Engagement von Zeitrschriften und Zeitungsverlagen im Privatradiosektor (vgl. 
Melischek/Seethaler 1999:98). Der ORF verlor natürlich mit der Einführung des dualen 
Systems seine Monopolstellung, den Privatradiosendern gelang es dennoch nicht, 
österreichweit über einen Anteil am Radiosektor von knapp 25 Prozent hinauszukommen41, 
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 Anm.: Weitere Übereinkommen zwischen ORF und dem Verlegervertreter VÖZ, in denen diese ihr 
Marktverhalten und die Aufteilung spezieller Werbeformen koordinierten, folgten 1999 und 2001. 
41 S. MA Radio Total 2006: http://www.media-
analyse.at/studienPublicRadioTotal.do?year=2006&title=Radio&subtitle=Total (23.12.07) 
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obwohl seit dem im Jahr 2001 verabschiedeten neuen Privatradiogesetz vormals bestehende 
Einschränkungen aufgehoben wurden und bundesweite Radioketten und ein Medieninhaber 
mehrere Radios alleine besitzen dürfen, was allein die Mediaprint-Gruppe auch zum Aufbau 


































Abbildung 1 Reichweiten der österreichischen Radiosender 2006 (Quelle: media-analyse42) 
 
So bindet der ORF auch vierzehn Jahre nach den ersten Liberalisierungsversuchen mit seinen 
landesweiten Sendern Ö1 und Ö3 und seinen neuen Bundesländersendern immer noch knapp 
drei Viertel der österreichischen Hörer an sich, obwohl der Privatradiosektor gerade in den 
letzten Jahren sukzessive gestärkt wurde. Abgesehen vom ORF engagieren sich auch hier 
meist Printmedieninhaber, die verständlicherweise – abgesehen von der technischen 
Senderausstattung – ihre bestehenden Strukturen gut dafür nutzen können. Die verschiedenen 
Beteiligungen von Gesellschaften aus dem Umkreis der Mediaprint und des News-Verlags an 
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den Privatradios sind eine Fortschreibung der bestehenden Verhältnisse am österreichischen 
Medienmarkt: den Ton im Radio gibt hauptsächlich der nicht zu entpolitisierende Ex-
Monopolist ORF, gefolgt von den größten Printverlagen an.  
 
Auch dem jüngeren, aber größeren Rundfunk-Bruder Fernsehen war in Österreich ein ähnlich 
karges Schicksal beschieden. Wegen der rigiden und antiliberalen Vorgehensweise der 
österreichischen Gesetzgeber, die zu einer Unterentwicklung des Mediensektors führte, 
bekam das Land den Namen „Medien-Albanien“43 verpasst, obwohl es in Albanien heute eine 
wesentlich größere Anzahl an Privatsendern gibt.44 Als im Jahr 1994 das erste Mal 
Privatfernsehen in Österreich zu sehen war, konnte man es wegen der vielen Restriktionen 
kaum als solches erkennen: keine bewegten Bilder, keine Werbung (vgl. Steinmaurer 2002: 
50). Die Gesetzeslage für Fernsehen und Radio wird aber in den kommenden Jahren noch 
öfters zu überarbeiten sein, da ihr vom Verfassungsgerichthof bzw. von der Europäischen 
Menschenrechtskonvention widersprochen wird, im Jahr 1995 hebt so der 
Verfassungsgerichthof das Verbot bewegter Bilder und im Jahr 1996 das Verbot von 
Werbung im Privatfernsehen auf, schon 1997 verabschieden SPÖ und ÖVP das erste recht 
liberale Regionalradiogesetz – terrestrisch senden dürfen private TV-Sender trotzdem nicht, 
auch wenn noch eine Frequenz dafür frei ist. Nachdem die Einschränkungen von Laufbildern 
und Werbung für Kabel-TV-Sender vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben wurden, war es 
ab dem Sommer des Jahrs 1997 für Kabel-TV-Betreiber möglich, eigen produziertes 
Programm anzubieten, wie es später u. a. der Wiener Kabelsender Wien 1 (später ATV) tat. 
Dafür dürfen sich ab dem vierten im Jahr 1999 zwischen Verlegern und ORF erzielten 
„elektronischen Grundkonsens“ bundesländerweise private Programmanbieter täglich eine 
Stunde „ORF mieten“, die freie terrestrische Frequenz bleibt weiter ungenutzt. 
Erst die FPÖ-ÖVP Regierung verabschiedete 2001 ein Privatfernsehgesetz, das diesen Namen 
auch verdient. Eine Entflechtung der kommunizierenden Gefäße Politik und ORF brachte 
dies jedoch nicht mit sich, im Gegenteil. Bevor die neue Regierung 2001 an die traditionelle 
„Umfärbung“ verfügbarer Posten im ORF schtitt, werden mit dem Privatfernsehgesetz 
folgende Neuerungen erlassen, die erstmals eine faktische Liberalisierung der 
Rundfunkmedien bewirken: Terrestrisches Privat-TV wurde bundesweit und regional legal, 
zudem musste der ORF in drei Ballungsräumen Frequenzen für lokale Fernsehproduzenten 
räumen, nach dem neuen Privatradiogesetz sind Zusammenschlüsse von Privatradios über 
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Bundesländergrenzen möglich, eine Medienbehörde wird gegründet und ein neues „ORF-
Gesetz“ beschlossen. Dem ORF ist seitdem nicht nur die Cross-Promotion eigener Angebote 
untersagt, auch die TV-Werbung für Printmedien wurde auf zwei Minuten pro Woche 
beschränkt.  
Dank der von der neuen Medienbehörde „KommAustria“ erteilten Lizenz für bundesweites 
terrestrisches Privatfernsehen bekam auch Österreich im Februar 2002 seinen ersten 
bundesweiten terrestrischen Privatsender. Der ORF blieb jedoch ein Politikum, wie an den 
periodischen Diskussionen über Postenbesetzungen, Programmgestaltung und 
Pflichtgebühren ersichtlich. Mittlerweile hat Österreich heute zwar auch 23 Regionalsender, 
seinen Ruf als medienpolitisches Schlusslicht Europas wird es wohl nicht mehr loswerden, da 
die Erfolgsaussichten für neue Akteure im österreichischen Medienmarkt denkbar gering 
sind, wie u.a. aus den Reichweiten der österreichischen Privatsender ersichtlich ist. 
 
Auch die demokratiepolitischen Einschränkungen, die das Dreieck der Medienmacht 
bestehend aus ORF, Mediaprint und News-Gruppe mit sich bringt, sind mindestens ebenso 
bedenklich wie der mangelnde Wille der Regierungen, etwas daran zu ändern. Dabei 
bekommt die 2001 geschaffene neue regulierende Medienbehörde – zu Unrecht – weitaus 
weniger Rampenlicht als ORF-Gremien. Die KommAustria45 vergibt die Lizenzen für 
Privatrundfunk, nur sie kann Frequenzen und Sender zulassen und hat die Rechtsaufsicht über 
den Privatrundfunkbereich. Der TKK46 sind die wichtigsten Kompetenzen für die 
Regulierung des Telekommunikationssektors vorbehalten. Die Aufgaben beider werden von 
der übergeordneten RTR-Gmbh47 im Besitz des Bundes vetreten. Aber es ist nicht gelungen, 
eine unabhängige medienpolitische Instanz aufzubauen, da die RTR dem 
Infrastrukturministerium gegenüber weisungsgebunden ist.  
4.1.4 Mediaprint und Verlagsgruppe News 
Auch im Bereich der Printmedien hat sich in Österreich ein Zusammenschluss der größten 
Verlage gebildet, sodass es durch wechselseitige Beteiligungen schwer möglich ist, die 
größten und einflussreichsten Tageszeitungen und Wochen- bzw. Monatsmagazine als Teil 
direkt konkurrierender Unternehmen zu sehen. Der Begriff der internen Diversifikation wäre 
hier treffender. 
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Auf Seite der Zeitungen sind mit der Kronen Zeitung und dem Kurier die größten Zeitungen 
Österreichs eigentümerseitig durch den gemeinsamen deutschen Partner WAZ eng 
miteinander verbunden. Mit ihrer Tochter Mediaprint, dem größten Zeitungsverlag und -
vertrieb, kontrollieren sie die Zeitungsproduktion und -distribution in weiten Teilen 
Österreichs, seit dem „Elefantenhochzeit“ genannten Zusammenschluss der größten 
überregionalen Tageszeitungen, bei dem die WAZ im Herbst 1987 um 116 Mio. Euro einen 
50-prozentigen Anteil der Krone erwarb und im März 1988 exakt 45 Prozent der Anteile des 
Kurier übernahm. 
Der Siegeszug der Kronen Zeitung, die fälschlicherweise immer wieder als meist gelesene 
Zeitung der Welt (im Verhältnis zur Bevölkerung) bezeichnet wird, dies aber bspw. im 
Gegensatz zum Luxemburger Wort mit einer Reichweite von ca. 70 Prozent in Luxemburg 
nicht ist, begann in den späten 1960er Jahren mit neuen Marketingtechniken wie den 
öffentlichen Selbstbedienungstaschen an Sonntagen und ganzwöchig angelegten 
Gewinnspielen, welche viele Rezipienten zum täglichen Kauf animierten. (vgl. Fidler 2004: 
43, 45) 
Mit einer landesweiten Reichweite von 43,8 Prozent der Kronen Zeitung und 9,7 Prozent des 
Kurier48 ist jedoch in jedem Fall von einer marktbeherrschenden Stellung der Mediaprint auf 
dem Sektor der Tageszeitungen zu sprechen. Nach dem Einstieg der deutschen WAZ-Gruppe 
bei Kurier und Krone übernahm deren gemeinsame Tochter Mediaprint  Anzeigenakquisition, 
Druck, Verwaltung und Marketing für ihre Mütter, kurz, fast alles abgesehen von der 
Produktion des redaktionellen Inhalts, für den tatsächlich zwei getrennte Redaktionen 
beibehalten wurden. Weitere Konsequenzen waren der Aufbau eines gemeinsamen Vertriebs, 
von dem aber gewisse Konkurrenten wie die Tageszeitung Der Standard ausgeschlossen 
wurden. Nachdem Mediaprint und Morawa im Jahr 2004 ihre Lieferdienste zusammenlegten 
sind sie der einzige Anbieter für Zeitungslieferung – einer Kartellklage des Standard wird 
nicht stattgegeben. Auch im Anzeigenbereich ist die Lage für die Mediaprint-Konkurrenz 
zunehmend heikel, da die größten Tageszeitungen nun Kombiangebote für Inserate anbieten, 
was der Konkurrenz freilich nicht möglich ist. Dabei ist auffällig, dass die eigentliche Tochter 
Mediaprint erstaunlich viel Pouvoir über ihre Mütter Krone und Kurier hat. Doch dieses 
Modell ist für Österreich nicht einzigartig: die WAZ-Gruppe verfolgt das Modell der 
Integration von Verlagsaktivitäten von zwei Blättern unter Beibehaltung getrennter 
                                                 




Redaktionen auch in Ungarn, Bulgarien, Rumänien und Staaten auf dem Gebiet des 
ehemaligen Jugoslawien (vgl. Fidler 2004: 62).  
Der bereits seit den 1960er Jahren hohe Konzentrationsgrad nahm seitdem weiter zu, unter 
anderem durch das Fehlen einer gestaltenden Medienpolitik über viele Legislaturperioden:  
 
„Bezeichnend für die Situation in Österreich ist die Tatsache, dass die 
Gründung der Mediaprint, die mit den beiden Tageszeitungen schon 1991 
58 Prozent der Druckauflage bestritt, bewusst noch vor einer geplanten 
Verschärfung des Kartellgesetzes durchgeführt wurde. Dieses 
medienpolitsch wichtige Instrument zur Verhinderung von 
Monopolstellungen wurde allerdings auch im Zuge einer späteren 
Expansionsphase im Bereich des Zeitschriftensektors von der 
(Medien)Politik abermals nicht dazu eingesetzt, um gegen die im 
europäischen Vergleich äußerst bedenkliche Verflechtungsstruktur 
vorzugehen.“ (Steinmaurer 2002: 19)  
 
Auch im Bundesland Vorarlberg, in dem es den Mediaprintprodukten nicht gelang zu 
reüssieren, gibt es „eine in Österreich einzigartige monopolähnliche Situation“ (Melischek, 
Seethaler 1999: 132). Das Geschäftsimperium von Eugen Ruß erreicht mit seinen 
Vorarlberger Nachrichten knapp drei Viertel der Vorarlberger, hinzu kommen weitere 
Printmedien, Radiosender und ein Internetprovider. Darüber hinaus scheint es, dass bei 
Verhandlungen die Kooperation zwischen Unternehmer- und Arbeitnehmer-Vertretern im 
Sinne der Sozialpartnerschaft zwar oft beschworen wird, tatsächlich aber direkt zwischen 
Staat und Mediengroßunternehmen verhandelt wird, wie Knoche schon vor zehn Jahren 
feststellte. Die Sicherung der Informations- und Angebotsvielfalt wird dabei in 
zunehmendem Maße vernachlässigt, weswegen die Medienpolitik, soweit vorhanden, als 
„Konzentrationsförderungspolitik“ in Erscheinung tritt (vgl. Knoche 2002: 238). Besonders 
deutlich ist dies heute im Magazinbereich, der sich in Österreich erst in den 1970ern mit den 
Neugründungen, dem Nachrichtenmagazin profil und dem Wirschaftsmagazin trend, durch 
Oscar Bronner zu entwickeln begann. Zu diesen eher anspruchsvollen Titeln gesellte sich in 
den 1980ern die bunte Info-Illustrierte Die ganze Woche, die mit ihrem boulvardesken 
Auftreten zum meistverkauften wöchentlich erscheinenden Blatt wurde.  
Die zweite große Veränderung des österreichischen Zeitschriftensektors war die 
Markteinführung der Nachrichtenillustrierten News der Gebrüder Fellner im Jahr 1992. Das 
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notwendige Startkapital war durch eine Beteiligung des deutschen Springer-Verlags von 50 
Prozent vorhanden. Der bunte News-Journalismus wurde vom Publikum gut angenommen, 
und der News-Verlag ließ in Folge ab 1995 die TV-Programmzeitschrift tv-media, im Jahr 
1998 den direkten profil-Konkurrenten format und ab 2000 e-media vom Stapel und 
versuchte, profil vom Markt zu verdrängen. Dazu kam es nicht, vielmehr gingen die 
Mediaprint-Gruppe und die News-Gruppe eine enge Kooperation ein, die Zeitschriften-
Beteiligungs-AG (ZVB) des Kurier-Konzerns (zu dem u.a. die Magazine trend und profil 
gehören) besitzt seitdem 30 Prozent an der News-Gruppe. Somit sind alle großen 
Medienunternehmen, mit Ausnahme des ORF und der Styria AG, zu der die recht populäre 
Kleine Zeitung und Die Presse gehören, in einem Konglomerat vereinigt.  
 
 
Abbildung 2 Konzernstruktur Mediaprint/Verlagsgruppe News (Quelle: Steinmaurer 2002:30) 
 
Die Folgen dieser kartellrechtlich fragwürdigen Kooperation (s. dazu insbes. Fidler 2004: 113 
ff.) sind auf mehreren Ebenen gravierend, angefangen bei den Journalisten, deren potentielle 
Arbeitgeberzahl dadurch extrem eingeschränkt wird, was auch den Einfluss der noch 
vorhandenen Arbeitgeber stärkt. Die marktbeherrschende Stellung der News-Gruppe am 
Magazinmarkt führt hier zu einer Beeinträchtigung der Medienvielfalt, und bestärkt die 
bereits vorhandene hegemoniale Stellung der Mediaprint bei der Tagespresse, auch wenn der 
News-Verlag bei seinen Magazinen auf seinen Binnenpluralismus verweist, ist dies eine reine 
 79 
ökonomische Diversifikation von Titeln aber kein Pluralismus im Sinne unterschiedlicher 
Angebote von Information und Meinung für Rezipienten. Darüber hinaus beherrscht das 
Kartell eindeutig den österreichischen Lesermarkt und somit – offensichtlich aber 
unbewiesenermaßen – auch das Anzeigengeschäft. Das Kartellgericht stimmte den 
Beteiligungen zu, womit in Österreich der Medienmarkt recht eindeutig aufgeteilt ist: Im 
Bereich des Rundfunks gibt es – abgesehen von deutschen Privatsendern – nur den ORF als 
österreichischen Anbieter mit hohen Reichweiten, und auch wenn seine Anteile stetig sinken, 
liegen sie immer noch bei mehr als einem Drittel der österreichischen Zuseher. Der 
Printsektor ist mit wenigen Ausnahmen wie der Ganzen Woche bei den Wochenzeitschriften 
und Lokalmatadoren fest in Händen des Mediaprint-News-Konglomerats. Außerhalb dieser 
großen Verlegergruppen gibt es kaum Platz und Kapital, um neue Massenmedien und Titel in 
Österreich zu etablieren. Jüngstes Beispiel dafür ist die seit 1. September 2007 erscheinende 
Boulevard-Tageszeitung Österreich, die vom News-Gründer Wolfgang Fellner ins Leben 
gerufen wurde und inhaltlich wie eigentümerisch bis dato wenig zur Steigerung der 
Angebotsvielfalt beitrug. Eine Entflechtung ist rechtlich nur bei schwerem Missbrauch der 
Marktposition denkbar, faktisch scheint sie ausgeschlossen. 
4.1.5 Medien in der Türkei 
Im Gegensatz zu anderen Ländern verschloß sich das osmanische Reich 1483 durch ein 
Verbot Sultans Beyazıt II. bei Todesstrafe dem Buchdruck, trotzdem begannen jüdische 
Bewohner bereits Anfang des 16. Jahrhunderts im westlichen Teil des osmanischen Reiches 
erste Bücher im Geheimen zu drucken. 
Die Erlaubnis, die Buchdruckerkunst auch mit in arabischen Lettern gehaltenenem 
Osmanisch auszuüben und nicht-religiöse Bücher zu drucken, erteilte schließlich ein Fetwa 
des Klerus unter Sultan Ahmed III. im Jahr 1727 dem ungarischstämmigen Konvertiten 
Ibrahim Müteferrika, woraufhin dieser die erste osmanische Druckerei in seinem Haus in 
Istanbul errichtete (vgl. Korkmaz 2005:5). 
Nachdem in der Türkei im Jahr 1927 zuerst in Ankara und später in Istanbul eine Privatfirma 
(Telsiz Telefon Türk Anonim Şirketi) die ersten Radiosender mit einer staatlichen Lizenz 
eröffnete, übernahm, wie in vielen Staaten zu dieser Periode, im Jahr 1936 der Staat die 
Kontrolle über das neue Rundfunkmedium, wie auch später über das Fernsehen (vgl. 
Korkmaz 2005:7). 
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Zeitungen hingegen entstanden in der Türkei erst mit deutlicher Verzögerung gegenüber den 
europäischen Staaten. Der Gründung des sultanischen Verkündungsblatts Takvim-i Vakayi49 
im Jahr 1831 als erste Zeitung auf Osmanisch folgten, nach der Deklarierung der ersten 
Verfassung im Jahr 1839, private Zeitungsgründungen, die aber bald seitens des Sultans mit 
Regulierungen bezüglich des Inhalts belegt wurden. Davor gab es keine Verfassung, keine 
öffentlichen Medien und somit auch keine mediale Öffentlichkeit in der Türkei. Die Macht 
und die Legislation im Lande gingen allein vom Sultanshof (Padişah) aus, die religiösen 
Führer und die Armee, insbesondere die Janitscharen, waren die weiteren Pfeiler der 
hierarchischen Gesellschaft im Osmanischen Reich. (vgl. Kılıç 2003: 39 f.) 
Die ersten Reformen, genannt Gülhane Hatti (1839), mit denen der Padişah Abdülmecit seine 
eigene Macht einschränkte, können zwar als Revolution von oben angesehen werden, 
dennoch gab es keine souveräne Nationalversammlung, um die Entscheidungen der damit 
etablierten Regierung zu kontrollieren und legitimieren.  
Diese Dynamik, die sich in Ansätzen in fast allen politischen Veränderungen in der Türkei 
wiederfinden lässt, ist einer der wesentlichen Unterschiede zu den gesellschaftspolitischen 
Reformbewegungen in vielen europäischen Staaten, in denen die politischen Umwälzungen 
auch von einem großen Teil der Bevölkerung und nicht nur von den wie auch immer 
gearteteten Eliten bzw. der Armee ausgingen. 
Größere Freiheit der Presse auf lange Sicht brachte diese erste konstitutionelle Monarchie, 
wie viele spätere Änderungen in der politischen Verfassung des Landes, nicht. Vielmehr 
wurde die oppositionelle Presse, insbesondere von der „Jungtürken“ genannten 
Oppositionsbewegung, vom Ausland aus betrieben. 
Daran änderte sich auch unter dem nachfolgenden Sultan Abdülhamit II. wenig, der zwar ein 
Jahr nach seinem Antritt im Jahr 1877 das erste Pressegesetz zur Anwendung brachte, was 
aber durch bestehende Dekrete nicht die vorgesehene Pressefreiheit für die Bewohner des 
bankrotten Osmanischen Reiches bedeutete, sondern weiterhin politischen Druck und Zensur 
(vgl. Steinbach 2003: 19). 
Nach der Jahrhundertwende wurde im Jahr 1909 auf Druck der Jungtürken und der 
sympathisierenden Armee die Verfassung wieder in Kraft gesetzt. Mit dem Beginn der 
zweiten konstitutionellen Monarchie wurde die Autorität des Sultans Abdülhamit weiter 
begrenzt, mehr öffentliche Freiheiten garantiert und politische Gruppierungen begannen 
vorsichtig Zeitungen mit westlichen, türkischen, islamischen und sozialistischen Tendenzen 
zu publizieren. In dieser Periode begann auch die Propagierung der radikalen Türkifizierung, 
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was aber die unterschiedlichen muslimischen Bürger des noch vorhandenen Reiches wie 
bspw. die Araber zunehmend gegen die Führung in Istanbul aufbrachte (ebda.). 
Geschwächt durch zunehmenden Druck seitens der außenpolitischen Gegner wie Frankreich 
und England, kriegerische Niederlagen und die Verluste großer Regionen in Afrika, Arabien 
und Europa, innenpolitischer Autonomiebewegungen und Aufständen besonders arabischer 
Völker – aber auch der armenischen Bevölkerung, die dafür bei der „ersten systematischen 
Massenvernichtung des 19. Jahrhunderts „geschätzte 1,5 Millionen Opfer der 
„Umsiedlungsaktionen“ zu beklagen hatte – kollabierte das einstige Großreich der Osmanen 
(ebda.). Am 30.10.1918 kam es mit der Kapitulation gegenüber den Siegermächten des 
1.Weltkriegs zu seinem Ende und sollte unter ihnen aufgeteilt werden. Griechenland besetzte 
Smyrna (Izmir) im Mai 1919 kurz bevor – der später unter dem Namen Atatürk bekannte -  
Mustafa Kemal begann, den militärischen Widerstand gegen die Teilung des Landes zu 
organisieren. Als erstes brachte Kemal das Telegrafennetz in seine Gewalt und veranlasste 
mit seiner Widerstandsbewegung, die die nationale Souveränität aller „muslimischen 
Osmanen“ und nicht aller „Türken“ forderte (demnach im Wesentlichen aller Kurden und 
Türken), die Veröffentlichung von Zeitungen, die für die Unabhängigkeit des Landes 
schrieben, sowie die Gründung der Anatolien Agentur und eines Druckzentrums, und nahm 
den Kampf gegen den als erniedriegend empfundenen internationalen Vertrag von Sèvres 
(1920) auf (vgl. Kılıç 2003: 42; Steinbach 2003: 25). 
Der Kriegsverlauf im einzelnen, wie die Siege der Armee Kemals gegen armenische und 
griechische Verbände, soll und kann hier nicht im Detail diskutiert werden, aber durch ihn 
entschieden sich im Jahr 1922 die Mitglieder der von Kemal im Jahr 1920 in Ankara ins 
Leben gerufenen Großen Nationalversammlung (Büyük Millet Meclisi) gegen das Sultanat 
und für die Souveränität des Volkes. In Folge verhandelten die Allierten auf der Konferenz 
von Lausanne, dessen gleichnamiges Abkommen 1923 unterzeichnet wurde, nicht mehr mit 
Vertretern des Sultans wie noch beim Vertrag von Sèvres, sondern mit einer türkischen 
Delegation, die den von der Großen Nationalversammlung beschlossenen Nationalpakt als 
Grundlage ansah und den Vertrag von Sèvres nicht einmal zur Revidierung berücksichtigte.  
Der Lausanner Vertrag von 1923 ließ eine souveräne türkische Republik entstehen, läutete 
den Laizismus, bzw. Kemalismus in der Türkei ein, war ein großer Erfolg für die 
Nationalisten und hat heute bspw. für die Anerkennung von Minderheiten in der Türkei 
immer noch Relevanz. 
Er barg aber auch Grundlagen für viele Probleme, unter anderem für von griechischer Seite 
„kleinasiatische Katastrophe“ genannten Umsiedlungen von Bevölkerungsteilen zwischen 
 82 
dem heutigen Griechenland und der Türkei, in denen beiderseits hunderttausende Menschen 
nach dem willkürlichen Faktor der Religion und nicht der Sprache bzw. Ethnie ihre Heimat 
für immer verlassen mussten. 
Für die Medienpolitik innerhalb der türkischen Republik gilt, dass die Tradition eines starken 
Staates, von Beamten und Militär als führende Elite geleitet, auch nach dem Ende des 
Sultanats und Kalifats weiterlebte. Bis ins Jahr 1945 wurde die Presse komplett unter der 
Kontrolle der Einheitspartei CHP50, die für Atatürks Staatsideologie des Kemalismus eintrat, 
gehalten. Dies beinhaltet den Besitz der Druckereien, die Regelung des Papierimports, das 
Publikationsverbot kritischer Themen wie Souveränität, Kalifat, Kommunismus und 
Anarchismus sowie die finanzielle Unterstützung für die Zeitungen, da sie durch die 
Umstellung von arabischen auf lateinische Schriftzeichen einen bedeutenden Teil ihrer 
Leserschaft verloren, die damals ohnehin nur rund fünf Prozent der Bevölkerung ausmachte 
(vgl. Kocabaşoğlu 1991: 31).  Darüber hinaus war für die Ausübung journalistischer Arbeit 
die Mitgliedschaft bei einer quasi-staatlichen Journalistenvereinigung Pflicht, was die 
Kontrolle institutionalisierte (vgl. Güvenir 1991: 32).  
Auch mit Abwahl der CHP, und Beginn der DP-Regierung51 im Jahr 1946 kam es nur kurz zu 
mehr Freiheit für Journalisten, denn die Regelungen des neuen Pressegesetzes von 1950 
wurden von der Regierungspartei DP schon 1954 zurückgenommen. In der Zeit zwischen den 
Militärputschen von 1960 und 1971 war die Armee zuerst um die Aufhebung der bestehenden 
Beschränkungen bemüht, die Nachfolgepartei und -regierung der DP, die Gerechtigkeitspartei 
(AP) 52 griff jedoch bald auf die Kontrolle der Presse durch Militärgewalt zurück und führte 
vor den Wahlen von 1969 neue Regulierungen gegen oppositionelle Medien ein und hob den 
vormals gestützten Preis für Papier um 50 Prozent an. Dennoch kamen in diesem Jahrzehnt 
vermehrt Zeitungen auf, die über die Auswirkung der Militärregierung und linke politische 
Ideologien berichteten und der Anspruch der Blätter und der Leserschaft stiegen (vgl. Kılıç 
2003: 44).  Im Jahr 1964 wurde zudem mit Artikel 359 des Rundfunkgesetzes der Türkei53 
die TRT54 als öffentliche Rundfunkanstalt gegründet. (s. Kap. 4.1.7.) 
Nach schweren Auseinandersetzungen mit Todesopfern zwischen radikalen Studenten der 
politischen Linken und Rechten und zunehmender Destabilisierung des Landes durch 
politische Extremisten, insbesondere die ultranationalistischen Grauen Wölfe, übernahm das 
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Militär im März 1971 erneut die Macht im Lande und über die Medien, mit Anwendung des 
Kriegsrechts wurden knapp 200 Journalisten verhaftet und des Landes verwiesen und viele 
Zeitungen geschlossen. Zusätzlich wurden links-demokratische Intellektuelle, Lehrer, 
Studenten und Gewerkschafter von ultranationalistischen paramilitärischen Verbänden, die 
angeblich der Neo-Parlamentspartei MHP55 nahe standen, getötet und ein eigener 
Geheimdienst gegen die Kurden (JITEM)56 gegründet, der später für die blutige Ausrottung 
ganzer Dörfer verantwortlich gemacht wurde (s.u.).  
Mit der Wiedereinführung der parlamentarischen Demokratie im Jahr 1973 begann jedoch die 
Periode der brutalsten halböffentlichen ideologischen Machtkämpfe in der Türkei, der 
besonders seitens türkischer Ultranationalisten und Faschisten, die Terrororganisationen mit 
Kontakten zu Politik und Militär unterhielten, geführt wurde. Die genaue Anzahl der bis in 
die 1980er Jahre ermordeten Intellektuellen, Schriftsteller, Professoren und Journalisten ist 
nicht bekannt, aber es wird von tausenden ausgegangen (vgl. Raddatz 2004: 229). 
Als die Gewalt der Auseinandersetzungen nach 1976 eskalierte und politischer Stillstand 
herrschte, trat im September 1980 erneut das Militär an, um das Land vor dem Versinken im 
Chaos zu bewahren. Die folgenden Einschränkungen der Presse stellten die davor geltenden 
Regelungen in den Schatten. Die bereits auf drei Millionen Druckexemplare angewachsene 
Tagespresse sah sich mit Vorschriften konfrontiert, die den Staat über jede Kritik stellten und 
die Freiheit des Einzelnen ignorierten. Wörter oder Sätze die nicht als adäquates Türkisch 
angesehen wurden durften nicht verwendet werden. Auch die Papierproduktion, der Verkauf 
und die Distribution von Zeitungen wurden staatlich kontrolliert. Die folgenden Wahlen 
1983, in denen die ANAP57 unter Turgut Özal die Mehrheit in der türkischen 
Nationalversammlung erzielte, brachten in den ersten Jahren kaum Entspannungen für die 
Medien, sondern bspw. mit einem neuen Antiterrorgesetz zusätzliche Auflagen, was eine 
unparteiische Berichterstattung über die Regierung verhinderte. Gleichzeitig verlor das 
kemalistische Grundprinzip des Etatismus, die herausragende Rolle des Staates in allen 
öffentlichen und wirtschaftlichen Belangen, langsam an Bedeutung und das staatliche 
Informationsmonopol über Funk und Fernsehen wurde de facto mit dem Aufkommen der 
Privatsender ab 1990 und rechtlich im Jahr 1993 abgeschafft. Viele türkische Bürgermeister 
speisten die aus dem Ausland kommenden türkischen Satellitenkanäle in das terrestrische 
Netz ein, was den neuen Sendern trotz geringer Verbreitung von Satellitenempfängern in den 
Haushalten in kürzester Zeit enorme Popularität verschaffte. Von den privaten Betreibern 
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wurde dies als Freibrief auch für terrestrische Sender im Inland aufgefasst, und sie begannen 
mit illegal importierter Infrastruktur auch innerhalb der Türkei terrestrisch zu senden. Die 
Folge der unkontrollierten Gründerstimmung, in der zig Fernseh- und hunderte Radiosender 
in kürzester Zeit entstanden, war eine derartige Überbelegung der terrestrischen Frequenzen, 
dass in Ballungsräumen zeitweise kein Signal ungestört empfangen werden konnte. Als im 
August 1993 das staatliche Monopol für Rundfunk und Fernsehen, festgehalten in Artikel 133 
der Verfassung, durch eine Verfassungsänderung aufgegeben wurde ohne aber Institutionen 
oder Regulierungen für den privaten Berich zu etablieren, verstärkte sich die ungeordnete 
Kapitalisierung der türkischen Medien, deren Zentren in Istanbul und Ankara liegen. 
Nach der Gründung der Medienregulierungsbehörde RTÜK58 im April 1994 änderte sich 
wenig an den Umständen, womit die Sender gut leben können – ohne Lizenzen sind 
schließlich auch keine Lizenzgebühren fällig. 
Zusätzlich  wurde in dieser Zeit die Medienkonzentration im Printbereich intensiver und der 
Kampf um Käufer bzw. Leser zunehmend mit Abonnementaktionen wie Gewinnspielen von 
Autos und Häusern und Angeboten unterschiedlichster Art geführt. Während das 
Printmedienangebot inhaltlich homogener wurde und vor allem die Zahl religiöser 
Veröffentlichungen anstieg, gingen viele Zeitungen, die in Familienbesitz gewesen waren, 
unter bzw. unter dem Dach einer Medienholding auf (vgl. Kılıç 2003: 45f.). 
Diese Entwicklung bildet den Grundstein für die Firmengruppen, die heute als 
Mischkonzerne den türkischen Medienmarkt dominieren und dem ehemals staatlichen 
Rundfunk-Monopolisten TRT innerhalb weniger Jahre den Rang abliefen (s. u.).  
4.1.6 Medienkonzentration  in der Türkei 
In der Türkei vollzog sich die Liberalisierung, anders als in Österreich, in weitaus weniger 
reguliertem Maße, besonders auf dem Gebiet des Rundfunks. Während man in Österreich bis 
zum Jahr 2000 von einem politisch stark regulierten Rundfunksektor sprechen kann, 
begannen in der Türkei schon ab Anfang der 1990er Jahre unterschiedliche Betreiber, zuerst 
von Deutschland aus via Satellit, ohne oder außerhalb gesetzlicher Regelungen wie Lizenzen, 
Privatsender zu betreiben und das staatliche Rundfunkmonopol für Radio und Fernsehen, das 
von der öffentlichen Rundfunkanstalt TRT59 ausgeübt wurde, zu umgehen, da das gesetzliche 
Monopol nur für Rundfunkanstalten, die innerhalb der Türkei sendeten galt. Nachdem das 
staatliche Monopol so leicht umgangen worden war, setzte zu Beginn der 1990er Jahre eine 
bis heute anhaltende Phase rasanten Wachstums und der wirtschaftlichen Liberalisierung auf 
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 Radyo ve Televizyon Üst Kurulu; dt.: Hoher Rat für Rundfunk und Fernsehen. 
59
 Türkye Radyo ve Televizyon Kurumu, dt.: Radio und Fernsehanstalt der Türkei 
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dem türkischen Mediensektor ein, deren Dynamik kaum durch regulative Maßnahmen 
gelenkt wurde. 
 
For these conglomerates, broadcasting boosted their newspaper 
businesses and, more importantly, was a means of wielding 
political and economic muscle. This had a great impact on the 
relationship between media owners and the State. In the absence of 
legal provisions regulating media concentration, the growth of the 
broadcasting market expanded out of control. (OSI 2005: 1545) 
 
Diese Situation eines unregulierten und quasi-liberalen Marktes, in dem der türkische Staat 
bis heute unregelmäßig überschuldete Sender über den TMSF60 zur Leitung übernimmt und 
weiterverkauft (wie zuletzt im April 2007 den publikumstarken Sender ATV der Merkez-
Gruppe) bzw. Sender und Verlage, die gegen medienpolitische, straf- oder finanzrechtliche 
Auflagen verstoßen sanktioniert, hält bis heute an, auch wenn u.a. die EU-Verhandlungen mit 
der Türkei im Bereich der Meinungs- und Pressefreiheit kleine positive Änderungen bewirkt 
haben (s. Kap. 4.2.1). Die Unberechenbarkeit der Entwicklungen auf dem Mediensektor in 
der Türkei führen dazu, dass diesbezügliche Informationen schnell veralten können, denn 
Käufe und Verkäufe finden laufend statt, worauf auch der türkische Staat über den TMSF 
indirekt einwirkt. Deswegen werden die hier veröffentlichten Daten vermutlich zum Teil 
bereits veraltet sein, bevor die Arbeit überhaupt öffentlich zugänglich ist. 
 
Der türkische Publikumsmarkt im Bereich von Rundfunk und Printmedien wird, im 
Gegensatz zum österreichischen, komplett von privaten Mediengruppen dominiert, für die 
cross media ownership typisch ist und die, abgesehen von Geschäften in Medienbereichen 
wie Produktion, Distribution und Werbung, meist auch über eigene Banken, Versicherungen 
und andere Firmen verfügen (vgl. Erzurum 2003: 71). Essentiell für die Relation zwischen 
der türkischen (Medien-)Politik, die sich durch ihren Laissez-faire-Charakter hinsichtlich der 
immer noch ausstehenden Lizenzvergabe für alle privaten Radio- und Fernsehsender 
auszeichnet, und den Medienbetreibern ist ihre Interdependenz, die durch die fehlenden 
gesetzlichen Grundlagen des Mediensektors bzw. durch die unklare Regulierungspolitik 
begründet ist, wobei auf diese Weise Konzentrationsbewegungen eher gefördert als 
verhindert wurden (vgl. OSI 2005:1575; Erzurum 2003: 75). Auch Reformen der 
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 Tasarruf  Mevduatı Sigorta Fonu, dt.:  Sicherheitsfond der Bankspareinlagen 
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Mediengesetzgebung wie im Jahr 2002 änderten nicht viel am Eindruck der Willkür, den die 
türkische Medienpolitik zuweilen erweckt. Die zunehmende Konzentration und das unklare 
Naheverhältnis von Medien, Wirtschaft und Politik werden auch in der Türkei kritisch 
gesehen: 
 
„Gathering power of the media in few hands, in other words cross 
dia ownership can impede people to take reliable and impartial 
information from different channels and different points of view. 
And this situation also can be concluded with economic, political 
and social pressure.  
Western countries notice the power of media and the danger of cross 
media ownership early, so they take steps on a legal base. But in 
Turkey the situation is different. With the latest legal arrangements, 
obstacles are tolerated about media ownerships.“ (Erzurum 2003: 
63)  
 
Wegen des unterschiedlichen Grades der Regulierung und mit aktuell rund 70 Millionen 
Einwohnern gibt es in der Türkei mit geschätzten 40 landesweiten, 23 lokalen und über 2000 
regionalen Tageszeitungstiteln61, 19 landesweiten und 73 lokalen Fernsehkanälen62 sowie 
geschätzten 900 Radiosendern, besonders im Lokalbereich, ein weitaus größeres Spektrum an 
Anbietern für ein wesentlich größeres und jüngeres Publikum. Dabei gilt jedoch die absolute 
Zahl an Lesern und Auflagen mit täglich etwa fünf Millionen verkauften Zeitungen63 im 
Verhältnis zur Größe der Bevölkerung als gering, was zum einen mit dem in manchen 
Regionen immer noch hohen Analphabetismus und andererseits mit der historisch stets in 
unterschiedlichen Graden bestehenden Zensur erklärbar ist, die der Entstehung einer freien 
Kultur des Lesens64 und Publizierens im Wege standen und stehen (vgl. DYH 2007: 30). 
Bedingt durch ein derart großes Angebot ist es vielen Sendern und Medien nicht möglich, auf 
Dauer rentabel zu arbeiten, den Sendern gemein ist jedoch ein hoher Anteil an heimischen 
Produktionen, die sich großer Beliebtheit beim Publikum erfreuen und zur Entstehung einer 
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 European Journalism Centre – Media Landscape – Turkey: 
http://www.ejc.net/media_landscape/article/turkey/ (3.1.2008) 
62
 Turk Basini: http://www.byegm.gov.tr/TURKBASINI/turkishpress/television.htm (3.1.2008) 
63 Vgl.: Medyatava.  Çift Sarılı Yumurta Tadında. 07.01.2008 - 13.01.2008 tarihleri arasında gazete satış raporu. 
http://www.medyatava.com/tiraj.asp (16.1.2008) 
64 Anm.: Um das Lesen zu fördern, wurde im Jahr  2005 ein offizieller „Tag des Buchs“ und die kostenlose 
Verteilung von Büchern eingeführt. 
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türkischen Produktionsbranche für den Rundfunk beitrugen, nachdem sich die importierten 
Kassenschlager aus den USA überlebt hatten. 
Dies erklärt auch den Erfolg der Medienkonglomerate, bei denen das Mediengeschäft 
weniger direkt Einnahmen beiträgt als die Medien für die Firmengruppen für Publicity, Public 
Relations und öffentliche Meinungsbildung und in Folge Einfluss auf die Politik und den 
Staat über Umwege rentabel sind.  
Die größten Mediengruppen in der Türkei sind aktuell die Doğan-Gruppe, die Çukurova-
Gruppe, die Đhlas-Gruppe, die Doğuş-Gruppe und Samanyolu-Gruppe; die Betriebe der 
Merkez-Gruppe wurde mit 1.April 2007 nach Ziffer 5411 des türkischen Bankgesetzes von 
der staatlichen TMSF zur Leitung übernommen – begründet wurde dies mit dem Vorwurf 
unerlaubter Absprachen der Eigentümer und Unregelmäßigkeiten ihrer Partnerbank Etibank, 
ein weiterer Eigentümerwechsel ihres populären Senders ATV und der Tageszeitung Sabah65 
wurde Ende des Jahres 2007 fixiert.66 Der neue Eigentümer des Fernsehkanals ATV und von 
Sabah ist die AKP-nahe Çalık-Gruppe.67 
Signifikant für den türkischen Medienmarkt ist, dass die Medienkonzerne meist 
Mischkonzerne sind, die neben dem Mediengeschäft auch in den unterschiedlichsten 
Marktbereichen wie bspw. Tourismus, Immobilien und der Industrie tätig sind. Darüber 
hinaus scheint der Besitz oder zumindest die enge Partnerschaft mit einer „Hausbank“ 
unerlässlich, weswegen der türkische Staat auch immer wieder verschuldete Mediengruppen 
über das Bankengesetz und den TMSF konfiszieren kann (vgl. OSI 2005: 1577). Somit ist der 
türkische Staat einer der bedeutendsten Akteure in der türkischen Medienlandschaft, obwohl 
die öffentlich-rechtlichen Sender des TRT eine sehr untergeordnete Rolle spielen.  
Die Auswirkungen der wirtschaftlichen Verschränkungen sind jedoch immens, denn die 
Marktmacht der größten Gruppen ist auch mit entsprechendem politischem Einfluss 
verbunden. Die größte der Gruppen namens Doğan-Gruppe besitzt allein acht Tageszeitungen 
– darunter drei der fünf der größten türkischen Tageszeitungen (Hürriyet, Milliyet und Posta), 
zehn Magazine und 39 Fernsehkanäle – bspw. den überaus populären TV-Sender Kanal D 
und Star TV (ehemals im Besitz von Cem Uzan) sowie neun Radiosender (s. Abb. 3). Die in 
Abb. 5 angeführten Sender (der Merkez-Gruppe, der Çukurova-Gruppe und der Star-Gruppe) 
wurden zwischenzeitlich vom TMSF übernommen und sind bereits wieder verkauft. Star TV 
                                                 
65 Dt.: der  Morgen 
66 Vgl.: TMSF atv ve Sabah’a el koydu. In: ekolay haber; 
http://www.ekolay.net/haber/haber.asp?PID=98&HaberID=464776 (12.1.2008) 




beispielsweise wurde von der stetig wachsenden Doğan-Gruppe übernommen, die als einzige 
der großen Mediengruppen bis dato von finanziellen Unregelmäßigkeiten bzw. Übernahmen 
durch den TMSF verschont geblieben ist und mit ihren erfolgreichen Tageszeitungen den 
tagesaktuellen Printmedienmarkt beherrscht.  
Es sind zwar aktuelle Auflagen- und Verkaufszahlen von Printmedien und den beliebtesten 
Fernsehsendungen verfügbar, exakte Analysen der Marktanteile aller Mediensektoren sind 
jedoch im Unterschied zu Österreich nur beschränkt möglich, vermutlich zum Teil aus dem 
marktwirtschaftlichen Interesse der Betreiber bzw. Besitzer, diese Informationen nur an 
Werbekunden weiterzuleiten und wegen der hohen Volatilität des türkischen Medienmarktes, 
in dem sich Besitzverhältnisse laufend ändern. 
Durch den Bankrott bzw. die Übernahme durch den TMSF mehrerer ehemals großer 
Mediengruppen konnte die Doğan Yayın Holding (DYH) nach eigenen Angaben folgende 
Anteile des türkischen Medienmarkts an Reklame 2006 erhalten:  
37 Prozent des türkischen Etats an TV-Werbung (Publikumsanteil gesamt 25 Prozent), 61 
Prozent innerhalb des Sektors der Tageszeitungen (Auflagenanteil gesamt 37 Prozent), sowie 
42 Prozent bei Magazinwerbung (Auflagenanteil am türkischen Markt gesamt 42 Prozent) 
und sieben Prozent Reichweite seiner Radiokanäle, was auch einem Gesamtanteil am 
türkischen gesamten türkischen Werbeetat von 2006 von 42 Prozent entspricht (vgl. DYH 
2007: 28, 30).  
 







Abbildung 3 Dogan-Marktanteil an verbreiteten Tageszeitungen 2006 (Quelle: DYH68) 
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 DYH. Doğan Yayın Holding (2007): Doğan Yayın Holding Faaliyet Raporu 2006. S. 30 In: 
http://www.dmg.com.tr/tr/faaliyet_raporlari.asp?CatID=1&SubCatID=4&ID=111 (30.1.2008) 
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Abbildung 4 Dogan-Marktanteil an verbreiteten Magazinen 2006 (Quelle: DYH69) 
 
 

















Abbildung 5 Dogan-Marktanteil am TV-Publikum 2006 (Quelle: DYH70) 
 
Ehemals bedeutende Gruppen wie die Merkez-, die Aksoy- und die oben erwähnte Star-
Gruppe wurden wegen Gesetzesverstößen staatlich geführt und anschließend veräußert. 
Neben der Doğan Yayın Holding sind momentan die Doğuş-Gruppe, die Đhlas-Gruppe, die 
Çukurova-Gruppe und die Samanyolu-Gruppe als bedeutendste zu nennen.  
 
Somit bleibt die Doğan-Holding, die abgesehen vom Mediensektor vor allem in den 
Bereichen wie Mineralölhandel, Tankstellen, Finanzen und Banken, Versicherungen, 
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 DYH. Doğan Yayın Holding (2007): Doğan Yayın Holding Faaliyet Raporu 2006. S. 30 
http://www.dmg.com.tr/tr/faaliyet_raporlari.asp?CatID=1&SubCatID=4&ID=111 (30.1.2008) 
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 DYH. Doğan Yayın Holding (2007): Doğan Yayın Holding Faaliyet Raporu 2006. S. 30 
http://www.dmg.com.tr/tr/faaliyet_raporlari.asp?CatID=1&SubCatID=4&ID=111 (30.1.2008) 
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Industrie und Tourismus tätig ist, mit Abstand der marktbeherrschende Medienbetrieb, der 
seine wirtschaftliche und poltische Macht wohl zu nutzen weiß, was ihrem Gründer Aydın 
Doğan den Beinamen „türkischer Berlusconi“ einbrachte.71 Im Unterschied zu diesem war er 
jedoch nie direkt in der Politik tätig. In Wahlkämpfen beziehen jedoch viele der türkischen 
Fernsehsender Stellung, in dem sie über eine wahlwerbende Partei bzw. Kandidaten mehr 
oder besser berichten als über die übrigen, wie es insbesondere der dünkelhafte Unternehmer 
Cem Uzan mit seinem ehemaligen Sender Star TV tat. 
Tatsächlich ist auch in der Türkei der Erwerb und der Betrieb von Medien ein 
Geschäftszweig, der nahe Beziehungen zur Politik voraussetzt. Waren dies in der 
Vergangenheit eher Verbindungen zur staatlichen Administration, dem einflussreichen 
Militär oder möglicherweise gar dem „Staat im Staat“72, an dessen Existenz in der Türkei 
kaum jemand zweifelt, so sind dies aktuell zunehmend gute Beziehungen zur 
Regierungspartei, die dank breiter Mehrheit im Parlament und immer mehr wichtigen 
Positionen in der türkischen Justiz und Administration ihre Stellung festigt: „The commercial 
groups which have the economical power will control the social balance and will keep the 
government under pressure. The bosses see owning a medium as a key for making business 
and forming good relations with the government.“ (Erzurum 2003: 76,77) Allen großen 
türkischen Medienkonzernen als Mischkonzernen ist gemein, dass ihre eigentliche 
Kapitalquelle die anderen Sektoren wie etwa die Industrie oder das Finanzwesen sind, denn 
die jährlichen Werbeausgaben in der Türkei sind zu gering um eine derart große Anzahl an 
Marktteilnehmern zu erhalten. 
 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 
Werbeausgaben 
netto in Mio. 
US-Dollar 
770 950 930 925 1.055 540 730 879 1.307 1.665 1.901 
Tabelle 2 Werbeausgaben Türkei (Quelle: Reklamcılar Derneği73) 
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 Derstandard.at/archiv: Krieg der Worte Krieg der Worte zwischen Erdogan und Medienmogul Dogan. 
derstandard.at/?id=1220458030710 (12.10.2008)  
72
 Anm.: Die Existenz des derin devlet (dt.: tiefer Staat, ergo Staat im Staat) ist eine soziales und politisches 
Phänomen der Türkei, dessen Existenz und Bedeutung wegen seiner informellen Gestalt nicht bewiesen bzw. 
widerlegt werden kann. Subsumiert unter derin devlet wird eine antidemokratische  Organisation aus Vertretern 
des Militärs, der Geheimdienste und der Justiz, paramilitärischer Organisationen und organisierter Kriminalität.  
Der derin devlet wird jeweils als Gegner der eigenen Ideologie oder Position, bspw. von Sozialisten als 
faschistisch, von Kurden als antikurdisch, und von Islamisten als antiislamisch etc., angesehen. Eine Klärung des 
Wahrheitsgehalts dieser populären Verschwörungstheorie, die auch von Politikern genährt wird, kann hier nicht 
erfolgen. Als Beispiele seiner Existenz werden u. a. der Susurluk-Skandal und die mysteriösen Ereignisse rund 
um Anschläge wie in Şemdinli oder die Ermordung des armenischen Journalisten Hrant Dink angeführt. Für 
einen Einblick vgl. Talat, Turhan (2005): Derin Devlet. Istanbul 
73
 s. Reklamcılar Derneği; http://www.rd.org.tr/ (2.1.2008) 
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Ihre Nachrichtensendungen und sonstigen Berichterstattungen gebrauchen sie deswegen für 
politische und wirtschaftliche Eigenwerbung, wie Erzurum in seiner explorativen 
Inhaltsanalyse türkischer Abendnachrichten belegt (vgl Erzurum 2003: 71 ff.). Die Gründe 
für dass Engagement großer Mischkonzerne im eigentlich fremden Mediensektor bestimmt 
Erzurum (ebda.) wie folgt: 
 
1. a) Medien als vierte Macht 
b) Berücksichtigung politischer Umstände 
c) Soziale Kontrolle 
2.  a) Reduktion des Risikos für in anderen Sektoren investiertes Kapital 
 b) Größerer Einfluss bei Ausschreibungen und Auktionen der Regierung 




Wie aus dieser Aufstellung ersichtlich, überwiegen marktwirtschaftliche und politische 
Überlegungen, woraus sich schließen lässt, dass Medienunternehmen dieser Art 
gesellschaftspolitische Fortschritte bzw. den Erhalt persönlicher und gesellschaftlicher 
Freiheiten dem medienwirtschaftlichen Wettkampf um Quoten unterordnen. Bedingt durch 
die immer noch von ad-hoc Entscheidungen geprägte Medienpolitik, fehlende Regulierung 
und Lizenzvergabe und dem harten Verdrängungswettkampf ist in Zukunft von einer 
steigenden Medienkonzentration auszugehen, mit allen dazu gehörigen Nachteilen auf 
Rezipientenseite. Zumal geriert sich die zuständige Regulierungsbehörde mehr als Wächter 
der Gesetze und weniger als steuernde Instanz in Richtung eines pluralistischen 
Rundfunksektors. 
So sind auch private Rundfunkunternehmen gesetzlich verpflichtet, eine Quote von 15 
Prozent an türkischer Volksmusik, klassischer türkischer Musik, sowie Bildungs- und 
Kultursendungen in ihrem Programm zu haben. Zwar werden diese Quoten meist erfüllt, aber 
konsequenterweise zu Sendezeiten mit marginalem Publikum. 
Auch die gesetzliche Limitierung von Medienbesitz gegen Medienkonzentration auf maximal 
zwanzig Prozent Anteil pro jeweiligem Eigentümer, brachte in den 1990er Jahren nicht den 
gewünschten Erfolg, da sie versteckte Eigentümerstrukturen begünstigte und konträrerweise 
genau die Umstände hervorbrachte, die durch die Restriktionen verhindert werden sollten: 
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den Missbrauch von Medienmacht74 für politische oder wirtschaftliche Zwecke (vgl. OSI 
2005: 173 f.). Nachdem der Versuch Missbrauch gesetzlich zu verhindern, gescheitert war, 
zielte die Gesetzesänderung von 2002 darauf ab, die Vermeidung von versteckter 
Eigentümerschaft und Abhängigkeit von Kontakten zur Regierung durch den Verzicht auf 
Beteiligungslimits und die Neueinführung von durchschnittlichen jährlichen 
Publikumsschwellenraten durchzusetzen. Das maximale Limit dieser Raten wurde, ohne den 
Begriff der Rate genauer zu definieren, mit zwanzig Prozent und somit über üblicher 
Erreichbarkeit festgelegt. Somit dürfte die Sanktion, dass der Eigentümer seine Anteile durch 
öffentliche Ausschreibung auf unter 50 Prozent reduzieren muss, auch dann niemanden 
betreffen, wenn die Gesetzesänderung nach den anhängigen Beeinspruchungsverfahren am 
Verfassungsgerichthof tatsächlich in Kraft treten sollte. Abgesehen davon ist das Verfahren 
zur Messung der relevanten Raten noch nicht festgelegt (ebda.). 
Die Konsolidierung der türkischen Medien im Sinne einer Konzentration auf weniger 
Inhaber, Betreiber und Quellen ist jedoch bereits im Gange. Hier zeigen sich deutlich die 
Folgen einer stärkeren staatlichen Kontrolle des Finanzwesens und die folgenden 
Interventionen durch die BDDK75 und den TMSF, die viele der ehemals größten Gruppen wie 
die Star-, die Uzan- sowie die Aksoy-, und die Merkezgruppe wegen zu hoher Schulden, 
finanzieller Unregelmäßigkeiten, Preisabsprachen, Korruption oder anderer Vergehen 
übernahmen und weiterverkauften und die verhältnismäßig zu große Zahl an Anbietern, die 
auch durch einen großen Heimmarkt wie den türkischen nicht auf Dauer erhalten werden 
kann.  
Die Anfänge der Medienliberalisierung, als so gut wie jedes Konglomerat mit guten 
Verbindungen zum Staat privatisierte Banken übernahmen und diese dank laxer Regulierung 
für unlimitierten cashflow für ihre neugegründeten Sender einsetzen konnten, sind nach den 
Wirtschaftskrisen von 1999 und 2001 sowie wegen zunehmender Verpflichtungen der EU 
gegenüber vorbei. Inwieweit sich das in Zukunft auf die Regulierungspolitik auswirkt, bleibt 
abzuwarten, dass der türkische Staat auch in Zukunft erheblichen Einfluss auf Programme 
und Inhalte beansprucht, kann angenommen werden. 
Mit der angenommenen Zunahme der Medienkonzentration dürfte sich für die Rezipienten 
und Journalisten wenig zum besseren ändern, da einerseits das mediale Angebot trotz der 
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 Krassestes Beispiel der Verquickung von wirtschaftlicher, politischer und medialer Macht ist wohl Cem Uzan. 
Aus dem Besitz der Unternehmerfamilie, der einst den ersten privaten türkischen TV-Sender Star und die 
gleichnamige Zeitung, einen Mobilfunkbetreiber, Banken, Fußballklubs u. v. m. umfasste wurde ein Großteil 
vom Staat wegen Überschuldung konfisziert, die rechtspopulistische Genç Partisi (Junge Partei) verpasste bei 
den Parlamentswahlen im Sommer 2007 wieder klar den Einzug. 
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 Bankacılık Düzenleme ve Denetleme Kurumu; dt.: Sanierungs- und Überprüfungsanstalt des Bankwesens 
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großen Anzahl an Produkten nicht sehr abwechslungsreich ist, und andererseits für 
Journalisten und andere in dieser Branche Beschäftigte bspw. die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft auch bei weniger Arbeitgebern ein Kündigungsgrund bleiben dürfte, solange 
die rechtlichen Standards nicht im Einklang mit dem EU-acquis umgesetzt werden. 
4.1.7 Rundfunk in der Türkei und Türkye Radyo ve Televizyon Kurumu (TRT) 
Die TRT als autonome staatliche Rundfunkanstalt wurde im Jahr 1964 mit dem eigens 
verabschiedeten TRT-Gesetz 359 gegründet und verfügte de facto bis Anfang der 1990er Jahr 
und de jure bis 1993 über das verfassungsrechtlich festgelegte Rundfunkmonopol innerhalb 
der Türkei. Ihre Gründung nach dem ersten Staatsstreich von 1960 fiel mit einem gestiegenen 
Verlangen nach Demokratisierung quer durch alle Bereiche der damaligen türkischen 
Gesellschaft zusammen. 
Mit ihren sieben Fernsehsendern und sechs Radiosendern ist die TRT heute immer noch eine 
der größten Medienanstalten der Türkei, die jedoch seit der Liberalisierung des Rundfunks 
ihre vormals vorherrschende Stellung innerhalb weniger Jahre verlor und durch den rapiden 
Verfall ihrer Werbeeinnahmen auf aktuell wenige Prozent Anteil an den türkeiweiten 
Einnahmen hoher staatlicher Subventionen bedarf. So erhält die TRT Anteile der auf Radio- 
und TV-Geräte erhobenen Steuern sowie 3,5 Prozent aus den gesamten Stromeinnahmen des 
Landes. Dies deckt aber nur rund die Hälfte des von der TRT benötigten Budgets, in dem der 
hohe Personalstand der neun Sendeanstalten deutliche Spuren hinterlässt, weswegen die TRT 
in den letzten Jahren im Gegensatz zu Monopolzeiten Verluste schrieb (vgl. OSI 2005: 1544). 
  
Der TV-Sendebetrieb wurde 1968 aufgenommen und nach dem Militärputsch von 1971 
wurde der autonome Status von TRT aufgehoben und diese in eine unparteiische öffentliche 
Unternehmung umgewandelt (vgl. OSI 2005: 1546).  Mit der Verfassungsänderung von 1993 
wurde zwar das RF-Monopol aufgehoben, aber auch die Autonomie von TRT in Artikel 133 
bestätigt und die Anstalt weiters dazu verpflichtet, in unparteiischer Weise zu berichten. 
Die Fernsehanstalt erreicht mit ihren Radio- und Fernsehsendern über 90 Prozent der 
türkischen Bevölkerung und ist mit ihrer technischen Infrastruktur komplett für Planung und 
Produktion des TV- und Radioprogramms zuständig. 
Die Führung der TRT ist dreiteilig und besteht aus einem Generaldirektor, dessen Bestellung 
vom Staatspräsidenten anerkannt werden muss, dem siebenköpfigen Vorstand als höchste 
Entscheidungsinstanz für Programmpolitik, der sich neben dem Generaldirektor aus sechs 
vom Ministerrat bestätigten Mitgliedern zusammensetzt und dem Koordinationsgremium 
(zuständig für interne Koordination und Budget- sowie Programmvorschläge), bestehend aus 
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dem Generaldirektor und seinem Stellvertreter, dem Chefkonsulenten, dem Generalsekretär, 
dem Personalchef und der Leitung der Bildungsabteilung.  
Die Struktur der TRT ist jedoch u.a. wegen jahrelangem Nepotismus hinsichtlich der 
Arbeitskraft überproportioniert und oft unterqualifiziert, sowie wegen struktureller Probleme 
hinsichtlich des Programms wenig diversifiziert76. Gleichzeitig wird ihre Autonomie wegen 
der Abhängigkeit von staatlichen Subventionen und Verfahren der Postenbesetzung in Frage 
gestellt, u.a. von ihrem Generaldirektor Şenol Demiröz (vgl. OSI 2005: 1567). Gleichzeitig 
steht die TRT im Unterschied zu den Privatsendern nicht unter der Autorität der RTÜK (s. 
u.), da für sie mit dem Türkiye Radyo Televizyon Kurumu Yasası Nr. 359 eine eigene 
Gesetzesgrundlage gilt. 
Problematisch an dem Radio- und Fernsehgesetz Nr. 2954 Art. 5, der die grundsätzlichen 
Prinzipien des Rundfunkbetriebs definiert, ist die ideologische Ausrichtung der Anstalt TRT 
als Instrument der Staatsdoktrin, wie aus der folgenden Auswahl aus Artikel 5 ersichtlich, der 
die TRT-Autonomie den nationalstaatlichen Prinzipien und denen Atatürks unterordnet (OSI 
2005: 1570): 
 
- To establish the principles and reforms of Atatürk and the realisation 
of the national goals of the Turkish Republic, which would bring it to 
contemporary civilisation. 
- To safeguard the national security policy and the national and 
economic interests of the State 
- Not to make any broadcast that shall aim at inspiring or suggesting 
negative feelings such as pessimism, despair, confusion, dismay or 
hostility. 
- To adhere to the principles of impartiality, fairness and quickness, as 
well as contemporary techniques and methods of journalism, in 
gathering, selecting and broadcasting news. 
 
Die Forderungen nach Unparteilichkeit werden in der Praxis oft denen nach Repräsentation 
der offiziellen politischen Linie des Staates (u.U. der jeweiligen Regierung) interpretiert. Als 
Kontrollmechanismus gibt es einen Rundfunk-Kontrollausschuss, der alle Sendungen vor der 
Ausstrahlung hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Programmrichtlinien durchsieht. 
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 Für eine genaue Aufstellung der TRT siehe: TÜRKĐYE RADYO-TELEVĐZYON KURUMUNUN EYLEM 
VE ĐŞLEMLERĐNĐN ARAŞTIRILIP DENETLENMESĐNE ĐLĐŞKĐN RAPOR ÖZETĐ. 
http://www.cankaya.gov.tr/tr_html/DDK/trt.htm#II_C (4.2.2008) 
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Verstöße dagegen führten in einigen Fällen zu Absetzungen von Journalisten, Produzenten 
oder Cuttern aus politischen Gründen (vgl. OSI 2005: 1571). 
Eine Reform der TRT wurde zwar nach einer Überprüfung ihrer Defizite durch eine 
Unternehmensberatung Ende der 1990er geplant, scheiterte aber an den über Jahrzehnte 
etablierten Rahmenbedingungen. Hinsichtlich des Programms der TRT ist die im Verhältnis 
zum TRT-Budget große Anzahl an Radio- und Fernsehsendern auffällig, deren Produktion u. 
a. bedingt durch die geringen Werbeeinnahmen und hohen Personalkosten mit den 
vorhandenen Mitteln kaum zur Gänze finanziert werden kann wie an einem Vergleich des 
Budgets von TRT offensichtlich wird: Während der ORF im Jahr 2003 gesamt 745 Millionen 
Euro einnahm77, standen der TRT im gleichen Zeitraum nur 255 Millionen Euro zur 
Verfügung. (vgl. OSI 2005: 1563) 
4.1.8 Die Medienbehörden RTÜK, TK und HYK 
Der RTÜK (Radyo ve Televizyon Üst Kurulu)78 wurde 1994 gegründet, um dem steigenden 
Bedarf nach irgendeiner Form von regulierender Medienpolitik in der Türkei gerecht zu 
werden. Sie finanziert sich durch eine fünfprozentige Abgabe vom Werbeeinkommen der 
Privatsender. 
Mit dem am 13. April 1994 verabschiedeten Rundfunk-Gesetz für kommerzielles Fernsehen 
und Radio wurde der RTÜK mit den Aufgaben und Kompetenzen ausgestattet, Frequenzen 
zuzuweisen, Lizenzen auszustellen und Rundfunkstandards zu definieren. Darüber hinaus ist 
der RTÜK bemächtigt Sanktionen zu beschließen – von bloßen Warnungen bis hin zum 
Lizenzentzug. Der Hohe Rat hat somit Einfluss auf alle Radio- und TV-Sender der Türkei, 
mit Ausnahme von TRT, das durch das Gesetz Nr. 2954 einen anderen Status genießt. Der 
RTÜK ist jedoch befugt, Kandidaten für die TRT-Generaldirektion und den TRT-Vorstand 
dem Ministerrat vorzulegen. (OSI 2005: 1546) 
Wie sich jedoch bald herausstellte, brachte das neue Rundfunkgesetz nicht die erhofften 
klaren Verhältnisse, was unter anderem an „the composition of the RTÜK, and the 
lack of interest from the broadcasters, to foot-dragging by governments in backing the 
regulator’s initiatives to solve the already complicated issues“ lag (ebda.). Darüber hinaus 
wurde der RTÜK zu einem ideologisch motivierten Zensor, der sich weniger um 
medienpolitische Notwendigkeiten kümmert, als um die Ahndung verbotener Themen oder 
Worte bspw. in Berichten über Terrorismus, das Kurdenproblem oder muslimischen 
Fundamentalismus. Mittels seiner Kontrollabteilung verfolgt und speichert RTÜK das 
                                                 
77vgl.  Report - Das ORF-Budget 2003 In: http://www.report.at/kurznotiert.asp?kuid=656 (14.2.2008)  
78
 Radyo ve Televizyon Üst Kurulu; dt.: Hoher Rat für Rundfunk und Fernsehen. 
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Programm aller nationalen Sender (von Radio und Fernsehen) 24 Stunden am Tag und 365 
Tage im Jahre. Die gesetzlichen Grundlagen dafür sind jedoch vage, wie etwa „negativer 
Einfluss auf Kinder“, „Verbreitung von separatistischer Propaganda“, „schüren von Hass und 
Feindseligkeit“ und insbesondere Artikel vier des RTÜK-Gesetzes 3984, „Unterminieren des 
Staates und seiner Unabhängigkeit und die unbestreitbare Einheit des Landes und seines 
Volkes sowie Untergraben der Ideale und Reformen Atatürks“, wobei der Verdacht auf 
separatistische Propaganda besonders hart geahndet wird und in der Regel zur Einstellung des 
Senders führt (vgl. Barış 2005: 4). 
Hauptargument der Kritiker dabei ist, dass der RTÜK seine Kapazitäten nicht für den 
eigentlichen administrativen und organisatorischen Aufrag nützt, sondern die Gesetze extrem 
subjektiv und hart auslegt und die daraus resultierenden Sanktionen antidemokratisch und 
unverhältnismäßig sind und im Widerspruch zur Harmonisierung mit EU-Richtlinien stehen. 
Darüber hinaus gilt die Zusammensetzung des Hohen Rats als tiefgreifend beeinflusst von 
den politischen Überlegungen der Regierungen und ist deswegen mit seinem Anspruch auf 
Unparteilichkeit nicht vereinbar (ebda.). Folgende Darstellung gibt einen Einblick in seitens 
des RTÜK auferlegte Sanktionen, wobei Geldstrafen hier nicht erfasst sind. 
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1996 113 35  
1997 107 58  
1998 168 133  
1999 302 235  
2000 99 171  
2001 111 148  
2002 118 126  
2003 173 35 1 
2004 785 46 73 
2005 975 47 94 
2006 176 44  
200780 142 32  
Tabelle 3 Sanktionen der RTÜK 1996–2007  
(Quelle: Barış, Ruken (2005): Media Landscape Turkey. S. 4 f.; T.C. Radyo ve Televizyon Üst Kurulu (2007): 
2008 Yılı Tahmini Bütçesi ve 2006 Yılı Kesinhabesi ile 2007 Yılı Faaliyetleri hakkında Rapor. S. 53 f. Ankara) 
 
Zusätzlich zum RTÜK wurden mit einer Gesetzesänderung im Mai 2002 zwei zusätzliche 
Instanzen in den Regulierungsprozess integriert: der HYK81 und die TK82. Während die 
Telekommunikationsanstalt (TK) erst im Jahr 2000 gegründet wurde, besteht der Hohe 
Kommunikationsrat (HYK) bereits seit dem Jahr 1983. Die Gründung der TK ist im 
Zusammenhang mit der Liberalisierung und Privatisierung des Telekommunikationssektors 
zu sehen, welche die TK als autonome regulierende Körperschaft erleichtern sollte (vgl. OSI 
2005: 1554). Mit einer Änderung des Rundfunkgesetzes wurde die Aufgabe der 
Frequenzplanung vom RTÜK der TK übertragen, was zuerst als ein Zeichen dafür 
interpretiert wurde, dass in Zeiten fortgeschrittener technischer Konvergenz auch die 
Regulierungspolitik nicht mehr getrennt betrieben würde. Momentan ist jedoch die TK für die 
Erteilung von Telekommunikationslizenzen und für die Regulierung des Frequenzspektrums 
zuständig, der RTÜK für Rundfunklizenzen, wobei der von der TK erstellte Frequenzplan 
von dem HYK verabschiedet werden muss, der wiederum nur zweimal jährlich 
                                                 
79
 Die Einstellung von Sendungen wurde als Sanktionsmöglichkeit im Jahr 2003 eingeführt. Anstelle der 
gestrichenen Sendung muss der Sender kurioserweise eine vom RTÜK bereitgestellte Dokumentation senden. 
80
 Anm.: Die Angaben für das Jahr 2007 beziehen sich nur auf den Zeitraum von 1.1.2007 bis 30.9.2007 
81
 Haberleşme Yüksek Kurulu;  dt.: Hoher Kommunikationsrat 
82
 Telekomünikasyon Kurumu; dt.: Telekommunikationsanstalt 
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zusammentritt. Er kann dabei Änderungen verlangen und entscheidet, wieviele Frequenzen zu 
welchem Zeitpunkt versteigert werden – für den Auktionsprozess selber ist wiederum der 
RTÜK zuständig. 
Dieser komplizierte Prozess ist dies momentan nur am Papier, da zwar alle Radio- und 
Fernsehsender eine Lizenz beziehen müssen, aber dies nur für nicht-terrestrische Sender 
exekutiert wird, die keine Frequenzzuweisung benötigen (vgl. OSI 2005: 1556). 
Nachdem bereits im Jahr 1995 die Bilkent Universität den RTÜK-Auftrag einer 
Frequenzplanererstellung erfüllte, verzögerte sich die Versteigerung der Lizenzen wiederholt, 
da das MGK83 wegen Bedenken, dass diese auch religiös-konservativen zugesprochen 
würden, eine Absage der Auktionen veranlasste (vgl. OSI 2005: 1557). In weiterer Folge hielt 
der MGK die Vorlage einer nationalen Sicherheitsgenehmigung für Besitzer und Leiter von 
Sendern als angebracht, weswegen einige Betreiber ihrerseits die folgende Auktion im Jahr 
2001 mir einer Klage vor dem Danıştay84 stoppten, der stattgegeben wurde. Somit sendeten 
alle terrestrischen Sender weiterhin auf ihren Frequenzen und nach jahrelangen 
Kompetenzstreitigkeiten entschied der HYK im März 2005, die analoge Frequenzzuweisung 
nicht weiter zu verfolgen und auf den digitalen Umstieg hinzuarbeiten. Wegen der hohen 
Zahl an politischen und administrativen Instanzen, die mit unklaren Kompetenzen in die 
Regulierungspolitik involviert sind und der komplizierten Eigentümerverhältnisse im 
Medienbereich kann von den Behörden keine Voraussetzung zur Beendigung dieser Blockade 
geschaffen werden, auch seitens der Regierung wird dies nicht unterstützt, da 
Auseinandersetzungen mit einflussreichen Medienkonzernen nicht auf der Tagesordnung 
stehen (vgl. OSI 2005: 1558). 
4.2 Pressefreiheit und Publikum 
Presse- und Meinungsfreiheit sind die Grundvoraussetzungen für die Existenz einer medialen 
Öffentlichkeit, die ohne unabhängige Gerichtsbarkeit und allgemeine Einhaltung der 
Menschenrechte nicht gegeben sein können. 
 
Absolute Meinungs- und Pressefreiheit sind jedoch nirgendwo gegeben, so verwiesen 
türkische Journalisten im Gespräch, der Restriktionen im eigenen Land gewahr, auf das in 
Österreich gültige Verbotsgesetz, das u.a. neben der nationalsozialistischen Wiederbetätigung 
auch revisionistische Leugnung des Holocaust unter Strafe stellt, als Einschränkung und 
Zensur fragwürdiger Meinungen. Auch wenn die Ansichten von Revisionisten inhaltlich 
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 Milli Güvenlik Kurulu; dt.: Nationaler Sicherheitsrat 
84
 Danıştay ist der höchste Verwaltungsgerichthof der Türkei 
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keinerlei Richtigkeit haben, so müsste es doch in einer freien Demokratie möglich sein, ohne 
Tabus jede Meinung zu äußern, egal ob diese historisch oder politisch richtig oder falsch ist.  
4.2.1 Pressefreiheit in der Türkei 
Sowohl die Meinungs- als auch die Pressefreiheit sind in der Türkei immer noch rigorosen 
Reglementierungen unterworfen, deren Wurzeln vor allem in der autoritären und vom Militär 
diktierten Verfassung von 1982 zu finden sind. 
Auch wenn im Vergleich zu den 1990er Jahren, als Journalisten noch jährlich zu hunderten 
schikaniert, juristisch verfolgt und teilweise zu jahrelangen Haftstrafen verurteilt wurden, 
bereits Verbesserungen im Arbeitsalltag der Journalisten und im Medienangebot zu 
beobachten sind, kann insofern nur von beschränkter Meinungsfreiheit gesprochen werden, 
als politisch oder wirtschaftlich heikle Themen immer noch nicht oder nur in ausgesprochen 
zurückhaltender Weise behandelt werden können. 
Anfang des Jahres 2007 wurden der Journalist und Herausgeber der zweisprachigen 
armenisch-türkischen Wochenzeitschrift Agos, Hrant Dink, auf offener Straße vom 
siebzehnjährigen Trabzoner Ögün Samast erschossen, sein Motiv war nach eigenen Angaben 
die andauernde Beleidigung des Türkentums durch Dink. Die staatlichen Sicherheitskräfte 
waren von wiederholten Morddrohungen gegenüber Dink informiert und der jugendliche 
Täter wurde nur wenige Stunden nach der Tat gefasst. Fotos des Mörders aus der 
Untersuchungshaft im Kreise von Polizisten in Siegerposen und mit der türkischen 
Nationalflagge, die Tage später in den türkischen Medien erschienen, verdeutlichten die 
Bindungen zwischen radikalem Nationalismus und den Staatsorganen. Die beteiligten 
Sicherheitskräfte wurden nicht zur Rechenschaft gezogen, der Prozess gegen Samast findet 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt, da er minderjährig ist (vgl. RSF 2008: 141 f.). 
Die Gründe für die immer noch herrschenden Probleme in der Türkei liegen im Wesentlichen  
in dem historisch seit dem Osmanischen Reich bestehenden Auseinanderklaffen zwischen 
den Ansichten der staatsführenden Elite und der Bevölkerung des Landes, die inhomogener 
kaum sein können. Der wesentlichste politische Akteur ist die immer noch kemalistische 
Armee, die sich als Wächter über die Einhaltung der Prinzipien Atatürks versteht. Diese 
Beschützerrolle wird ihr auch von einem großen Teil der Bevölkerung zugeschrieben, da sie 
mit zeitweiliger Ausschaltung republikanischer Instanzen tatsächlich mehrmals durch ihre 
Machtübernahme für „Ruhe und Ordnung“ in der Türkei sorgte, als das Land in Chaos und 
Bürgerkrieg zu versinken drohte. Infolge der vom Militär nach dem Putsch 1961 
ausgearbeiteten und recht liberalen Verfassung, kam es Anfang der 1960er Jahre zu einem 
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ersten Aufleben der Presse, da dem Staat nun auch die die Sicherung der Presse- und 
Informationsfreiheit zufiel. (vgl. Maireder 2006: 77) 
Nach dem schweren innertürkischen Unruhen am Ende dieses Jahrzehnts und der neuerlichen 
Machtübernahme des Militärs wurde 1971 vom Militär ein neues türkisches Grundgesetz 
ausgearbeitet und verabschiedet, das den Staat allem anderen überordnete, Kritik an ihm 
untersagte und über die Beschränkung der Meinungsfreiheit hinaus insbesondere politische 
Betätigung im linken Spektrum ahndete. Damit wurden auch die letzten Spuren politisch 
linksorientierter Strömungen getilgt, welche die Massaker der 1960er Jahre noch überlebt 
hatten – eine sozialdemokratische Zentrumspartei, wie traditionell etwa in Frankreich, 
Deutschland, Spanien oder Österreich bekannt, existiert in der Türkei auch heute nicht. 
Die dem Putsch von 1980 folgende Verfassung brachte kaum spürbaren Zuwachs an 
Meinungs- oder Medienfreiheit, die harte Verfolgung insbesondere von Verfassern religiös-
islamistischer Texte oder solcher, die Fragen der Kurdenproblematik behandelten, wurde 
auch durch die vordergründige Entschärfung des Grundgesetzes nicht geringer. Es kam 1991 
das neue Antiterrorgesetz (terörle mücadele yasası) und mit ihm eine der brutalsten Wellen 
der Repression und staatlicher Gewalt gegen Journalisten und Medienbetriebe, unbesehen 
ihres Bekanntheitsgrades oder ihrer Reputation. Angeheizt wurde die Situation zusätzlich 
durch das Aufflammen der Kämpfe zwischen der Armee und der kurdischen PKK, die es in 
einem durch die Medien unterstützten Taumel des türkischen Nationalismus fast unmöglich 
machte, die Situation der kurdischen Minderheit in der Türkei anzusprechen ohne als 
Separatist oder gar Sympathisant der PKK-Anschläge verunglimpft zu werden. 
Im Jahr 2008 sind rückblickend zahlreiche Verbesserungen zu bemerken, wie die 
Liberalisierung der Verfassung und des Antiterrorgesetzes. Dennoch bleiben zahlreiche 
Hindernisse und Beschränkungen bestehen, weswegen die Journalisten über bestimmte 
politische Themen wie die Kurdenproblematik aber auch über politische Personen und 
Instanzen, über die Armee aber auch über die größten Holdings in der Türkei nicht offen 
kritisch schreiben können, da dies aufgrund einer folgenden Kündigung existenzzerstörend 
wäre. 
Die wesentlichen Akteure, welche über die mediale, öffentliche und persönliche 
„Bewegungsfreiheit“ bestimmen sind das Militär, staatliche Instanzen wie etwa der RTÜK (s. 
Kap. 4.1.8), die Polizei, die traditionell ausgeprägt kemalistische und mächtige Judikatur, die 
Verfahren gegen Journalisten und Einsprüche gegen RTÜK-Entscheidungen durchführt, 
sowie die Politik, die in den letzten Jahren unter der islamistisch-konservativen AKP-
Regierung zunehmend gegen die noch immer kemalistisch und laizistisch dominierte 
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Staatsbürokratie arbeitet. In diesem Zusammenhang dürfen auf keinen Fall die großen 
Medienholdings als Arbeitgeber der Journalisten und Medienakteure vergessen werden, die 
zwar für eine Liberalisierung der Wirtschaft stehen, aber gleichzeitig ihren Mitarbeitern 
oftmals den Beitritt zu Gewerkschaften u.a. Interessensvertretungen verwehren, obwohl diese 
bereits seit Jahrzehnten bestehen.85 
Die Anpassung der Journalisten an diese rigorosen Umstände geschieht hauptsächlich in 
Autozensur, d.h. in Vermeidung kritischer Aussagen insbesondere gegenüber dem Militär, 
aber auch in der Behandlungen von Fragen bezüglich der kurdischen Minderheit, Politikern, 
Parteien und mächtigen Firmengruppen wie bspw. der Koç Holding, wie sie in den für diese 
Forschungsarbeit durchgeführten Interviews angaben. Denn auch nach jüngsten 
Liberalisierungen ist Artikel 301 des türkischen Strafgesetzes wegen seines vagen Inhaltes 
immer noch für Instrumentalisierung gegen kritische Äußerungen und Publizisten tauglich, 
wie auch der türkische Nobelpreisträger Orhan Pamuk im Februar 2005 bemerken musste, als 
er dem Zürcher Tages-Anzeigers gegenüber wörtlich meinte: „Man hat hier dreißigtausend 
Kurden umgebracht. Und eine Million Armenier. Und niemand traut sich, das zu 
erwähnen.“86  
Die folgende Klage gegen ihn wurde zwar Monate später wieder eingestellt, dennoch laufen 
noch Verfahren auf Basis des Artikels 301: 
 
„die Beleidigung des Türkentums, der türkischen Republik oder 
der türkischen Nationalversammlung […], der Regierung, der 
Gerichtsbarkeit, der Armee, der Sicherheitskräfte […] wird im 
Ausmaß von sechs Monaten bis zu drei Jahren bestraft. […] 
Wenn die Herabwürdigung von einem türkischen Staatsbürger 
im Ausland begangen wird, […] wird das Strafausmaß 
verdreifacht.87 
 
Auf der Grundlage dieses Gesetzestextes, von reporters sans frontiers auch „enemy of press 
freedom“ genannt (RSF 2008: 141) wurden bereits unzählige Journalisten verurteilt und 
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 Anm.: Die Vorgängerorganisation der türkischen Journalistengewerkschaft (Türkiye Gazeteciler Sendikası, 
TGS) besteht bereits seit 1952. 
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 Devletin Egemenlik Alametlerine ve Organlarının Saygınlığına Karşı Suçlar. 
http://www.belgenet.com/yasa/tck/299-301.html (2.3.2008); Auslassungen u. Übersetzung PS 
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inhaftiert, nach den jüngsten politischen sind jedoch weitere kleine Verbesserungen in der 
Anwendung dieses Gesetzes durch Druck von Zivilorganisationen und der EU zu erwarten.88 
Mit ideologischen Prinzipien – die atatürk’schen sechs Pfeiler bestehend aus 
Republikanismus, Säkularismus, Reformismus, Nationalismus, Populismus und 
Revolutionismus wirken hier weiter – werden jedoch auch in weitere Zukunft Aussagen und 
Publikationen geahndet werden, die in irgendeiner Form die Unteilbarkeit der Nation und 
ihre ethnische Einheit in Frage stellen und somit auch die staatliche Elite selbst, da sie diese 
als Werte ansieht, die nicht der Diskussion bedürfen. Somit gilt die Einschränkung der 
Meinungsfreiheit als legal und legitim, insofern dies der türkischen Nation und dem 
türkischen Staat dient. 
Nach jüngsten Aussagen plant die Regierungspartei AKP, die neben dem 
Ministerpräsidenten auch den Parlaments- und den Staatspräsidenten stellt, in Zukunft die 
Entscheidung über die Aufnahme derartiger „Gesinnungsprozesse“ dem Staatspräsidenten zu 
übertragen und den Begriff „Türkentum“ durch „Türkischen Staat“ und „Republik“ durch 
„den Staat der Republik Türkei“ zu ersetzen. Ob dies allein die Probleme löst, darf insofern 
bezweifelt werden, als wiederum einseitige Entscheidungen zum Vorteil islamistisch-
konservativer Publizisten möglich wären. Denn kurioserweise fällt der amtierende 
Ministerpräsident, der aufgrund seiner islamistischen Haltung und Aussagen selbst im Jahr 
1999 eine mehrmonatige Haftstrafe verbüßen musste, dadurch auf, regelmäßig gegen ihn 
betreffende Karikaturen zu klagen. 
Darüber hinaus sind Medien in kurdischer Sprache immer noch akut von Schließungen 
bedroht, meist mit der Begründung von terroristischer Propaganda. Auch die 
Implementierung von seitens der EU geforderten Sendungen im öffentlich-rechtlichen 
Sender TRT ist aufgrund der geringen Sendezeiten und -plätze sicherlich nicht ausreichend 
im Sinne einer tatsächlichen äquivalenten Versorgung. Aufgrund dessen und der immer noch 
anhaltenden Zensurpolitik – obwohl Meinungsäußerungs- und Gedankenfreiheit, sowie das 
Recht auf unbehinderten Zugang zu medialer Information in Artikel 25 und 26 der 
türkischen Verfassung verankert sind – durch staatliche Klagen gegen Journalisten fordern 
die EU-Kommission und internationale Presserechtsorganisationen die notwendigen 
Anpassungen des türkischen Rechts89 zur Garantierung von Presse- und Meinungsfreiheit als 
Bedingung eines türkischen Beitritts zur Europäischen Union. Denn aktuell werden immer 
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 Government finds a 301 'solution' – Turkish Daily News Feb 14, 2008: 
http://www.turkishdailynews.com.tr/article.php?enewsid=96343 (2.3.2008) 
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 Vgl.: Turkey: Ongoing Restrictions on Freedom of Expression (Human Rights Watch 13-4-2007) 
Human Rights Watch Letter to the Turkish Prime Minister: 
http://hrw.org/english/docs/2007/04/13/turkey15692.htm (10.3.2008) 
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noch laufend Verfahren gegen nicht konforme Journalisten und Publizisten eröffnet: Im Falle 
der Verurteilung des Sohns von Mordopfer Hrant Dink, Arat Dink, ist symptomatisch 
auffällig, dass nur er für den Nachdruck eines bereits inkrimierten Interviews in der 
armenischen Zeitschrift Agos verurteilt wurde90.  
4.2.2 Pressefreiheit in Österreich 
Im Gegensatz zur Türkei mit ihren „beachtlichen Problemen“ bezüglich der Pressefreiheit 
wird Österreich seitens der RSF als eines der Handvoll Länder mit „guter Situation“ 
eingestuft (RSF 2008: 1). 
Dennoch sind in jüngster Gegenwart – abgesehen der bereits in Kapitel 4.1.2 bis 4.1.4 
diskutierten Effekte der Medienkonzentration – auch in Österreich problematische Tendenzen 
und Eingriffe in Persönlichkeitsrechte festzustellen, die negative Auswirkungen insbesondere 
für investigativ tätige Journalisten darstellen. Durch die Umsetzung der EU-Richtlinie in 
Bezug auf Terrorismus im österreichischen Strafrecht sind Telekommunikationsanbieter 
verpflichtet, Verbindungsdaten von Telefongesprächen und Kurzmitteilungen, persönliche 
Verbindungsdaten der Internet- und Emailnutzung anhand der spezifischen IP-Adresse ohne 
richterliche Erlaubnis der Polizei auf Anfrage zu übergeben, auch die Peilung von 
Mobiltelefonen ist ad-hoc ohne richterliches Einverständnis legalisiert worden, wogegen eine 
öffentliche Petition seitens namhafter Wissenschaftler und Politiker initiiert wurde. Weiters 
liegt Österreich bezüglich der Anzahl der vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(ECHR) durchgeführten Verfahren zur schweren Verletzung der Meinungsfreiheit an zweiter 
Stelle, nach der Türkei und vor Russland (RSF 2008: 115). 
 
 
5. Gesellschaftliche Theorien der Massenkommunikation 
Da Massenkommunikation eine schwer trennbare (und wenig schmeichelhafte) Verbindung 
von Masse und Kommunikation darstellt, können Theorien der Massenkommunikation nur 
Theorien von gesellschaftlicher Kommunikation sein. 
Die umfassenden Theorien gesellschaftlicher Kommunikation werden vereinfachend 
unterschieden nach Erkenntnisinteresse und Bezug auf grundlegende 
Kommunikationstheorien (z.B. symbolisch vermittelte Interaktion), anthropologische 
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Kommunikationstheorien, Theorien des Kommunikativen Handelns, historischen 
Materialismus, Systemtheorie und Konstruktivismus u.a.m. 
Für diese Studie, deren hauptsächlicher Untersuchungsgegenstand Medien und ihre Inhalte 
sind, gelten insbesondere jene Theorien als relevant, die das Verhältnis von (journalistischen) 
Medien und Gesellschaft thematisieren. Dabei wird dem Untersuchungsinteresse 
entsprechend verstärkt auf konstruktivistische und visuelle Kommunikationstheorien 
eingegangen. Für die Medienwirkungs- wie Mediennutzungsforschung bleibt hier deswegen 
wenig Platz, weil es methodisch nicht möglich ist, aus einer Untersuchung wie dieser etwaige 
Wirkungen auf die betroffenen Mediengesellschaften zu extrahieren. Dies sollte Studien 
überlassen bleiben, die auch das Potenzial für valide Ableitungen von Medienwirkungen 
aufweisen können. Strukturdaten der beiden Mediengesellschaften finden sich jedenfalls in 
Kap. 4.  
Dafür kann genauer auf das Verhältnis von Medieninhalten und der Gesellschaft, die diese 
Inhalte rezipiert, eingegangen werden (s. Kap. 5.1 -5.3). 
5.1 Journalismustheorien 
Seit ihren Anfängen geht die Massenkommunikationsforschung der Frage nach, ob und in 
welchem Maße die journalistischen Massenmedien Realität abbilden. Dieses zentrale 
Fragestellung der Bias-Forschung wurde bereits vor hundert Jahren verneint, denn Medien 
tendieren offensichtlich zu einer verzerrten Darstellung der Realität, einmal abgesehen davon, 
dass Wirklichkeitstreue empirisch schwierig quantifizierbar ist (vgl. Scholl, Weischenberg 
1998: 12/s. Kap. 5.2). 
Mit dem Übergang von vormals etablierten Journalismustheorien, die von einem atomisierten 
Publikum ausgingen, welches auf mediale Reize reagiert und von ihnen beeinflusst wird, hin  
zu systemtheoretischen und konstruktivistischen Ansätzen, büßten der Journalismus wie auch 
die Medien zwangsläufig an Autorität und Moralität ein. Diese notwendige Loslösung von 
Pawlow’scher Herangehensweise allein bewirkte jedoch keinen Rückgang der Relevanz des 
Journalismus in und für Gesellschaften, sie veränderte allerdings den Anspruch, wozu 
Journalismus fähig sein kann, darf und auch tatsächlich ist (vgl. Scholl, Weischenberg 1998: 
15). Als Teilsystem des jeweils regionalen bzw. des globalen Mediensystems ist Journalismus 
selbstverständlich von den systemischen Zusammenhängen mitbestimmt, die ihn 
ökonomischen, organisatorischen und technologischen Zwängen unterwerfen. Diese 
systemabhängige Betrachtung schließt aber selbstverantwortliche Individuen als Mitgestalter 
und Entscheidungsträger keinesfalls aus. Sowohl individuelle Akteure als auch soziale 
 105 
Systeme waren und sind entscheidend für die verschiedenen Arten des Journalismus und ihre 
spezifischen Eigenschaften und Funktionen – man vergleiche die stets höchstaktuell 
dargestellten Affären in der Boulevardberichterstattung mit den nicht weniger ausdauernd 
aktuelle dargestellten politische Themen, wie etwa Extremismus. 
Im Sinne der konstruktivistischen Systemtheorie ist diese Studie auf den zwei inneren 
Bereichen der journalistischen Systeme angesiedelt: im Funktionskontext der 
Medienaussagen und im Rollenkontext der Medienakteure. Auf weitere umgebende Faktoren 
wie etwa gesellschaftliche Normen oder mediale Strukturen wird weniger empirisch als 
analytisch eingegangen. Denn eine faktische Trennung dieser Kontexte wäre vielleicht für 
eine einfachere Operationalisierung verführerisch, hätte aber etwa den gleichen 
Realitätsanspruch wie die Anwendung des Stimulus-Response-Ansatzes zur Untersuchung 
von Medienwirkungen, also einen sehr beschränkten. 
Auf weitere Forschungsansätze wie bspw. Gatekeeper-Funktionen von Redaktionen, 
Redaktionsforschung über Professionalisierung und Sozialisation, Agenda-Setting u.a., die 
ihren Beitrag zur Weiterentwicklung des publizistikwissenschaftlichen Theorieschatzes 
geleistet haben, soll zugunsten von konstruktivistischen, visuellen und Framing-
Theorieansätzen verzichtet werden. Nachrichten-Bias und Manipulation von Nachrichten ist 
heute mit zunehmender Autologisierung und Metamedialisierung (bei Luhmann 1997:1099 
auch „die Beobachtung der Beobachter“ genannt) und immer größerer Durchdringung der 
Lebenswelten mit medialer Kommunikation verbreiteter und offensichtlicher denn je. Auf 
eine Umkehrung dieser Entwicklung darf man natürlich hoffen, doch es scheint sinnvoller, 
sich damit auseinanderzusetzen, welche Medienrealität wie beschaffen ist, um ihre bekannte 
Konstruiertheit offen zulegen.  
Hierfür bietet sich ein Thema, welches sachlich in zwei relativ abgegrenzten 
Mediengesellschaften aus Aktualitätsgründen gleichzeitig behandelt wird, hervorragend an. 
Die Frage des Wahrheitsgehalts oder Nachrichtenwerts der unterschiedlichen Medieninhalte 
ließe sich hier auch trefflich untersuchen, interessanter sind allerdings die in den Zeitungen 
herangezogenen Begründungen der jeweiligen Schilderungen und Schlüsse.  
5.2 Konstruktivismus und Kommunikationswissenschaft 
Konstruktivistische Ansätze sind in der Kommunikationswissenschaft ungebrochen populär, 
liegt es doch auf der Hand dass Medienrealität – oder eben: von  Medien konstruierte 
Realität(en) – und Wirklichkeit nicht dasselbe sind.  
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Die fundamentale Erschütterung des publizistischen Weltbilds, die der radikale 
Konstruktivismus mit sich brachte, sollte eigentlich nicht weiter überraschen – einmal 
abgesehen davon, dass nun zwar alle wissen, dass jegliche Realität Produkt eines 
Konstruktionsprozesses ist, aber niemand alle Gründe und Voraussetzungen kennt, die zu den 
Wirklichkeiten führen, die wir als wirklich ansehen und fühlen. 
So bewirkt Wirklichkeitskonstruktion im radikal konstruktivistischen Sinne wegen des 
Fehlens eines einigermaßen allgemein anerkannten Bezugrahmens und anderer objektiver 
Maßstäbe nicht nur subjektives Unbehagen, da nichts mehr gegeben, sondern alles bewusst 
oder unbewusst kognitiv konstruiert ist, sie entzieht sich auch dem Anspruch empirischer 
Überprüfbarkeit, weil  
 
„Wie die Kritik zeigt, ist es konstruktivistischen Ansätzen und 
Arbeiten im Bereich der Medien- und Kommunikationswissenschaften 
leider bisher nur unvollkommen gelungen, Medien und 
Kommunikation als Dinge und in unserer Wirklichkeit und als 
Gegenstände der Wissenschaften so zu thematisieren, dass ihre 
Konstruktion und ihr Funktionieren unter Bedingungen kognitiver 
Autonomie und sozialer Regulation hinreichend plausibel geworden 
wäre.“ (Schulz 1999:8).   
 
Denn hinter dem Konstruktivismus als wissenschaftlichem Diskurs stehen alle Disziplinen, 
die „sich mit dem Beitrag des Subjekts im Prozess des Erkennens von Wirklichkeit 
beschäftigen“, und deswegen von oft grundsätzlich verschiedenen Denkansätzen ausgehen 
(Burkart 1999: 56). In weiterer Folge sind auch empirische Daten nicht als unabhängige 
Kriterien anzusehen, sondern als Konstrukte der jeweiligen Forschung und der damit 
verbundenen Methodik. So einleuchtend es ist, dass jede Untersuchung per definitionem nur 
den zu untersuchenden Gegenstand in isolierender Weise untersuchen kann und damit einen 
oder mehrere Aspekte der Wirklichkeit gleichzeitig verabsolutiert und atomisiert, ist aus 
konstruktivistischem Ansatz die Frage zu stellen, inwieweit der Konstruktivismus überhaupt 
zur Erforschung der Wirklichkeit geeignet ist. 
Die Inhalte der Massenmedien sind aus dieser Sicht nur das „Angebot an kommunikative und 
kognitive Systeme, unter ihren jeweiligen Systembedingungen Wirklichkeitskonstruktionen 
in Gang zu setzen. Werden diese Angebote nicht genutzt, ‚transportieren’ diese Medien gar 
nichts.“ (Schmidt 1994: 16/Hh. i. O.) Bei der Rezeption medialer Bilder oder anderer Inhalte 
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ist es folglich unmöglich, Abbilder der Realität zu erfahren, denn „Wirklichkeit ist in einer 
von Massenmedien geprägten Gesellschaft zunehmend das, was wir über Mediengebrauch als 
Wirklichkeit konstruieren, dann daran glauben und entsprechend handeln und 
kommunizieren.“ (ebda.:18) Alle Arten medialen Inhalts, etwa verschiedene 
Berichterstattungen über ein bestimmtes Ereignis, können demnach als unterschiedliche 
Versionen einer Geschichte gelten, was aber jeden Anspruch auf Objektivität oder gar 
Wahrheit im Journalismus verunmöglicht – schließlich kann es keine unterschiedlichen 
Versionen der Wahrheit geben. Zwar gibt es auch dem Konstruktivismus zufolge eine 
tatsächlich existierende Wirklichkeit, wenn diese aber nicht erkannt werden kann, stellt sich 
die Frage, wie das konstruktivistische Paradigma überhaupt in die Forschung integriert 
werden kann, es sei denn, es befasst sich ausschließlich mit dem Vorgang der Konstruktion 
selber. „Es ist also unberechtigt, von Erkenntnis oder von irgendwelchem Wissen, das wir 
haben, als Repräsentation einer objektiven Welt zu sprechen. Es kann sich dabei nur um 
Vorstellungen handeln, die wir aufgrund unserer Erfahrungen aufgebaut haben.“ (Von 
Glasersfeld 1998:36) Auch Kausalitätsbeziehungen werden so zu konstruierten Beziehungen, 
da sie von unseren (menschlichen) Voraussetzungen einer Gesetzmäßigkeit in natürlichen 
Erscheinungen ausgehen (vgl. ebda.: 43).  
Wenn aber eine ontologische Realität, also eine Realität an sich, die von der Gesellschaft als 
solche erkannt und geteilt wird, außerhalb unseres Fassungsvermögens liegt, lösen sich dann 
Gesellschaften und ihre Kommunikation in solipsistische Eigenbrötlerei auf? Folgt man 
Luhmanns Argumentation, der Menschen und Gesellschaften als beobachtende Systeme 
erklärt, die mittels Beobachtung Unterscheidungen zwischen dem Selbst und dem 
Fremden/der Umwelt zu treffen vermögen, ist das Gegenteil der Fall. Luhmanns 
Systemtheorie verneint zwar ebenso, dass „alle Beobachter einer übereinstimmend zu 
erfassenden Realität gegenüberstehen und nur etwaige Irrtümer kontrollieren müssen.“ 
(Luhmann: 1990:11), das schließt jedoch nicht aus, dass Individuen und Gesellschaften als 
„selbstrefentielle, operativ geschlossene und gleichwohl hochgradig interdependente 
Teilsysteme“(ebda.),  sich selbst binden und deflexibilisieren. Mit anderen Worten: diese 
Systeme bilden selbstreferentielle Traditionen heraus, wie die Welt und die Gesellschaft 
gesehen wird und schreiben sich selber als Systeme fort. Somit gibt es sowohl eine reale, aber 
nicht an sich erkennbare, Wirklichkeit, als auch gesellschaftlich großteils übereingestimmte 
Selbstbeschreibungen sowie individuelle Selbstbeschreibungen, die allerdings untereinander 
interdependent sind.  
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Luhmanns Einschätzung, wonach „[…] eine Gesellschaftstheorie, die diesen Anforderungen 
genügen will, in eine Abstraktionslage getrieben werden [muss], wie sie zwar außerhalb der 
Soziologie, nicht aber in der Soziologie vorbereitet ist“, dürfte wohl auch für eine 
kommunikationswissenschaftliche Theorie der gesellschaftlichen Kommunikation gelten 
(Luhmann 1990:13/Auslass. u. Erg. PS). 
Im Besonderen ist dies der Fall, wenn man den Komplex rund um Massenmedien und 
öffentliche Meinung heranzieht, der einen wesentlichen Aspekt des Metaproblems eines 
türkischen EU-Beitritts darstellt. Mit den konstruktivistischen Zugängen, dass öffentliche 
Meinung als Medium begriffen wird, welches in einer Gesellschaft zustande kommt, die als 
soziales System nur aus der laufenden Reproduktion von Kommunikation durch 
Kommunikation konstituiert wird und deren Kommunikation nicht als 
Informationsübertragung, sondern als Ausbreitung von Information zu verstehen ist – wobei 
dieser Begriff auf jede Rationalitätsimplikation verzichtet – ergibt sich die erwähnte extreme 
Form des Relativismus (vgl. Luhmann 1990: 172-175): „Wenn man wissen will, was ein 
Beobachter für rational bzw. irrational hält, muss man seine Kriterien kennen und ihn somit 
selbst beobachten.“ (Luhmann 1990:176) 
Massenmedien sind unter diesen Voraussetzungen gar keine Medien mehr, da sie nicht auf 
das Medium öffentliche Meinung übertragen, sondern durch Kopplung und Entkopplung an 
das Medium die öffentliche Meinung formen und eine gewisse Art von Kommunikation in 
Gang halten (ebda.). 
Für die öffentliche Meinung zu einem möglichen EU-Beitritt der Türkei folgt daraus, dass es 
sich mit den Möglichkeiten „Pro“ und „Kontra“ (natürlich auch: 
„unentschieden/vermittelnd“) im Wesentlichen um einen Konflikt handelt, der wie alle 
Konflikte in der öffentlichen Meinung als unerwünscht gilt, aber genau deswegen 
reproduziert wird, weil die öffentliche Meinung von der Polarisierung fasziniert und 
gebunden wird (vgl. Luhmann 1990: 179 f.). Für die Politik hingegen, die sich mehr als 
andere Systeme von der öffentlichen Meinung abhängig macht, ist die öffentliche Meinung 
essentiell für die Selbstbeobachtung, denn sie erlaubt die Rückbeziehung der Politik auf sich 
selbst:  
 
„Die selbstrefentielle Schließung wird aber bewirkt von einer 
Einrichtung, die es dem System erlaubt, im Vollzug der eigenen 
Operationen Selbstreferenz und Fremdreferenz, nämlich Politik und 
öffentliche Meinung zu unterscheiden und sich damit ein Bild von den 
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Grenzen der eigenen Handlungsmöglichkeiten zu machen.“ (Luhmann 
1990: 182) 
 
Damit zeigt sich auch die Wichtigkeit der Presse- und Medienfreiheit als Voraussetzung für 
ein freies geistiges Leben.  Würde sie fehlen, wäre der öffentlichen Meinung wenig geboten 
außer dem „zentralisierten Echo der politischen Aktivität“(ebda). Und die Politik hätte 
keinerlei Grund mehr, sich an etwas anderem zu messen als an der eigenen 
Durchsetzungsfähigkeit, erst recht nicht am reflexiven Beobachten ihrer selbst durch die 
Beobachtung ihrer Beobachter, der öffentlichen Meinung.  
Abgesehen von der Stringenz, mit welcher der Konstruktivismus einen Großteil der 
etablierten theoretischen Ansätze der Publizistik- und Kommunikationswissenschaft in Frage 
stellt bzw. einreißt, stellt sich die Frage, inwiefern er tatsächlich neue Grundlagen hat. So 
argumentiert Burkart, habe die Kommunikationswissenschaft u.a. mit der Theorie des 
symbolischen Interaktionismus, des Nutzenansatzes und der Nachrichtenwerttheorie „seit 
längerem selber Ansätze entwickelt, die mit der konstruktivistischen Perspektive mehr als 
kompatibel sind.“ (Burkart 1999: 70) Vermutlich ist der radikale, oder besser: gründliche 
Konstruktivismus zum einen schwer vereinbar mit dem subjektiven Kontrollanspruch des 
Menschen, der das Verwerfen der Objektivität (sowohl der journalistischen und sozialen als 
auch ganz besonders der persönlichen) als Resultat der Vernunft nur schwer akzeptieren 
kann, zum anderen ist Burkarts Kritik am genauen Konstruktivismus insofern gerechtfertigt, 
als dieser durch seine Kompromisslosigkeit Missverständnisse produziert, die kaum durch 
Überprüfung klärbar sind. 
5.3 Frame Theorie 
Die Frame-Theorie ist ein weiterer populärer konstruktivistischer Theorieansatz, der sowohl 
innerhalb der Kommunikationswissenschaften als auch für diese Studie von besonderer 
Bedeutung ist.  
Die deutlichen Parallelen, die zwischen dem theoretischen Ansatz dieser Untersuchung und 
der Frame-Theorie als Theorie mittlerer Reichweite bestehen, verdienen dabei besondere 
Berücksichtigung. Bereits bei der Definition von Frames in der Massenkommunikation fallen 
große Ähnlichkeiten zum hier verwendeten Ansatz auf (s. Kap. 7): 
 
„Frames sind Deutungsmuster, die sich in allen Phasen von 
massenmedialen Kommunikationsprozessen (PR, Journalismus, 
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Medieninhalte, Publikum) identifizieren lassen. Frames haben auf all 
diesen Ebenen vergleichbare Funktionen: Sie strukturieren 
Information in Form von abstrakten, themenunabhängigen 
Deutungsmustern, welche Komplexität reduzieren und die Selektion 
von neuen Informationen leiten. Von Nachrichtenfaktoren 
unterscheiden sich Frames durch ihre höhere Komplexität und 
mehrdimensionale Struktur. Sie setzen sich aus mehreren Elementen 
zusammen, zu denen die Problemdefinition, die Identifikation von 
Ursachen sowie die Bewertung durch moralische Urteile und die 
Benennung von Handlungsempfehlungen gehören.“ (Dahinden 2006: 
308/Hh. i.O.)  
Der integrative Anspruch des Framings auf den Gesamtablauf massenmedialer 
Kommunikation ist eine der großen Stärken dieser Theorie, die bemüht ist, sich von den 
Theorien des Agenda-Settings, des Bias, des symbolischen Interaktionismus und des Schema-
Begriffs der Kognitionspsychologie, sowie der bekannten Medieninhaltsanalyse abzugrenzen. 
Als „gemäßigt konstruktivistischer Ansatz“ ist dies durchaus von Erfolg gekrönt, da Framing 
auf alle Teildisziplinen der Kommunikationswissenschaft (in Kürze: 
Kommunikatorforschung, Medieninhaltsforschung, Medienforschung, Rezipientenforschung, 
Wirkungsforschung) zur Untersuchung der sozialen Konstruktion von Wirklichkeit 
angewendet werden kann (Dahinden 2006: 16, 309).  
Denn die fünf Basisframes (Konflikt, Wirtschaftlichkeit, Fortschritt, Moral, Personalisierung) 
zur Untersuchung des Deutungskontexts, in dem gesellschaftliche Kommunikation stattfindet, 
erweisen sich als ausreichend universell und konkret, um sowohl individuelle 
Kommunikation als auch Massenkommunikation zu analysieren. Dieses Konzept der Frames 
decken sich somit auch zu großen Teilen mit dem Konzept der Argumente, die im Zentrum 
dieser Studie stehen: beide strukturieren Information, reduzieren ihre Komplexität und 
beinhalten oft eine implizite oder explizite Bewertung (s. Kap.7). 
Ein weiterer Vorteil des Framings sind seine bestechende Einfachheit und große 
Widerspruchsfreiheit zu anderen Theorien der Kommunikationswissenschaften, welche die 
Integration großteils anerkannter Ansätze in einem umfassenden Konzept gestatten, womit 
die Untersuchung der unterschiedlichsten Bereiche der Massenkommunikation möglich ist. 
Ob man deshalb schon von einem neuen Paradigma der Kommunikationsforschung sprechen 
kann, hängt hauptsächlich noch von den definitorischen Unschärfen ab, die beim Framing-
Konzept bestehen. Dahindens Einschätzung, dass es dafür noch zu früh ist, dürfte eher den 
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Tatsachen entsprechen (vgl. Dahinden 2006:319). Wie bei vielen Theorien, die sich mit der 
Erklärung sozialer und individueller Phänomene auseinandersetzen, geht die konzeptuelle 
Einfachheit und Widerspruchsfreiheit einher mit mangelnder definitorische Fundierung bzw. 
großer Varianz der bei der Definition des Framebegriffs überhaupt (vgl. Dahinden 2006: 21). 
Dies ist hinlänglich bekannt und wohl für jede sozialwissenschaftliche Theorie gültig, die von 
unterschiedlichsten Ausgangspunkten zur empirischen Anwendung gebracht wird, und bedarf 
hier, abgesehen von den folgenden Aspekten, keiner weiteren Beleuchtung. 
Der erste Kritikpunkt ist eng mit der Widerspruchsfreiheit der Framing-Theorie verbunden, 
die sich auch als Nachteil entpuppen kann. Im Falle des Kausalitätsanspruchs ist die PR-
Fixierung dieser Theorie nicht zu übersehen, zumal die Framing-Theorie in diesem Bezug im 
Grunde immer noch dem simplen Modell von Kommunikation als kausale Einbahnstraße 
verhaftet ist, was auch die Popularität dieses Modells erklären kann (vgl. Dahinden 2006: 214 
ff). Auch die Einarbeitung dreier Feedbackschleifen kann nicht das althergebrachte Schema 
der Sendung einer kommunikativen Botschaft von Sender zu Empfänger verdecken, welches 
für die immer stärker technisierte und indiviualisierte Massenkommunikation zu Recht als 
überholt gelten kann, da Journalismus und PR offensichtlich intereffikativ verbunden sind 
und Themenbildung und Framebuilding auch zwischen diesen beiden 
Kommunikatorenfeldern vonstatten geht, und nicht nur davor oder danach. 
Zum zweiten finden sich, was nicht nur für das Framing gilt, keine relevanten Bezüge auf die 
visuelle Ebene der Kommunikation, welche wohl ebenso schnell, wenn nicht noch schneller, 
zur Etablierung bzw. Schaffung von Frames geeignet ist. Zwar werden Bilder und Texte bei 
Dahinden unter dem Begriff Text subsumiert, dass in weiterer Folge den Bildern keine 
methodischen Betrachtungen zukommen, offenbart eine Textlastigkeit, die sich mit 
Medienproduktion, Medienrezeption und somit Medienrealität nur schwer vereinbaren lässt. 
Dabei ist es denkbar, dass ein fundiertes Framingmodell gerade bei der Untersuchung 




6. Theorien visueller Kommunikation 
Die Kommunikationswissenschaft beschäftigt sich erst seit verhältnismäßig kurzer Zeit mit 
visueller Kommunikation, obwohl diese eines der fruchtbarsten Forschungsgebiete sein 
könnte, denn ein Großteil der menschlichen (Massen-)Kommunikation ereignet sich auf der 
nonverbalen visuellen Ebene. 
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Auch die Forschung zu diesem Bereich steht in keinem Verhältnis zu der Aufmerksamkeit, 
welche die unterschiedlichsten Formen der visuellen Kommunikation (Fotografie, Grafik, 
Film, Fernsehen, Videotelefonie etc.) bereits im modernen Leben einnehmen. So existieren 
die Forschungsgrundlagen, im Unterschied zu verbaler Kommunikation, erst in gröberen 
Ansätzen, wobei Grittmanns Kritik auch noch heute gültig ist:  
 
 „Auffällig bei der bisherigen Forschung bildjournalistischer Aussagen 
in Printmedien ist die verbreitete Adaption von Theorien und 
Hypothesen, die in Studien zur Wortberichterstattung entwickelt 
wurden. Damit wurden häufig methodische Anlagen und die 
Verfahren (Def. nach Merten 1995:48) aus der Inhaltsanalyse 
sprachlicher Inhalte unreflektiert übernommen, als seien Wort und 
Bild dasselbe.“ (Grittmann 2001: 264) 
 
Seit Ende der 1990er Jahre verlor auch die Kommunikationswissenschaft im 
deutschsprachigen Raum etwas von ihrer Textlastigkeit und wandte sich – wie auch 
Forschungen aus den Disziplinen der kognitiven Psychologie, der Kunstgeschichte und 
Ikonografie, sowie der Film- und Theaterwissenschaft – mit höchst unterschiedlichen 
Zugängen der visuellen Kommunikation zu. Die aktuell bedeutendsten Theorien und Ansätze 
(meist ist noch von Ansätzen zu sprechen) werden im Folgenden kurz erläutert, wobei 
generell nur auf Theorien zu Fotografie und Grafik eingegangen werden kann, bedeutende 
Formen wie Film, Animation u.v.m. müssen hier unberücksichtigt bleiben. 
Die Disziplin der Visuellen Kommunikationsforschung wird von Müller folgendermaßen 
definiert:  
 
„Visuelle Kommunikationsforschung macht die Prozesse visueller 
Wahrnehmung und visueller Kommunikation transparent und versucht 
sie zu erklären. […] [Sie] untersucht visuelle Phänomene die sich in 
Form von Bildern manifestieren.“ (Müller 2003: 13 f /Auslass. u. Erg. 
PS). 
 
Die eindeutige Festlegung auf das Kriterium der Bildlichkeit und deren Materialität dient bei 
der Definition Müllers der Abgrenzung vom großen Forschungsbereich der interpersonalen 
nonverbalen Kommunikation, wie beispielsweise der Gestik oder auditiver Elemente, die 
 113 
nicht als visuelles Bild materialisiert werden. Selbstverständlich ist die Gestik einer 
fotografierten Person auch Gegenstand der kommunikationswissenschaftlichen Analyse des 
Bildes, aber nur unter der Voraussetzung der Materialität des Bildes, hier einer Fotografie.  
Von besonderer Bedeutung ist für Müller die klare Unterscheidung der logischen visuellen 
Kommunikationsweise von der sprachlichen Logik der Texte: „Mit sprachwissenschaftlichen 
Begrifflichkeiten wie ‚Syntax’ oder ‚Grammatik’ ist der Eigenart visueller Kommunikation 
nicht beizukommen“, „Bilder werden nicht gelesen, sondern gesehen und geschaut“ (Müller 
2003: 9, 14/Hervorheb. i.O.). Dies zeige sich schon bei der Produktionslogik und den 
Produktionsstrukturen deutlich, sei aber spätestens bei der Gegenüberstellung von Inhalt und 
Wirkung von Strukturen textlicher und visueller Kommunikation eindeutig zu erkennen. 
Dabei durchdringen sich Bild- und Textkommunikation wechselseitig bzw. überlagern und 
ergänzen einander, können sich aber auch widersprechen und stören. Diese störende 
Durchdringung wird Text-Bild Schere genannt. Um die Bildwirkung analysieren zu können, 
hält Müller eine Unterscheidung hinsichtlich ihrer Funktionsweise und Wirkungsweise für 
sinnvoll (vgl. Müller 2003: 14).  
6.1 Was ist ein Bild? Versuch einer Definition 
Seit Panofsky über Eco bis heute wird versucht, die Inhalte und Aussagen von Bildern oder 
sogar ihre Wirkung wissenschaftlich zu analysieren (vgl. Panofsky 1993/Eco 1994). Die 
frühen Zugänge bedienten sich meist altbewährter Methoden wie der Ikonografie (Panofsky), 
Eco u.a. griffen auf strukturalistische semiotische Konzepte wie etwa die Saussures zurück 
wonach Bilder, vereinfachend gesagt, ebenso wie Texte Zeichen für Kommunikation sind, 
über die Ideen ausgedrückt werden können. 
Die Nähe dieser Bildtheorien zur Sprachwissenschaft wirkt bis heute nach, weswegen in 
Analogie zum Wort einige Bildwissenschaftler von „Bildsprache“, Bildern als „Texte“, oder 
dem „Lesen von Bildern“ sprechen (vgl. Doelker 2002: 111 ff.; 145-154). Diese Ansicht, dass 
ein Bild eine dem Wort, sei es nun als Sprache oder als Schrift, ähnliche Ausdrucksform 
darstellt, ist fachlich kontrovers (vgl. Müller 2003: 9, 19). So fällt es etwa leicht, sich das 
Betrachten und „Verstehen“ eines Bilds als „Lesen“ vorzustellen. Im Umkehrschluss ist es 
eher schwierig, das Produzieren eines Bildes, gleich ob künstlerisch, geistig oder als 
massenmedial verbreitetes Foto, als „Schreiben“ bezeichnen – zu unterschiedlich sind die 
Anforderungen und Produktionsweisen. 
Wie kritisch die unterschiedlichen Hypothesen über Bildlichkeit auch sein mögen, so hat die 
verstärkte Auseinandersetzung mit der visuellen Kommunikation doch zwei bemerkenswerte 
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Entwicklungen gezeitigt: erstens wurde der Bildbegriff seit Aby Warburg stetig erweitert und 
umfasst heute weitaus mehr als rein künstlerische Darstellungen, nämlich populäre 
Alltagsbilder aus Massenmedien inklusive Werbung und ihrer kommerziellen Produkte. 
Zweitens wurde offensichtlich, dass eine Wissenschaft des Bildes aufgrund der heute 
offensichtlichen Bilderflut oder gar Bildersucht nur als „Zwischenschaft“, die sich der 
Methodik und Ansätze mehrerer Disziplinen bedient, auch tatsächlich ihrem 
Forschungsobjekt Bild nähern kann (vgl. Pawek 1963:15; Müller 2003: 121f.): „Will die 
Ikonologie auch im neuen Jahrhundert Wirklichkeitswissenschaft sein, muss ihr Material 
möglichst nahe an der Wirklichkeit sein. Je oberflächlicher, je populärer die Bilder, umso 
interessanter sind sie als Quellenmaterial für die Ikonologie.“ (Knieper, Müller 2001: 15) 
Auch wenn es keine absolut anerkannte Definition für Bilder gibt, werden im Folgenden 
Zugänge angeführt, die Relevanz für diese Untersuchung haben. So definiert Doelker als Bild 
eine 
 
„Zum Zweck der Betrachtung oder Verständigung hergestellte visuelle 
Konfiguration. In diese Definition sind die Kriterien der Begrenztheit, 
der Transferierbarkeit und der Reproduzierbarkeit eingeschlossen. 
Eine optisch anregende Konstellation aus größer Höhe betrachtet ist 
noch kein Bild; erst die fotografische Aufnahme, die die Bedingung 
‚Herstellung’ erfüllt […], und die Darstellung vor Betrachtern macht 
die Konfiguration zum Bild.“ (Doelker 2002: 187 / Hh. i. O., Auslass. 
PS) 
 
Darüber hinaus weist das Bild im Unterschied zum Wort folgende Eigenschaften auf: es ist 
konkret, dem Raum zugehörig und stärker emotionalisierend. Die Konkretheit des Bildes ist 
nach Doelker in der stofflich-sinnlichen Erfahrbarkeit, der Individualität und der Imitativität 
ersichtlich, da sich jedes Bild durch Ähnlichkeit gegenüber seiner Vorlage auszeichnet, in 
dem Sinne, dass im Bild ein Bild von etwas gemacht wird (Doelker 2002: 52, 177). Durch die 
Bindung der optischen Wahrnehmung an den Raum und der besonderen Geschwindigkeit des 
dominanten Gesichtsinns können wir Bilder innerhalb von Sekundenbruchteilen identifizieren 
und zuordnen. Im Gegensatz zur segmentweisen und sukzessiven Verbalkommunikation 
funktioniert die Bildwahrnehmung für den Betrachter schnell und leicht. Diese „leichte 
Identifizierbarkeit von Bildern erklärt auch weitgehend die Beliebtheit von Fernsehen und 
Film, und zugleich die irrige Vorstellung, die audiovisuellen Medien seien leichter 
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verständlich“ (Doelker 2002:55). Einer der wesentlichsten Unterschiede zwischen Bildern 
und Worten ist, dass Bilder grundsätzlich polysem sind, weil sie wegen ihres 
Abbildungscharakters keine festen Bedeutungen transportieren können, es sei denn, die 
Bedeutung des Bilds ist schon in seiner primären Wirklichkeit eindeutig oder die Bedeutung 
ist wie bei einem verbalen Sprachzeichen durch Konvention festgelegt. Dies ist bspw. bei 
Piktogrammen oder Verkehrszeichen der Fall, ohne die individuelle wie gesellschaftliche 
Mobilität heute unvorstellbar ist (vgl. Doelker 2002:58 f.). Gänzlich offene, ohne bestimmte 
Aussageabsicht ausgeführte Bilder sind jedoch die Ausnahme, denn in den Bereichen des 
Films, der Werbung und des Journalismus gibt es grundsätzlich keine nichtgemachten 
sondern nur mit einer gewissen Publikationsintention produzierte Bilder. Die intendierte 
Bedeutung ändert jedoch nichts an der prinzipiellen Mehrdeutigkeit des Bildes: „Wenn in der 
Bildsprache die Zeichen respektive Zeichenkörper infolge ihres Abbildungscharakters, ihrer 
Ähnlichkeit nicht beliebig sind, wohl aber die Bedeutungen, wären Bilder als 
Verständigungsmittel nicht geeignet.“ (Doelker 2002:60) Folglich gibt es neben der 
konventionellen Fixierung einer Bildbedeutung nur die Möglichkeit, verbal zu beschreiben 
wie das Bild zu „lesen“ oder zu verstehen ist, will man eine bildliche Aussage 
unmissverständlich kommunizieren. Im Falle dieses Untersuchungsmaterials, den 
Zeitungsbildern und -texten, geschieht dies mit Bildtexten, die eine gewisse Interpretation des 
Bildinhalts fordern und damit u. U. sehr manipulativ eingesetzt werden (können). In Analogie 
zu Mitchells Modell (s. Kap. 6.3) unterscheidet Doelkers Modell (vgl. Doelker 2002: 181 f.) 
drei Ebenen der Bildlichkeit:  
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Abbildung 6 Bildmodell von Doelker (Quelle: Doelker 2002: 181) 
 
Der wahrgenommene Inhalt des Bildes, das Perzept, wird als immaterielles, inneres Bild 
bezeichnet, das nur in der Wahrnehmung existiert und nur einen Ausschnitt aus der 
Wirklichkeit darstellt, das Kommunikat ist die zum Zweck der Kommunizierbarkeit 
hergestellte Reproduktion oder Vervielfältigung eines Originals. 
Die Original-/Unikatebene gliedert sich in die drei Bereiche des Abbilds (A), einer 
materiellen Nachbildung der Wirklichkeit beispielsweise in Form eines Fotos oder Bildes, der 
Eigenen Wirklichkeit (E), die auch ohne Bezug zu einer bestehenden Wirklichkeit entstehen 
und ausgeführt werden kann (z.B. das Aufzeichnen einer Erinnerung aus einem Traum), und 
die Übernahme eines authentischen Ausschnitts aus der bestehenden Wirklichkeit, womit die 
tatsächliche Fixierung der wahrgenommenen Wirklichkeit gemeint ist. Doelkers normative 
Bildgrammatik ist einer der umfassendsten neueren Ansätze, Bildlichkeit und visuelle 
Kommunikation in Verbindung mir verbaler Kommunikation in einem Modell zu integrieren. 
Die dadurch erforderliche Komplexität und die definitorische Trennung beider Bedingungen 
der Bildlichkeit  - Materialität (Herstellung) und Publikum (Darstellung vor Betrachtern) – 
können die Anwendung dieses Modells in der wissenschaftlichen Praxis enorm erschweren, 
weil immaterielle Aspekte aus der Bilddefinition ausgeschlossen werden (vgl. Müller 2003: 
19). Das als „Bilderdilemma“ bekannte Problem von Bildern als janusköpfige Phänomene 
versucht Müller wie bereits Mitchell durch eine pragmatische Trennung von Bildern nach 
ikonografischer Tradition zu lösen. 
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6.2 Arten von Bildern 
Nach der Bildklassifikation des Sprach- und Bildwissenschaftlers Mitchell (Mitchell 1990:20 
ff zit. nach: Doelker 2002: 177 f.) werden fünf Bildkategorien unterschieden: grafische, 
optische, perzeptuelle, geistige und sprachliche Bilder.  
 
 
Abbildung 7 Bildklassifikation von Mitchell (Quelle: Mitchell 1990:20 ff zit. nach: Doelker 2002: 177) 
 
Während grafische Bilder, zu denen Mitchell Gemälde, Zeichnungen, Statuen und Pläne 
zählt, wie des Weiteren optische Bilder, Spiegel und Projektionen, eindeutig Gegenstand von 
Fragestellungen visueller Kommunikationsforschung sind, ist dies bei den Kategorien der 
perzeptuellen und geistigen Bilder fraglich. Sinnesdaten, abstrakte Formen, Erscheinungen 
und die geistige Ebene der Träume, Erinnerungen und Ideen werfen das Problem auf, dass 
diese nicht materiell greifbaren Bildformen begrifflich schwer zu fassen sind. Würden 
immaterielle Bilder kategorisch aus der visuellen Kommunikationsforschung ausgeklammert,  
wäre sie nur noch Materialkunde, integriert man sie, besteht das Risiko zu großer 
begrifflicher Unschärfe (vgl. Müller 2003: 18). Bildliche Forschungsobjekte bewegen sich in 
der Regel in Grenzbereichen, in denen mit rein formaler Unterscheidung nach Produktionsart 
nichts über ihre inhaltlichen, immateriellen Komponenten ausgesagt werden kann. Weiters 
differenziert Mitchell zwischen dem natürlichen, mimetischen und dem  künstlichen, 
expressiven Bild (Mitchell 1990: 56 zit. nach Müller 2003: 19): das mimetische sieht aus, wie 
das was es darstellt, während das expressive Bild das Dargestellte so verfremdet, dass es in 
der Abbildung als solches nicht mehr direkt erkennbar ist. Mit dem von Mitchell hier 
aufgegriffenen zentralen Wesensmerkmal von Bildern, der auch für Doelkers Modell 




Im Rekurs auf den Kunsthistoriker Aby Wartburg sieht Marion Müller (vgl. Müller 2003: 21) 
einen Ausweg aus dem so genannten „Bilderdilemma“. In ikonografischer Tradition kann bei 
Bildern unterschieden werden zwischen Denkbildern und Abbildern. Da Bilder unter dieser 
Annahme Denkvorgänge materialisieren, sind Abbilder komplexe Quellen der ihnen 
zugrunde liegenden Denkbilder, weil zwischen ihnen eine untrennbare Verbindung besteht. 
Folglich gibt es auch zu jedem Abbild Denkbilder, umgekehrt bringt jedoch nicht jedes 
Denkbild auch ein Abbild hervor. Für den kommunikationswissenschaftlichen Bildbegriff 
sind jedoch Träume, Musik, sprachliche Metaphern und andere geistige Bilder, die keine 
materialisierte Gestalt annehmen, nicht Teil des Bereichs visueller 
Kommunikationsforschung (vgl. Müller 2003: 20): „Gegenstand visueller 
Kommunikationsforschung sind materielle und immaterielle Bilder. Dabei geht die 
Forschung zunächst von den konkreten materiellen Abbildern aus. Rein immaterielle Bilder, 
die keine Vergegenständlichung erfahren, sind nicht Teil visueller 
Kommunikationsforschung.“ (ebda.) Ästhetische oder künstlerische Qualität ist, wie die Art 
der Produktion, kein Kriterium zur Qualifizierung eines Bildes als Gegenstand visueller 
 
 
Abbildung 8 Bildmodell von Müller (Quelle: Müller 2003: 22)  
 
Kommunikationsforschung, einzig der Ausdruck des Bildes in materialisierter Form ist 
ausschlaggebend. (vgl. Müller 2003: 20) Die grundsätzliche Unterscheidung in mental 
images und material images kann jedoch den Forschungsschwerpunkt bestimmen.  
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Die Einordnung der Bilder in ihren Produktionskontext ist stets verbunden mit der 
komplexeren Rezeptionsebene, wo etwa künstlerische Bilder kommerziell rezipiert oder 
umgekehrt kommerzielle Produkte künstlerisch rezipiert werden können (vgl. Müller 
2003:21). Es besteht aber auch die Möglichkeit, dass die vier unterschiedlichen 
Rezeptionsmodi gleichzeitig auftreten, bspw. wenn journalistische oder künstlerische Bilder 
in politischer oder kommerzieller Werbung verwendet werden. 
6.3 Die drei Ebenen der visuellen Kommunikationsforschung nach Müller 
Fragestellungen und Methodenansätze können nach Müller in drei Aspekte visueller  
Kommunikationsforschung unterschieden werden (für das Folgende: vgl. Müller 2003: 15f.). 
Prinzipiell wäre ein holistischer Ansatz bei Kommunikationsuntersuchungen wünschenswert, 
dieser ist jedoch aus Gründen der Arbeitspraxis und der mangelnden interdisziplinären 
Vernetzung der Forscher noch nicht durchgeführt worden. 
Auf der ersten Ebene der Produktionsanalyse werden die Entstehungsbedingungen und die 
Produktionsstrukturen visueller Kommunikation untersucht. Sie fragt, wann das Bild wie in 
welchem Kontext entstanden ist: Beispielsweise bei der Analyse von einem Pressefoto einer 
Agentur nach den Arbeitsbedingungen des Fotografen, den Gründen und Kriterien der 
Auswahl dieses Fotos, dem von der Zeitung für die Veröffentlichung bezahlten Preis, der 
Motivation des Produzenten etc…  
Da die Produktion oft ein komplexer Prozess ist, kommen bei der Produktionsanalyse 
historisch-sozialwissenschaftliche Methoden mit ergänzenden Interviews der Produzenten 
zum Einsatz, die eine Analyse der Entstehungsbedingungen und des Wandels der 
Produktionsbedingungen ermöglichen. 
 
Bei der Produktanalyse, die auch in dieser Untersuchung durchgeführt wird, wird die 
Bedeutungsebene des Bildes analysiert. Ausgehend vom Bildmaterial muss das Bild 
detailgenau beschrieben und Form, Größe, Produktionstechnik, Materialität und Motiv 
bestimmt werden. Sie fragt nach den bildimmanenten Bedeutungen: Was ist auf dem Bild wie 
dargestellt? 
Im Gegensatz jedoch zur Inhaltsanalyse der Publizistik und Kommunikationswissenschaft, 
die mit einer speziellen Methode verbunden wird, ist die Produktanalyse weder qualitativ 
noch quantitativ auf ein bestimmtes Instrumentarium beschränkt. Leitfadeninterviews mit den 
Produzenten können eine hilfreiche Quelle sein, wegen der Mehrdeutigkeit von Bildmotiven 
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sind neben der Motivgeschichte auch die Spezifika des Publikums sowie bewusste Vorbilder 
und unterbewuße Bildstereotypien zu berücksichtigen. 
 
Mit meist quantitativ-empirischen Methoden werden die Wahrnehmungen, Wirkungen und 
Rezeptionsformen eines Bildes untersucht. Die visuelle Wirkungsanalyse umfasst 
übergreifend sowohl wirkungs- als auch rezeptionsspezifische Fragestellungen und fragt nach 
den Adressaten bzw. den Rezipienten der Bilder. Wissenschaftlich problematisch ist hierbei 
nicht der Nachweis wahrnehmungsrelevanter sondern handlungsrelevanter Wirkungen, wie 
beispielsweise bei der Untersuchung des Einflusses eines Wahlplakats auf das Wahlverhalten 
der Rezipienten. 
Während sich psychologische, kommunikationswissenschaftliche und naturwissenschaftliche 
Methoden zur Bearbeitung des Wirkungs- und Rezeptionsaspektes von Bildern anbieten, 
leistet die qualitativ orientierte Sozialwissenschaft wichtige Vorarbeit durch die Ableitung 
von interpretativ ermittelnden Wirkungen aus Produktions- und Produktanalyse. 
 
Neben der Analyse von Einzelbildern kann diese idealtypische Dreiteilung auch für die 
wesentlich komplexere Analyse von bewegten Bildern angewendet werden, wobei sie um die 
Ebenen der Text- und Audioanalyse erweitert werden muss. Die prinzipielle Dreiteilung soll 
das Begreifen visueller Kommunikationsstrukturen erleichtern, wobei diese in der Praxis 
kaum getrennt auftreten, weswegen für eine abschließende Interpretation die Synthese der 
Einzelteile erforderlich ist. 
6.4 Funktionen von Bildern in der Berichterstattung 
Die häufigst verwendeten visuellen Elemente in Printmedien sind Fotografien und (Info-) 
Grafiken, Cartoons und Karikaturen sowie Themenlogos, die ähnlich Werbelogos konstant in 
Zusammenhang mit einem spezifischen Thema platziert werden, um den Themenbereich 
optisch eindeutig und schnell einzuführen. Die bekanntesten Beispiele sind hier Logos von 
sportlichen Großveranstaltungen oder politischen Kampagnen, im Bezug auf EU-Themen ist 
es meist die bekannte EU-Flagge. 
Seit den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts sind alle Zeitungen Bild-Text-Medien geworden, 
die auf den Einsatz von Fotos und Grafiken nicht mehr verzichten können, wenn sie ihr 
Publikum halten wollen. Kulturpessimistischen Warnungen zum Trotz, die schon vor über 
hundert Jahren vor einer Illustrationskrankheit, der „Autotypis“ warnten (Straßner 2002: 22), 
revolutionierten die Bilder die Wahrnehmung, da die Bilder neben dem Wort-Druck das 
 121 
Auge als sensorischen Sinn weiter privilegierten, und so zu einer „Erweiterung des Blicks“ 
beitrugen. Die Weiterentwicklung der Fotografie aber verklärte und ästhetisierte auch 
Objekte des Grauens, so dass Bilder des Elends für den Betrachter kompositorisch ein 
visuell-ästhetischer Genuss sein können.91 Wegen seiner suggestiven Kraft und der starken 
emotionalen Wirksamkeit bleibt der Eindruck eines Bildes lange im Gedächtnis haften, 
weswegen es im Dritten Reich und anderen Diktaturen als Mittel der Propaganda 
hervorragend geeignet war und bis heute eines der grundlegenden Mittel von 
meinungsbildenden Kampagnen ist. Der propagandistische Effekt wird, abgesehen vom 
dargestellten Motiv, vor allem durch den begleitenden Bildtext erzielt, welcher das Bild in 
einen bestimmten, meist verzerrten Interpretationskontext stellt.  
Ein Pionier der Bildmedien ist die deutsche Bild-Zeitung, die in Deutschland im Jahr 1952 
eine neue Ära der Publizistik einläutete. (vgl. Straßner 2002: 24) Der Konzeption nach ein 
Billigblatt, angefüllt mit Agenturfotos, richtet es sich mehr an den „optischen Leser“ als an 
den verbalen. Riesige und spektakuläre Schlagzeilen sollen zum Spontankauf einladen, 
wobei sich die angekündigten Sensationen im Blattinneren meist als Banalitäten oder 
Erfindungen entpuppen. Von der Aufmachung her löste sich die „Bild“ von der traditionellen 
Einteilung in Ressorts, und verband Texte und Bilder je nach Inhalt. Durch den Erfolg der 
Bildblätter übernahm sukzessive auch die Tagespresse Fotos und Abbildungen in ihre 
Exemplare, insbesondere bei verbal schwer vermittelbaren Inhalten. Überregionale 
Tageszeitungen und Wochenzeitschriften haben die Vorreiterrolle im Bereich des 
Bildjournalismus inne, auch weil dort noch etablierte Bildjournalisten angestellt sind, die 
konstant qualitativ hochwertige Arbeit leisten.  
Die Bilder bieten starke optische Anreize, sowohl für redaktionelle als auch für gewerbliche 
Inhalte, lenken so die Aufmerksamkeit auf sich und werden von den Lesern beim Konsum 
der Zeitung zuerst betrachtet (vgl. Sachsse 2003: 104). Die Wirkung der Bildnachricht kann 
stärker sein als die des Textes, oft sind sie in hohem Maße emotionalisierend und 
meinungsbildend. Durch ihren Ausschnittcharakter eignen sie sich auch hervorragend zum 
Vortäuschen von Aktion, was zur Dynamisierung von inszenierten Pseudo-Ereignissen vor 
allem von der Politik oft genutzt wird. Politisches „Handeln“ findet medial deswegen fast 
ausschließlich im Beisein von Fotografen und Fernsehen statt, um dem Leser zu 
verdeutlichen, dass die Repräsentanten für ihn handeln, wobei die realen Situationen oft 
geschönt werden. Diese Aufnahmen dienen hauptsächlich der Personalisierung der gezeigten 
Politiker, da Gesichter wesentlich leichter in die Agenden der Seher und Leser aufgenommen 
                                                 
91
  Siehe auch:  World Press Photo: http://www.worldpressphoto.org/ (22.8.2008) 
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und so auch wieder erkannt werden, als der bloße Name. Ob der daraus resultierende 
„Kopfsalat“, wie die üblichen Politiker-Aufnahmen in Redaktionen genannt werden, in den 
Zeitungen tatsächlich dem Interesse der Leser entspricht, ist ungewiss.  
Seit Anfang der 1990er Jahre ist es - dank neuer Druckverfahren - möglich, Zeitungen auch 
farbig zu bedrucken. Die Farbe machte die Zeitungen nicht nur für Leser reizvoller – auch 
die Werbebranche hatte einen bunten Werbeträger mehr. Im Zuge der „bunten 
Dynamisierung“ kamen vermehrt Infografiken, wie Karten oder Diagramme zum Einsatz, 
mit denen sich viele statistische Fakten und Zusammenhänge leichter veranschaulichen 
lassen als ausschließlich mit Worten.  
Im Sinne einer „Optimalcodierung“ versuchen Designer durch Abstimmung der Codes Bild, 
Text und Farbe verstärkt, die Zeitungen durch ihr Layout zum unverwechselbaren 
Markenprodukt mit spezifischer Corporate Identity zu machen, (vgl. Brielmaier 1997:25) das 
moderne Layout soll dem Leser auch die Orientierung beim Zeitungslesen erleichtern und die 
Leser-Blatt Bindung erhöhen. Zeitungen präsentieren insgesamt immer mehr Informationen 
in immer mehr Informationskanälen, nämlich Text, Bild und Grafik, obwohl sowohl die 
Leserzahl als auch die Zahl der Werbeeinschaltungen in den letzten Jahren zurückgegangen 
ist. Vor allem in der Gruppe der jugendlichen Leser gab es Einbrüche, da viele der 14-19 
Jährigen weniger Zeitungen zur Hand nehmen und verstärkt neuere Medien wie Internet und 
Fernsehen benutzen. 
 
Die Fotografie als populärstes visuelles Gestaltungselement der Printmedien hat einen 
„zeitlichen Bezug, stellt ein Ereignis dar, oder sie formt eine Nachricht durch ihre 
Publikation“. Sie soll „von einem Ereignis oder einer Person berichten, eine abstrakte 
Nachricht illustrieren, für sich selbst als Mitteilung wirken und nicht zuletzt unterhalten.“ 
(Sachsse 2003: 65) 
Ganze Themenkomplexe können so - durch attraktives Bildmaterial begünstigt - in der 
Nachrichtenagenda etabliert werden. 
Pressebilder liefern mehr heute mehr denn je eine typisierte, symbolhafte Fassung eines 
bereits vergangenen Geschehens, einer Person, oder der Beziehung zwischen den 
abgelichteten Akteuren. Fotografien dieser Art werden auch symbolhafte Bilder genannt, und 
werden wegen der starken und emotionalisierenden Wirkung zur Illustration von Berichten 
genützt. 
Oft werden dafür Archivbilder herangezogen die symbolisch einen Sachverhalt oder eine 
Nachricht bildlich darstellen sollen. Nicht gekennzeichnete symbolische Bilder sind jedoch 
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irreführend, da sie beim flüchtigen Betrachten oft als aktuelle oder bezügliche Aufnahmen 
verstanden werden, und sollten dementsprechend gekennzeichnet werden, um Manipulation 
oder Missverständnis vorzubeugen. Die presseethischen Richtlinien der Presseräte werden oft 
vernachlässigt, was negative Auswirkungen auf die Glaubwürdigkeit einzelner Medien und 
der ganzen Branche haben kann. 
6.5 Bild und Text 
Die Beziehungen zwischen Bild und Text sind ein bereits von Semiologen ausführlich 
theoretisch analysiertes Phänomen, das durch die neuen multimodalen Medien von immer 
größerem Interesse wird.  
Auch wenn die Kultursphäre der westlichen Welt immer wieder als zu textlastig oder gar 
„bilderfeindlich“ bezeichnet wurde, hat sich dieser Vorwurf innerhalb der vergangenen Jahre 
angesichts neuer Kommunikationsmittel offensichtlich in Luft aufgelöst – Bild, Text und Ton 
in Kombination sind die Ansprüche die heute von Rezipienten und Anwendern gewünscht 
und Produzenten beworben werden und zur „Emanzipation des Bildes“ führten (Martinec, 
Salway 2005:338). 
Die um das Verständnis des Zusammenwirkens von Text und Bild bemühten Semiotiker und 
Linguisten entwickelten theoretische und deskriptive Rahmen, um verstehen zu können, wie 
mittels Text und Bild kohärente und sinnvolle multimodale Texte produziert und verstanden 
werden (vgl. Halliday 2004, Kress and Van Leeuwen 2006). So zeigte sich, dass in diesem 
„virtuellen Kommunikationsprozess“ zwischen Text und Mensch ohne menschliches 
Gegenüber eine Vielzahl an relevanten Faktoren beteiligt ist. Um beim Beispiel Zeitung zu 
bleiben, können u.a. grob Layout, Farbe, Typografie, Art der Bilder, Stil und Inhalt der Texte, 
Papierart u.a.m. als maßgeblich für den Rezeptionsprozess angesehen werden. All dies in 
einem theoretisch wie empirisch gültigem und anwendbarem Analysemodell zu vereinen ist 
der große Anspruch der involvierten interdisziplinären Kommunikationswissenschaftler. 
Allein ist dies wegen der Komplexität und der Schnelligkeit der Kommunikation noch nicht 
zur Gänze gelungen, da sich die meisten Modelle und Theorien entweder als simplifizierend 
und starr - wie die  Textrelationen bei Barthes (1977) - oder als zu komplex und intuitiv wie 
bei Doelker (2002) für die empirische Analyse des gesamten Kommunikationsprozesses 
erwiesen. Denn die synthetische Verbindung von Bildlichen, Verbalem und Auditivem ist 
eine in den menschlichen Sinnen enthaltene Kapazität und als solche vermutlich entweder 
holistisch und somit kaum analysierbar, oder aber nur in reduzierten Teilbereichen erfassbar, 
die allerdings nur einen geringen Ausschnitt der Vorgänge abdecken können. 
 124 
Seit den ersten Analysemodellen der 1970er und 198er von Barthes und Halliday und bzw. 
den Weiterentwicklungen Van Leeuwens (1991) stehen die logosemantischen und Status-
Beziehungen zwischen Text und Bild im Mittelpunkt der visuellen 
Kommunikationsforschung. Doch auch die genannten Zugänge ermöglichen keine 
umfassende Erfassung der Interaktion von Bild und Text, weswegen Salway und Martinec 
(2005) ausgehend von Barthes’, Hallidays und Leeuwens Ansätzen ein Modell zur Analyse 
von Bild-Text-Beziehungen in unterschiedlichsten Genres entwickelten, das in rudimentärster 
Form in dieser Studie zur Untersuchung des Bild-Text Status’ verwendet wird (vgl. Martinec, 
Salway 2005: 343 ff.). Die umfassenderen Möglichkeiten der logosemantischen Beziehungen 
werden für diese Untersuchung bewusst außer Acht gelassen (vgl. Martinec, Salway 2005: 
349 ff.). 
 
Zwischen Text und Bild gibt es demzufolge vier mögliche Status-Beziehungen, wobei die 
dichotomische Grundklassifizierung gleicher/ungleicher Status ist. Ein ungleicher Status 
besteht dann, wenn ein Element das andere modifiziert (s. Abbildung 10): 
  
„The modifying element is considered to be dependent on the 
modified one. Equal status between images and texts is further divided 
into independent and complementary. An image and a text are 
considered independent and their status equal when they are joined an 
an equal footing and there are no signs of one modifying the 
other.When an image and a text are joined equally and modify one 
another, their status is considered complementary.” (Martinec, Salway 




Abbildung 9 Bild-Text-Status bei Martinec/Salway (Quelle: Martinec, Salway 2005: 343) 
 
Das bedeutet bei gleichem (equal) Bild-Text Status, dass ein ganzes Bild auf einen ganzen 
Text bezogen ist.   
Bei unabhängigem Status bilden Text und Bild keine kombinierte Sinneinheit (Syntagma), 
ihre Information besteht parallel und formt einen jeweils eigenen Kommunikationsprozess. 
Wenn der relative Status von Text und Bild komplementär ist, schaffen beide in Kombination 
ein größeres Syntagma, als wären sie gleichberechtigte Beteiligte des 
Kommunikationsprozesses. Dies geschieht meist implizit (vgl. Salway, Martinec 2005: 344). 
Im Gegensatz zu den gleichen Status komplementär und unabhängig, wo sich ein ganzer Text 
stets auf ein ganzes Bild bezieht, besteht bei einem dem Text untergeordneten Bild nur eine 
Beziehungen zwischen Bild und einem Teil des Texts. 
Wenn ein Text einem Bild untergeordnet ist, kann sich der Text selbstverständlich auch nur 
auf einen Teil des Bildes beziehen. Ein verlässlicherer Indikator sind jedenfalls Verweise im 
Text, die nur mit der Referenz des Bildes verstanden werden können.  
Beispiele für dem Bild subordinierte Texte finden sich bspw. bei Kunstkritiken grafischer 
Werke oder bei sensationellen Aufnahmen in Zeitungen, welche den Bildinhalt mit 




Zur empirischen Analyse der schriftlichen Medieninhalte werden drei österreichische92 und 
drei türkische93 Tageszeitungen innerhalb des gleichen Untersuchungszeitraums ausgewählt 
und mittels Inhaltsanalyse untersucht. Als Untersuchungsintervall wurden die drei Tage rund 
um die offizielle Eröffnung der EU-Verhandlungen mit der Türkei (am 3.10.2005) gewählt, 
also die Zeitungsausgaben vom 2.10.05, 3.10.05 und 4.10.05.  
Die Inhalte der Zeitungen werden anfangs deskriptiv aufgenommen, wobei im ersten Schritt 
der Anteil der EU-Berichterstattung im Verhältnis zum gesamten redaktionellen Teil, der 
quantitative Anteil der Europa-Bildberichterstattung und andere relevante formale Daten 
erhoben werden (s. a. Codebuch im Anhang). Diese Daten haben rein deskriptiven Charakter 
und ermöglichen eine quantitative Darstellung des Materials ohne Erfassung der tatsächlichen 
Inhalte.94 
Im zweiten Schritt werden die Inhalte Themen- bzw. Bildkategorien im Sinne einer 
Themenanalyse unterschiedlichen Bild- und Berichtskategorien zugeordnet, die alle 
behandelten Aspekte und ihre formalen Manifestationen erfassen (vgl. Merten 1983: 170 f.). 
Auf Basis solcherart erhobener Daten wird die Themenanalyse durchgeführt, um zu 
überprüfen, auf welche Aspekte der Thematik sich die verschiedenen Zeitungen in den 
verwendeten Argumenten konzentrieren, wie argumentiert wird und in welchem Maße dies 
geschieht. 
Ein Ansatz, der hier aufgrund der Beschaffenheit des Untersuchungsmaterials zu 
berücksichtigen ist, ist Claudia Maria Wolfs Methodik zur Untersuchung der visuellen 
Darstellungslogik von Nachrichtenmagazinen (vgl. Wolf 2006: 244 f.). Eine Herausforderung 
war die geeignete Operationalisierung zur synthetischen Analyse von Text und Bild in 
Tageszeitungen, da es hierfür (noch) keinen allgemein anerkannten Ansatz gibt: „es erscheint 
für das Verständnis visueller Medienkommunikation als gewinnbringend, […] für jede 
Mediengattung eine eigene Ikonografie zu erarbeiten.“ (Müller 2003: 302/ Auslass. PS)  
Die Grundlage dafür ist die analytische Herangehensweise von Müller, die ein Modell zur 
Analyse der bildimmanenten Bedeutungen von Medienprodukten entwickelte, woraus für 
diese Untersuchung mehrere Kategorien abgeleitet wurden (s. Kap. 7.3).  
                                                 
92
 Die Presse, Der Standard, Neue Kronenzeitung, (alle Ö) 
93
 Hürriyet, Radikal, Zaman (alle TR) 
94
 Dazu gehören u.a.: 1. Anteil der Europa-Berichterstattung an der Gesamtberichterstattung; 2. Anteil visueller 
Elemente/Europaberichterstattung; 3. Text u. Bildtypen innerhalb der Europaberichterstattung u. ä. 
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Darüber hinaus wird auf die Untersuchung des Text-Bild-Verhältnisses Wert gelegt, da Bilder 
ohne Text wegen ihrer großen Interpretierbarkeit in Zeitungen nicht auftreten – einer Art 
„geleiteter Interpretation“ mittels Bildtext wird der Vorzug gegeben (vgl. Müller 2003: 15f.). 
Im dritten Schritt werden den einzelnen Untersuchungseinheiten (Bildern und Texten) ihre 
inhärenten Bewertungen (soweit vorhanden) entnommen und im Sinne einer 
Bewertungsanalyse skaliert (vgl. Merten 1983: 229 f.). Auf diese Weise sollen die Tendenzen 
der Berichterstattung in den unterschiedlichen Medien vergleichbar gemacht werden. 
In diesem Zusammenhang ist die Bewertung der verwendeten Bilder methodisch schwierig, 
da diese sehr emotionalisierend wirken können, bzw. mit jeweiligen Bildunterschriften oder 
Schlagzeilen in ihrer Aussage leicht manipulierbar sind. Hier zeigt sich, dass sowohl wegen 
der Größe des Untersuchungs-Samples als auch wegen seiner Beschaffenheit, eine rein 
quantitative Inhaltsanalyse nicht zielführend sein kann. Deswegen ist für die 
Bewertungsanalyse eine qualitative Erfassung der Bilder und Texte unerlässlich. Auf eine 
genaue Klassifizierung der Bildmotive und -inhalte im Sinne einer für die Inhaltsanalyse 
adaptierten umfassenden Ikonografie musste leider verzichtet werden, da dies über den 
angestrebten Umfang der Studie hinausginge. Ansätze zu noch exakteren 
Erhebungsmöglichkeiten finden sich aber bei Grittmann und Salway/Martinec (vgl. 
Grittmann 2001: 272 ff; Salway/Martinec 2002: 4f.). Deswegen konzentriert sich die 
Untersuchung bezüglich der Bildinhalte auf ein Set von Bildklischees, die bei politischen 
Themen generell zur Abbildung kommen. 
 
Lösungen für diese kommunikationswissenschaftlichen Analyseprobleme sowie das 
Metaproblem der EU-Verhandlungen wird die Studie keine liefern können, diese wird es im 
Falle der EU – wenn überhaupt – frühestens in zehn bis fünfzehn Jahren geben. Aber nach 
allen gängigen Modellen, die versuchen, den Komplex zwischen Medien und Gesellschaft zu 
erfassen (wie etwa die Abhängigkeit der Medien von der Gesellschaft des 
Repräsentationsmodells, die umgekehrte Kausalität in der Kontrollthese der Medien über 
Gesellschaft, die Agenda-Setting Theorie u.a.m.) gilt als gewiss, dass ein Zusammenhang 
gegeben ist. Dementsprechend wird die Problematik der Beitrittsverhandlungen auch ihren 
Widerhall in den Medien finden – das Forschungsproblem liegt somit primär auf der 
deskriptiven Ebene, d.h. in welchem Maße und mit welchen Tendenzen sie sich in 
unterschiedlichen Medieninhalten der Printberichterstattung manifestiert. 
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Die komparative Inhaltsanalyse wird ergänzt durch Interviews mit Journalisten der 
untersuchten Zeitungen, wobei in den Interviews sowohl auf deren persönliche Einschätzung 
der politischen Entwicklungen als auch auf die Arbeitsumstände der Journalisten eingegangen 
wird. Mit Hilfe der Interviews soll eine Innensicht der Redaktionen gewonnen werden, die 
mögliche Einschränkungen (durch politische oder strukturelle Umstände) oder redaktionelle 
Traditionen (bspw. eine bestimmte Blattlinie zur EU, von der nicht abgewichen wird) offen 
legt und nützliche Informationen zur Interpretation der empirischen Ergebnisse beisteuert. 
7.1 Begründung der Methodik 
Die Problematik der versuchten Annäherung von EU und Türkei war in den vergangenen 
Jahren aus politischer, wirtschaftlicher und vor allem historischer Perspektive Thema vieler 
Untersuchungen. Eine sehr gute Übersicht hierzu bieten Carkoglu und Rubien in „Turkey and 
the European Union“ (2003). Auch Untersuchungen der türkischen Journalismuskultur und 
der Lage der Pressefreiheit wurden in den vergangen Jahren, begünstigt durch die verstärkten 
Bemühungen der Türkei um Offenheit, durchgeführt.95 Insbesondere Says inhaltsanalytischer 
Vergleich mehrerer türkischer Zeitung zur Berichterstattung über den Irak-Krieg kann hier als 
methodische Referenz dienlich sein.  
 
Seitens der visuellen Kommunikationsforschung wurde in den letzten Jahren überfällige 
Grundlagenarbeit geleistet, wobei vor allem Marion Müllers Einführung einen pragmatischen 
Ansatz zur Analyse manifester visueller Medieninhalte bietet (vgl. Müller 2003). 
Doch das soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass die über Deskription hinausgehende 
Analyse von Inhalten, gleich ob schriftlich oder bildlich, und insbesondere der oft damit 
verbundene Versuch, die Wirkung dieser Inhalte zu definieren, sehr ungenau ist, da  
 
„der Schluss vom Inhalt auf die Wirkung seitens der Rezipienten [...] 
problematisch ist, denn hier ist so gut wie alles ungewiss. Wir können 
allenfalls im Vergleich und bei der Unterstellung der Konstanz aller 
anderer bei der Rezeption wirksamer Bedingungen (sogenannte Ceter-
paribus-Klausel) Bedingungen ableiten, die einen Inhalt mehr oder 
                                                 
95
 vgl. Thomas A. Bauer (2006): Media and minorities in South East Europe. Wien 
 Maireder, Axel (2005): Kultur der Meinungsäußerungsfreiheit in der Türkei. Dipl. Wien 
 Abdullah Cem Say (2006): Die Presseberichterstattung zum Irak-Krieg 2003 am Beispiel der Türkei : ein 
inhaltsanalytischer Vergleich, zwischen dem laizistischen und islamistischen Lager anhand vier ausgewählter 
Zeitungen im Zeitraum von 20.03 bis 05.04.2003. Dipl. Wien 
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weniger wirksam erscheinen lassen.“ (Merten 1983:29/ Hh.i.O., 
Auslass. PS)  
 
Eine vergleichende Studie mehrerer Printmedien aus der EU und der Türkei liegt m.W. in 
dieser Art noch nicht vor, weswegen hier sowohl inhaltlich als auch methodisch Neuland 
betreten wird, denn die methodischen Grundlagen zum inhaltsanalytischen Vergleich der 
bildlichen und der schriftlichen Inhalte sind fundiert, aber keinesfalls allgemein anerkannt 
oder gültig (vgl. Doelker 2002). Deshalb wird die Untersuchung auf den Vergleich der 
Inhalte, Argumente und deren formaler Beschaffenheit beschränkt, die repräsentative Inferenz 
auf soziale Handlungen wird nicht beansprucht. 
Der Einbezug der visuellen Ebene erscheint jedoch aus zwei Gründen sinnvoll: Erstens setzen 
Tageszeitungen in den letzten Jahrzehnten verstärkt visuelle Elemente (Fotografien, 
Infografiken, Symbole etc.) ein, die ein Überfliegen und Finden von Berichten persönlichen 
Interesses erleichtern. Zum Zweiten verwenden türkische Printmedien viele Bilder in der 
Berichterstattung, weswegen mit einer Beschränkung auf den Text große Teile des Inhalts 
nicht untersucht würden, und die Vergleichbarkeit der unterschiedlichen Medien somit nicht 
mehr gegeben wäre. 
7.2 Inhaltsanalyse Text  
Da Inhaltsanalyse „eine Methode zur Erhebung sozialer Wirklichkeit, bei der von Merkmalen 
eines manifesten Textes auf Merkmale eines nicht manifesten Kontexts geschlossen wird“ 
darstellt, kommt sie bei dieser Studie zur Anwendung, um zu ermitteln, wie die EU-
Berichterstattung in türkischen und österreichischen Medien in den Untersuchungszeiträumen 
beschaffen ist (Merten 1983:15). Dahinter steht die Überlegung, wonach „Textverstehen auf 
jeden Fall als Kommunikationsvorgang zu verstehen ist, auch dann wenn kein 
wechselseitiges Gespräch, kein Austausch von Rede und Gegenrede stattfindet, sondern 
jemand als Leser einen schriftkonstituierten Text vor sich hat“ (Ginz 1973: 15; zit. n. Merten 
1983: 78). 
Im ersten Schritt der Inhaltsanalyse geht es dabei um eine deskriptive, quantitative Analyse 
der Medien, die Aufschluss auf das Ausmaß der verbalen wie der visuellen Berichterstattung 
gibt und auf verbaler wie auf visueller Ebene einen großen Teil der Untersuchung ausmacht. 
Mit der Annahme, „[…] dass bestimmte inhalts-interne Merkmalsausprägungen mit 
bestimmten inhalts-externen Merkmalsausprägungen korrelieren, dass zwischen Text und 
Kontext eine mehr oder minder stabile Beziehung besteht“, soll untersucht werden, wie viel 
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Raum der Türkei-EU-Thematik im Text (hier: Printmedien) und somit auch im Kontext (hier: 
Rezipienten bzw. Öffentlichkeit) gegeben wird (s. FF 3) (Merten 1983: 23/ Hervorheb. i.O., 
Auslass. PS). Als Untersuchungseinheit ist eine journalistische Textform bzw. die 
Verbindung von Bildern mit Text definiert, da Bilder in Printmedien nicht ohne explikative 
Texte auftreten. 
Diese Inferenz von manifestem Text auf Kontext ist natürlich nicht als absolut gültig sondern 
als indizienhaft zu verstehen, d.h. die möglichen quantitativen Unterschiede in der nationalen 
Berichterstattung werden in Bezug gesetzt zu den nationalen Kontexten, allein von der 
quantitativen Analyse kann jedoch keinesfalls auf mögliche latente Rezipientenwirkungen, 
Autoreneinstellungen o.a. relationale Kommunikationsprozesse zwischen Textproduzenten, 
Textinhalten und Textinterpreten geschlossen werden (vgl. Merten 1983: 29).  
Im zweiten Schritt werden die Zeitungen hinsichtlich ihres Inhalts qualitativ analysiert. Im 
Sinne einer als semantische Argumentationsanalyse verstandenen Themenanalyse werden die 
relevanten Artikel96 auf das Auftreten verschiedener Argumente, die für oder gegen einen 
Beitritt der Türkei sprechen können, untersucht (vgl. Merten 1983: 147 ff.). Die 
Forschungsfragen, die damit beantwortet werden sollen beziehen sich auf die inhaltliche 
Tendenz der Berichterstattung – wie und mit welchen Argumenten den Rezipienten von dem 
Thema berichtet wird. Die einzelnen nominal skalierten Argumente sind mit einer 
dichotomen Ordinalskala verbunden (Für oder Gegen den Beitritt), so dass die einzelnen 
Artikel einer Zeitung hinsichtlich ihrer Tendenz (pro/kontra/äquidistant) eingestuft werden 
können. Daraus wird ein Gesamtbild der Berichterstattung für jedes Medium und beide 
Länder ermittelt (s. FF 1) und auch die Verwendungshäufigkeit der Argumente kann so 
erhoben werden (s. FF 2).   
 
Auf diese Weise ist es möglich, dass grundlegende Unterschiede (resp. Gemeinsamkeiten) in 
der journalistischen, kulturellen und politischen Kommunikation und damit verbunden 
unterschiedliche (bzw. geteilte) Positionen erkennbar gemacht werden, die zweifellos auch 
ein Teil des übergeordneten Problems des EU-Beitritts der Türkei sind. Denn gleich, 
welchem theoretischen Verständnis von Massenkommunikation und zugehöriger Richtung 
der Kausalität bzw. Interdependenz man folgt, wird niemand den Zusammenhang zwischen 
der Herkunft eines Mediums und seiner inhaltlichen Ausrichtung verneinen können. Ein 
gewichtiges Argument ist in diesem Zusammenhang, dass der Inhaltsanalyse, deren 
Gegenstand Texte und Bilder sind, immer ein Verständnis der Texte und Bilder vorausgeht, 
                                                 
96
 Für die Untersuchung wurden i. W. folgende Texteinheiten definiert (s. Codebuch): Bericht, Interview, 
Kommentare, Titelschlagzeilen, Bildtexte, Personenportraits, Karikaturen, Pressestimmen 
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welches zwangsläufig interpretativ und somit subjektiv ist. Deswegen müssen erstens alle 
relevanten Merkmalsdimensionen explizit und damit intersubjektiv nachprüfbar sein (s. Kap. 
7.5 und Codebuch), zweitens empfiehlt sich eine Kontrastierung mit quantitativen Daten und 
Interviews, um nicht vollends der Interpretation anheim zu fallen (vgl. Merten 1983: 89 f.). 
Hinsichtlich der Inferenzmöglichkeiten von Massenmedien als Text auf soziale Realität als 
Kontext gelten zwei Kommunikationsmodelle als maßgebend:  
 
Dem Repräsentationsmodell/Reflektionsmodell zufolge bilden Medien gesellschaftliche 
Verhältnisse bzw. spiegeln diese wider. Das bedeutet in diesem Fall für die Analyse der 
Berichterstattung, dass die Medien als manifeste Texte ein verlässliches und objektives 
Abbild realer Ereignisse und Vorgänge, somit des gesellschaftlichen Kontextes sind, und 
dadurch der Schluss vom Text auf den Kontext zulässig ist (vgl. Merten 1983: 108). Die 
Vorraussetzungen, dass in Tageszeitungen keine absichtlichen Verzerrungen vorkommen und 
dass auch verzerrende Einflüsse (durch Arbeitgeber, persönliche Einstellung und andere 
Faktoren) nicht vorhanden sind, darf allerdings bezweifelt werden. Gleichwohl beanspruchen 
Tageszeitungen gerne den Nimbus der unvoreingenommenen Objektivität für sich. 
 
Nach dem Instrumentalmodell, dem die Kontrollhypothese der Medien über die Gesellschaft 
zugrunde liegt, reflektieren Medien als Vorreiter der Gesellschaft keine sozialen Strukturen, 
sondern kontrollieren und verändern sie (vgl. Merten 1983: 109 f.). Bei genauerer 
Betrachtung ist dies im Falle dieser Studie nur als Korrektur des Repräsentationsmodells 
verstehen, da sowohl die Kontrollhypothese als auch die Reflektionshypothese im Falle 
politischer Berichterstattung durch die Beanspruchung von Wahrheit zusammenfallen: wenn 
über politische Ereignisse oder Vorgänge berichtet wird, ist davon auszugehen, dass sie auch 
stattgefunden haben und ihre dargestellten Hintergründe auch die richtigen sind. 
Kommentare, in die subjektive Ansichten und Einstellungen einfließen sollen, werden 
ebenfalls mit dem Anspruch der Richtigkeit ihrer Sichtweise gegenüber anderen publiziert. 
 
Das Repräsentationsmodell als theoretische Basis dieser Studie kann aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass zwischen theoretischen Hypothesen als idealtypischen Vorstellungen 
und der Praxis offensichtliche Differenzen bestehen. Als Beispiel seien hier nur 
kampagnenhafte Berichtsstafetten der Massenmedien genannt, die eindeutig Stellung 
beziehen und sowohl gesellschaftliche Einstellungen reflektieren als auch beeinflussen 
wollen. 
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Der Zusammenhang zwischen Text und Kontext ist demnach weitaus weniger bipolar als es 
scheint: 
 
„Wenn […] also Inhaltsanalyse mit Kommunikationsanalyse 
gleichgesetzt worden ist, dann immer als Analyse von 
Kommunikationsinhalten, nicht als Kommunikationsprozessanalyse. 
Diese Einschränkung ist wichtig und kommt nicht von ungefähr. Denn 
schon die Inhaltsanalyse wirft genug Probleme auf. Erst recht 
problematisch und von der Logik her sogar ausgeschlossen ist es, von 
einem statischen Relikt (Inhalt) gar auf einen dynamischen Zustand 
der […][vergangenen Kommunikationsprozesse] zurückzuschließen.“  
 (Merten 1983: 84/ Hh. i.O., Erg. u. Auslass. PS) 
 
Für die Interpretation der Ergebnisse bedeutet dies, dass den Aussagen der in den jeweiligen 
Medien arbeitenden Journalisten große Bedeutung zur Bildung induktiver Hypothesen 
bezüglich des Zusammenhangs zwischen den Medieninhalten und der sozialen Realität der 
beiden Länder (hier: u.a. Einstellung der Bevölkerung gegenüber der EU und einem Beitritt 
der Türkei) zukommt. Die Hypothesen der Relation zwischen diesen beiden nur vermeintlich 
isolierten Polen von Text und Kontext können ohne vorhandenen Anspruch der absoluten 
Inferenz nur beispielhaft durch Plausibilität des Zusammenhangs erhärtet werden. 
7.3 Inhaltsanalyse Bild  
Die Inhaltsanalyse der visuellen Elemente wird auf mehreren Ebenen vollzogen. Gemeinsam 
mit dem ersten Schritt der Erhebung des quantitativen Anteils an EU-Berichterstattung im 
Untersuchungsmaterial wird der Anteil und Umfang der Bilder in Relation zum Umfang und 
Seitengröße der jeweiligen Zeitung gemessen. 
Auf Grundlage der solcherart erhobenen Daten kann die Forschungsfrage 4 nach dem 
Ausmaß visueller Kommunikation in der Berichterstattung sowohl für die einzelnen  Medien 
als auch für die beiden Ursprungsländer beantwortet werden. 
Zweitens wird der Bildinhalt 16 Bilderklischees97 zugeordnet, wie sie aus dem 
standardisierten Bildjournalismus bekannt sind. Da diese stereotypen Klischees allein aus der 
                                                 
97
 Anm.: türkische Politiker/Repräsentanten,  EU Politiker/Repräsentanten, türkische Staats- und 
Institutionsklischees (Parlament/Flagge o.ä.), EU-Institutionsklischees, Islam (Institutionen wie Moscheen, 
Akteure, Symbole), Christentum (Institutionen wie Kirchen, Akteure, Symbole), Kultur der EU (Alltagsbilder 
und –klischees), Kultur der Türkei (Alltagsbilder und –klischees), Rückständigkeit der Türkei, Modernität der 
Türkei, Rückständigkeit der EU, Modernität der EU, politische Kundgebungen, Terrorismus, Militär/Krieg, 
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Konvention der Medienpraxis abgeleitet sind und es ohne Beitext kaum ein theoretisches 
Deutungsmuster dafür geben kann, wie diese zu verstehen sind bzw. verstanden werden, ist 
die Untersuchung der visuellen Kommunikation mittels Bilderklischees als rein deskriptiv 
aufzufassen (vgl. Bell 2001: 25). 
Die inhaltliche Bewertung einer Untersuchungseinheit, die aus Text oder aus einer Bild-Text 
Kombination bestehen kann, wird entweder nur aus dem Text oder aus beiden entnommen, 
weil Bilder ohne Text in Tageszeitungen zum einen nicht auftreten, zum anderen werden sie 
von den Zeitungsrezipienten nicht als isoliert betrachtet: jeder der ein interessantes Bild sieht, 
wird auch dem Bildtext oder Artikel eine Beschreibung des Gesehenen entnehmen, und sei es 
nur der Ort des Geschehens oder andere Hintergrundinformation über das Zustandekommen 
des Bilds.  
Ausgehend von der Überlegung, dass eine isolierte Untersuchung von Bildern allein zwar 
wissenschaftlich interessant ist, aber bei politischen Themen immer unzulänglich bleibt, wird 
der Frage nach dem Zusammenwirken von Bild und Text und der Art der Verschränkung 
dieser zwei interdependenten Kommunikationsmöglichkeiten nachgegangen.  
Im dritten Schritt der Inhaltsanalyse kommt zur Beantwortung der Forschungsfrage 5 nach 
den Funktionen der Bilder das von Martinec und Salway erweiterte Modell der 
Statusbeziehung von Text und Bild von Halliday zum Einsatz (vgl. Martinec, Salway 2005: 
343 ff.). 
Demnach gibt es vier Arten von Statusbeziehungen zwischen Text und Bild (s.a. Kap. 6.5): 
 
1. Gleich / komplementär (Bild-Text Kombination notwendig für 
Kommunikation) 
2. Gleich / unabhängig (Beide können unabhängig voneinander 
verstanden werden) 
3. Ungleich / Text dominant 
4. Ungleich / Bild dominant 
(Text oder Bild können individuell verstanden 
werden, das was nicht unabhängig verständlich ist, 
gilt als subordinal) 
 





Abbildung 10 Bild-Text-Status bei Martinec/Salway (Quelle: Martinec, Salway 2005: 343) 
 
Ein gleicher Status ist dann gegeben, wenn sich ein ganzes Bild auf einen ganzen Text 
bezieht, wobei mit ganzer Text hier die ganze Breite journalistischer Formen von langem 
Bericht bis zu Foto mit kurzem Bildtext zu verstehen ist. 
Die beiden Möglichkeiten komplementär und unabhängig bei gleichem Status unterscheiden 
sich dadurch, dass bei unabhängigem Status in Bild und Text parallel Informationen 
existieren, die beide zwar miteinander verbunden sind, aber gleichzeitig zwei prinzipiell 
eigenständige und komplette Kommunikationsprozesse formen. Bei komplementärem Status 
hingegen bilden sie gemeinsam ein größeres Syntagma, und sind isoliert betrachtet lediglich 
als Kommunikationselemente erkennbar, die erst durch die Kombination von Text und Bild 
den intendierten Kommunikationsprozess formen. 
Im Gegensatz zu den beiden gleichen Status ist bei ungleichem Status und subordiniertem 
Bild nur ein Teil des Texts auf das Bild bezogen. Der Text bezieht sich hier nicht in seiner 
Gesamtheit auf das Bild und ist auch ohne das Bild verständlich, d.h. der Inhalt des Texts 
geht über den des Bilds hinaus. Wenn der Text aber dem Bild untergeordnet ist, ist dies durch 
implizite Verweise des Texts auf das Bild ersichtlich – der Text kann sich sowohl auf das 
ganze Bild als auch nur auf Teile desselben beziehen, wesentlich ist jedoch, dass der Text 
ohne die Referenz des Bildes nicht verständlich ist.  
 
Zusammenfassend kann für die Analyse der Bild-Text Status folgendes gelten: bei 
unabhängigem und komplementärem Status bezieht sich ein ganzer Text auf ein ganzes Bild – 
ein Fall, der in der Pressefotografie eher selten auftritt, dafür aber bei Infografiken die Regel 
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ist, da alle zur Grafik gehörigen Texte auf sie Bezug nehmen. Bildunterordnung ist dann der 
Fall, wenn sich das Bild nur auf einen Teil des Texts bezieht, m.E. ist hier von Illustration 
(Bebilderung) zu sprechen, da das Bild keine über den Text hinausgehenden Informationen 
bietet. Textunterordnung wird durch alleinige Bezugnahme des Texts auf die manifesten 
Inhalte im Bild oder um das Bild realisiert, weswegen hier m.E. von Deskription 
(Beschreibung) zu sprechen ist.  
Darüber hinaus werden die Bilder, soweit möglich, hinsichtlich ihrer Tendenz bewertet, ob 
sie das Thema in positiver, negativer oder neutraler Weise visualisieren. 
7.4 Beschreibung des Untersuchungsmaterials  





Die türkische Tageszeitung Hürriyet wurde von Sedat Semavi 1948 gegründet und nach 
seinem Tod 1953 von Haldun Simavi weitergeführt. Nach Uneinigkeiten über die 
Blattführung verkaufte dieser seine Anteile im Jahr 1968 an seinen Bruder und verließ die 
Zeitung.  
Sein Bruder Erol Simavi wiederum verkaufte Hürriyet 1994 komplett an die größte 
Medienholding der Türkei, die Doğan Gruppe (vgl. Bek 2001: 126). Hürriyet war ab 1973 die 
erste Tageszeitung der Türkei, die mittels Offset-Druck mit Farbfotos erschien, was ihr in der 
Türkei zusammen mit ihrem dichten Redaktionsnetz in fast allen größeren türkischen Städten 
einen großen Marktvorteil verschaffte.98  
Ab dem Jahr 1964 wurde damit begonnen, per Flugzeug die in Deutschland und anderen 
europäischen Ländern arbeitende türkische Auslandsgemeinde mit Exemplaren zu versorgen, 
Anfang der 1970er Jahre wurde sogar die Entscheidung gefällt, sie auch in Deutschland 
drucken zu lassen. In den darauf folgenden Jahren hatte die europäische Ausgabe die 
Aufgabe, Auslandstürken mit Informationen über die Türkei, und die türkische Redaktion und 
Inlandsbevölkerung mit Nachrichten aus Europa zu versorgen. Mit dem späteren Aufkommen 
                                                 
98
 u.a. in Istanbul,  Izmir, Ankara, Adana und Erzurum 
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privater Fernsehsender, die per Satellit große Teile der Welt erreichten, begannen jedoch die 
Verkaufszahlen der Zeitung in Europa zu sinken.99 
Die Akquisition von Hürriyet durch Aydın Doğan im Jahr 1994 kann als Meilenstein im 
Aufbau seines einflussreichen Medienimperiums innerhalb der Türkei gelten, ist doch 
Hürriyet das größte traditionelle Massenblatt der Türkei und auch international bekannt. Seit 
dem Jahr 1997 erscheint die Zeitung auch täglich im Internet. Mit dem Eigentümerwechsel 
änderte sich jedoch auch die Blattlinie in dem Sinne, dass die Berichterstattung loyal zu der 
Doğan-Gruppe und den assoziierten Unternehmen wie bspw. seinem großen 
Tankstellenbetreiber Petrol Ofisi A.Ş. (von dem die OMV momentan einen Anteil von einem 
Drittel hält) erfolgt. 
Aktuell befindet sich das Boulevardblatt der etwas seriöseren Art zwar im Besitz der Doğan 
Gruppe, doch stehen personelle Veränderungen, wenn nicht gar Änderungen der 
Eigentümerverhältnisse im Raum, denn Aydın Doğan setzt den Ausbau seines 
Medienimperiums durch An- und Verkäufe stetig fort. 
Für die Untersuchung ist das im allgemeinen regierungstreue Blatt wegen seiner großen 
Auflage von aktuell knapp 600.000 Exemplaren als zweitgrößtes Blatt Anfang Oktober 2005 
und drittgrößtes Blatt Mitte Dezember 2006 relevant, denn auch wenn es bezüglich der 
Auflage nicht immer an der Spitze steht, hat Hürriyet herausragenden meinungsbildenden 




Die im Jahr 1986 unter der Leitung von Fehmi Koru gegründete Tageszeitung Zaman hat sich 
zu einer der auflagenstärksten Zeitungen der Türkei entwickelt und wird heute in mehreren 
Ländern Europas, sowie in den USA, Aserbeidschan, Bulgarien, Kasachstan, Kirgistan und 
Rumänien gedruckt.  
Seit 1988 wird Zaman von Personen geleitet, die dem ehemaligen Prediger Fetullah Gülen 
nahe stehen. Fetullah Gülen vertritt nach eigenen Angaben und denen seiner Gefolgschaft, 
welche informell auch als „Fethullahcı“ bezeichnet wird, einen modernen, toleranten und 
                                                 
99
 Vgl. : Vikipedi, özgür ansiklopedi: Hürriyet (gazete). 
http://tr.wikipedia.org/wiki/H%C3%BCrriyet_%28gazete%29 (3.8.2007) 
100
 Vgl.: Medyatava.  Çift Sarılı Yumurta Tadında: 26.09.2005–02.10.2005, 03.10.2005–09.10.2005, tarihleri 
arasında gazete satış raporu. 11.12.2006–17.12.2006 tarihleri arasında gazete satış raporu.  
http://www.medyatava.net/tiraj.asp  (2.8.2007) 
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weltoffenen Islam. Unter Säkularisten gilt Gülen besonders in der Türkei, die er im Jahr 1999 
fluchtartig Richtung USA verließ, als radikaler Sektenführer und Nachfolger von Said Nursi, 
dem verstorbenen Führer der islamischen Nurculuk-Sekte. Mittels seines weltumspannenden 
Netzes von Ausbildungseinrichtungen (von einfachen Grund- oder Koranschulen bis hin zu 
Hochschulen) soll Gülen auf die Errichtung islamistischer Gottesstaaten auf Basis der Scharia 
besonders in der Türkei hinarbeiten (vgl. Krespin 2007: 1). Die Hintergründe von Gülens 
Flucht sind nicht restlos geklärt, aber als 1999 der türkische Fernsehsender ATV die 
Ausstrahlung eines brisanten Mitschnitts101 einer Rede von Gülen ankündigte, reiste Gülen 
noch vor der Ausstrahlung in die USA aus, angeblich aus gesundheitlichen Gründen, 
vermutlich jedoch um Verfolgungen durch Militär und Staat zu entgehen. 
 
Die Tageszeitung Zaman bemüht sich um eine wertkonservative und wirtschaftsliberale  
Blattlinie, die den Kurs der islamisch-konservativen Regierungspartei AKP unterstützt, wenn 
nicht gar antreibt. 
Im Jahr 1995 wagte Zaman als erste türkische Tageszeitung den Schritt ins Internet, und 
verfügt heute mit einer Auflage von täglich etwa 600.000 Exemplaren über eine große 
Leserschaft. Aufgrund der informellen aber sehr effektiven persönlichen Verknüpfungen ist 
es schwer zu bestimmen, inwiefern welche Medien Fethullah Gülens Gefolgschaft 
zuzurechnen sind.  
Innerhalb und außerhalb der Türkei sind die Motive dieser Gruppierung sehr umstritten, über 
die und deren Finanzierung es anhaltende Diskussionen gibt – unter anderem im Türkischen 
Parlament, in dem die laizistische Partei CHP wiederholt Anfragen an die AKP-Regierung 
stellte, der ihrerseits wegen der islamistisch-konservativen Linie Sympathien zur und 
Unterstützung der Bewegung nachgesagt werden.102 Als Mediengruppe sind offiziell der im 
                                                 
101
 Originalton Gülen: „Man muss die Stellen im Justiz- und Innenministerium, die man in seine Hand 
bekommen hat, erweitern. Diese Einheiten sind unsere Garantie für die Zukunft. Die Gemeindemitglieder sollen 
sich jedoch nicht mit Ämtern wie zum Beispiel Richter oder Landrat begnügen, sondern sollen versuchen, die 
oberen Organe [Oberste Gerichtsbarkeit des Staates] zu erreichen. Ohne euch bemerkbar zu machen, müsst ihr 
immer weiter voran gehen und die entscheidenden Stellen des Systems entdecken. Ihr dürft in einem gewissen 
Grad mit den politischen Machthabern und mit den Menschen, die einhundertprozentig gegen uns sind, nicht in 
einen offenen Dialog eintreten, aber ihr dürft sie auch nicht bekämpfen. Wenn sich unsere Freunde zu früh zu 
erkennen geben, wird die Welt ihre Köpfe zerquetschen und die Muslime werden dann Ähnliches erleben wie in 
Algerien.“ (Ceyhun, OZAN: Politik im Namen Allahs: 69 f.) 
http://www.ceyhun.de/download/politik_im_namen_allahs.pdf  (12.10.2007) 
102
 Vgl. Artikel in der CHP-nahen Tageszeitung Cumhuriyet vom 17. Februar 2007 mit dem Titel „Gülen’in yeni 
hedefi Afrika“ (dt.: Gülens neues Ziel ist Afrika). Dort wird eine Gesamtzahl von rund 100.000 Schülern und 
Studenten genannt, die in etwa 90 Ländern auf allen Kontinenten in Ausbildungsvereinen unterrichtet werden, 
die allesamt Teil des Netzwerks der Fethullahcılar (dt. etw.: Anhänger Fethullahs) sind. Die Frage der 
Finanzierung dieser Kultur- und Ausbildungsvereine, die größtes Augenmerk auf die Vermittlung der religiösen 
Lehre setzen, und ihre Vereinbarkeit mit dem türkischen Schulgesetz wurde in Form einer parlamentarischen 
Anfrage auch der türkische Nationalversammlung  vorgebracht, wurde jedoch nicht geklärt. 
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ganzen Nahen Osten und Europa verfügbare Satellitensender Samanyolu103, die 
Nachrichtenagentur Cihan104 und  das Nachrichtenmagazin Aksiyon zugehörig. Die 
Worldmedia Group AG mit Sitz in Offenbach am Main gibt die Europaausgabe für 
Deutschland, Belgien, die Niederlande, Österreich, Frankreich und Spanien) heraus und gilt  
mit etwa 55.000 Abonnenten als größte der in Europa veröffentlichten türkischsprachigen 
Tageszeitungen. Sie publiziert auch die deutschsprachige Monatszeitschrift „Zukunft“, 
betreibt den Radiosender Peyk und produziert mit der Tochtergesellschaft Peyk105-Media 
Sendungen für Samanyolu Avrupa.  
 
Nach einer Auflage von knapp 450.000 Stück innerhalb der Untersuchungsperiode kann 
Zaman heute schon eine der größten Auflagen aller türkischen Tageszeitungen aufweisen.106 
Der Erfolg dieser Tageszeitung ist sicherlich auch auf das überaus zeitgemäße und dezente 
Layout, eine verhältnismäßig klare Trennung von Meinung und Berichterstattung, das 
momentan modernste Redaktionszentrum aller Tageszeitungen in der Türkei und viele 
kostenlose Verteilungs- und Abonnementaktion zurück zu führen. Inhaltlich vertritt Zaman 
im Allgemeinen eine Blattlinie für einen EU-Beitritt der  Türkei und geht damit mit dem Kurs 




Die ebenfalls zur Doğan-Gruppe gehörende Tageszeitung Radikal wurde erst im Jahre 1996 
gegründet und wird, anders als man es vom Namen her vermuten könnte, als politisch links 
stehende und liberale Zeitung eingestuft. 
Sie hat ihren Sitz gemeinsam mit anderen bekannten türkischen Tageszeitungen wie Posta 
und Milliyet im Doğan Media Center in Istanbul. Die Blattlinie und der Inhalt von Radikal 
unterscheiden sich insofern von üblichen türkischen Zeitungen, dass Außenpolitik und Kultur 
mehr Raum gegeben wird und Berichterstattung und Kommentare eher getrennt werden. In 
Bezug auf einen EU-Beitritt der Türkei vertritt Radikal einen kritisch-proeuropäischen Kurs, 
                                                 
103
 Dt.: Milchstraße 
104
 Dt.: Welt 
105
 Dt.: Satellit 
106
 Vgl.: Medyatava.  Çift Sarılı Yumurta Tadında: 26.09.2005 - 02.10.2005, 03.10.2005 - 09.10.2005,  tarihleri 
arasında gazete satış raporu.  11.12.2006 - 17.12.2006 tarihleri arasında gazete satış raporu.  
http://www.medyatava.net/tiraj.asp  (2.8.2007) 
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da sich die Journalisten von einem EU-Beitritt vor allem mehr Bürger- und 
Arbeitnehmerrechte erwarten. 
Auch wenn die Auflage von Radikal mit etwa 42.200 Stück im Untersuchungszeitraum eher 
gering ist107, hat das Blatt bei international und kulturell Interessierten große Bekanntheit und 
nimmt damit inhaltlich eine singuläre Position am türkischen Zeitungsmarkt ein. So wurden 
auch der türkische Nobelpreisträger Orhan Pamuk und die Sängerin Sezen Aksu im Jänner 
2007 für jeweils einen Tag Chef vom Dienst bei Radikal.  
 
Innerhalb der Doğan-Gruppe dürfte aber nicht nur die Überzeugung, dass ein kulturell-
intellektuelles Blatt eine wichtige Initiative für die türkische Öffentlichkeit darstellt, 
ausschlaggebend für die Gründung gewesen sein, sondern auch dass, ein derartiges Produkt 
am türkischen Markt noch nicht existent war. Im Sinne einer möglichst breit gefächerten 
Diversifikation, war es für das Wirtschaftskonsortium ein leichtes, die nötigen Strukturen für 
diese neue Zeitung innerhalb der bereits bestehenden Organisation aufzubauen. 
7.4.4 Kronen Zeitung 
 
 
Die Kronen Zeitung wurde im Jahr 1959 vom österreichischen Journalisten Hans Dichand 
neu gegründet und ist Österreichs auflagenstärkstes und einflussreichstes Printmedium. Ihr 
Vorgänger war die von Gustav Davis gegründete und seit 2. Jänner 1900 erschienene Kronen 
Zeitung, die bereits in den Jahren der österreichisch-ungarischen Monarchie Auflagen von 
mehr als 100.000 Stück erreichte. Nach der Gleichschaltung durch die Nationalsozialisten im 
Jahr 1944 wurde sie geschlossen.108 
Die finanziellen Hintergründe rund um die Neugründung sind immer noch dünkelhaft, denn 
nachdem der österreichische Gewerkschaftsbund in den 1960er Jahren Besitzansprüche an die 
Krone, wie sie allgemein genannt wird, stellte, wurde die SPÖ mit einer derart heftigen 
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 Vgl.: Medyatava. Çift Sarılı Yumurta Tadında: 26.09.2005–02.10.2005, 03.10.2005–09.10.2005, tarihleri 
arasında gazete satış raporu. 11.12.2006–17.12.2006 tarihleri arasında gazete satış raporu.  
http://www.medyatava.net/tiraj.asp  (26.8.2007) 
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Hetzkampagne überzogen, dass wirtschaftliche Verquickungen in den Gründungsjahren nahe 
liegen (ebda.). 
Seinen damals übernommenen 50-Prozent Anteil an der Krone verkaufte der Mitarbeiter Kurt 
Falk nach Differenzen mit Herausgeber Dichand an die deutsche WAZ-Gruppe, mit der 
Dichand seitdem Auseinandersetzungen hinsichtlich der Geschäftsgebahrung und 
Postenbesetzungen des Boulevardblatts hat. Zuletzt wurde die Bestellung von Hans Dichands 
Sohn Christian zum Chefredakteur von der WAZ-Gruppe stark kritisiert, die mehr Mitsprache 
bei internen Entscheidungen verlangt. 
Bekannt für ihren kampagnenorientierten Journalismus, ist sich die Führung der Kronen 
Zeitung ihres großen Einflusses auf die österreichische Öffentlichkeit bewusst und unterstützt 
bzw. lanciert immer wieder groß angelegte Berichterstattungskampagnen über aktuelle 
Themen wie bspw. gegen den Bau eines Kraftwerks nahe Wien oder gegen den Ankauf von 
Abfangjägern. Sie unterstützte anfangs den EU-Beitritt Österreichs sowie stets den Tierschutz 
und ist mit der gemeinsam mit dem Kurier gegründeten Mediaprint Teilhaber an der größten 
Verlags- und Vertriebsgesellschaft Österreichs. 
Abgesehen vom tabloiden Kleinformat sind für die Krone inhaltlich die Kürze der Berichte 
und die große Anzahl regelmäßig erscheinender „Kampfkommentare“ (Weber 1995: 218) 
charakteristisch, die Teil des von der Krone verwendeten Instrumentariums zur 
journalistischen Konstruktion von genehmen Realitäten sind. Wenn in diesem Fall davon 
ausgegangen werden kann, „dass in der ‚Krone’ die Journalisten es so wollen, dass Schreiben 
eine Konstruktion ist: dann ist die Rede von ‚bewußter Konstruktivität’ angebracht.“ (Weber 
2005: 205; Hh. i.O.) Gleichzeitig wird oft versucht, durch umgangssprachliche Ausdrücke, 
direkte Zitate und andere Annäherungen an orale Erzählweisen eine besondere Nähe zum 
Publikum und hohe Faktizität herzustellen. 
Wegen der fehlenden Trennung von Meinung und Berichterstattung sowie dem Kokettieren 
mit antisemitischen und xenophoben Tendenzen wird das Boulevardblatt immer wieder 
kritisiert. Im Falle mehrerer medialer Vorverurteilungen verdächtiger Personen durch die 
Krone-Berichterstattung wurde das Blatt rechtskräftig verurteilt bzw. vom mittlerweile 
aufgelösten österreichischen Presserat gerügt.109 
Bezüglich eines EU-Beitritts der Türkei bleibt die Krone nun, trotz anfänglicher pro-EU-
Haltung, ihrer Türkei- und EU-kritischen Linie treu und steht einem Beitritt der Türkei 
ablehnend gegenüber, wie an Blattinhalt sowie Leserbriefen ersichtlich ist.  
                                                 
109
 Vgl. Verband Österreichischer Zeitungen: www.voez.at/download170 (21.10.2007)  
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Mit einer Reichweite von 44,9 Prozent in 2005110 und einer verkauften Auflage von über 
800.000 Stück111 ist die Kronen Zeitung sowohl als die größte aller untersuchten Zeitungen 
als auch populärstes Printmedium Österreichs für diese Untersuchung wesentlich. 
7.4.5 Die Presse 
 
 
In Anlehnung an französische Vorbilder im Revolutionsjahr 1848 von August Zang 
gegründet, musste Die Presse jedoch bereits 1849 ihr Erscheinen wegen der harten Zensur 
der Militärregierung Wiens wieder einstellen. Zwei Jahre danach wurde ihr zwar von Neuem 
die behördliche Genehmigung erteilt, doch nach internen Konflikten zwischen Eigentümer 
und Redaktion im Jahr 1864 verließ ein Großteil der Mitarbeiter Zangs Blatt und gründete die 
Neue Freie Presse, die in Folge der Presse den Rang ablief112, so dass diese von Zang an die 
Regierung verkauft und 1896 gänzlich eingestellt wurde. 
Die Neue Freie Presse stieg indes zum Leitmedium des erstarkenden Bürgertums der 
deutschsprachigen Habsburgermonarchie auf und erreichte mit einer Vielzahl prominenter 
Autoren im Jahr 1920 ihre Höchstauflage von 90.000 Stück (ebda.), was in etwa der heutigen 
Verbreitung entspricht (s.u.). Das Ende für die Neue Freie Presse kam, wie für alle freien 
Medien, mit der Gleichschaltung durch das nationalsozialistische Regime nach dem 
unbehinderten Einmarsch deutscher Truppen in Österreich am 12. März 1938. Nach dem Sieg 
der Alliierten wurde Die Presse im Unterschied zum Kurier von Ernst Molden als von den 
Besatzungsmächten unabhängige Zeitung zu neuem Leben erweckt und konnte ab Ende 
Januar 1946 wieder erscheinen, anfangs wegen akuten Mangels an Rotationspapier jedoch 
nur wöchentlich. Ernst Moldens Sohn Fritz gelang es im Jahr 1952, eine finanzielle Krise der 
Zeitung durch die Aufbringung eines Kredits in der Höhe von zwei Millionen Schilling zu 
überwinden und er übernahm 1952 zuerst einen Anteil von 50 Prozent an der Presse, und im 
darauf folgenden Jahr nach dem Tod seines Vaters dann auch die Chefredaktion.  
Obwohl die öffentlich-rechtliche österreichische Bundeswirtschaftskammer 1965 einen 
Großteil der Zeitung übernahm, konnte die konservativ-bürgerliche Tageszeitung ihre 
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 Vgl.: Media-Analyse: http://www.media-analyse.at/frmdata2005.html und  http://www.media-
analyse.at/frmdata2006.html (20.10.2007) 
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 Vgl.: Österreichische Auflagenkontrolle ÖAK: Jahresschnitt 2006 Tageszeitungen. In: http://www.oeak.at/  
(20.10.2007) 
112
 Vgl. Wikipedia. Die freie Enzyklopädie: Die Presse. http://de.wikipedia.org/wiki/Die_Presse (29.10.2007) 
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Autonomie teilweise bewahren. Anfang der 1990er Jahre wurden von der Styria AG, 
drittgrößte der österreichischen Mediengruppen und im Besitz der „Katholischen Medien 
Verein Privatstiftung“ und des „Katholischen Medien Vereins“, 51 Prozent an der Zeitung 
übernommen, nach dem Kauf der restlichen Anteile ist die Styria Medien AG ab 1999 
alleiniger Eigentümer der Presse.113 
Nach einem Wechsel des Layouts und mehreren Änderungen des Formats ist Die Presse 
kleiner, durchgehend farbig und in ihrer Erscheinung moderner geworden, jedoch im Kern 
ein konservativ-wirtschaftsliberales und bürgerliches Blatt geblieben. Die Leserschaft der 
Presse zählte im Jahr 2005 rund 325.000 meist höher ausgebildete und verdienende Personen, 
was einer Reichweite von 4,8 Prozent entspricht114. Mit der verkauften Auflage von 79.676 
Stück lag sie knapp vor ihrem direkten Konkurrenten, dem Standard.115 Beide gelten als 
österreichische Qualitätszeitungen, wobei die Presse die konservativere Zeitung ist und einem 
Beitritt der Türkei unter anderem aus wirtschaftlichen Gründen skeptischer gegenüberstehen 
dürfte. 
7.4.6 Der Standard 
 
 
Die Wiener Tageszeitung Der Standard wurde 1988 von Oscar Bronner gegründet, der in den 
1970er Jahren bereits das Wochenmagazin profil und das monatlich erscheinende 
Wirtschaftsmagazin trend ins Leben rief und damit den Printjournalismus in Österreich 
entscheidend geprägt hat.  
Da Der Standard anfangs als reine Wirtschaftszeitung konzipiert war, verzichtete man unter 
anderem auf den Sportteil. Im Unterschied zu allen anderen österreichischen Tageszeitungen 
erscheint Der Standard auf lachsrosa Papier und ist von der New York Times inspiriert, 
wobei die Etablierung einer wirtschaftlich und somit auch redaktionell unabhängigen 
Qualitätszeitung Bronners Hauptmotiv gewesen ist.116   
Mit Hilfe des deutschen Axel Springer Verlags, der sich anfangs mit 50 Prozent am Standard 
beteiligte, konnte der Standard am 19. Oktober 1988 erstmals erscheinen, vorerst jedoch nur 
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 Vgl. DiePresse.com (2007):  Die Jahre der Modernisierung. 
http://www.diepresse.com/unternehmen/geschichte/10768/print.do (29.10.2007) 
114
 Vgl.: Media-Analyse: http://www.media-analyse.at/frmdata2005.html, und  http://www.media-
analyse.at/frmdata2006.html (20.10.2007) 
115
 Vgl. Österreichische Auflagenkontrolle: Jahresschnitt 2006 Tageszeitungen. In: http://www.oeak.at/ 
(29.10.2007) 
116
 Vgl. Der Standard digital.at: Kennen Sie den wahren Bronner? http://derstandarddigital.at/?url=/?id=1113535 
(1.11.2007) 
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fünfmal pro Woche. Im Jahr 1995 kam es zu einem Wechsel der Eigentümerverhältnisse und 
Oscar Bronner erhöhte seinen Anteil auf 51 Prozent, den Rest übernahm der Süddeutsche 
Verlag. Obwohl der Standard von Beginn an beanspruchte, eine überregionale österreichische 
Tageszeitung zu sein, konzentrierte man sich in den Anfangsjahren redaktionell auf den 
Raum Wien, was sich in Folge auch auf die Verbreitung auswirkte. Heute wird der Standard 
neben der Presse, den Salzburger Nachrichten und auch der Wiener Zeitung zu den 
etablierten Qualitätszeitungen gezählt, wobei seine Blattlinie wirtschaftsliberal und politisch 
bürgerlich bis links der Mitte anzusiedeln ist. 
Neben den kontroversiellen Gastkommentatoren unterschiedlichster politischer Couleur, 
zeichnet sich der Standard durch sein ausgesprochen umfangreiches Onlineportal 
derstandard.at aus, das redaktionell eng mit der Belegschaft der Printausgabe kooperiert, aber 
ebenfalls eine wirtschaftlich selbständige Gesellschaft ist und – nach eigenen Angaben – bei 
Erscheinen im Februar 1995 als erste deutschsprachige Zeitung im Internet auftrat.117 
Im Jahr 2005 lag der Standard mit einer verkauften Auflage rund 70.000 Stück knapp hinter 
seiner Konkurrentin, der Presse, erreichte aber mit einer Reichweite von 4,9 Prozent eine 
größere Leserschaft.118  
Da der Standard als einzige der untersuchten Tageszeitungen aus Österreich einen eigenen 
Korrespondenten in der Türkei hat, kann davon ausgegangen werden, dass umfangreicher und 
detaillierter über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen und ihren Fortgang berichtet 
wird. 
7.5 Fragestellungen und Hypothesen 
FF 1:  Wie stark ist die inhaltliche Tendenz (pro/kontra/äquidistant) der schriftlichen 
Berichterstattung der einzelnen Medien in Bezug auf einen Beitritt der Türkei zur 
EU?  
Hyp. 1: Österreichische Medien stehen einem EU-Beitritt der Türkei im Gegensatz zu 
türkischen generell ablehnend gegenüber. 
OP 1:  Jedem Artikel wird (in Zusammenhang u.U. mit dazugehörigem Bild) eine 
inhaltliche Tendenz entnommen (anhand eindeutiger Aussagen oder Übergewicht an 
Pro- oder Kontra-Argumenten). Dies wird für jede einzelne Zeitung und im Länder-
Vergleich unternommen. 
Stat. 1:  a) einzelne Zeitungen X Tendenz (n = Artikel pro Zeitung) 
                                                 
117
 Vgl. Österreichische Auflagenkontrolle: Jahresschnitt 2006 Tageszeitungen. In: http://www.oeak.at/ 
(1.11.2007)  
118
 Vgl.: Media-Analyse: http://www.media-analyse.at/frmdata2005.html, und  http://www.media-
analyse.at/frmdata2006.html (1.11.2007) 
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b) Ländervgl. X  Tendenz (n = Gesamtzahl d. Artikel über alle Länder und 
Zeitungen)    
 
FF 2:  Welche Argumente werden verstärkt in der Berichterstattung zur Begründung dafür 
herangezogen, dass bis dato keine Mitgliedschaft verhandelt wurde? 
Hyp. 2:  Während in österreichischen Medien insbesondere religiöse, sicherheitspolitische 
und geografische Einwände dominieren, heben türkische Medien besonders die 
Ablehnung aus konfessionellen Gründen sowie die Absichtserklärungen der EU und 
ihrer Vorgänger hervor. 
OP 2:  Jedes verwendete Argument wird kategorisiert und im direkten Vergleich pro 
Zeitung gegenübergestellt. Danach wird ein Länder-Vergleich unternommen. 
Stat. 2:  a) pro Zeitung X Art des Arguments (n = Anzahl der Argumente pro Zeitung  
 => Häufigkeiten)  
 b) Ländervgl. X Art des Arguments (n = Anzahl der Argumente über Länder und 
Zeitungen) 
 
FF 3:  Welche quantitativen Unterschiede in der Berichterstattung zeigen sich in einer 
nationalen Gegenüberstellung der Berichterstattungen? 
Hyp. 3:  Die türkischen Medien berichten quantitativ mehr über die Verhandlungen als die 
österreichischen.  
OP 3: Quantitativer Anteil (inklusive Bilder) der Berichterstattung in Relation zu 
redaktionellem Teil wird ermittelt für jede Zeitung. Danach Gegenüberstellung im 
Ländervergleich. 
Stat. 3:  a) quantitativer Anteil X Zeitung (n = Zeitungsausgaben nach Datum pro Zeitung) 
  => deskriptiv  
 b) Ländervgl. X quantitativer Anteil der Landesberichterstattung/Zeitungen der zwei 
Länder (n = Anteil über alle Zeitungen nach Datum) 
 
FF 4:  Wie groß sind die quantitativen Unterschiede beim Einsatz visueller 
Kommunikationselemente?119 
Hyp. 4:  Auf quantitativer Ebene kommen in türkischen Medien mehr visuelle Elemente zum 
Einsatz. 
                                                 
119
 Bild, Foto, (Info-)Grafik, Karikatur, Fotomontage 
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OP 4.:   Der quantitative Anteil (flächenmäßig) von Bildern an Berichterstattung über EU-
Beitrittsverhandlungen wird ermittelt und im Ländervergleich gegenübergestellt. 
Stat. 4:  Ländervgl. X quantitativer Anteil der Bilder der zwei Länder (n = Anteil über alle 
Artikel, Länder und Zeitungen) 
 
FF 5:  Welche Funktionen haben die Bilder in der Berichterstattung? 
Hyp. 5:  Generell haben visuelle Elemente Illustrationsfunktion, stehen also in 
Zusammenhang mit Text. Sie bieten aber mit Ausnahme von Infografiken keine 
Zusatzinformationen zum Text. 
OP 5:  Bilder werden nach ihren Funktionen kategorisiert und der gegebene 
Zusammenhang  mit Text analysiert. 
Stat. 5:  Funktionen der Bilder (n = Anzahl aller Bilder in allen Zeitungen u. Ländern) 
 => deskriptiv 
 
FF 6:  Welche Unterschiede gibt es bei der visuellen inhaltlichen Darstellung des 
Beitrittsprozesses in türkischen und österreichischen Medien? 
Hyp. 6:  In den Medien beider Länder dominieren Politik(er)klischeebilder. Aber während 
österreichische Medien verstärkt den Islam in Politik und Alltag visualisieren, 
kommen in türkischen Medien mehr die Fortschrittlichkeit der EU und der Türkei 
vor. 
OP 6:  Die Bildinhalte werden Kategorien zugeordnet, die aus der Berichterstattung selber 
entwickelt wurden. 
Stat. 6:  Länder X Bildinhalte (n = Anzahl aller Bilder) 
  
 
FF 7:  Bestehen Zusammenhänge zwischen den Tendenzen der Berichterstattung (s. FF1) 
und der öffentlichen Meinung der beiden Länder? 
Hyp. 7:  Öffentliche Meinung und Berichterstattung sind konsonant, d.h. bei ablehnender  
Berichterstattung ist auch die öffentliche Meinung mehrheitlich gegen einen Beitritt. 
OP 7:  Ländertendenzen werden mit repräsentativen Befragungen zu Zustimmung eines 






Die Auswertung erfolgt für die Forschungsfragen eins bis sechs mittels statistischer 
Auswertung der jeweils relevanten Daten der Zeitungsinhaltsanalyse. Für Forschungsfrage 
sieben werden die Ergebnisse der Inhaltsanalyse als Funktionskontext der Medienaussagen 
mit den Journalisteninterviews als Rollenkontext der Medienakteure referenziert. Eine 
Gegenüberstellung von durch inhaltsanalytische Untersuchung und persönliche Befragung 
erhobenem Quellenmaterial unterstützt die vielschichtige Analyse des medial repräsentierten 
Problems und seiner Produktionsbedingungen. 
8.1 Ergebnis der Zeitungsanalyse 
Die zu Forschungsfrage 1 (Wie stark ist die inhaltliche Tendenz (pro/kontra/äquidistant) der 
schriftlichen Berichterstattung der einzelnen Medien in Bezug auf einen Beitritt der Türkei 
zur EU?) gehörige Hypothese 1 (Österreichische Medien stehen einem EU-Beitritt der 
Türkei im Gegensatz zu den türkischen Medien generell ablehnend gegenüber) konnte nicht 
verifiziert werden. 
  
Sowohl die Auswertung der einzelnen Zeitungen (einzelne Zeitungen X Tendenz [n = Artikel 
pro Zeitung]) als auch der gruppierte Ländervergleich (Ländervergleich X Tendenz [n = 239 
Artikel über alle Länder und Zeitungen]) zeigen zwar eine deutlich positivere Schilderung 
eines möglichen Beitritts der Türkei in den türkischen Medien, jedoch keine signifikant 
negative Repräsentation des Themas in den untersuchten drei österreichischen 
Tageszeitungen (s. Abb. 11 und 12).  
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Abbildung 11 Beitrittsbewertung in österreichischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 

















Abbildung 12 Beitrittsbewertung in türkischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
 
Der Ländervergleich offenbart, dass in den untersuchten türkischen Zeitungen im Gegensatz 
zu den österreichischen keinerlei Artikel erschienen sind, die den Beitritt generell ablehnen. 
Wohl aber gaben sich einzelne Kommentatoren skeptisch, auch Argumente der 
nationalistischen Oppositionspartei MHP wurden in den Medien wiedergegeben, aber meist 
wurden in Folge relativierende bzw. pro-europäische Wortmeldungen von türkischen oder 
europäischen Politikern zitiert.  
Dabei ist die positivere Darstellung der Beitrittsperspektive in den türkischen Tageszeitungen 
augenscheinlich. In knapp 42 Prozent aller Artikel sind eindeutig Pro-EU-Argumente 
vorherrschend. Vergleicht man dieses Ergebnis mit den Blattlinien der Zeitungen, die laut 
Journalistenbefragung alle einen Beitritt unterstützen, kann man hier von einer konsistenten 
Umsetzung dieser in den Printprodukten sprechen.  
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Im Gegensatz dazu dominierte in den österreichischen Zeitungen eine ambivalente 
Beurteilung des türkischen EU-Beitritts (74 Prozent)  in noch stärkerem Maße als in den 
türkischen (55 Prozent), was für eine ausgeprägte äquidistante Berichterstattung spricht, da 
auch Kommentare berücksichtigt wurden. Eine allgemein ablehnende Weise der 
Berichterstattung ist dem österreichischen Untersuchungsmaterial jedoch nicht zu entnehmen, 
wie die Analyse der Tendenzen der unterschiedlichen Zeitungen zeigt. Dennoch offenbaren 
sich deutliche Unterschiede: Während in der Kronen Zeitung nur ambivalente bzw. negative 
Argumentationen erscheinen, kommt der Thematik in den anderen, insbesondere jedoch in 
den türkischen Zeitungen, viel mehr Aufmerksamkeit und positive Argumentation zu. 
 















































Abbildung 15 Beitrittsbewertung der Presse (Quelle: eigene Erhebung) 
 
Wegen der geringen Stichprobe, insbesondere bei der Kronen Zeitung, ist es jedoch nicht 
möglich, allein aus diesen Werten Rückschlüsse auf eine etwaige Blattlinie zu ziehen. Es lässt 
sich jedoch sagen, dass die Krone bezüglich der Anzahl der Berichte dieser speziellen EU-
Thematik am wenigsten redaktionelle Aufmerksamkeit zukommen lässt. In Kapitel 8.2 wird 
analysiert, ob dies mit den Blattlinien der Zeitungen in Verbindung steht. Die Annahme, dass 
der Standard als einzige Zeitung mit Korrespondenten in der Türkei am meisten und am 
positivsten über einen Beitritt berichtet, konnte bestätigt werden – allerdings nicht, welche 
Art von kausalem Zusammenhang hier besteht. 
 
Bei den untersuchten türkischen Tageszeitungen bietet sich wegen der stärkeren Befassung 
mit dem Thema ein differenzierteres Bild – sowohl eine Folge des größeren Interesses an den 
Verhandlungen im Land, als auch der daraus resultierenden größeren Stichprobe an Artikeln. 
Die Berichterstattung der Zeitung Hürriyet zeichnet bspw. ein generell vorwiegend 
neutrales/ambivalentes Bild, abgesehen davon dominieren jedoch eindeutig positive 
Argumente, einer ablehnenden Haltung wird nur selten Ausdruck verliehen. Ähnliches gilt für 




































Abbildung 17 Beitrittsbewertung der Zaman (Quelle: eigene Erhebung) 
 

















Abbildung 18 Beitrittsbewertung der Radikal (Quelle: eigene Erhebung) 
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Anders als in österreichischen Blättern ist die komplette Ablehnung eines Beitritts nach 
Artikeln nicht zu finden, lediglich eine minimale Opposition gegen einen Beitritt wird medial 
repräsentiert. Hypothese 1 konnte demnach nicht verifiziert werden, da die österreichischen 
Medien einem Beitritt zwar ablehnender als die türkischen gegenüberstehen, ihn aber nicht 
generell ablehnen. Auffallend ist hier der geringe redaktionelle Umfang, den die Kronen 
Zeitung den Beitrittsverhandlungen zukommen lässt. 
 
Auch die Auswertung der Forschungsfrage 2 (Welche Argumente werden verstärkt in der 
Berichterstattung zur Begründung dafür herangezogen, dass bis dato keine Mitgliedschaft 
verhandelt wurde?) brachte keine komplette Verifizierung der Hypothese 2 (Während in 
österreichischen Medien insbesondere religiöse, sicherheitspolitische und geografische 
Einwände dominieren, heben türkische Medien besonders die Ablehnung aus konfessionellen 
Gründen sowie die Absichtserklärungen der EU und ihrer Vorgänger hervor).  
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Abbildung 19 Kontra-Argumente in österreichischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
 
Im Gegensatz zur Hypothese sind geografische oder religiöse Einwände nicht relevant 
vertreten. Die prominentesten Vorbehalte gegen einen Beitritt der Türkei sind:  
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• Die Überforderung der EU-Kapazitäten bei Beitritt der Türkei (7,5 %) 
• Negative Aussagen von türkischen Akteuren/Institutionen selber (5 %) 
• Keine geo- oder sicherheitspolitischen Vorteile durch einen Beitritt (5 %) 
• Verstöße gegen Minderheitenrechte (5 %) 
• Demokratische Defizite der Türkei generell (2,5 %) 
• Sonstige (5 %) 
 
Dieses Ergebnis ist insofern überraschend, als die öffentlich oft bemühten Argumente der 
kulturellen, religiösen oder geografischen Imkompatibilität der Türkei mit der EU keinen 
Widerhall in den untersuchten Medien fanden. Die Stichprobengröße lässt natürlich keine 
Rückschlüsse auf eine repräsentative Medienerfassung zu, es bleibt dennoch interessant, dass 
kulturelle, historische und pragmatisch nicht begründbare Argumente in den Medien nicht 
vertreten sind (s. Kap. 3.1). Darüber hinaus kam dem Standpunkt der österreichischen 
Politiker, die Aufnahmekapazität der EU als Beitrittsbedingung für die Türkei zu forcieren, 
die stärkste argumentative Abbildung zu, auch wenn diese Position in den Verhandlungen 
schlussendlich nicht durchgesetzt werden konnte. 
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Abbildung 20 Kontra-Argumente in türkischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
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In den türkischen Blättern dominieren unter den häufigsten Kontra-Argumenten neben 
ablehnenden Aussagen türkischer Repräsentanten aus Politik, Wirtschaft u.a. vor allem 
Themen der nationalen Souveränität und Sicherheit. Die häufigsten ablehnenden Argumente  
sind:  
 
• Negative Haltungen von türkischen Akteuren und Institutionen (5 %) 
• Das Zypernproblem (4 %) 
• Sicherheitspolitische und strategische Nachteile für die Türkei (3 %) 
• Sonstige (2,5 %) 
• Überforderung der institutiven und integrativen Kapazitäten der EU (2 %) 
• Negative Haltung von EU-Akteuren oder -Institutionen (1,5 %) 
 
Somit konnte auch der zweite Teil der Hypothese, wonach ein Beitritt aus türkischer Sicht 
nicht möglich sein wird, insofern nicht verifiziert werden, als die Ablehnung aus 
konfessionellen Gründen (ergo: Die Türkei wird vermutlich abgelehnt, weil sie nicht 
christlich ist) in den türkischen Medien zwar ausgesprochen häufig vertreten ist, jedoch in 
anderer Verwendung, nämlich als Pro-Argument (s.u.).  
Die Zypernproblematik als dominantestes Sachargument in den türkischen Zeitungen ist 
wegen ihrer starken nationalen Bedeutung durchaus als Stolperstein zu sehen und führte rund 
ein Jahr später auch zum teilweisen Stillstand der Verhandlungen. Wegen der 
Unvereinbarkeit der unterschiedlichen Ansprüche in der Zypernfrage (s. Kap. 3.4.8) ist davon 
auszugehen, dass ohne Lösung der Beitritt wahrscheinlich nicht gelingen kann. Auch die 
recht oft geäußerten Bedenken, dass die Türkei mit einem Beitritt an Sicherheit und 
Souveränität verlieren würde, sind eng mit Fragen nationaler Identität, territorialer Ansprüche 
und mit  Hegemoniedenken verbunden – umso mehr in einem Land mit einem ausgeprägten 
Staatsnationalismus wie der Türkei. Dass ein Beitritt mit einem großen Souveränitätsverlust 
verbunden ist, wird dabei von türkischen EU-Gegnern teilweise ebenso kurios begründet wie 
von Kritikern in EU-Mitgliedsländern – so wird etwa behauptet, dass mit einem Beitritt die 
Verwendung von Nationalflagge und -hymne eingeschränkt oder gar verboten werden würde. 
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Abbildung 21 Pro-Argumente in österreichischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
Betrachtet man die häufigsten zustimmenden Begründungen zu einem Beitritt der Türkei, so 
fällt – abgesehen von den unterstützenden Aussagen türkischer oder europäischer Akteure – 
für Österreich eine starke Präsenz ideologischer und politischer Argumente auf:  
 
• Positive Haltung von Türkei-Akteuren (20 %) 
• EU darf nicht auf kulturellen oder religiösen Prinzipien, sondern muss auf 
universellen Normen aufbauen (12,5 %) 
• Geo- und sicherheitspolitische Vorteile für die EU (10 %) 
• Der Türkei gegebene Zusagen seit den 1960er Jahren (10 %) 
• EU-Beitritt unterstützt Türkei-Demokratisierung (7,5 %) 
 
Neben strategischer Argumentation findet auch das Argument, dass kulturelle/religiöse  
Unterschiede kein Grund für eine Ablehnung sind, unerwartet große Vertretung in den 
österreichischen Zeitungen. Zusätzlich zu diesen Überlegungen, die oft in der Türkei eine 
Brücke in den Nahen Osten sehen, mehren sich auch Stimmen, die schlicht auf Einhaltung 
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der Zusagen pochen. Geringfügig seltener werden Vorteile für eine weitere Demokratisierung 
der Türkei und wirtschaftliche Vorteile für die EU angeführt, obwohl die doch EU prinzipiell 
ein Wirtschaftsbündnis mit politischer Koordination ist. 
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Abbildung 22 Pro-Argumente in türkischen Tageszeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
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Ein wesentlich differenzierteres Bild bietet sich bei der türkischen Berichterstattung aufgrund 
der knapp fünfmal größeren Stichprobe. Folgende Argumente bilden gut 75 Prozent aller 
geschilderten Begründungen ab:  
 
• Geo- und sicherheitspolitische Vorteile für die EU (19,6 %) 
• Der Türkei gegebene Zusagen seit den 1960er Jahren (14,1 %) 
• Wirtschaftliche Vorteile für die EU (13,6 %) 
• Integration eines islamischen Landes als Vorzeige-Modell (12,6 %) 
• EU-Beitritt unterstützt Türkei-Demokratisierung (12,6) 
• Positive Haltung von Türkei-Akteuren (10,6 %) 
• EU darf nicht auf kulturellen oder religiösen Prinzipien, sondern muss auf 
universellen Normen aufbauen (9,5 %) 
• Positive Haltung von EU-Akteuren (6,5 %) 
 
Die wesentlichsten Unterschiede zur österreichischen Presse bestehen darin, dass die 
Integration eines islamischen Landes in die generell christlich geprägte EU als Vorteil 
gesehen wird, der zur Lösung von Konflikten bzw. Annäherung zwischen zwei religiös 
unterschiedlich dominierten Regionen beitragen kann. Darüber hinaus wird einem EU-Beitritt 
der Türkei großer wirtschaftlicher Benefit für die EU zugeschrieben – ein Faktor, der in 
Österreich eher unter umgekehrtem Vorzeichen gesehen wird. Genauso wie in Österreich 
wird, oft unter dem Schlagwort des vermeintlichen „Christenclubs“, der mögliche Beitritt 
eines muslimischen Landes als Bestätigung der liberalen europäischen Freiheiten gesehen, 
und eine Ablehnung mit religiös motivierter Diskriminierung gleichgesetzt. Übereinstimmung 
besteht bei strategischen Überlegungen und der Demokratisierung der Türkei, die in beiden 
Ländern vermehrt als Vorzüge eines Beitritts präsentiert werden.  
Somit kann die Hypothese 2 insofern teilweise bestätigt werden, als die der Türkei bereits 
gegebenen Zusagen tatsächlich das zweithäufigste Argument sind und die konfessionellen 
Unterschiede zwar nicht in negativer Konnotation gehäuft auftreten, aber 
überdurchschnittlich oft als Vorteil oder Beweis für den EU-Pluralismus angeführt werden.  
 
Die zu Forschungsfrage 3 (Welche quantitativen Unterschiede in der Berichterstattung 
zeigen sich in der nationalen Gegenüberstellung der Berichterstattungen?) gehörige 
Hypothese 3 (Türkische Medien berichten quantitativ mehr über die Verhandlungen als die 
österreichischen) konnte verifiziert werden.  
So wandten die österreichischen Zeitungen bei einem durchschnittlichen Umfang von 31,5 
Seiten redaktionellem Teil im Mittel 5,7 Prozent bzw. 1,8 Seiten für die Berichterstattung zu 
diesem Thema auf.  
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In den türkischen Medien wurde bei einem mittleren redaktionellen Teil von 21,1 Seiten auf 
durchschnittlich 4,6 Seiten der Verhandlungsbeginn in Text und Bild geschildert, was einem 
Anteil von 21,8 Prozent am gesamten redaktionellen Teil entspricht. 
 






Umfang rel. Artikel ges.
Umfang rel. Bilder ges.
n= 9 Zeitungsausgaben
 
Abbildung 23 Berichterstattungsumfang in österreichischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 





Umfang rel. Artikel ges.
Umfang rel. Bilder ges.
n= 9 Zeitungsausgaben
 
Abbildung 24 Berichterstattungsumfang in türkischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
 
Somit konnte Hypothese 3 eindeutig bestätigt werden. Der Grund für die 
Mehrberichterstattung in den untersuchten türkischen Zeitungen dürfte wohl das große 
nationale Interesse der Türkei als Staat wie ihrer Bürger sein, die sich von einem Beitritt 
bereits seit Jahrzehnten substanzielle Verbesserungen erhoffen. Dass jedoch die 
österreichischen Medien bei einer derart eindeutigen Ablehnung eines türkischen Beitritts und 
offensichtlichem diplomatischen Widerstand diesem Thema wenig Platz bieten, könnte mit 
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einer generellen Ablehnung der EU als solche zusammenhängen – so wird die EU zwar gerne 
allgemein attackiert, Grund für eine fundierte Auseinandersetzung ist das aber offenbar nicht. 
 
Forschungsfrage 4 der Untersuchung  (Wie groß sind die quantitativen Unterschiede beim 
Einsatz visueller Kommunikationselemente?) mit der Hypothese 4 (Auf quantitativer Ebene 
kommen in türkischen Medien mehr visuelle Elemente zum Einsatz) konnte für die 
untersuchten Medien eindeutig verifiziert werden.  
 
Der quantitative Anteil von Bildern und anderen visuellen Elementen120 zum 
Untersuchungsthema ist in türkischen Zeitungen im Mittel mit 1,1 Seiten an Bildern zu 0,49 
Seiten an Bildern in den österreichischen, sowohl relativ als auch absolut eindeutig höher. 
Gleichzeitig ist aus den Daten erkennbar, dass die türkischen Medien mit einer deutlich 
größeren Menge an  kleinen Bilder operieren: die durchschnittliche Größe eines Bilds in den 
österreichischen Zeitungen beträgt 0,3 Seiten, während es in den türkischen nur 0,05 Seiten 
sind. 
 




















Abbildung 25 Visuelle Elemente in österreichischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
                                                 
120
 Bild, Foto, (Info-)Grafik, Karikatur, Fotomontage, Themengrafik 
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Abbildung 26 Visuelle Elemente in türkischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
Bezüglich der deskriptiven Forschungsfrage 5 (Welche Funktionen haben die Bilder in der 
Berichterstattung?) ergab die Auswertung der insgesamt 166 Artikel mit Bild (lediglich 73 
Artikel hatten keinerlei visuelle Elemente), dass die Bilder in 84 Prozent aller Fälle dem Text 
untergeordnet waren und demnach den Text illustrierten, aber keinen eigenen 
Informationsinhalt beitrugen. Der Bild-Text-Status gleichwertig-komplementär beläuft sich 
mit insgesamt 22 Fällen auf rund 13 Prozent, meist waren dies Infografiken bzw. 
Erläuterungen zu einem Bild. 
Der Status ungleich–Bild dominant kam nur fünfmal vor. Dies waren im Wesentlichen 
Karikaturen, die einen Großteil ihrer Botschaft visuell und mit wenig bis gar keinen Worten 
transportieren können.  
Der Status gleichwertig-unabhängig war im Untersuchungsmaterial überhaupt nicht vertreten, 
was aber insofern nicht überrascht, da ein unabhängiges Verständnis von Nachrichtenbildern 
ohne Text schwierig bis kaum möglich ist. Jedes Bild benötigt zumindest einen Bildtext, 
welcher den Bildinhalt erklärt und so dem Rezipienten verständlich macht, bspw. ergibt ein 
übliches Pressefoto mehrerer Politiker ohne Erklärung des Grundes ihres Zusammentreffens 
keinerlei Sinn außer dem des Treffens der abgebildeten Personen generell.  
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Abbildung 27 Statusbeziehungen von Bild und Text (Quelle: eigene Erhebung) 
 
Hypothese 5 (Generell haben visuelle Elemente Illustrationsfunktion, stehen also in 
Zusammenhang mit Text. Sie bieten aber mit Ausnahme von Infografiken keine 
Zusatzinformationen zum Text) konnte somit verifiziert werden, da die Bilder im Allgemeinen 
für das Verständnis der Artikelinhalte irrelevant waren, sondern nur den Ort des Geschehens, 
die Akteure u.a.m. (s. Forschungsfrage 6) illustrierten. Allein Infografiken und Karikaturen 
kotnnen für sich genommen dominanten oder komplementären Status einnehmen, ganz ohne 
Text ist jedoch die konkrete Schilderung von Sachverhalten oder Vorgängen nicht möglich, 
was in der assoziativen und interpretativen Natur des Bilds begründet ist (s. Kap. 6). Die 
Anzahl an Infografiken und Karikaturen war aber so gering, dass über sie keine weiteren 
deskriptiven Aussagen gemacht werden können. In diesem Kontext ist jedoch die 
zunehmende Popularität von Bildern in aktuellen Printmedien ausgesprochen interessant, da 
sie in den meisten Fällen zwar nicht notwendig, doch für die Rezipienten interessant 
erscheinen.  
 
Auch die Analyse der Bildinhalte offenbart Unterschiede zwischen den türkischen und 
österreichischen Zeitungen. Der Forschungsfrage 6 (Welche Unterschiede gibt es bei der 
visuellen inhaltlichen Darstellung des Beitrittsprozesses in türkischen und österreichischen 
Medien?) folgend, kann Hypothese 6 (In den Medien beider Länder dominieren 
Politik(er)klischeebilder. Aber während österreichische Medien verstärkt den Islam in Politik 
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und Alltag visualisieren, kommen in türkischen Medien mehr die Fortschrittlichkeit der EU 
und der Türkei vor) nur teilweise verifiziert werden. 
 
So kam bspw. der Islam in der österreichischen Berichterstattung wider Erwarten kein 
einziges Mal vor, der Großteil der Bilder beschränkt sich wie angenommen auf 
österreichische, türkische und EU- Repräsentanten und Institutionen. 
 
























Abbildung 28 Bildinhalte in österreichischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
 
Andere Bilder offenbaren sich in den türkischen Zeitungen: am häufigsten treten hier die 
Bilder der Artikelverfasser auf. In österreichischen Medien ist dies allgemein nur bei 
Kommentaren Usus, in türkischen jedoch auch bei längeren Berichten – die Journalisten sind 
visuell viel stärker präsent.  
Abgesehen davon finden sich in den türkischen Blättern wie erwartet türkische und EU-
Repräsentanten und Institutionsklischees, die mehr als ein Drittel der Bilder ausmachen. Der 
zweite, auf die Türkei bezogene Teil der Hypothese entpuppt sich ebenso wie beim 
österreichischen Untersuchungsmaterial als krasse Fehleinschätzung – die Kategorien 
Fortschrittlichkeit der EU bzw. der Türkei treten visuell überhaupt nicht in Erscheinung. 
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Abbildung 29 Bildinhalte in türkischen Zeitungen (Quelle: eigene Erhebung) 
  
Die Auswertung von Hypothese 6 lässt Rückschlüsse auf formal wie inhaltlich 
unterschiedliche Arten des Journalismus in beiden Ländern zu: Gemäß globalen Trends wird 
in den türkischen Zeitungen viel stärker auf Bildmaterial gesetzt als in Österreich. Auch 
bieten die Zeitungen viel mehr kleinteiligen Bildern und Texten Raum, was mit zwei 
unterschiedlichen Traditionen des Zeitungsformats in Zusammenhang stehen dürfte: die 
Seiten der türkischen Zeitungen sind deutlich größer als ihrer österreichischen Pendants (mit 
Berliner Format und kleiner). Obwohl generell in den letzten Jahren viele Printmedien ihr 
Format in Richtung Tabloid verkleinerten, ist diese Entwicklung hier aktuell weder für den 
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türkischen noch den österreichischen Markt zu beobachten – die österreichischen Zeitungen 
sind bereits kleinformatiger, bei den türkischen Blättern sind im tagesaktuellen Sektor keine 
Formatverkleinerungen absehbar. Ob die stärkere Visualisierung in den türkischen Blättern 
auch zu einer stärkeren Emotionalisierung der Berichterstattung führt, wäre durch eine eigene 
Untersuchung zu klären. Nach der Inhaltsanalyse steht m.E. zu vermuten, dass nicht mehr 
Bilder allein zu einer stärkeren Sensationalisierung beitrage, sondern dass es sich stets um ein 
Zusammenspiel der Kommunikationsformen Bild, Text (bzw. in anderen Medien auch Ton) 
handelt, das von wissenschaftlich bis berichtend, emotionalisierend bis reißerisch, wertend bis 
vorverurteilend in den unterschiedlichsten Formen realisiert werden kann. Ein Schluss, den 
die Bildlastigkeit der türkischen Medien jedoch zulässt ist, dass dadurch der Anteil an Text 
zurückgeht und die Zeitungen zeitlich schneller rezipierbar sind – Bilder sind im Gegensatz 
zu Texten oft mit wenigen Blicken zu erfassen. 
 
Für die zur Forschungsfrage 7 (Bestehen Zusammenhänge zwischen den Tendenzen der 
Berichterstattung und der öffentlichen Meinung beider Länder?) gehörige Hypothese 7 
(Öffentliche Meinung und Berichterstattung sind konsonant, d.h. bei ablehnender 
Berichterstattung ist auch die öffentliche Meinung mehrheitlich gegen einen Beitritt) werden  
die erhobenen Zeitungstendenzen mit den Ergebnissen der nationalen Eurobarometer beider 
Länder von Herbst 2005 verglichen. 
Angefangen mit der generellen Meinung in beiden Ländern zur EU, äußerten sich laut 
Eurobarometer Herbst 2005 die befragten türkischen Bürger wesentlich positiver der EU 
gegenüber als die Österreicher: während dort zu diesem Zeitpunkt nur 32 Prozent der 
Befragten die EU-Mitgliedschaft für eine „gute Sache“ hielten (European Commission 2005a: 
30) waren es zur gleichen Zeit in der Türkei 55 Prozent (European Commission 2005b: 29). 
Auch die Zahl der eindeutigen EU-Gegner ist in Österreich mit 25 Prozent aller Befragten 
wesentlich höher als in der Türkei, wo sich nur neun Prozent dementsprechend äußerten 
(ebda.). Österreich ist somit seit längerem EU-skeptischer als die Briten, und bis heute das 
Schlusslicht in Bezug auf die Einstellung seiner Bürger zur EU (vgl. European Commission 
2008:22) 
Vergleicht man nun diese Umfrageergebnisse der Türkei und Österreichs mit denen der 
Zeitungsanalyse, ist auch in diesem Fall das Bild der EU in der Türkei wesentlich positiver 
als in Österreich (s. Abbildung 12 u. 13). In 42 Prozent der untersuchten türkischen Artikel 
finden sich (eingeschränkt oder uneingeschränkt) positive Bewertungen der EU oder des EU-
Beitritts, in nur drei Prozent gibt es negative Bewertungen (ebda.).  
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In Österreich sind die Bewertungen im Zusammenhang mit den türkischen 
Beitrittsverhandlungen deutlich negativer: nur 18 Prozent der Artikel inkludieren positive 
Bewertungen, acht Prozent urteilen ablehnend. Von diesen Zahlen ausgehend, könnte man 
natürlich eine Konsonanz zwischen Medien attestieren. Dem sind jedoch zwei generelle 
Einwände  gegenüberzustellen: 
Zum ersten wurde hier offensichtlich nur ein minimaler Ausschnitt des Medienkanons 
analysiert, tertiäre und quartäre Medien wurden völlig ausgespart, machen aber offensichtlich 
einen Großteil der rezipierten Medien(-inhalte) aus.  
Zweitens ist ganz besonders jener Messwert von Interesse, der das Ausmaß der nicht-
wertenden, oder ambivalent berichtenden Inhalte bestimmt. Auch hier zeigen sich 
Länderunterschiede: 74 Prozent der untersuchten österreichischen Artikel enthielten keine 
Bewertung, bei den türkischen waren es 55 Prozent (s. Abbildung 12 u. 13). Auch wenn es 
einen beruhigt stimmen könnte, dass in beiden Ländern ein Großteil der Inhalte zumindest 
äquidistant von Pro und Kontra war, ist besonders im Falle der Türkei die Objektivität der 
Inhalte in Frage zu stellen bzw. lässt es die Vermutung zu, dass eine mediale Pro-EU-
Kampagne, aus welchen Gründen auch immer, sich in den Medieninhalten bemerkbar macht. 
Würde man das verwendete Untersuchungsmaterial isoliert betrachten, könnte man die 
Hypothese 7 (Öffentliche Meinung und Berichterstattung sind konsonant, d.h. bei 
ablehnender Berichterstattung ist auch die öffentliche Meinung mehrheitlich gegen einen 
Beitritt) als verifiziert ansehen.  
Berücksichtigt man jedoch zusätzlich die strikte Ablehnungshaltung der Österreicher, die sich 
nur zu sieben Prozent für und zu 85 Prozent gegen einen Beitritt der Türkei aussprechen, ist 
die Hypothese als nicht verifiziert anzusehen, denn zwischen der ablehnenden Haltung zu 
einem türkischen EU-Beitritt (85 Prozent der Bevölkerung) (European Commission 2008d: 
22) und den ablehnenden Bewertungen in den österreichischen untersuchten Zeitungen (acht 
Prozent) bestehen weniger Übereinstimmungen als im Falle der Türkei.  
Dort gibt es laut Untersuchungsmaterial zwar weniger ausgewogene Berichterstattung, aber 
auch annähernd gleich viele pro-europäische Stimmen in Medien und Bevölkerung: 55 
Prozent der Befragten im Herbst 2005 und 42 Prozent der Artikel fällten ein positives Urteil 
über den Beitritt der Türkei zur EU oder die EU selbst. 
8.2 Referenzierung mit Experteninterviews und Interpretation 
Die Analyse der Journalisteninterviews zeigt deutliche Bestätigungen der Ergebnisse der 
Inhaltsanalyse, insbesondere was die inhaltlichen Tendenzen betrifft. Wie die 
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Zeitungsanalyse ergab, haben die türkischen Tageszeitungen Radikal, Hürriyet und Zaman im 
Untersuchungszeitraum alle eine positive Tendenz gegenüber einem EU-Beitritt in der 
Berichterstattung. Diese Erkenntnis wird durch die Interviews gestützt: alle türkischen 
Reporter bestätigten, dass ihre jeweilige Blattlinie pro-europäisch sei. Insofern kann man 
durchaus auch von Kampagnenjournalismus in der Türkei sprechen, der den Rezipienten 
täglich diese Ansicht präsentiert. Allerdings ist durch jüngere Entwicklungen die „EU-
Begeisterung“ der türkischen Bevölkerung seit 2004 kontinuierlich gesunken. Vertraten im 
Jahr 2004 noch 60 Prozent die Meinung, die EU-Mitgliedschaft sei eine „gute Sache“, so sind 
es aktuell nur mehr 49 Prozent (European Commission 2008c: 23).  
Die von den Interviewpartnern der Wiener Tageszeitungen Der Standard und Die Presse 
angegebenen Blattlinien spiegeln auch das Ergebnis der Inhaltsanalyse wider. Die Art der 
Berichterstattung im Standard ist großteils neutral bis ambivalent, und mit einem größeren 
Überhang an positiven Argumenten, was durchaus im Widerspruch zur öffentlichen Meinung 
in Österreich steht. Die Angabe des EU-Ressortchefredakteurs der Presse, dass die Zeitung 
eine kleine Trendwende von einer generell skeptischen hin zu einer differenzierten Sichtweise 
vollzogen hat, ist durch die empirischen Daten durchaus belegbar: die zu großen Teilen 
äquidistante Berichterstattung beinhaltet auch in etwa gleichem Maße zustimmende (18,8 
Prozent) wie ablehnende Argumente (12,6 Prozent). 
Andere Umstände finden sich bei der Kronen Zeitung, mit nur fünf Berichten im 
Untersuchungszeitraum (zum Vergleich: In der Presse fanden sich 16 Artikel, im Standard 
waren es 19) können nur aus den Daten keine fundierten Aussagen über eine Tendenz oder 
Blattlinie gemacht werden. Dies lässt aber die Vermutung zu, dass der Grad der 
Differenziertheit in der Krone ein weitaus geringerer sein dürfte als in den anderen Zeitungen. 
Wie im Interview mit dem Außenpolitik-Chefredakteur der Krone klar wurde, ist die 
Blattlinie der Kronen Zeitung gegen eine sofortige Aufnahme der Türkei in die EU, auch 
generell dürfte sie der EU skeptischer gegenüber stehen als die übrigen untersuchten 
Zeitungen. 
 
Höchst interessant ist die unterschiedliche Betrachtung des Verhältnisses von 
Berichterstattung und öffentlicher Meinung. Nach Ansicht der  Journalistin von Hürriyet ist 
die öffentliche Meinung von den Medien bestimmt, ihre Arbeitskollegen aus der Türkei sehen 
Medien und öffentliche Meinung mehr als kommunizierende Gefäße. 
Seitens der österreichischen Journalisten wird den Medien generell eine zwar 
meinungsbildende Funktion attestiert, allerdings sehen  die Redakteure von Standard und 
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Presse im Unterschied zur Krone eine relativ große Meinungsvielfalt innerhalb ihrer beiden 
Redaktionen, was sich mit den Untersuchungsergebnissen deckt (vgl. Abb. 15- 17). 
 
Auf die Frage, warum gerade in Österreich die Ablehnung eines türkischen EU-Beitritts so 
groß ist, wurden von den Journalisten im Wesentlichen drei Argumente gebracht: Probleme 
mit immigrierten Türken, der finanzielle Aufwand eines türkischen Beitritts und die 
unterschiedlichen Religionen. Allgemein werden weniger rationale als emotionale Argumente 
für die starke Ablehnung in der Bevölkerung vermutet, richtig erklären konnte sie sich aber 
keiner. 
Seitens der türkischen Journalisten werden vor allem die Angst vor Fremden und vor 
Parallelgesellschaften, demnach vor nicht integrierten Zuwanderern, sowie Xenophobie als 
mögliche Gründe für die öffentliche Meinung in Österreich genannt.  
Diese Einschätzung wird zu Teilen auch auf österreichischer Seite vorgebracht, wobei neben 
einer Art genereller Fremdenfeindlichkeit auch historische Beweggründe, die einförmig 
ablehnende Position aller Parteien, aber auch die geringe Integrationsbereitschaft der 
türkischen Bewohner Österreichs angeführt werden. Da die EU generell in Österreich nicht 
sehr beliebt ist, könnte es hier zu einer Vermischung unterschiedlichster diffuser 
Befürchtungen gekommen sein, zumal das Image der Türkei in Österreich von den hier 
lebenden Immigranten aus der Türkei mitgeprägt wird, die zu großen Teilen aus 
wirtschaftlichen und zu kleineren aus politischen Gründen nach Österreich kamen, und 
vermutlich nicht repräsentativ für die Türkei von heute sind. Hinzu kommen laut Krone-
Redakteur Befürchtungen, dass die finanzielle Last eines Türkei-Beitritts auf den reicheren 
EU-Ländern wie Österreich abgeladen wird und dass eine Invasion an Arbeitsemigranten sich 
auf den Weg nach Österreich machen könnte, falls die EU eine nicht beitrittsreife Türkei 
aufnehmen würde.  
 
Auf die Frage nach den gewichtigsten Argumenten, die für oder gegen einen Beitritt der 
Türkei sprechen, wurden in den Interviews sehr differenzierte Antworten gegeben.  
Beginnend mit Hürriyet, meinte die Redakteurin, dass es schon genüge, die Verhandlungen 
zu führen, denn dies habe bedeutenden Einfluss auf das Land und bereite den Boden für 
wichtige Reformen, wie bspw. den immer noch ausständigen Wiederaufbau von 
Gewerkschaften, die Sicherung der Menschen- und Minderheitenrechte sowie eine 
unabhängigere Presse. Auch die Redakteurin von Radikal sieht den Beitrittsprozess im 
Wesentlichen als Chance, die ökonomische Situation der Türkei zu stabilisieren, und auch auf 
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politischer Ebene das Land so weit zu reformieren, dass die Machtübernahmen des Militärs 
endgültig der Vergangenheit angehören. Seitens des Zaman-Redakteurs sind mit einem 
Beitritt für die Türkei verbesserte Menschenrechte, mehr Demokratie und eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage verbunden. Weiters solle man aber die Vorteile für Europa nicht 
vergessen, insbesondere in Bezug auf die Probleme mit der Energieversorgung und den 
Arbeitskräftemangel in Europa. Zusätzlich könnte ein Beitritt der Türkei, als moderat 
islamisches Land, eine Brücke in die Nahost-Region schlagen, womit sowohl die gesamte EU 
durch einen starken Partner in der Region profitieren würde, als auch die Vorbildfunktion der 
Türkei alle Thesen vom Kampf der Kulturen zwischen der so genannten „islamischen Welt“ 
und der „westlichen Welt“ ad absurdum führen würde. Dem stünde aber vor allem die 
europäische Doppelmoral im Wege, zwar Religionsfreiheit zu fordern und zu behaupten, aber 
tatsächlich doch die Aufnahme eines muslimischen Landes, wie säkular es auch sein mag, 
abzulehnen. 
Erwartungsgemäß werden von den türkischen Journalisten hauptsächlich Vorteile für das 
eigene Land vorgebracht, da sich die Türkei ja noch im Verhandlungsprozess befindet.  
Die österreichischen Journalisten haben zu dieser Frage von Blatt zu Blatt sehr 
unterschiedliche Ansichten: Im Gespräch mit dem Krone-Redakteur wurden für die 
momentane Situation keine positiven Argumente genannt, allerdings wird die Wichtigkeit der 
Türkei als geopolitischer und wirtschaftlicher Faktor betont.  
Für die Presse- bzw. Standardjournalisten sprechen allgemein die wirtschaftliche 
Attraktivität der Türkei als Markt und mögliche geopolitische Stärkung der Region und der 
EU für einen Beitritt. Als Kontra-Argumente werden die Größe des Landes und seiner 
Bevölkerung, die wirtschaftliche Verfassung der Türkei (insbesondere des Agrarsektors) und 
auch die politische Unsicherheit in den angrenzenden Nachbarländern genannt.  
Dies deckt sich nur teilweise mit den prominentesten Argumenten der Inhaltsanalyse der 
österreichischen Zeitungen, welche „die Überforderung der EU-Kapazitäten bei Beitritt der 
Türkei“ als häufigstes und „Keine geo- oder sicherheitspolitischen Vorteile durch einen 
Beitritt“ gemeinsam mit „Verstöße gegen Minderheitenrechte“ und „Demokratische Defizite 
der Türkei generell“ als zweithäufigste Argumente ermittelte (vgl. Abb. 20). 
 
Insgesamt beurteilen alle Journalisten die Beitrittsperspektive der Türkei sehr pragmatisch.  
Von den interviewten türkischen Journalisten ist sich keiner sicher, ob die überhaupt Türkei 
jemals Vollmitglied der EU sein wird. Die Redakteurinnen von Hürriyet und Zaman gehen 
eher davon aus, dass die Türkei nie als gleichberechtigtes Mitglied in der EU aufgenommen 
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werden wird. Diese Ansicht wird von den österreichischen Kollegen geteilt, auch hier 
dominiert die Skepsis, dass es überhaupt zu einem Vollbeitritt kommen wird. 
 
Bezüglich der Presse- und Meinungsfreiheit, deren Ausmaß einen wesentlichen Einfluss auf 
die Inhalte der Medien hat, sehen türkische wie österreichische Journalisten immer noch 
große Einschränkungen in der Türkei. Insbesondere in Minderheitenfragen, wie etwa der 
kurdischen, wird immer noch sehr darauf geachtet, wie man sich darüber äußern darf, denn 
die Bedrohung durch den berüchtigten Paragrafen 301 (s. Kap. 4.2.1) juristisch verfolgt zu 
werden, ist gegeben. Darüber hinaus wird eine Einförmigkeit der Berichterstattung in den 
türkischen Medien kritisiert, was durch die ausgeprägten Tendenzen, welche diese Studie 
offenbart, untersützt wird (s. Kap. 8.1). In Österreich wird die Meinungsfreiheit allgemein als 
gegeben angesehen, hinsichtlich der Pressefreiheit vergisst aber keiner der österreichischen 
Journalisten, die Macht der Medienkonglomerate zu erwähnen (s. Kap. 4.1.2), die durch 
Marktkonzentration zu einer Beschränkung der Medienvielfalt führen können. Ähnliches gilt 
für die Türkei (s. Kap. 4.1.6). 
 
Übereinstimmend machen jedoch alle Journalisten die Aufnahme der Türkei hauptsächlich 
von der weiteren Entwicklung der EU abhängig, die erst nach strukturellen Reformen in der 
Lage sein wird, die Türkei zu integrieren. Zusätzlich wurden in Frankreich und Österreich 
Referenden über einen Beitritt der Türkei angekündigt, die theoretisch selbst dann eine 





Vorausblickend fällt nach Durchführung dieser Studie mit multimethodischer Grundlage vor 
allem auf, welcher Entwicklungsbedarf im Bereich visueller Kommunikationsforschung noch 
besteht. Die inhaltliche Analyse von Text und Interviews kann jedenfalls als bewährt 
betrachtet werden, die Untersuchung des Visuellen kann jedoch ohne den Einbezug der 
Rezipientenforschung nicht über die Deskription der Inhalte hinaus Schlüsse auf die 
Wirkungen dieser Inhalte ziehen. 
Auch wenn die Untersuchung im Ländervergleich deutliche Differenzen in Art und Ausmaß 
der Repräsentation der EU (-Verhandlungen) in den beiden Ländern beweisen konnte, wäre 
hier eine weiterführende Untersuchung der Medienwirkungen sicherlich sinnvoll. 
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Ausgangspunkt dafür können bzw. sollten Untersuchungen des status quo der EU-
Repräsentation in den einzelnen Ländern sein. 
Problematisch bei Ländervergleichen wie diesem wird immer die methodische 
Vergleichbarkeit bleiben, die von der Beschaffenheit des Untersuchungsmaterials erschwert 
werden kann. Die großen Unterschiede der nationalen Stichproben (im 
Untersuchungszeitraum erschienen in den drei türkischen Zeitungen 199 relevante Artikel, in 
den drei österreichischen nur 40) ist einerseits bereits ein Indikator an sich, der wohl auf die 
viel größere Bedeutung dieses Prozesses für die Türkei zurückgeführt werden kann. 
Andererseits verunmöglichte die große Stichpropendiskrepanz die Durchführung der 
vorgesehenen Signifikanztests (T-Test, Chi²-Test), da sie nur Scheinsignifikanzen ergeben 
hätten. Eine Lösung für dieses Problem kann mit einer methodischen Erweiterung und 
Verbesserung gefunden werden, absolute Vergleichbarkeit wird jedoch aufgrund der 
unterschiedlichen Grundlagen kaum zu produzieren sein. Auch die Frage der Interrater-
Reliabilität ist bei Untersuchungen, die nur von einer Person durchgeführt werden, immer zu 
stellen. 
In der akademischen Auseinandersetzung stehen die Beziehungen zwischen der EU und der 
Türkei sicherlich erst am Anfang, weswegen diese Studie durchaus als Pilotstudie verstanden 




Bei Betrachtung der Ergebnisse werden durch die mediale Repräsentation der Aufnahme von 
EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei einige der Probleme deutlich, welche die Türkei 
noch deutlich von der Erfüllung der Beitrittskriterien trennen. 
Ausgehend von den historischen und politischen Beziehungen zwischen den Ländern 
Österreich und der Türkei sowie der EU und der Türkei, konnte durch Analyse der Medien 
und der Interviews gezeigt werden, dass es nicht nur in der öffentlichen Meinung, sondern 
auch zwischen den untersuchten türkischen und österreichischen Printmedien Unterschiede 
gibt (s. Kap 8).  
Die Unterschiede zeigen sich sowohl auf formaler wie auf inhaltlicher Ebene: Die größere 
Bildlastigkeit der türkischen Medien und die visuelle Personalisierung von Prozessen vor 
allem in Form von Journalisten, aber auch von Politikern und wirtschaftliche Akteuren mit 
meist nur illustrierenden Bildern sind in Zusammenhang mit komplexen Prozessen wie den 
Beitrittsverhandlungen Indizien dafür, dass es um die visuelle Repräsentation einfacher 
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Vorgänge geht – der eigentliche Inhalt wird demnach fast ausschließlich per Text 
kommuniziert 
Der Verhandlungsprozess wurde in den türkischen Medien mit unterschiedlichen Argumenten 
zu großen Teilen als erstrebenswert (42 Prozent der Artikel) präsentiert. Eine gewisse 
Konsonanz der Tendenzen von Medien und öffentlicher Meinung in der Türkei ist – anders 
als bei den österreichischen Medien – erkennbar. Denn in den österreichischen Zeitungen 
wurde über das Thema deutlich neutraler berichtet, als es die starke öffentliche Ablehnung 
der eines EU-Beitritts durch die Bevölkerung vermuten ließ. Hier wäre eine umfassendere 
Erforschung der EU-Skepsis in Österreich und der möglichen Relationen zwischen 
öffentlicher Meinung und Berichterstattung sinnvoll. 
In den türkischen Medien werden jedoch einige der Kernprobleme, wie etwa die Frage der 
(ethnischen oder religiösen) Minderheiten im eigenen Land, nicht thematisiert, während der 
EU offen oder zwischen den Zeilen vorgeworfen wird, die Türkei aus religiösen Gründen 
abzulehnen, obwohl in der EU doch Religionsfreiheit herrscht. Somit hat sich seit Beks 
Untersuchung der Schlagzeilen türkischer Zeitungen zum Helsinki-Kongress von 1999, die 
den türkischen Zeitungen „[…] blurring of the distinction of news an opinion […]“ (Bek 
2001: 140/Auslass. PS) attestiert, wenig geändert. Auch die Einseitigkeit in der Darstellung 
ist bis heute zu finden: „Although Europeans are critised for having double standards against 
Islam, the Turkish press does the same with regard to ‚Eurocentrism’ (Bek 2001: 141 / Hh. 
i.O.). Denn für einen EU-Beitritt sind von den beitrittswilligen Ländern im Gegenzug für die 
Vorteile der EU-Mitgliedschaft die Beitrittskriterien zu erfüllen. Inwiefern diese 
Verpflichtungen (bspw. die Abgabe von nationaler Souveränität oder Kompromisse in der 
Zypernfrage, Status der Minderheiten) in der Türkei öffentlich diskutiert werden, wäre eine 
interessante Fragestellung für weitere Untersuchungen.  
Die von Bek thematisierte Doppelmoral auf beiden Seiten, und die Personalisierung von 
Problemen und Prozessen in den Medien (s. o.) erleichtern u. U. die Vermittlung einzelner 
Problembereiche, können aber auch die Vermittlung von wichtigen Zusammenhängen 
erschweren. 
Allerdings dominieren – abgesehen von den oben erwähnten Unterschieden – auf der Ebene 
der Bildinhalte und der Statusbeziehungen von Text und Bild folgende Gemeinsamkeiten 
zwischen den analysierten österreichischen und den türkischen Zeitungen: Zur Visualisierung 
politischer Prozesse werden im Allgemeinen Führungspersonen aus Politik und Wirtschaft 
herangezogen. Ob diese Art der Visualisierung für die Vermittlung komplexer Prozesse die 
am besten geeignet ist, darf bezweifelt werden (s. Abbildung 29 u. 30). Es steht zu vermuten, 
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dass das Potenzial von visueller Kommunikation im Nachrichtensektor nicht ausgeschöpft 
wird, aber auch diese Annahme harrt noch der wissenschaftlichen Überprüfung. 
 
Über den möglichen Beitritt der Türkei wird erst in einigen Jahren entschieden werden, und 
obwohl in vielen wichtigen Bereichen (bspw. Trennung von Staat und Militär, Pressefreiheit, 
Minderheitenrechte und wirtschaftliche Stabilisierung) in der Türkei bereits deutliche 
Fortschritte gemacht wurden, ist bis zur Erfüllung der Beitrittskriterien noch ein weiter Weg 
zu gehen (s. Kap. 3). Ein wesentlicher Schritt wäre die weitere Verbesserung der 
Bürgerrechte und der  Presse- und Meinungsfreiheit, was während der Beitrittsverhandlungen 
einen medialen Diskurs über die EU und die damit verbundenen wesentlichen Änderungen in 
der Türkei in Gang setzen könnte. Ohne diesen vielseitigen Diskurs in den Medien ist es für 
die Öffentlichkeit schwierig, sich über die tatsächlichen Fortschritte und Probleme bzw. Vor- 
und Nachteile, die mit der EU-Mitgliedschaft verbunden sind, zu verständigen.  
Die Etablierung einer sachlichen und kritischen Diskussion bleibt abzuwarten. Insbesondere 
die Aussagen der Journalisten, dass Autozensur bei einigen heiklen Themen immer noch 
üblich ist, verdeutlicht hier den Reformbedarf, der noch zur Erfüllung der EU-
Beitrittskriterien besteht. Die Sensationalisierung und Trivialisierung der Nachrichten 
(keineswegs ein rein türkisches Phänomen) kann ebenso eine Stimmung für wie gegen einen 
Beitritt der Türkei fördern, und geht deswegen vermutlich an einem wesentlichen Punkt an 
den Bedürfnissen der Bevölkerung vorbei: Zu erfahren, was die EU eigentlich ist. Hierzu fand 
sich kein einziger Artikel in den Zeitungen. 
Es lässt sich jedoch bezweifeln, dass quantitativ geringe Berichterstattung (wie hier für die 
Kronen Zeitung ermittelt) oder stark wertendende Tendenzen in der Berichterstattung (wie 
hier für die türkischen Zeitungen belegt) einer überlegten Entscheidungsfindung seitens der 
Rezipienten förderlich sind. 
Auch für die österreichische Bevölkerung könnte diese Frage im Falle eines Referendums 
über den türkischen EU-Beitritt noch sehr aktuell werden. Wenn es soweit kommt, wäre es 
nicht schlecht zu wissen, worüber eigentlich genau abgestimmt wird. 
Immerhin ist noch etwas Zeit, um sowohl in Österreich als auch in der Türkei, auf diesem 




03 EYLÜL 2004 CUMA GÜNLÜ GAZETELERDEN: 
http://www.barobirlik.org.tr/calisma/basinda_yargi/2004/09/03.htm (11.8.2008) 
 
2007: Zahl der Breitband-Anschlüsse stieg um 30 Prozent. DiePresse.com: 
http://diepresse.com/home/techscience/internet/357032/index.do (8.2.2008) 
 




Boris Kalnoky (2006): Ankara hat kein Interesse an Aufklärung. http://www.welt.de/print-
welt/article224717/Ankara_hat_kein_Interesse_an_der_Aufklaerung.html (12.8.2008) 
 
Barış, Ruken (2005): Media Landscape Turkey.: 
http://www.ejc.net/media_landscape/article/turkey/ (24.7.2008) 
 
Barthes, Roland (1977): Image, music, text. London  
 
Becker, Svenja (2007): Türkei (Kurdistan).: http://www.sozialwiss.uni-
hamburg.de/publish/Ipw/Akuf/kriege/306ak_tuerkei.htm (1.8.2008) 
 
Bek, Mine Gencel (2001): Media and the Representation of the European Union. An Analysis 
of  Press Coverage Turkey`s European Union Candidacy. In: Çaplı, Bülent u.a.(2001): Kültür 
ve Đletişim. Culture and Communication. Ankara S. 121-146 
 
Bell, Philipp (2001): Content Analysis of Visual Images. In: Jewitt, Carey; Van Leeuwen, 
Theo (2001): Handbook of Visual Analysis. London. S. 10-34 
 




Brielmaier, Peter/Wolf, Eberhard (1997): Zeitungs- und Zeitschriftenlayout. Reihe 
praktischer Journalismus. Bd. 30. Konstanz  
 
Buharali, Can (2007): Turkey´s Eroding Status within the European Security Architecture. In: 
Security Matters. Newsletter from the Centre of European and Security Studies. S. 3-5  
 
Burkart, Roland (1999): Alter Wein in neuen Schläuchen? Anmerkungen zur 
Konstruktivismus-Debatte in der Publizistik- und Kommunikationswissenschaft. In: Rusch, 
Gebhard; Schmidt, Siegfried J. (1999): Konstruktivismus in der Medien- und 
Kommunikationswissenschaft. Frankfurt am Main. S. 55-73 
 
Çarkoğlu,Ali (2003): Who wants full membership? Characteristics of Turkish Public Support 
for EU Membership. In: Çarkoğlu,Ali; Rubens, Barry (2003): Turkey and the European 
Union. Domestic Politics, Economic Integration and International Dynamics. London. S. 171-
195 
 
Canefe, Nergis; Bora, Tanil (2003): Intellectual Roots of Anti-European Sentiments in 
Turkish Politics: The Case of Radical Turkish Nationalism. In: Çarkoğlu, Ali; Rubin Barry 
(2003): Turkey and the European Union. Domestic Politics, Economic Integration and 
International Dynamics. London. S. 127-148 
 
Der Standard digital.at: Kennen Sie den wahren Bronner? 
http://derstandarddigital.at/?url=/?id=1113535 (1.11.2007) 
 
Derstandard.at/archiv: Krieg der Worte Krieg der Worte zwischen Erdogan und 
Medienmogul Dogan. derstandard.at/?id=1220458030710 (12.10.2008) 
 
Cornelia Uebel und Yüksel Ugurlu. In: Die Zeit,  09.11.2006 Nr. 46.  Der verlorene Schatz. 
In: http://www.zeit.de/2006/46/G-Holy-Holdings?page=1 (12.8.2008) 
 




DiePresse.com (2007):  Die Jahre der Modernisierung. 
http://www.diepresse.com/unternehmen/geschichte/10768/print.do (29.10.2007) 
 
Doelker, Christian (2002): Ein Bild ist mehr als ein Bild. Visuelle Kompetenz in der 
Multimedia-Gesellschaft. Stuttgart 
 
Dokos, Thanos (2007): Turkey and European Security. In: Security Matters. Newsletter from 
the Centre of European and Security Studies. S. 5-7 
 
Donat, Helmut (Hrsg.) (2005): Armenien, Türkei und die Pflichten Europas. Bremen 
 




Eco, Umberto (1994): Einführung in die Semiotik. München 
 
Erzurum, Funda (2003): CROSS MEDIA OWNERSHIP AND THE EFFECTS OF CROSS 
MEDIA OWNERSHIP TO THE TELEVISION NEWS IN TURKEY. In: CIM. 
Communication in the millenium. International Symposium 
http://cim.anadolu.edu.tr/pdf/2003/5.pdf  (2.1.2008) 
 
EUMAP, EU Monitoring and Advocacy Program. Open Society Institute (2005): Television 




Europäisches Parlament (2004): Delegation im gemischten parlamentarischen Ausschuss EU-






European Commission (2005a): Eurobarometer 64. Die öffentliche Meinung in der 
Europäischen Union. Herbst 2005 Nationaler Bericht Österreich. Brüssel 
 
European Commission (2005b): Eurobarometer 64. AB Kamuoyu Arastirmasi. Güz 2005 
Ulusal Rapor Türkiye. Brüksel 
 
European Commission  (2006): Special Eurobarometer. Attitudes towards European Union 
Enlargement. Brüssel 
 
European Commission (2007a): Eurobarometer 68. Public Opinion in the European Union. 
Brüssel 
 
European Commission (2007b): Turkey 2007 Progress Report. Brüssel 
 
European Commission (2008a): Eurobarometer 69. Public Opinion in the European Union. 
Brüssel 
 
European Commission (2008b): EUROBAROMETER 69. PUBLIC OPINION IN THE 
EUROPEAN UNION Spring 2008. NATIONAL REPORT. EXECUTIVE SUMMARY 
TURKEY. Brüssel 
 
European Comission  (2008c): Eurobarometre 69. Avrupa Birlig`inde Kamuoyu. Bahar 2008. 
Brüksel 
 
European Commission (2008d): Eurobarometer 69. Die öffentliche Meinung in der 
Europäischen Union. Frühjahr 2008. Nationaler Bericht Österreich. Brüssel 
 
Europe internet usage and population statistics: http://www.internetworldstats.com/stats4.htm 
(8.2.2008) 
 
European Journalism Centre – Media Landscape – Turkey: 
http://www.ejc.net/media_landscape/article/turkey/ (3.1.2008) 
 
Eurostat (2007): Key figures on Europe 2007/08 edition. Brüssel 
 176 
Eurostat (2008): Pocketbook on candidate and potential candidate countries. 2008 edition. 
Brüssel 
 
jei (2005): F.A.Z., 20.10.2005, Nr. 244 / Seite 35 (2005): Friedenspreisträger: Orhan Pamuk: 




Felber, Christian u.a. (2006): Unser Europa? In: Attac (Hrsg.) (2006): Das kritische EU-Buch. 
Warum wir ein anderes Europa brauchen. Wien, S. 15-18 
 
Fidler, Harald (2004): Im Vorhof der Schlacht. Österreichs alte Medienmonopole und neue 
Zeitungskriege. Wien 
 
Gencel Bek, Mine: Media and the representation of the European Union. An Analysis of 
press coverage of Turkey`s European Union Candidacy. In: Bülent Caplı (Hrsg.) (2001):  
Kültür ve Đletişim. Ankara  
 
Geschichte Radio in Österreich – 1924-1938: 
http://members.aon.at/wabweb/radio_a/radio_a1.htm (4.3.2008) 
 
Goltz, Gabriel (2006): Das Jahr 2005: ein Meilenstein in der Debatte in der Türkei über das 
Schicksal der Armenier im Osmanischen Reich 1915/16? In: Kieser, Hans-Lukas; Plozza, 
Elmar (2006): Der Völkermord an den Armeniern, die Türkei und Europa. Zürich. S. 21 -36 
 




Grittmann, Elke (2001): Fotojournalismus und Ikonographie. Zur Inhaltsanalyse von 
Pressefotos. In: Wirth, Werner (Hrsg.) (2001): Inhaltsanalyse. Perspektiven, Probleme, 
Potentiale. Köln. S.262-279 
 
 177 
Güvenir, Murat (1991): 2. Dünya Savaşında Türk Basını. Gazeteciler Cemiyeti Yayınları. 
Istanbul 
 
Halaçoğlu, Yusuf (2006): Die Armenierfrage. Klagenfurt 
 
Halliday, Michael A. K. (2004): An introduction to functional grammar. London  
 
Hecht, Rudolf (2005): Bruchlinien der Sicherheitspolitik: Die Türkei und das Spannungsfeld 
Naher Osten.Wien 
 
Human Rights Watch (2007):Human Rights Watch World Report 2007 – Turkey. 
http://hrw.org/englishwr2k7/docs/2007/01/11/turkey14845.htm (19.7.2008) 
 
Hoedemann, Oliver; Wesselius, Erik (2006): Gehen wir Essen, Herr Kommissar? In: Attac 
(Hrsg.) (2006): Das kritische EU-Buch. Warum wir ein anderes Europa brauchen. Wien, S. 
58 – 71 
 




IHD - Đnsan Hakları Derneği (2008): 1999–2007 YILLARI ARASINDA BAZI HAK 
KATEGORILERINDE INSAN HAKLARININ DURUMU. In: 
http://www.ihd.org.tr/images/pdf/1999_2007_karsilastirmali_bilanco.pdf (2.8.2008) 
 
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen - Verfassungsschutz (2004): Türkischer 
Nationalismus: 'Graue Wölfe' und 'Ülkücü' (Idealisten)-Bewegung. Düsseldorf 
 
Milliyet Internet: JĐTEM vardır! http://www.milliyet.com.tr/2006/02/16/guncel/gun01.html 
(1.3.2008) 
 
Karakas Cemal (2007): Türkei: Islam und Laizismus zwischen Staats-, Politik- und 




Kazakos, Panos (2005): Der Türkei-Diskurs in Griechenland: Vom Primat der Außenpolitik 
zum erneuerten Interesse an der Innendynamik der Türkei. In: Giannakopoulos, Angelos; 
Maras, Konstadinos (Hrsg.) (2005): Die Türkei-Debatte in Europa. Wiesbaden S.13-27 
 
Kılıç, Deniz (2003): The history of turkish press in the periods of political development. In: 
CIM. Communication in the millenium. International Symposium 
http://cim.anadolu.edu.tr/pdf/2003/3.pdf (4.1.2008) 
 
KĐH - Kadının Đnsan Hakları (2008): Birleşmiş Milletler CEDAW Sürecinde Sivil Toplum 
Örgütleri ile Savunuculuk ve Lobicilik. Türkiye Gölge Raporları: 1997 & 2005 Deneyimleri. 
Istanbul 
 
Kirişci, Kemal (2002): Justice and Home Affairs. Issues in Turkish-EU Relations. Istanbul. 
 
Kirişci, Kemal (2003): The Question of Asylum and Illegal Migration European Union-
Turkish Relations. In: Çarkoğlu, Ali; Rubin, Barry (2003): Turkey and the European Union. 
Domestic Politics, Economic Integration and International Dynamics. London. S. 79 – 106 
 
Kieser, Hans-Lukas; Plozza Elmar (Hrsg.) (2006): Der Völkermord an den Armeniern, die 
Türkei und Europa. Zürich 
 
Kleinsteuber, Hans (2002): Mediensysteme in vergleichender Perspektive. Zur Anwendung 
komparativer Ansätze in der Medienwissenschaft. Probleme und Beispiele. In: Haas, Hannes; 
Jarren Otfried: Mediensysteme im Wandel. Struktur, Organisation und Funktion der 
Massenmedien. Wien. S. 24 – 43 
 
Knieper, Thomas; Müller, Marion G. (2001): Kommunikation visuell. Das Bild als 
Forschungsgegenstand. Grundlagen und Perspektiven. Köln 
 
Knoche, Manfred (2002): Konzentrationsboom und Forschungsdefizite. Von der Presse- zur 
Medienkonzentrationsforschung. In: Neverla, Irene (Hrsg.) u.a. (2002): Grundlagentexte zur 
Journalistik. Konstanz. S. 211 - 240 
 
 179 
Kocabaşoğlu, Uygur (1991): 1919-1938 Dönemi Basınına Toplu Bir Bakış. Gazetiler 
Cemiyeti Yayınlar. Ankara. 
 
Konda Araştırma ve Danışmanlık (2007): Biz Kimiz? Toplumsal Yapı Araştırması. Istanbul. 
 
Korkmaz, Fahrettin (2005): Directly Applying International Agreements about 
Communication Law to Turkish Law. In: CIM. Communication in the millenium. 
International Symposium. http://cim.anadolu.edu.tr/pdf/2005/Korkmaz.pdf (22.1.2008) 
 
Krespin, R. (2007):  The Upcoming Elections in Turkey (2): The AKP's Political Power Base. 
In: The Middle East Research Institute. http://memri.org/bin/latestnews.cgi?ID=IA37507 
(3.8.2007) 
 
Kress, Gunther; van Leeuwen, Theo (2006): Reading images  : the grammar of visual 
design. London  
 
Kritzinger, Sylvia; Steinbauer, Franz (2005): Österreich und die Türkei: Im Minenfeld 
zwischen rationalen Argumenten und historisch-kulturellen Vorbehalten. In: Giannakopoulos, 
Angelos u.a. (Hrsg.) (2005):  Die Türkei-Debatte in Europa: ein Vergleich . Wiesbaden S. 
107 -126 
 
Laçiner, Sedat (2005): European Union with Turkey. The Possible Impact of Turkey`s 
Membership on the European Union. Ankara 
 
Leggewie, Claus (Hrsg.) (2004): Die Türkei und Europa. Die Positionen.  Frankfurt am 
Main   
Luhmann, Niklas (1990): Soziologische Aufklärung 5. Konstruktivistische Perspektiven. 
Opladen 
 
Luhmann, Niklas (1997): Die Gesellschaft der Gesellschaft. 2 Bde. Frankfurt am Main 
  
Martinec, Radan;  Salway, Andrew (2005): A system for image-text relations in new (and 
old) media. London 
 
 180 
Maireder, Axel (2006): Kultur der Meinungsäußerungsfreiheit in der Türkei. Dipl.-Arb. 
Wien. 
 







Medyatava.  Çift Sarılı Yumurta Tadında: 26.09.2005 - 02.10.2005, 03.10.2005 - 09.10.2005,  
tarihleri arasında gazete satış raporu.  11.12.2006 - 17.12.2006 tarihleri arasında gazete satış 
raporu.  http://www.medyatava.net/tiraj.asp  (2.8. 2007) 
 
Medyatava.  Çift Sarılı Yumurta Tadında. 07.01.2008 - 13.01.2008 tarihleri arasında gazete 
satış raporu. http://www.medyatava.com/tiraj.asp (16.1.2008) 
 
Melischek, Gabriele/ Seethaler, Josef (1999): Zur Pressekonzentration in Österreich nach 
1945. In: Diess (Hg.): Die Wiener Tageszeitungen. Eine Dokumentation, Bd. 5: 1945 – 1955. 
Frankfurt am Main u.a., S. 97-158 
 
Merten, Klaus (1983): Inhaltsanalyse. Einführung in Theorie, Methode und Praxis. Opladen  
 
Milborn, Corinna; Nothegger, Barbara (2006): Groß, größer, kaputt? Überlegungen zu 
Erweiterung und Türkei-Beitritt. In: Attac (Hrsg.) (2006): Das kritische EU-Buch. Warum 
wir ein anderes Europa brauchen. S. 284 – 298 
 
Milliyet Internet: JĐTEM vardır! http://www.milliyet.com.tr/2006/02/16/guncel/gun01.html 
(1.3.2008) 
 
Müftüler Baç, Meltem (2007): Turkey and the European Union: Partners in Security in 
an Era of Insecurity. In: Security Matters. Newsletter from the Centre of European and 
Security Studies. S. 8-9 
 
 181 
Müller, Marion G. (2003): Grundlagen der visuellen Kommunikation. Theorieansätze und 
Analysemethoden. Konstanz 
 
Oberndorfer, Lukas (2006): Demos, wo bis du? In: Attac (Hrsg.) (2006): Das kritische EU-
Buch. Warum wir ein anderes Europa brauchen. Wien, S. 40 – 57 
 
OECD Communications Outlook 2007: 
http://213.253.134.43/oecd/pdfs/browseit/9307021E.PDF (8.2.2008) 
 
Office of the Prime Minister, Directorate General of Press and Information: The Constitution 
of the Republic of Turkey. http://www.byegm.gov.tr/mevzuat/anayasa/anayasa-ing.htm 
(6.8.2008)  
 









Ozan, Ceyhun (o. J.): Politik im Namen Allahs.  
http://www.ceyhun.de/download/politik_im_namen_allahs.pdf (12.10.2007) 
 
Österreich und das Fernsehzeitalter. http://members.aon.at/wabweb/radio_a/tv.htm 
(25.2.2008) 
 
Österreichische Auflagenkontrolle ÖAK: Jahresschnitt 2006 Tageszeitungen. 
http://www.oeak.at/  (20.10.2007) 
 





Özgönül, Cem (2006): Der Mythos eines Völkermords. Köln 
 
Panofsky, Erwin (1993): Stil und Medium im Film. In: Die ideologischen Vorgänger des 
Rolls Royce Kühlers & Stil und Medium im Film. Frankfurt/Main. S. 17-52 
 
Pawek, Karl (1963): Das optische Zeitalter. Freiburg in Bresgau 
 
Raddatz, Hans-Peter (2004): Die türkische Gefahr? Risiken und Chancen. München 
 
Radiogeschichte Österreichs. http://members.aon.at/wabweb/radio_a/radio_a1.htm (4.3.2008) 
 
Reklamcılar Derneği. http://www.rd.org.tr/ (2.1.2008) 
 
Report - Das ORF-Budget 2003. http://www.report.at/kurznotiert.asp?kuid=656 (14.2.2008) 
 
RSF – reporters sans frontiers (2008): freedom of the press worldwide in 2008. 2008 annual 
report. Paris 
 
RTR – ORF-Gesetz  (ORF-G). http://www.rtr.at/de/rf/ORF-G#z31 (25.2.2008) 
Rusch, Gebhard (1999): kommunikation der wirklichkeit der medien der wirklichkeit der 
kommunikation. In: Rusch, Gebhard; Schmidt, Siegfried J. (1999): Konstruktivismus in der 
Medien- und Kommunikationswissenschaft. Frankfurt am Main. S.7-12 
 
Sabah (2006): Erdoğan'dan Sarkozy'ye: Fransa önce kendine baksın. 
http://arsiv.sabah.com.tr/2006/10/10/gnd122.html (30.7.2008) 
 
Say, Abdullah Cem (2006): Die Presseberichterstattung zum Irak-Krieg 2003 am Beispiel der 
Türkei : ein inhaltsanalytischer Vergleich, zwischen dem laizistischen und islamistischen 
Lager anhand vier ausgewählter Zeitungen im Zeitraum. Diplomarbeit. Wien 
 




Sachsse, Rolf (2003): Bildjournalismus heute. Beruf, Ausbildung, Praxis. München  
 
Salway, Martinec (2002): Some Ideas for Modelling Image-Text Relations. London 
 
Scholz, Dietmar (1996): Europa vom Mythos zur Union. Gedanken über die europäische 
Identität und über die Aufgaben Europas nach „Maastricht II.“ Berlin 
 
Schmidt, Siegfried J. (1994): Die Wirklichkeit des Beobachters. In: Merten, Klaus; Schmidt, 
Siegfried J.; Weischenberg, Siegfried (1994): Die Wirklichkeit der Medien. Eine Einführung 
in die Kommunikationswissenschaft. Opladen S.3-19 
 
Scholl, Armin; Weischenberg, Friedrich (1998): Journalismus in der Gesellschaft. Theorie, 
Methodologie und Empirie. Göttingen 
 
Seufert, Günter (2004): Laizismus in der Türkei - Trennung von Staat und Religion. In: 
http://www.hist.net/kieser/bs04/forum/seufert.html (16.7.2008) 
 
Statistik Austria (2007): Österreich. Zahlen. Daten. Fakten. 07/08. Wien 
Steinmaurer, Thomas (2002): Konzentriert und verflochten. Österreichs Mediensysteme im 
Überblick. Beträge zur Medien- und Kommunikationsgesellschaft, Band 10; Innsbruck 
 
Steinbach, Udo (2003): Geschichte der Türkei. München 
 
Stock, Franziska (2001): 159  Türkei (Kurden). In: http://www.sozialwiss.uni-
hamburg.de/publish/Ipw/Akuf/kriege/159_tuerkei.htm  (1.8.2008) 
 
Stock, Franziska (2001): 159  Türkei (Kurden). In: http://www.sozialwiss.uni-
hamburg.de/publish/Ipw/Akuf/kriege/159_tuerkei.htm  (1.8.2008) 
 




Stricker, Sebastian (2006): Die Europäische Integration der Türkei – unter besonderer 
Berücksichtigung der Beitrittsfähigkeit bzw. -reife der Türkei und der Aufnahmekapazität der 
EU. Dissertation. Wien 
 
Strobel, Anna (2006): Einzigartiger rechtlicher Status. Die Muslime in Österreich. 
http://www.con-spiration.de/texte/2006/einzig.html#top (12.8.2008) 
 
Suvarierol, Semin (2003): The Cyprus Obstacle on Turkey’s Road to Membership in the 
European Union. In: Çarkoğlu, Ali; Rubens, Barry (2003): Turkey and the European Union. 
Domestic Politics, Economic Integration and International Dynamics. London. S. 55-78 
 
Talat, Turhan (2005): Derin Devlet. Istanbul 
 
T.C. Radyo ve Televizyon Üst Kurulu (2007): 2008 Yılı Tahmini Bütçesi ve 2006 Yılı 




Tirol Anadolo Alevilerı Kültür Merkezi. Freizeit und Kulturzentrum der Anatolischen 
Aleviten in Tirol. http://www.alevi.at/TAAKM/Deutsch/AABF_de_2.html (28.7.2008) 
 
Trappel, Josef u.a.  (2002): Die gesellschaftlichen Folgen der 
Medienkonzentration: Veränderungen in den demokratischen und kulturellen Grundlagen der 
Gesellschaft. (Schriftenreihe Medienforschung der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen ; 44 ) Opladen    
 
Turk Basini: http://www.byegm.gov.tr/TURKBASINI/turkishpress/television.htm (3.1.2008) 
 
Turkey: Ongoing Restrictions on Freedom of Expression (Human Rights Watch 13-4-2007) 
Human Rights Watch Letter to the Turkish Prime Minister: 
http://hrw.org/english/docs/2007/04/13/turkey15692.htm (10.3.2008) 
 
Turkstat: Nüfus ve eğitim. http://nkg.die.gov.tr/en/goster.asp?aile=3 (8.2.2007) 
 
 185 
Türkiye Istatistik Kurumu: 5. Yaş grubuna göre nüfus ve yaş bağımlılık oranı. 
http://www.tuik.gov.tr/PreTablo.do?tb_id=39&ust_id=11 (1.7.2008) 
 
TÜRKĐYE RADYO-TELEVĐZYON KURUMUNUN EYLEM VE ĐŞLEMLERĐNĐN 
ARAŞTIRILIP DENETLENMESĐNE ĐLĐŞKĐN RAPOR ÖZETĐ. In: 
http://www.cankaya.gov.tr/tr_html/DDK/trt.htm#II_C (4.2.2008) 
 
ülkem ilkem ülkem:  http://www.ulkum.com/belgeler/ihanet/  (7.8.2008) 
 
Van Leeuwen, Theo (1991): Conjunctive Structure in Documentary Film and Television. In: 
Continuum 5 (1). S. 76-114 
 
Verband Österreichischer Zeitungen: www.voez.at/download170 (21.10.2007) 
 
Vikipedi, özgür ansiklopedi: Hürriyet (gazete) 
http://tr.wikipedia.org/wiki/H%C3%BCrriyet_%28gazete%29 (3.8.2007) 
 
Von Glasersfeld, Ernst (1998): Die Wurzeln des „Radikalen“ am Konstruktivismus. In: 
Fischer, Hans Rudi (1998): Die Wirklichkeit des Konstruktivismus. Zur Auseinandersetzung 
um ein neues Paradigma. Heidelberg. S. 35-46 
 
Weber, Stefan (1995): Nachrichtenkonstruktion im Boulevardmedium: die Wirklichkeit der 
"Kronen Zeitung". Wien 
 
Wikipedia. Die freie Enzyklopädie: Die Presse. http://de.wikipedia.org/wiki/Die_Presse 
(29.10.2007) 
 
Wikipedia. Die freie Enzyklopädie: Kronen Zeitung. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Kronen_Zeitung (20.9.07) 
 
Wolf, Claudia Maria (2006): Bildsprache und Medienbilder. Die visuelle Darstellungslogik 
von Nachrichtenmagazinen. Wiesbaden   
 
World Press Photo: http://www.worldpressphoto.org/ (22.8.2008) 
 186 
 
World Values Survey 2001. Religion and  Morale (Turkey): 
http://margaux.grandvinum.se/SebTest/wvs/country_data_analysis?target=792 (5.7.2008) 
 
Wrabetz, Alexander (2007): Die grüne Bildungswerkstatt Sommerakademie 2007. Die 









1. Land   (1=Österreich; 2=Türkei) 
2. Zeitung (1 Krone, 3 Standard, 4 Presse, 5 Hürriyet, 6 Zaman, 7 Radikal)                                        
3. Datum  (1=2.10.05; 2=3.10.05; 3=4.10.05) 
4. Jahr (1=2005) 
5. Seiten (Seiten gesamt) 
6. Redaktion (Seiten redaktioneller Teil) 
7. Titelseite (EU-Türkei Artikeleinheiten (u.U. Bild und Text) auf Titelseite 0=nein)  
8. Artikel (Anzahl relevanter Artikel) 
9. ArtikelUmfang  (Umfang relevanter Artikel gesamt) 
10. Bilder (Anzahl der relevanten Bilder) 
11. Bilderumfang  (Umfang relevanter Artikel gesamt) 
12. Tendenz (Tendenz gesamt, den Artikelanalysen entnommen;  
0=Beitritt uneingeschränkt befürwortet 
   1=Beitritt eingeschränkt befürwortet 
   2=Beitritt wird nicht oder ambivalent beurteilt 
   3=Beitritt wird eingeschränkt abgelehnt 




1. Land   (1=Österreich; 2=Türkei) 
2. Zeitung (1 Krone, 3 Standard, 4 Presse, 5 Hürriyet, 6 Zaman, 7                     
Radikal) 
3. Datum  (1=2.10.05;2=3.10.05,3=4.10.05, 4=15.12.05,5=16.12.05, 6=17.12.05) 
4. Jahr (1=2005, 2=2006) 
5. Tendenz (Tendenz gesamt, den Artikelanalysen entnommen;  
0=Beitritt uneingeschränkt befürwortet 
   1=Beitritt eingeschränkt befürwortet 
   2=Beitritt wird nicht oder ambivalent beurteilt 
   3=Beitritt wird eingeschränkt abgelehnt 
 187 
   4=Beitritt wird vollständig abgelehnt) 









 9=Pressestimmen)   
7. Titel (Titel des Textes, bei Bildtext nicht vorhanden) 
8. Artikellänge (Länge des Artikels im Verhältnis zur Seitengröße) 
9. Bild-Anzahl (Anzahl der Bilder die mit Text verknüpft eine thematische Einheit 
bildet) 
10. Bildart 1 (0=kein Bild, 1=Foto, 2=Infografik, 3=Karikatur, 4=Fotomontage, 
5=Verfasserporträt, 6=Themengrafik)  
11. Bildart 2 (0=kein Bild, 1=Foto, 2=Infografik, 3=Karikatur, 4=Fotomontage, 
5=Verfasserporträt, 6=Themengrafik) 
12. Bildart 3  (0=kein Bild, 1=Foto, 2=Infografik, 3=Karikatur, 4=Fotomontage, 
5=Verfasserporträt, 6=Themengrafik)  
13. Bildart 4  (0=kein Bild, 1=Foto, 2=Infografik, 3=Karikatur, 4=Fotomontage, 
5=Verfasserporträt, 6=Themengrafik) 
14. Bildergröße  (0=kein Bild, 1=Foto, 2=Infografik, 3=Karikatur, 4=Fotomontage,  
5=Verfasserporträt, 6=Themengrafik) 
15. Bild-Text Status  (0=gleichwertig komplementär, 1=gleichwertig unabhängig,  
2=ungleich Text dominant, 3=ungleich Bild dominant) 
16. Pro 1 Wirtschaftliche Vorteile für die EU/beide 
17. Pro 2 geo- und sicherheitspolitische Vorteile/beide 
18. Pro 3 Integration eines islamischen Landes als Vorzeige-Modell 
19. Pro 4 Der Türkei gegebene Zusagen seit den 60er Jahren 
20. Pro 5 EU-Beitritt unterstützt Türkei-Demokratisierung 
21. Pro 6 Bereits vorhandene ökonom. Fortschritte der Türkei 
22. Pro 7 Einhaltung von Grund- und Menschenrechten in der Türkei 
23. Pro 8 Tr-Fortschritte in Minderheitenrechten/ -politik 
24. Pro 9 TR hat kulturell/historisch europäische Wurzeln 
25. Pro 10 EU darf nicht auf kulturell/religiösen Prinzipien aufbauen sondern 
universellen Prinzipien 
26. Pro 11 Größe und Einwohnerzahl der Türkei 
27. Pro 12 Militärische Stärke der Türkei 
28. Pro 13 Beitritt der Türkei ist kulturelle Bereicherung 
29. Pro 14 Positive Haltung von EU-Akteuren (Türkei?) 
30. Pro 15 Lösung für Zypernproblem 
31. Pro 16 Reaktion auf Gegenmaßnahme (Verneinung von 
Kritik/Gegenmaßnahmen) 
32. Pro17 Weiteres Wachstum der EU notwendig 
33. Pro 18 Nach Osterweiterung auf 27 kein Problem/Vertiefung gescheitert 
34. Pro 19 Positive Haltung von Türkei-Akteuren/Politikern 
35. Pro 20 Ablehnung wäre Verletzung der türkischen Ehre 
36. Pro 21 Ablehnung der TR bedeutet Abwendung von Westen/Islamisierung 
37. Pro 22 Sonstige 
 188 
38. Kontra 1 wirtschaftlich nachteilig/irrelevant für EU 
39. Kontra 2  geo-, sicherheitspolitisch nachteilig/irrelevant für EU 
40. Kontra 3  Islamisches Land inkompatibel für Integration in die EU 
41. Kontra 4  Demokratische Defizite der Türkei generell 
42. Kontra 5  Grund- und Menschenrechtsverletzungen in der Türkei 
43. Kontra 6  Wirtschaftliche Defizite der Türkei 
44. Kontra 7  Verstöße gegen Minderheitenrechte 
45. Kontra 8  Türkei kein geografischer Bestandteil Europas 
46. Kontra 9  Türkei hat keine kulturell-historische Identität 
47. Kontra 10  Überforderung der institut./integrativen EU-Kapazitäten bei Beitritt 
48. Kontra 11  Größe und Einwohnerzahl der Türkei 
49. Kontra 12  Einfluss der Militärs in der Türkei 
50. Kontra 13  Türkischer Nationalismus 
51. Kontra 14  Negative Haltung von Eu-Akteuren/Institutionen (Türkei?) 
52. Kontra 15  Zypernproblem/Türkischer Anspruch 
53. Kontra 16  Terrorismus jeglicher Art in der Türkei 
54. Kontra 17  Negative Haltung von Türkei-Akteuren/Institutionen 
55. Kontra 18  wirtschaftlich nachteilig für Türkei 
56. Kontra 19   sicherheitspolitisch nachteilig für Türkei 
57. Kontra 20  Sonstige 
58. B_Cont 1  Türkische Politiker/Repräsentanten 
59. B_Cont 2  EU-Politiker/Repräsentanten  
60. B_Cont 3  türkische Staats- und Institutionsframes (Parlament/Flagge o.ä.) 
61. B_Cont 4   EU-Institutionsframes 
62. B_Cont 5  Islam (Institutionen wie Moscheen, Akteure, Symbole) 
63. B_Cont 6  Christentum (Institutionen wie Kirchen, Akteure) 
64. B_Cont 7  Kultur der EU (Alltagsbilder und –klischees) 
65. B_Cont 8  Kultur der Türkei (Alltagsbilder und –klischees) 
66. B_Cont 9  Rückständigkeit der Türkei 
67. Β_Cont 10 Modernität der Türkei 
68. B_Cont 11 Rückständigkeit der EU 
69. B_Cont 12 Modernität der EU 
70. B_Cont 13 politische Kundgebungen/Kundgebungen 
71. B_Cont 14 Terrorismus 
72. B_Cont 15 Militär/Krieg  
73. B_Cont 16 Sachinformation (Infografik) 
74. B_Cont 17 Österreichische Politiker/Repräsentanten 
75. B_Cont 18 Verfasser/Journalist 
76. B_Cont 19 TR und EU Repräsentanten 
77. B_Cont 20 Sonstige 
78. Bildtendenz 0=Bildinhalt positiv dargestellt; 1=Bildinhalt ambivalent/neutral 
dargestellt; 2=Bildinhalt negativ dargestellt 
II Interviewleitfaden 
Interviewleitfaden für offene Interviews mit türkischen und österreichischen Journalisten 
 
 
1. Welchen Zusammenhang sehen Sie zwischen der Berichterstattung über die 
Beitrittsverhandlungen und der öffentlichen Meinung? 
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- AB’ye giriş süreci hakkındaki yayınların kamu oyu oluşturma üzerindeki etkisini nasıl 
yorumluyorsunuz?  
- Which relation do you see between the news coverage of the negotiation talks and the 
public opinion in Turkey? 
 
2. Wie beurteilen Sie die Berichterstattung in der Türkei/ in der EU? 
 
- Türkiye’nin AB’ye giriş süreci ile ilgili AB ve Türkiye’deki yayınları nasıl 
değerlendiriyorsunuz?  
- What do you think about the way this issue is covered in Turkish and in European 
media?  
 
3. Wie beurteilen Sie die Berichterstattung in Ihrer Zeitung? 
 
- Sizin gazetenizdeki haberleri/yayınları nasıl değerlendiriyorsunuz?  
- How do you assess the press coverage in your newspaper? 
 
4. Gibt es eine Blattlinie bei der Berichterstattung zu diesem Thema? (Wenn ja, welche?) 
 
- Türkiye’de bu konuda çıkan haberlerde belirli bir çizgi takip ediliyor mu sizce 
(Öyleyse nasıl bir çizgi bu?)  
-  Does your newspaper follow a certain editorial policy concerning the issue of the 
negotiation talks (e. g. pro or against the EU?) 
 
5. Hat die Berichterstattung Einfluss auf die öffentliche Meinung? (Wenn ja, welchen?) 
 
- Bu konudaki yayınların kamuoyu üzerinde bir etkisi var mı? ( Varsa, nasıl bir etki 
bu?) 
-  Do you think that the way the negotiation talks with the EU are represented in turkish 
media is influencing Turkey`s public opinion? (If yes, to which extent?) 
 
6. Welches Image hat die Türkei Ihrer Meinung nach in der EU? 
 
- Sizce Türkiye’nin AB’de nasıl bir imajı var? 
- Following your opinion, what is the image of Turkey in Europe? 
 
7. Welches Image hat Österreich in der EU/in der Türkei? 
 
- Sizce Avusturya’nın Türkiye’de ve AB içinde nasıl bir imajı var? 
- What is the image of Austria/the EU in Turkey? 
 
8. Sind die Einwände der EU, die zu einer Aussetzung der Verhandlungen von acht  
Kapiteln führte, gerechtfertigt? 
 
- AB’nin sekiz başlık konusundaki itirazlarını haklı buluyor musunuz? 
- Do you think it was a just decision of the EU to freeze 8 chapters of the negotiation 
talks in december 2006? 
 
9. Was spricht Ihrer Meinung nach für bzw. gegen einen Beitritt der Türkei zur EU? 
 
- Türkiye’nin AB’ye girmesi ya da girmemesi konusunda sizin görüşleriniz nelerdir? 
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- What is speaking in favor of Turkey´s accession to the EU? 
 
10. Wollen die jetzigen EU-Mitglieder überhaupt einen Beitritt der Türkei? 
 
- AB’nin mevcut üyeleri Türkiye’nin birliğe girmesini istiyorlar mı sizce? 
- Do the EU-member countries want Turkey`s accession? 
 
11. Wird die Türkei Ihrer persönlichen Meinung nach eines Tages gleichberechtigtes EU-
Mitglied werden? 
 
- Sizce Türkiye bir gün mevcut üyelerle aynı haklara sahip olarak AB üyesi olacak mı? 
- Do you think that Turkey will be a full member of the EU one day? 
 
12. Warum ist gerade in Österreich die Ablehnung eines EU-Beitritts der Türkei am 
höchsten? 
 
- Sizce Avusturya’da Türkiye’nin AB’ye girmesi neden istenmiyor? 
- Why is Austria opposing Turkish membership so much in your opinion? 
 
13. Steht die Zustimmung zu einem Beitritt der Türkei in Zusammenhang mit der 
Zustimmung zu politischen Parteien? 
 
- Türkiye’nin AB’ye girmesinin onaylanıp onaylanmamasının AB’deki ve Türkiye’deki 
iktidar partilerinin politik görüşleriyle bir ilişkisi olabilir mi? 
- Do you think the compliance of the Turkish EU-membership correlates with the 
compliance to certain Turkisk political parties? 
 
14. Wie steht es um die Meinungs- und Pressefreiheit in Ihrem Land? 
 
- Ülkenizdeki düşünce ve basın özgürlüğünü nasıl değerlendiriyorsunuz?  
- What is the current situation in Turkey as far freedom of speech or freedom of press is 
concerned? Can you write what you want if it is true? 
III Transkribierte Interviews 
1. Interview mit Ayse Karasu, Außenpolitik-Editor Hürriyet (31. 7. 2007) 
 
1. Welchen Zusammenhang gibt es ihrer Meinung nach zwischen Berichterstattung und 
öffentlicher Meinung? 
 
Das ist eine sehr schwierige Frage, denn ich lese die österreichische Presse nicht so 
regelmäßig. Aber bei der türkischen, ich habe meine Überlegungen über die österreichische 
Presse, aber allgemein was die türkische Presse betrifft wird die öffentliche Meinung von den 
Medien bestimmt. Sowohl in der Türkei als auch in Österreich, das ist sehr global. In der 
Türkei haben Medien wie Hürriyet, Milliyet, Sabah und Vatan, einen sehr großen Einfluss auf 
die öffentliche Meinung. Sie wissen, dass diese vier Medien eine sehr große Unterstützung 
der AKP-Regierung betreiben, und sie haben die Regierung bei den Beitrittsverhandlungen 
sehr unterstützt, und so hat auch die Regierung die letzten Wahlen gewonnen. Das ist ein 
wichtiger Punkt, meiner Meinung nach. 
 
2. Wie berichten türkische Tageszeitungen über die EU bzw. über die Verhandlungen? 
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Es gibt einen sehr großen Unterschied zwischen den Medien und der öffentlichen Meinung. 
Wenn sie die Menschen fragen, ‚unterstützen Sie den EU-Prozess?’, dann sagen sie ‚Nein’ zu 
etwa 70 Prozent. Das ist grotesk, aber wenn die Medien die Regierung unterstützen und sie 
loben, sehr viel loben wegen der Regierungsarbeit mit der EU, dann haben wir dort einen sehr 
großen Einfluss. Wir können die Meinung der Menschen verändern auf diese Weise. Sie 
glauben, wenn die Türkei EU-Mitglied wird, dann können alle in Europa arbeiten ohne Visa, 
sie denken so. Das ist sehr paradox, also wenn sie die Menschen fragen, wollen sie Mitglied 
von der EU werden, dann sagen sie, wir wollen unsere Souveränität nicht verlieren, wir 
werden dann unsere Fahnen nicht sehen können, wir haben solche Propaganda. Zum Beispiel 
findet sich diese Propaganda in der Cumhuriyet oder in Kanaltürk. Dort können sie die 
Propaganda sehen. 
 
3. Wie schreibt Hürriyet über die Beitrittsverhandlungen? Gibt es da eine Blattlinie? 
 
Natürlich. Wenn die Regierung einen Erfolg hat, wobei Erfolg sehr relativ ist, was das ist, der 
Erfolg. Wir sind jetzt zum Beispiel in einer Sackgasse mit den EU-Verhandlungen, wegen 
Zypern. Wir sollten unsere Häfen öffnen, aber wir öffnen sie nicht, und das ist eine Krise. 
Aber wenn die Regierung es schafft, mit der EU Verhandlungen zu beginnen, dann haben wir 
das mit Feuerwerk gefeiert. Das ist ein sehr großer Erfolg von Tayyip Erdogan, und wir 
applaudieren, das ist Hürriyet. 
 
4. Ist das die Linie? 
 
Das ist die Linie. 
 
5. Wegen der Zypernproblematik wurden die Verhandlungen eingestellt. Ist das Ihrer 
Meinung nach gerechtfertigt? 
 
Das ist eine schwere Frage. Ich glaube aber, die EU hat Recht. Ich bin nicht der Meinung 
derer, die sagen, unser Militär soll nicht von Zypern zurückkehren. Wir haben kein Recht, 
dort Soldaten zu stationieren, das ist nicht Recht. Aber was die Öffnung der Häfen betrifft, da 
sollten wir zuerst die anderen Sachen alle erledigen. Zuerst die Soldaten zurückziehen, dann 
soll die EU die Isolation von unserer Seite von Zypern beenden, und dann können wir die 
Häfen öffnen.  
 
6. Was spricht Ihrer Meinung nach für oder gegen einen Beitritt der Türkei zur EU? 
 
Meiner Meinung genügt es, wenn wir die Verhandlungen führen. Das hat einen großen 
Einfluss auf die Umwelt, auf alles, auf die Gewerkschaften. Wir arbeiten hier ohne 
Gewerkschaften zum Beispiel. Ist das Recht? Nein. Aber wir können Reformen machen 
wegen der Verhandlungen, das ist gut.  
 
7. Verhandlungen reichen? Kein Beitritt? 
 
Ich glaube nicht, denn Frau Merkel hat gesagt, wir können in 50 Jahren EU-Mitglied sein. 
Das wird dann nur meine Tochter sehen.  
 
8. Wird die Türkei eines Tages EU-Mitglied sein? 
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Das weiß niemand, aber die EU wird sich verändern müssen. Die EU wird nach 50 Jahren 
eine andere EU sein, in Frankreich zum Beispiel hat Sarkozy jetzt andere Meinungen was die 
zukünftige Gemeinschaft betrifft. Alle haben andere Meinungen, in den kommenden Jahren 
wird es sich sehr verändern. Aber unter den heutigen Umständen wird die Türkei kein 
Mitglied sein. Die Konzepte können sich beispielsweise ändern. Vor etwa zehn Jahren war es 
noch der Ring mit Frankreich und Deutschland im Kern und den anderen im Ring. So etwas 
kann entstehen, und dann kann auch die Türkei Mitglied sein. Aber unter den heutigen 
Umständen, wir sind die Nachbarn von Iran, Irak, Syrien. Wer will solche Länder als 
Nachbarn? Sarkozy hat ein bisschen Recht wenn er sagt, dass es geografische Hindernisse 
gibt.  
Die Türkei verändert sich auch, da haben Sie schon Recht, aber das ist nicht so wichtig. Die 
EU muss sich verändern, zum Beispiel Österreich und Frankreich. Diese beiden Länder 
wollen ein Referendum machen, über einen EU-Beitritt der Türkei, und da kennen wir die 
Meinung der Bevölkerung.  
 
9. Was für ein Image hat die Türkei in Europa? 
 
Nicht so ein gutes glaube ich, und sie haben meiner Meinung nach auch Recht damit. Die 
Türken haben Parallelgesellschaften gebildet, ich hab das in Berlin und in deutschen Städten 
gesehen, von Österreich weiß ich das nicht so genau. Ich will das auch nicht sehen, weder in 
deutschen Städten, noch in Istanbul, in der Türkei. Was kann da ein Deutscher oder ein 
Österreicher machen, wenn ich das schon nicht sehen will als Türkin? Diese 
Parallelgesellschaften haben eine schlechte Rolle gespielt, dass ist die eine Seite. 
Die andere Seite ist das Menschenrechtsproblem, das Kurdenproblem in der Türkei, was 
meiner Meinung nach das größte Problem ist wenn man von Europa in die Türkei schaut. Bist 
du der Meinung? 
 
10. Ja, das ist ein sehr großes Problem. 
 
Eben, aber es ist zum Beispiel nicht nur eine Sache der Kurden, die Menschenrechte. Man 
kann auch am Verkehr die Menschenrechte sehen, oder dass wir keine Gewerkschaften 
haben, das ist auch ein Menschenrechtsproblem. Aber das sehen sie nicht so, sie beschäftigen 
sich mehr mit Kurden. Insgesamt hat die Türkei ein sehr großes Menschenrechtsproblem. Wir 
haben Reformen gemacht, aber das reicht nicht.  
 
11. Was fehlt noch? 
 
Die Kurden können keine Partei bilden, sie können nicht an der Wahl teilnehmen, sie müssen 
als Unabhängige in das Parlament kommen. Das ist ein sehr großes Problem, sie haben das 
Recht eine Partei zu bilden. Sie sollen ihre Sprache beherrschen, wenn sie wollen, sollen das 
tun. Es hat es auch Nachteile auf dem Arbeitsmarkt, kein Türkisch zu sprechen sondern nur 
Kurdisch, aber wenn sie wollen, sollen sie das tun, das ist ihr Recht.  
 
12. Sie sind Journalistin, wie steht es ihrer Meinung nach um die Presse- und 
Meinungsfreiheit in der Türkei? Können Sie schreiben was sie wollen, wenn es richtig ist? 
 
Ich glaube nicht. Diese Meinungen kann ich in Hürriyet nicht so gut ausdrücken. Ich kann es 
verdeckt ausdrücken, aber nicht direkt. 
 
13. Gibt es Zeitungen, wo das nicht so ist? 
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Nein, denn das ist ein wirtschaftliches Problem. Eine solche Zeitung bekommt keine 
Anzeigen, also wie soll man dann eine solche Zeitung finanzieren? Nur große Unternehmen 
oder Konzerne können Zeitungen finanzieren, das ist sehr schwer. Die Kurden können eine 
solche Zeitung finanzieren, aber das ist etwas anderes.  
 
14. Was für Reformen wären gut für Journalisten und Leser? 
 
Sie fragen nach einer Utopie. Eine unabhängige Presse ist unser Traum, aber wo können Sie 
eine solche Presse finden? Es gibt sie nicht, es gibt sie nicht. 
Vor zehn Jahren hatten wir beispielsweise schon Gewerkschaften, aber sie wurden 
weggeschafft. Und ich weiß nicht, wann wir zurückkehren können. Deswegen habe ich auch 
gemeint, dass wir vielleicht während der Verhandlungen unsere Rechte zurückgewinnen 
können. Aber ich bin nicht sehr optimistisch, denn ich glaube es gibt hier wieder Pläne, 
Entlassungen durchzuführen. Unter diesen Umständen kann man nicht kämpfen, nichts 
organisieren. Man kann auch nicht so bequem sprechen, sie wissen mein Boss hat viele 
Zeitungen, Fernsehkanäle und will noch eine Zeitung kaufen, Vatan und vielleicht auch 
Sabah. Das ist ein Kartell, wie kann man in einem Kartell Pressefreiheit gewinnen? Das ist 
unmöglich. Ich bin deswegen nicht optimistisch, unsere Lage ist sehr kritisch. 
 
15. Was erwarten Sie sich für die Zukunft? 
 
Ich bin nicht optmistisch, ich weiß nicht, was soll ich sagen. Wir leben jetzt in einem Prozess, 
man sollte erst das Ende des Prozesses sehen, ob er die Zeitungen kaufen wird, oder vielleicht 
auch Hürriyet oder Anteile davon verkaufen wird, das weiß ich nicht. Zuerst wollen wir 
warten und sehen. 
 
16. Warum ist Ihrer Meinung nach die Ablehnung eines Türkei-Beitritts in Österreich so 
groß? 
 
Das weiß ich nicht. Vielleicht Fremdenhass? Aber ich weiß es nicht, denn ich war nur vor 
vielen vielen Jahren in Österreich, aber ich kenne es nicht, und deswegen kann ich auch 
nichts Genaues dazu sagen. Ich habe seit fast dreißig Jahren mit keinem Österreicher mehr 
gesprochen, und habe keine Kontakte zu Österreich. Es ist eine psychologische Frage, 
vielleicht ist es Angst, Xenophobie vielleicht, sie sehen viele Türkinnen mit Schleier, 
vielleicht ist das ein Aspekt. 
 
17. Viele Europäer stehen islamischen Ländern sehr skeptisch gegenüber. Zu Recht? 
 
Das ist auch eine sehr paradoxe Lage, denn die AKP ist eine moderne Partei und sie ist eine 
islamistische Partei. Was ist die AKP dann, modern oder islamistisch? Können wir 
Modernität und Islam zusammen behandeln, wenn sie das aus dem Westen betrachten, wie 
können sie die zwei Begriffe zusammen denken? Eine Partei, die islamistische Wurzeln hat, 
und gleichzeitig eine moderne Partei wegen den Reformen, so kann man das recht gut 
betrachten. Ich glaube, die Europäer wollen das Militär loswerden, und das ist sehr wichtig, 
weil die AKP eine Partei ist, die gegen das Militär ist. Vielleicht bekommt deswegen die AKP 
aus Europa Unterstützung. Auch der Säkularismus ist sehr wichtig. Frankreich hat einen 
Säkularismus ähnlich dem der Türkei, aber die anderen Länder haben das nicht. Wir haben 
ein ganz anderes Konzept, sie sollen sie verstehen, warum wir uns so Sorgen machen um den 
Laizismus. 
 
18. Es wird in Europa auch die Meinung vertreten, dass die AKP nicht laizistisch ist. 
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Sie ist auch nicht laizistisch, sie behaupten es zwar aber sie sind es nicht. 
 
19. Bedeutet das eine Gefahr für eine moderne laizistische Türkei? 
 
Ja, genau das glaube ich.  
 
20. Warum bekommt dann die AKP dann diese Unterstützung in Europa und der Türkei? 
 
Wegen dem Militär glaube ich. 
 
21. Und was kommt dann danach? 
 
Deswegen habe ich das ja gesagt mit dem Militär. Europa soll sich überlegen was für eine 
Türkei es will. Es ist eine Waage. AKP und keine laizistische Türkei, oder laizistisch und mit 
den Generälen. Das ist eine Waage, und da muss man überlegen was für eine Türkei Europa 




2. Interview mit Ceyda Karan, Außenpolitikressortleiterin Radikal (3.8.2007) 
 
1. Do you think that there is a relation between the public opinion concerning Turkey`s EU 
accession project and the news coverage of the media of this topic? 
 
K: Maybe not for the ordinary people, i guess, because nobody is interested in this negotiation 
process in the street, but if you look at the economy specialists or people from the factor, they 
are really trying to understand the process. For example, in some cases of the negotiation 
process, they want to understand if it will open or not and things like that…. But not the 
ordinary people, I think nobody in Turkey is interested in such things. 
 
2. So there is no interest, no influence no nothing? 
 
K: Maybe one year before, when we were before the negotiations, the people were interested 
in this issue because every newspaper including us was writing about it, and if the 
negotiations will begin or not. And after the summit, when the negotiations started, just 
limited factors started to interest, not the ordinary people. 
 
3. And what do you think about the press coverage of this issue in Turkey? How do the 
Turkish TV stations and newspapers cover it? 
 
K: Mainstream media is supporting this process, including „Radikal“, maybe we are the most 
or one of the most supportive. „Hürriyet“, „Milliyet“, all of the mainstream media is 
supporting this process, but nowadays it is sort of a technical question. So it is a political 
question. If you look at France and their new president Sarkozy, when he is talking about the 
issue of a new mediterranean union, we put this news in the newspaper. But this is a political 
discussion, it has nothing to do with the negotiation process. The economy pages are not 
looking at this process very deeply I believe, the foreign news try to understand the political 
issues, not the technical ones.  
 
4. And in your newspaper, how do you cover the negotiation talks? 
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K: At the moment, we are not covering anything about this. We cover somethings like the 
story about Sarkozy, but not the technical things. We are opening some headlines and closing 
them, but we are not covering those stories. Because this is a technical process, but we try to 
bring the news when Sarkozy is talking about Turkey. 
 
5. Okay, and in the past? 
 
K: In the past, we wrote a lot of things, two years ago and last year, when we began 
negotiating, I guess. Maybe on the Cyprus issue, or Sarkozy or Merkel, we are trying to get 
the news of this kind of things, when she is talking about privileged partnership or so we 
write about that… But if she doesn`t, the rest of the negotiating process is just a technical one 
nowadays.  
 
6. So you said, generally your newspaper „Radikal“ is writing pro-EU. Why? 
 
K: Because we think that if we become a member of the EU, some negative things will 
change in Turkey. 
 
7. What kind of things for example? 
 
K: It is already changing, with this government, it began maybe four years ago. The human 
rights and some laws…the change has begun. In general public opinion thinks that this 
process with the EU affected everything. The ordinary life of the citizens and the political 
situation and the laws and everything. We have a lot of problems but personally when I look 
at Europe, Germany, Austria or France, we see a lot of problems with every issue. Every EU-
country has a lot of problems with their laws and immigration issues and sometimes human 
rights and Turkey is not so different from them I believe. But  we are in a process and we try 
to go forward, and the EU-process helps us to do something. To handle issues…everybody 
thinks like me I guess, in the newspapers in Turkey. 
 
8. Ok, and what do you think…. 
 
K:… It is a shared view of public opinion in Turkey. 
 
9. So generally it would be good? 
 
K: Yes, most of the people think that it would be good, but maybe when you talk about 
Sarkozy and Merkel and their views of Turkey, people think that they want us. For two years, 
they started to think that the Europeans don`t want us to be member of the EU, so why should 
we do that? A lot of people are already asking this kind of questions, so maybe the general 
view is this, let`s use this process for us. If they accept us as member of the EU, it is okay, if 
they don`t, it is okay as well.  
 




11. What do you think is the image of Turkey in the EU? 
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K: I think you have to answer this question…because if i look at the political leaders, we are 
writing something about their views. But i don`t know the ordinary people in France or 
Germany, I have never gone to Germany… But in Paris three years ago when I went there, a 
lot of people, i saw that, where viewing Turkey like an eastern country and didn`t want to be 
at the same place. The rightest one or the leftest one, it doesn`t matter, but it is a very 
complicated question even for Europeans. The don`t know where to go nowadays, they have 
problems with their economies, France, Germany… So in Britain they are trying to put a 
referendum in this new treaty, so it is very complicated and first they have to find their 
answers and than they can think about Turkey I believe. Because I am trying to understand 
their situation as a journalist, I am not saying that they have to accept Turkey, nothing. 
 
12. And what is the image of Austria in Turkey? 
 
K: The Turks always love Austria… Frankly, I can just share my thoughts which are not 
objective of course. 
 
13. Of course, please. 
 
K: It is a little country, tries to be the same with… It is not liberal, i think, they don`t have 
liberal thoughts and they want to present theirs lives. But the the world is changing so think it 
is hard for them… i am not talking about econmy, I am talking about peoples thoughts. A lot 
of countries, if you look at Britain, you can maybe see the same thing, they have an imperial 
vision in Britain for example. And the are living with the immigrants so they are changing in 
this process, I think Austria wants to stay where they are, they don`t want any outsiders so 
this is not changing I believe. And when you listen to the political leaders you can understand 
that. 
It is understandable as well, I don´t have any objection to this, if you want to live in Vienna as 
an Austrian and you don`t want anybody to come there, and changing their tradition, it is 
okay for me, I don´t go there. 
 
14. Let´s go to another topic. Last year, some of the chapters of the negotiation talks where 
closed. Do you think this is a just decision? 
 
K: Oh this is very complicated, it has nothing to do with right or wrong. If you look at the 
Cyprus issue, the EU should have never accepted them as a member. If you like at 
international law, a divided island, it is a very complicated issue and they knew this. And tehy 
knew i could cause some trouble for them in the future. But they accepted Cyprus…. 
In another point, it has nothing to do with Cyprus, it is all about Europe. Which way to go, for 
example a federal Europe, or Britain´s Europe. Turkey is a very bif question for Europe, with 
is population, with its economy, with its young population maybe… So first they have to 
chose their way, and then they can accept Turkey or not.  
 
15. So for you it is not a problem that they closed the chapters? 
 
K: They froze it, maybe the have to. I don´t know, they didn´t look at Turkey´s intern 
processes, there a talking just about growing nationalism but if you look at the world if you 
look at Europe, you see nationalism everywhere. There is one nationalism in France, there is 
another one in Austria and of course one in Turkey, and we are fighting with that, for 






K: There is a law in Turkey, which caused trouble for example for Orhan Pamuk, and we 
have this cases, and I know that. But for example in Austria, where was this case about the 
holocaust. And this is a taboo. And when some historians try to say the opposite, they can`t 
say anything.  
 
17. What do you mean? 
 
K: The Holocaust.  
 
18. Yes, but  do you mean in Europe one can not talk about the Holocaust?  
 
K: Of course, in Europe you cannot talk about, write about. You can not say different things 
about the Holocaust, because if you do so, you can go to jail.  
 
19. Well, no,  think it is quite different.  
 
K: No, no, no. Ja,  for example, the politic is not different, it is just thoughts. And thoughts 
are thoughts. You know, you have some thoughts, another one another thought. If he is not 
going to kill you he has all the right to say all the things. But in Europe it is a taboo, you 
cannot say it. Because, there was an historian, a very famous historian, was it in Austria…no, 
it was in Switzerland, and they put him into jail, because he was an Holocaust-denier.  
 
20. Ah, he was a denier. 
 
K: Yes, was a Holocaust denier.   
 
21. Yes, we put deniers in to jail, because it is forbidden in Austria. 
 
K: He was not killing anybody. And if you say like this, „because it is forbidden“, in Turkey 
some people say, it is forbidden to say this or that. It is a complicated question for every 
country in a different way. 
 
22. That`s right. Coming to the EU, what do you think are the arguments in favor pro Turkey? 
Why should Turkey join the EU and become a member? 
 
K: The pro-Arguments? Well, everybody says it is economy. If Turkey takes the membership, 
everybody says that it will grow bigger and bigger, and the people will benefit from this 
process. The general arguments is like this. And in politics, you know that we have a very big 
military problem in Turkey, because of this 1980…the last one was 1980. We don`t want the 
military to decide anything in our country, so if this process goes in a right way, we will 
never see this kind of coups in country, we believe. Some believe like this, some think we 
will benefit economically. Generally the visions are like this.  
 
23. Do you think that you will profit politically as well? 
 
K: Politically I think, for the normal people, we really have democray, like in Europe. We 
have some taboos of course, like this kurdish question, but we are also discussing this issue 
for years, it is not easy. It is a process, because we used to be an imperial background, like 
Austria. We have some very big questions with this Kurdish issue, but we are talking about 
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that for almost 15 years from Özal on. He used to be our president. I believe we have two 
kinds of nationalism in Austria. One is minority-nationalism and the other one majority-
nationalism. Majority-nationalism is Turkish, you know. And the pro-european vision thinks 
that this is a very bad thing for Turkey. Butt he liberaldemocratic thoughts say that minority-
nationalism is good, I don`t agree with them. Both of them is no good for Turkey. Because in 
Istanbul, you see a lot of Kurdish people, you can`t divide Turkey this or that way. This is not 
easy because this is an imperial culture. You can find Kurdish People in Smyrna, Izmir, the 
other cities. But some of them want this thing, I don`t think most of them like this idea. 
 
24. What kind of idea. Do you mean a Kurdish state? 
 
K: A Kurdish state, you know. It is very difficult discussing this issue. There are some 
problems of course like in Europe, but there are people trying to find answers. And in this 
process we are discussing our internal conflicts.  
 
25. And what are the contra-Arguments against Turkey in your opinion? Why shouldn`t the 
EU take Turkey? 
 
K: I have no question like this, shouldn`t or should not. This is a process of Europe in one 
way, and they will decide something. On the other hand, we have Turkey, and we have our 
way. We are always connected with Europe, with the European Union, in this or that way, it 
doesn`t matter. So we will go to somwhere good, somewhere forward, somewhere near to 
Europe. I fit will be connected each other very deeply or not, but it will always be connected. 
My personal opinion is that Merkel is talking very realistic, this privileged partnership thing 
is the best way for Turkey in my opinion. Because thing that we are a european country, we 
have different cultures, different traditions than Europe, and we can develop in our own way. 
But I don`t mean that  „Let´s forget about this EU“, it is very useful for us to achieve 
something. But there is no question like „we should join the EU“ or „we shouldn`t join the 
EU“, there is nothing like this. 
 
26. So do you think that Turkey will be a full member in the future? 
 
K: No, I don`t believe. 
 
27. Not in 15, not in 25 years? 
 
K: No.no, never.  
 
28. Ok, let`s go to the last part…. Generally the Turkish people are in favour of an accession. 
Do you think that this is connected to how the Turkish people are voting?  
 
K: You know, the nationalist party MHP is not pro-europe. In some parts it is, but if you 
remember, the EU-process began in their term. It began while they were in a coalition, but 
they are not pro-europe. If you look at Turkey`s poltical parties, you can see that everyone of 
them is pro-europe in the end. So you can find some small political parties which are not, but 
if they had the chance to govern Turkey, I believe that they would chose the same way. There 
is no other way for Turkey, it has to…continue this process, and it will continue and it is 
useful for everyone of us. And in every party, even in the most opposite to Europe they think 
we have to use…sürdürmemiz lazim yani… (we have to continue). It an economical reality, it 
is a political reality, there is no other way for Turkey. But in the end, people in the EU will 
decide something, we will decide something. If it is okay it is okay. 
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29. Okay, let´s forget about the EU now, let´s focus on Turkey. There are claims about 
problems with the basic liberties in Turkey, for example with the freedom of speech or the 
freedom of press. What do you think about the current situation in Turkey? 
 
K: We can write whatever we want, but we have some problems of course. For example with 
the Armenian issue, if you write that there was an Holocaust of Armenian people in Turkey 
and that we did this thing, you may have some problems with this law. So we have some 
troubles with this, but everybody sees that. And the important thing here is that we are 
discussing these issues, and in every country they have problems with their politic and laws, 
and freedom of speech sometimes. I don´t think that the majority of Austrians with the 
governments, but a minority certainly has a lot of problems, it´s like here. We have some 
problems of course, six months ago we lost one of our writers, he was very important for all 
of us, Hrant Dink for example, an Armenian writer. He was a son of this country, so we lost 
him. But we have freedom of speech, we are writing a lot of things in one way or another, but 
we have problems of course. Everybody is talking about this, we have problems with freedom 
of speech, with presse freedeom. 
 
30. I don´t want to stress it, but how do experience it in your daily life? 
 
K: Oto-sansür, Auto-sansür you know. For example, if you write about PKK or Armenian 
issues, or I never wrote terrorist PKK. Because I don`t believe that using this terrorist…we 
have from BBC Ekol, you know. I am not writing „terrorist PKK“, nobody tells me „You 
should write like this“, I am not writing, that´s it. So I have freedom of speech, a kind of. If 
you know Orhan Pamuk, if you go out and tell, we murdered all that Armenians, of course 
you have some problems with law. We all have some problems with this process. 
 
31. Will this become better in your opinion? 
 
K: I believe so.  
 
32. In Austria we face sometimes the problem of very powerful enterprises, which own media 
or cause pressure if their media is reporting negative news. Do you have this in Turkey as 
well? 
 
K: For example, our economy service, maybe he can tell you lots about this issue. He knows 
a lot about it, I am just reading from the internet. But I know this is a monopolic organisation, 
and if you look at America, there is the same thing, there is Murdoch. The last news were the 
Wall Street Journal, but it is the same in Turkey, because our civil rights are very weak. It is a 
normal capitalistic country, nobody is protecting the people, the workers. We have some kind 
of problems of course, but in a capitalistic country, the people have to fight about some 
things, but it is not easy. Maybe if we look at the aviation sector, the Air France can go to 
strike, but in Turkey this is very hard, so we have to change some laws of course. I believe it 
will be okay for us, in time.  
 
33. I hope that too. 
 
K: Unless we face another coup, I am very afraid of this. You didn`t mention it in your 
questions the islamism, which is our main problem now in Turkey. The military 
establishment, we don´t know what they will do. Because the whole world, the USA and the 
European Union seems now to support the government party, but you know that islamic roots 
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cause a lot of problems for them. I see some problems within that, because i don´t trust the 
military, but the turkish people do.  
 
34. And what do you think about the government party? What will they do when they are in 
full power? 
 
K: Maybe they are or they want to be like german christian democrats. But their top persons 
think like this, but they have to tell this theing to their people and supporters. And they will 
change, they are also changing, we saw this in the past few years. I don´t think that they want 
Seria`t law in Turkey. Because in Turkey you can`t see a lot of people who support seria. 
Because this is something like an islamic thought…for example the headscarf issue is a very 
vig one for Turkey…little girls want to study something and nobody is accepting them with 
their headscarf. It is their freedom and nobody is supporting their freedom, including the 
government party, because they are scared of this question now, they cancelled it. But this is a 
very big issue for Turkey, somethings if the laik, you know laik, we have to get rid of… If 
she wants to believe something and she wants to put something on her head, it´s her believe, 
but the other says that it is a poltical islam if she covers her face and someday they will force 
you to cover your face. I don´t believe this, it will not happen. 
 
35. Do you think that this slow islamisation is happening already right now? 
 
K: No, no, no, they are just going outside. They are living in this country, now they are going 
outside. They want to live, they want to study, they want to teach, they want to do something, 
and we have to accept this, I believe. This is my subjective opinion. 
 
3. Interview mit Celil Sağır, Lektor der Auslandsressorts bei Zaman (7.8.2007) 
 
1. Starting with a general question, which connection do you see between news coverage and 
public opinion? For instance,  is there a relation between the coverage of the accession talks 
and the public opinion about this topic? 
 
S: There is a relation, it is changing time to time, but when the negotiations-process stops, it 
was the hottest issue in Turkey, and public somehow very related with this issue and… so 
media, they are both feeding each other. Media largely covering an issue and the people 
watching and reading and talking about this issue. So the both are feeding each other. So, this 
year, the European story was little bit put aside, because our government stated, that this year 
is going to be Iraqi year for Turkey. Because you know that the EU-process was somehow put 
on track, some problems started, just like  with the Cyprus issue. This is a little bit a technical 
issue, so we will focus this year on the Iraqish issue this year. A plan for Kirkuk is very 
important for Turkey, you that there is a Kurdish entitiy there, trying to be independent. Iraq 
itself is the main problem and there is fire in Iraq and we are neighbours and should keep our 
house protected from that fire. So people started on the Iraqish issue as the PKK started 
attacks. The EU issue was a little bit put aside, Turkey itself started to talk about the Iraq-
PKK issue, so all the EU-issues somehow related with the election process, the EU-issue is a 
little bit second.. 
 
2. How was it in the last two years, in 2005 and 2006, was there more coverage of this topic, 
was it in favor, was it against the EU? 
 
S: Yes, you know, during the last, maybe four years, the EU-issue was one of the main issues 
and because some treshold comes and the EU says you should, you know, do this and this and 
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this… break the vicious circle in the Cyprus-issue, if you don`t open your ports to the Greek-
Cyprus side. There was such a harsh discussion about the negotiations on the EU-side so our 
government saw engaged in this issue so that, maybe we should cover it largely, so Zaman 
was one of the dailies which covered it so largely. And Zaman, as editorial policy we support 
Turkey`s EU-membership. We are focussing on every issue connected with the membership 
process, so the last two years, it was so intense during the summits, where our prime minister 
and minister were discussing shall we go or shall we not, the plain was standing at the airport 
and so on. And the prime minister was saying well I am going and bye, bye. And then another 
discussion started, making the negotiations,  it is such a hot issue that and every detail was 
covered in Turkish media. In Turkey Zaman´s editorial policy and other dailies are supporting 
this process, some others are against this. But they are not so important, they don`t have so 
big circulation processes, for example Yenicağ, a ultra-national newspaper or Milli Gazete, a 
ultra-religious newspaper, maybe Cumhuriyet, a little bit an esteblishment newspaper, they 
don´t support Turkey`s EU-membership process so much. Some times they are underlining 
that they want to get everything from Turkey and in the end they will say no. 
 
3. Ok. And do you think that this is influencing the public opinion, if most of the big 
newspapers are writing in an positive way? 
 
S: Yes, but for example, when we are covering the issues we are not painting a completely 
good picture. The EU gives negatives signs to us, obstacles excuses created by Brussels, 
France or Germany, we also underline that point. And sometimes, especially when a negative 
sign is coming from Brussels, the support for EU-membership among the people is going 
down. Let me underline a certain point, that there is a difference between Turkey`s 
membership process and the other`s membership processes. In other countries like Bulgaria, 
Slovenia, Czech Republic and so forth, the support for the EU-membership process started to 
diminish when they started the negotiation process. Chapter by chapter, the support for the 
EU-membership process went down. Just because each new chapter, each reform were 
affecting the people´s way of life. Some people were losing their station in some area, 
economy, maybe farmers and so on. But in Turkey, the process has been functioning in a 
different way. None of the reforms has been affecting much the people´s idea of an EU-
membership. Most of them are positive, because most of things we have done up to now, 
what we have succeeded is somehow related to the EU-membership process. In democracy, in 
human rights, in economy and so forth. Everything is going up, this is a good thing for the 
people and in the mind of the people. But as you know, the support of the EU-membership 
process is going down in Turkey in the last years, but not related with the process itself but 
with the negative sides of Brussels. I try to underline that, that standards, like new excuses, 
new doublestandard, treated to Turkey. For example, they took the Greek side of Cyprus 
without asking them to solve this problem first and come. And now recently Miss Merkel 
stated that we made a mistake, taking the Greek side of Cyprus as a member state. And now 
mister Günter Verheugen confessed, I was tricked by the Greek Cyprus side, they stated that 
they will say yes to the Annan-plan. As you know, Papadopoulos said the people to say no, 
although he promissed before that he will say yes. And recently, the chancellor of one of the 
biggest countries, of Germany, said that we made a mistake. Although the picture is so clear, 
the Turkish side said yes, the Greek one said no, once a again the bill is turned to Turkey. 
Although the EU promised to create a package to the Turkish side of Cyprus with direct aid 
and for direct trades, but the aid was linked with the approval of the Greek side of Cyprus, so 
again condidtioned. And now we see that the EU is not carrying out its promisses on the one 
side, and putting new conditions, like opening the ports, on Turkey. Although there is no 
direct link between the EU-negotiation process like the chapter on education and the Greek 
side of Cyprus for instance. This kind of thing has been affecting the Turkish people and 
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made them think that the EU has got a double-standard. The EU leaders started to about a 
new condition, the Armenian Genocide, the so-called genocide, that the French are saying 
that Turkey should accept it and some circles in the European Parliament have voted that this 
should be put as a condition for Turkey. The never put anything before the other candidate 
countries. This doublestandard-thing is so much affecting the mind of the people. This is 
decreasing support of EU in Turkey, and we are aware that some circles in Europe are very 
happy to see this result. There are some rumours and some conspiracy theories saying that 
Turkey should be pushed to that side to make the decision by itself to say goodbye to the EU. 
But they are creating so much conditions, double-standards that Turkey will say okay, I don´t 
want to be a member of the EU.  
 
4. So what do you think is the image of Turkey in the EU? Because this could maybe be a 
reason for this behavior. 
 
S: It is changing from country to country, or better from government to government. Chirac 
was one of the supporters, now Sarkozy is saying that Turkey should be part of the 
mediterrenean Union. An idea created by Sarkozy. And Merkel, before being elected as 
chancellor she asked Turkey to be a privileged partner. Now in  charge she should change a 
little bit her attitude because her coalition partner was supporting Turkey´s membership 
process. And Steinmeier is giving very positive…you know to seem cautious about Turkey. 
And so the image of Turkey is getting better day by day I think. And some countries like 
France, who decided to put Turkey´s membership process to referendum, this is another 
doublestandard against Turkey. But we are very sure, that if the EU stops sending negative 
signs, and all the negative signs strengthen anti-democratic, anti-european forces, they should 
stop sending these negative signs and and a liitle bit calm down. Let´s get this technical 
process to continue, because the EU-supporters now in charge in Turkey will continue this 
process and now say by day, Turkey will get ready to be a member of the European Union, 
and all mindly, economically, in every aspect of the life Turkey will be similiar to the EU if 
this process continues. So if some guys, by watching Turkish workers in Europe, and will 
make a decision they will make a wrong decision. Maybe before you came here and watched 
Istanbul and other cities, you maybe had a different image. My father worked  sixteen years 
in Germany, he was not literate, how can I say, not graduated from high school and so forth. 
Can´t read and write, that´s all. He was a simple farmer and came to Germany to work. And 
maybe didn´t give a so good image to the Germans, just going to work and then going home 
sleeping and the going to work. No social relations with the germans during those years 
because he was just trying to make and to return. I am now an university graduate, and this is 
just an example, that everyday, people are getting more and more educated. The number of 
the university graduates is increasing and Turkey will be more and more integrates with the 
rest of the world. People have much greater ideas with contact with the rest of the world and 
integrating with the rest of the world. So the image and the rest is going up, so at the end of 
the process, there won´t be so much excuses, or reasons for the european people to reject 
Turkey´s membership process. They are coming, so people started to more and more know 
each other by tourism and people going there and there, and the defiance is going down.  
 
5. If you try to see it rationally, what do you think is speaking in favour of Turkey´s EU 
accession? 
 
S: As editorial policy, we support this process, it is very positive for Turkey. Each side will 
win, this is very clear. By continuing this process Turkey will be a more democratic country. 
Better human rights, better democracy, better economy, everything is getting better. So on the 
other side the EU will win, because a Turkey….say a little example, the EU will get rid of 
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Russia on the energy sector. As you know, Russia is trying to cut the gas. And now, the only 
alternative or one of the best alternatives to transfer the energy of the Kaukasus or Central 
Asia to Europe is via Turkey. This is very simple. On the other hand, it is very clear that some 
twenty years later the EU will need a young generation to produce something for the 
consumption for the old and retired generation. As you know, Europe´s population is getting 
down. Twenty or thirty years later the largest parts of the population will be old. So they will 
not be in a position to create something, they will ask pensions. Europe will need young guys 
to create something for the consumption of the people. I think if this process continues, 
Turkey will be the appropriate option for Europe. Just because as I said, our population is 
young and getting more and more qualified. And on the other hand, Russia is not an option in 
my opinion because their population is going down as well…maybe North African people? I 
am not sure about it after the experiment last year in Paris, in France, the banlieue-revolts, 
they prooved that they have so much problems to accomodate with european society. And 
Turkey has been in relation with Europe for almost five centuries, so we know Europe, we 
have a special position. So Europe will win from this process, on the other hand if Turkey 
becomes member of the EU, the EU will have a stronger say in the Middle East. Because a 
Turkey as a member of the EU means…as you know Turkey is very influencive in this 
region. A very strong country… 
 
6. Are there negative aspects as well? 
 
S: I am going to come to this. As I said before, the EU will have a strong say and will be in a 
position to do something and will be in a position to do something, maybe against the United 
States. Because the United states now have strong allies in the region and the region is very 
important in terms of energy, as you know. So this means that EU will have a strong hand 
over the region and maybe over the Palestenian issue, Iraqish issue, Iranian issue and so forth. 
And on the other hand, the maybe most implication is that the EU will have so much 
influence over the islamic world. It means if Turkey becomes a member of the EU, it will be 
a model for the rest of the islamic world. People in the street of Damaskus, in the street of 
Kairo, in the street of Marocco will look at Turkey and start to question their leaders because 
they will ask for more. Turkey`s population is to 99 percent muslim, they better democracy, 
better human rights, better living conditions, so why shouldn´t we have it. They will start to 
force their rulers, as most of them are autocrats. This will, how can I say, hasten 
democratisation process in the middle east. They will admire a Turkey which has democracy 
and many other issues in European style. That is very important I think. So if Turkey 
becomes a member, it will create great….güvenlik, security issues. Let´s say it the simpliest 
way, two people will be very sad to see Turkey as a member of the EU, one of them is Mister 
Ossama Bin Laden, he will lose ground because Turkey will proove that there is no clash 
between the civilisations, the West  is not trying to wipe out the Islamic world, and the other 
one will be Samuel Huntington, who is saying that the new conflict will be between the 
Western and the Islamic world. Both sides are feeding each other. So this is very unseen, but 
really an important implication. For the negative things, if it is a negative thing, it is related 
with the restructuring of the European Union in general. If the restructuring will succeed in 
creating a common foreign policy or common policies against the rest of the world, this 
would make sense as a „negative“, with question mark, effect on Turkey. And Turkey could 
lose some parts of its sovereignty to now to Brussels. But this is a little bit loose, there are 
deep cracks through Europe, as you know, even in the Iraqish issue, Europe didn´t succeed to 
create a common foreign policy, Britain acted in a different way. It is still very loose, but the 
EU succeeds to create a common foreign policy, then it will be maybe a little bit of a negative 
thing, that Turkey loses the possibility to create his own foreign policy a bit, but this is still 
related with the EU´s internal structure. I don´t think there are other negative things on 
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Turkey´s side. And I don´t think that, as some people who are rejecting the EU-process of 
Turkey think, that seventy million will flow from Turkey to Europe and that they will lose 
their jobs etc…  These are just excuses, no real arguments, as the EU can create barriers for 
Turkey as they made it for Bulgaria. As natural process I don´t think that the Turkish would 
be so eager toflow into Europe. As I said, my father didn´t find a job here, and we are six 
brother and sister and none of us is planning to go to Germany to find a job. Because we have 
a job, Turkey´s economy is getting better every year, the foreign investments are coming and 
new job opportunities are created. Some people fled to Europe because there were some 
human right problems in Turkey, there were some military interventions and the people 
should flee to Europe, because the army will punish them. And now day by day, Turkey´s 
democracy is developing, its human rights are getting better, also the economy. So, 
technically, before 2014 Turkey can´t be a member of the EU, because there is no place for 
Turkey in the budget of the EU before 2014. The best thing is 2015, let´s say, with this speed 
of economic growth and social betterment, at the end of the process, Turkey will somehow 
have equal standards with European countries. Not the same, but better ones, so under this 
circumstances, a Turkish villager maybe won´t think about going to Europe, because almost 
the same thing is here. This is just an excuse, no reality. 
 
7. So do you think that Turkey will be a full member one day? 
 
S: One day? The negotiations are open ended… This is related with the Europe´s own 
structure problems and restructuring. If the EU can succeeds to create a constitution and solve 
some internal problems, at the and of the process I believe that Turkey can be a full member. 
But we shouldn´t think the conditions, maybe ten years conditions, I am looking at the 
conditions now, I am looking at Sarkozy, at Merkel, maybe ten years later social democrats 
will replace them. So at that day, Europe will be in a different position, maybe asking Turkey, 
to be a member. So ten or twenty  years later, the conditions will be very different, and a 
stronger Turkey will be very admireable in Europe and both sides will maybe admireable 
each other. Maybe as our foreign minister says, in ten or fifteen years, we will be in a position 
to make decisions, to make a referendum, and our people will be able to say maybe that we 
don´t want to be a member, because we have got everything here. So, this is a process which 
is very positive for the Europe and for Turkey and could be a very positive sign to the islamic 
world. This is maybe the most important side of this process in the long run, this is critical 
point. 
 
8. There are dicussions at the moment that Turkey is undergoing a strong islamisation right 
now, which is seen very critical. Do you think that Turkey is really becoming a more islamic 
country? 
 
S: No, this is something that Turkey is normalising and modernising. Let´s say if you see 
more and more headscarfed ladies on the streets, it doesn´t mean that the number of the ladies 
with the open heads is decreasing, it means that more and more the ladies from the 
conservative side is showing social life. Here in Zaman you can maybe see lots of ladies with 
headscarf, but in Hürriyet or Milliyet or other dailies, you can not see that, and this is 
discrimination.  
 
9. Oh yes, you can see them, I was in the Milliyet-Centre yesterday, and there were women 
with headscarfs.  
 
S: But not so much. You know, there is clear discrimination. They say that they want the 
ladies to join social life, this is maybe the main problem in Turkey. In the past, the Turkish 
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elites asked the conservative muslims to send their ladies, they accused the conservative side. 
It means the largest part of the Turkish population, they accused them that they don´t send 
their ladies to the school, you are not modern. This is also related to the economy a bit. And 
now from 80s and 90s, the economy became better and the people started to send their girls to 
school. What happened? They said, no you can not enter university with headscarf. So they 
try to push the ladies back to their home, not to let them into social life. This is something 
why the ladies put it, it means she plans to go and join social life, with a modern style, not a 
villager kind of, simplified headscarf. It means the lady is getting ready to join modern life 
with a…you can not expect them to wear their mother´s headscarf. And this is something 
related with Turkey´s normalisation and modernisation, this is Turkey. Βut the most striking 
point is that, the secular elites, which has been in control for eight years and started the 
modernisation process of Turkey, now is trying to stop Turkey to get modernised. Now the 
conservative side, the largest part of the population is asking Turkey, wanting Turkey to join 
the EU. To have integration with EU, and the secularist elite is anti-Europe. As you know 
during the famous protests, it was interesting to me, in the beginning the western press was 
illusioned and misunderstood the point a bit. They covered colourful pictures with beautiful 
ladies and said, this people are trying to stop a government which is islamising Turkey and 
wants to put them to islamic world and so forth. But in the end they realised that their slogans 
were anti-european, anti-american and anti-western. They want Turkey to turn its face to Iran, 
Russia and even China. So roles have changed, it is interesting, how can I say celiski121, it 
means that something is changing. The secular elites are traying to stop Turkey to modernise, 
to integrate with the EU and now the conservative side is asking Turkey to continue this 
process, this walk to the West.  
 
10. Do they want to join for economical reasons? For example, Europe is not very religious. 
And do you think that in this modernisation process religion will become less important in 
Turkey? 
 
S: We want to join for every reason. But I don´t think that there is something like a rule that a 
candidate coutry should lose its religion and become a member. Or every member country 
should lose its religion and cancel religious authority. Vatikan is over there, church is over 
there. After the fall of the communism Europe moved a little bit towards religion I would say. 
So I don´t think that becoming European Union will push Turkey to lose its religion.  
 
11. Will it become more important then? Because as you said, the women of the conservative, 
which always existed, side are joining social life more and more, so maybe religion will 
become more visible as well? 
 
S: As I said, almost 70 percent of the Turkish population is conservative. But it is not 
something conservative like in Kairo, Egypt, Marocco, Syria or Iraq, Turkey is different. It is 
bridge between, it has been influenced from the East and the West. Turkey´s islamic 
understanding is different. At least we can say, that the religious people will have a better 
living condidtion under the EU. The muslims in Britain, or in France, which now is a little bit 
problematic with banning the headscarfs on the state schools, on other parts of Europe there is 
a very mild atmosphere for everybody to live its religion. Because the system is functioning 
on this, the freedom of religion, the freedom of speech. Everything is very well described and 
very appropriate to live under this conditions. So Turkey will not decrease its religious 
position, this is a natural process affecting the rest of the world. Internet is all over there, you 
can talk with a catholic, an atheist, this is very good because the people are talking with each 
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other. So religion is not the main thing to describe everything. Something is going on, 
sometimes you should keep your religion in your personal life, so in Europe if you keep it for 
yourself, there is no problem with an atheist and a believer or so. Because the laws are 
describen by the constitution and there should be respect for the law. And as long there is 
respect for the law, there is no problem.  
 
12. So, you are a journalist, for this professon freedom of speech and of the press are 
extremely important. How is the situation in your country right now? 
 
S: As all the other things, the freedom of press is getting better as well. In the past, and there 
are still, some problematic issues, where you can not talk or write about or you should be 
extremely careful while writing about it.  
 
13. What are those issues? Is it still the Kurdish question? 
 
S: As you know our Prime Minister said Kurdish question. And they won more votes than the 
ethnic Kurdish parties in the Kurdish region. So the issues are…Turkey will solve this 
problem, I believe. 
 
14. And what are the touchy issues? 
 
S: Well, you can not criticise Atatürk, you can not criticise so harshly the military and so 
forth. These are still hot issues, this is the reality of Turkey. But day by day, Turkey is going 
up and all cover of these issues is going down. As you know, the 27. of April, there were 
decorations of the military on the websites, and now most of the people opposed it and the 
dailies and the news brought articles about that and most of the people opposed it. In the past 
you couldn´t write, criticise the military in this position. Turkey is open now and getting 
better. The holes in law are getting filled due to the membership process, and if Turkey 
continues that process, everything will be more and more normalised. Some people, some 
elites are trying to stop Turkey, because they are losing their concessions. They used to 
control for eight years everything, the economy, the military, social life, the politics. But in an 
European country, anti.democratic forces cannot control everything, the military cannot 
decide, there cannot be one or two companies ruling all the economy. This is reality, this is 
why Turkey should continue this process, if at the end Europe says no, this will be very 
negative in background of  the islamic world, because as I said, Mister Bin Laden would be 
very happy with this result. Because if Turkey carries out the reforms, and is not taken it 
means that Europe is a christian club. This is a very simple logic, people will say Ok, Czech 
Republic did their homework..accepted, Bulgaria did their homework…accepted, Turkey did 
it, but not accepted. So what´s it? You know we are aware that there are some circles whichy 
to wipe out this result and get Albania or Bosnia-Herzegovina first, just to say then, look we 
are not discriminating religion, some parts of Bosnia are muslim, so i has no relation to that 
the EU is a chrisian club. 
 
4. Interview mit Dr. Wolfgang Böhm, EU-Ressortleiter Die Presse (4.6.2008) 
 
1. Was sehen Sie für einen Zusammenhang zwischen der Berichterstattung über ein Thema –
in diesem Fall die Beitrittsverhandlungen der Türkei – und der öffentlichen Meinung dazu? 
 
Es gibt natürlich eine Art Zusammenhang, weil die veröffentlichte Meinung auch eine Art 
Spiegelbild dessen ist, was rundherum passiert. Die steht nicht im luftleeren Raum, sondern 
entwickelt sich durch Stimmungen, aber auch durch politische Aussagen. Insgesamt ist es so, 
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dass Berichterstattung zu jeglichem Thema nicht für sich allein steht – es sei denn ganz am 
Anfang, wenn ein Thema noch nicht öffentlich war – aber dort wo es bereits ein Thema ist, 
gibt es immer gegenseitige Beeinflussung. 
 
2. Ist es also eine Henne-Ei Diskussion? 
 
Nun, das kann man am Anfang sagen während das Thema aufgebaut wird. Aber das ist 
sinnlos sobald es ein Thema ist, da muss man sich fragen inwieweit der Journalismus da 
selbständig agiert oder inwieweit er nur reagiert, bspw. auf politische Aussagen. 
Da ist es die Verantwortung des Journalismus, zumindest des Qualitätsjournalismus, nicht nur 
zu reagieren sondern auch zu agieren, sensibel zu schauen welche Teilthemen für einen 
Themenkomplex von Bedeutung sind, welche Differenzierungen es gibt etc.  
 
3. Wie würden sie die österreichischen Medien in diesem Zusammenhang beurteilen? 
Berichten sie eher aktiv oder eher reaktiv? 
 
Zur Türkei ist das eher zwiespältig weil ich – zumindest in den Qualitätsmedien – eine 
Differenzierung sehe, die die Politik vermissen lässt. In der Politik haben wir, bis auf die 
Grünen, die Situation dass alle Parteien mehr oder weniger gegen einen Beitritt der Türkei 
auftreten. In verschiedener Intensität aber im Grunde alle dagegen.  
In der Berichterstattung ist es nicht so eindeutig. Es gibt Zeitungen wie die Kronenzeitung, 
oder heute auch, glaube ich, die extrem dagegen sind, aber es gibt bei den Qualitätszeitungen 
da wieder eine ganz starke Differenzierung. Etwas mehr pro Beitritt ist hier der Standard, 
etwas skeptischer aber auch nicht ganz ablehnend ist hier die Presse. 
 
4. Haben Sie bei der Presse auch eine Art Blattlinie oder Grundtendenz mit der Sie an das 
Thema herangehen?  
 
Es gibt eine Grundtendenz, aber die hat sich auch etwas verändert. Wir waren relativ 
skeptisch, aus dem Grund dass die EU beim Start der Beitrittsverhandlungen in einer Krise 
war. Es ist die Angst entstanden, dass dieses kontroverse Thema die Krise verstärken könnte, 
gleichzeitig wäre Zeit von Nöten, die letzte Erweiterung politisch zu verkraften, 
wirtschaftlich hat sie es ja recht gut verkraftet. 
Deshalb waren wir eher skeptisch ob es sinnvoll ist, schon mit den Beitrittsverhandlungen zu 
starten. Das Problem das sich dann ergeben hat ist, dass die Türkei ein faszinierendes Land ist 
das sehr viel zu bieten hat. Wenn man es nur rein pragmatisch und wirtschaftlich betrachtet 
dann ist es relativ unsinnig die Türkei außen vor zu lassen. Das ist eine Region, die ein gutes 
Wachstum hat, die relativ interessant ist für Investoren und für den Markt. Da wäre es gut die 
Türkei herein zu nehmen, gleichzeitig gibt es geopolitische Überlegungen nach den es auch 
gut wäre, wenn die Türkei einen stabilen Pfeiler in dieser Region darstellen würde. So haben 
wir heute eine differenzierte Haltung, wobei wir immer noch nicht sicher sind ob der 
Vollbeitritt die richtige Wahl ist, aber langfristig sollte die Türkei auf jeden Fall eingebunden 
werden. 
 
5. Welches Image hat die Türkei Ihrer Meinung nach in der EU? 
 
Sie hat vor allem in Österreich ein schwieriges Image, das ist ja nicht europaweit so. Wenn 
man sich die Umfragen ansieht, dann sieht man dass in vielen anderen Ländern, zum Beispiel 
in Belgien sind rund 60 Prozent für einen Beitritt, kein großes Problem mit einem Beitritt der 
Türkei besteht. Da ist Österreich mit seinen rund sechs Prozent, die für einen Beitritt sind, ein 
echter Ausnahmefall. Und diese Zahl kommt ungefähr auf den türkischstämmigen Anteil der 
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Bevölkerung samt Umfeld. Bei so einer extremen Ablehnung spielen wahrscheinlich 
Emotionen eine größere Bedeutung als rationale Überlegungen. Insgesamt ist das Image der 
Türkei sicher schwierig, weil man auch in Europa nicht weiß, auch nicht bei dieser Regierung 
Erdogan nicht, ob sie wirklich ganz westlich orientiert ist oder hat sich doch diesen 
konservativ-moslemischen Ansatz der sich möglicherweise in eine ganz andere Richtung 
entwickelt. Das spielt auch eine Rolle. 
 
6. Und wenn man das umdreht: wie ist das Image von Österreich in der Türkei? Wird das 
überhaupt wahrgenommen? 
 
Naja, doch, wahrgenommen wurde es schon dass Österreich so massiv dagegen ist. Jetzt wird 
man Österreich nicht eine riesengroße Bedeutung beimessen, aber das Österreichbild in der 
Türkei hat schon gelitten dadurch dass es eine so starke Ablehnung gab. Es gab ja auch 
Aufmacher mit Fr. Plassnik, also zeitweise breite Berichterstattung darüber. 
 
7. Um zur Realpolitik zu kommen: Ende 2006 wurden die Verhandlungen teilweise 
eingefroren, seitdem herrscht praktisch Stillstand. Waren Ihrer Meinung nach die Einwände 
die zur Aussetzung der Verhandlungen seitens der EU führten Ihrer Meinung nach 
gerechtfertigt? 
 
In dem Moment musste man irgendwie agieren, weil es schwer geht dass ein Land beitritt, 
welches ein anderes Mitgliedsland nicht anerkennt, in diesem Fall Zypern. In dieser Situation 
kann man nicht gut weiterverhandeln, der Fehler liegt allerdings nicht nur bei der Türkei, 
sondern auch bei der griechisch-zyprischen Seite und ist auch dadurch entstanden, dass man 
Zypern als geteiltes Land den Beitritt ermöglicht hat, ohne dieses Problem vorher zu lösen. 
Da wäre der Druck stärker gewesen, denn man hat ja gesehen, dass in Nordzypern der 
Wunsch beizutreten größer war und auch die Bereitschaft zu Vereinigung stärker war. Im 
griechischen Teil hat man sicher gefühlt, dass man die Nicht-Einigung riskieren kann und 
trotzdem in die EU kommt. Das hätte man vermeiden müssen. 
 
8. Was sind Ihrer Meinung nach die Pro- und Contra-Argumente eines türkischen EU-
Beitritts? 
 
Pro-Argumente habe ich schon ein paar gebracht: Es ist wirtschaftlich total sinnvoll, es ist 
geopolitisch sinnvoll und auch insoweit sinnvoll, als man der Türkei damit eine Chance gibt, 
in ihrer Zwiegespaltenheit einen europäischen Weg einzuschlagen – wenn sie das will, da 
kann die Bevölkerung nicht zwingen, aber diese Option offen stellen. 
Insoweit ist es sinnvoll, aber was dagegen spricht ist vor allem die Unsicherheit, was die 
Türkei in der EU bewegen wird. Es gibt dort eine politische Wertekultur, in die die Türkei 
nicht immer hineinpasst, z.B. es gibt eine starke Gesetzgebung zur Gleichberechtigung auf 
EU-Ebene – würde die durch einen türkischen Beitritt unterwandert werden? Das sind schon 
Themen, wo man sich überlegen muss ob die Türkei möglicherweise da die Einigkeit Europas 
aufweicht.  
Ein anderer Bereich, der noch für die Türkei spricht ist der säkulare Staat, der zwar noch 
hochgehalten wird, aber eben durch diese Regierung zunehmend ausgehöhlt wird. Wird sich 
diese Tendenz fortsetzen, dann könnte es sein dass die Türkei weniger nach Europa passt. So 
sind noch einige Unsicherheitsfaktoren da, die man sich überlegen muss und letztlich braucht 
man auch eine gewisse Akzeptanz hier, ein Mindestmaß an Akzeptanz in der Bevölkerung, 
sonst entsteht eine Stimmungslage die letztlich der EU als Ganzes schadet. Es muss die 




9. Wollen die jetzigen EU-Mitglieder überhaupt einen Beitritt? 
 
Bei Deutschland, Frankreich und einigen anderen Ländern auch habe ich das Gefühl, dass sie 
das momentan nicht wollen und Gründe dafür suchen, mit denen sie das Ganze mehr 
hinausschieben und nicht vorantreiben. 
 
10. Wird die Türkei dann eines Tages Ihrer Meinung nach überhaupt gleichberechtigtes EU- 
Mitglied sein? 
 
Ich bin ehrlich gesagt sehr skeptisch, weil man sich langsam auch auf türkischer Seite damit 
abfindet dass es einen anderen Weg gibt, schon eine Anbindung aber eben kein Vollbeitritt. 
Denn zwei Referenden, eines in Frankreich und eines in Österreich, sind einfach nicht zu 
schaffen. Frankreich hat zuerst etwas eingelenkt aber jetzt aktuell wieder gegengesteuert, und 
diese Zusagen sind eben politisch schwer zurückzunehmen. 
Da kommt es natürlich auch auf den Zeitpunkt an, aber derzeit sieht es so aus als würden 
diese Referenden negativ ausfallen.  
 
11. Warum ist gerade in Österreich die Ablehnung so stark? 
 
Ich glaube da mischt sich einiges. Zum einen die latente Ausländerfeindlichkeit, die seitens 
der Österreicher vorhanden ist aber auch auf die türkischen Bewohner zurückgeht, die nicht 
besonders bereit waren, sich zu integrieren und eher ein Ghettodasein haben mit eigenen 
Geschäften und so weiter. Aber das gibt es letztlich auch in anderen Ländern, wo die 
Ablehnung nicht so groß ist. Dazu kommt das historische Element, das in Österreich immer 
wieder hochkommt, mit den Türkenbelagerungen die wirklich schon ein bisschen lange her 
sind. Es gab noch eine differenziertere Einstellung vor ein paar Jahren, bevor sich alle 
Parteien festgelegt haben. Dadurch kam eine Ablehnung, die sich multipliziert hat und 
ausgeweitet hat bis in die Berichterstattung hinein, da ist eine richtige Welle entstanden, die 
in diese Richtung geht. 
 
12. Beeinflussen dann die Parteilinien auch die öffentliche Meinung? 
 
Gewissermaßen schon, aber es ist schwer das ganz eindeutig zu sagen. Ich glaube, dass die 
Menschen auch nach Bestätigung suchen und Vorbehalte haben und bekommen sie dann auch 
von politischer Seite bestätigt. Dann wird dieser Vorbehalt einbetoniert, und das ist in diesem 
Fall geschehen. 
 
13. Wie steht es um Pressefreiheit in Österreich? 
 
Die Meinungs- und Pressefreiheit ist nicht optimal, aber sie ist großteils gegeben. Sie ist 
deswegen derzeit nicht optimal, weil es eine Medienkonzentration von ein paar Verlagen gibt, 
die relativ stark sind und die meisten Zeitungen und Magazine dominieren. Vielfalt sorgt 
einfach dafür dass die Freiheit größer ist und Konzentration dafür, dass sie eingeschränkt 
wird. Von politischer Seite wird sie nicht aktiv eingeschränkt, aber insofern dadurch dass die 
politische PR professioneller geworden ist, versucht man Themen zu führen und zu machen 
anstatt sich einer wirklichen Transparenz hinzugeben. Das ist eher das Problem, in der 
politischen Kultur in ganz Europa, besonders in der EU, wo diese Transparenz fehlt. 
 
14. Wie beurteilen Sie die Pressefreiheit in der Türkei? Ist sie da schon beitrittsreif oder gibt 
es noch Mängel? 
 210 
 
Die Pressefreiheit hat dort noch gewisse Probleme, das ist bekannt, vor allem wegen dem 
Türkentum-Paragrafen der immer wieder angewandt wurde. Auch weil Druck ausgeübt 
wurde…aber bei Radikal zum Beispiel vermute ich, dass schon eine relativ große Freiheit 
besteht, es gibt halt leider in einzelnen Bereichen noch relativ große Probleme. Wenn man 
zum Beispiel über das Armenier-Problem nicht offen diskutieren kann, dann ist die Freiheit 
natürlich eingeschränkt. 
Das ist so als ob bei uns über die NS-Vergangenheit nicht geschrieben werden dürfte, das ist 
wahnsinnig problematisch einen Teil der Vergangenheit einfach auszuklammern. 
 
5. Interview mit Mag. Christoph Prantner, Europaressort-Leiter Der Standard 
(19.6.2007) 
 
1. Das Thema des Interviews sind die EU-Beitrittsverhandlungen der Türkei. Vorab noch eine 
allgemeine Frage:  Welchen Zusammenhang sehen Sie als Journalist generell zwischen 
Berichterstattung und öffentlicher Meinung? 
 
P:  Natürlich gibt es da einen Zusammenhang, Berichterstattung ist klarerweise 
meinungsbildend. In Österreich die elektronischen Medien, also insbesondere der ORF mehr 
und die Zeitungen eher weniger. Es kommt hier natürlich auf die soziale Gruppe an. Auch aus 
Zeitungen kann man sich seine Meinung bilden, da gibt es einen Zusammenhang. Was die 
EU-Berichterstattung betrifft, ist das in Österreich so, dass sie zwar sehr breit ist, mitunter 
auch sehr differenziert, würde ich sagen. Auch was die Skalierung betrifft, von in die Tiefe 
gehend bis volksnah relativ breit, aber das Publikum dafür ist ein relativ schmales. Es gibt 
wenige Leute, die sich für Europa-Berichterstattung interessieren. Das im Bereich weniger 
Hunderttausend, die kann man sehr gut erreichen. Die breite Masse der Österreicher, die 
interessiert Europa nicht besonders um nicht zu sagen gar nicht.  
 
2. Wie sieht es in diesem  Zusammenhang beim „Standard“ aus? 
 
P: Wir versuchen als unsere konzeptionelle Grundlage für unsere Europa-Berichterstattung 
das durch das ganze Blatt zu ziehen. Das heißt wir haben politische Europa-Berichterstattung, 
oder auch chronikale Innenpolitik-Berichterstattung zum Teil, und wirtschaftliche natürlich 
auch. Und zwar deswegen, weil wir einerseits die Berichterstattung nicht ghettoisieren 
wollen, und auch andererseits eine gewisse thematische Breite in der Berichterstattung haben 
wollen. Die Leute sollen sehen, dass das eine Querschnittsmaterie ist, die in jeden 
Lebensbereich hineinspielt. Was die Erreichbarkeit der Leserschaft mit dem Europa-Thema 
betrifft, gibt es bei unserer Zeitung, wie bei allen anderen auch, eine gewisse Schicht, die das 
interessiert. Es gibt zwar keine Copytests dazu, die uns vorliegen würden, aber ich vermute 
das die bei uns größer ist, als bei anderen Zeitungen. Im Vergleich mit anderen, vielleicht 
nicht mit der „Presse“, aber etwa mit dem „Kurier“, glaube ich ,dass wie mehr Europa-
interessierte Leser haben, aufgrund unserer Leserstruktur, die halt gebildetere, jüngere Leute 
sind, die mit dem Thema mehr anfangen können. 
 
3. Wie wird das Thema der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei konkret Ihrer Meinung 
nach in Tageszeitungen in Österreich abgebildet? 
 
P: Da muss man meiner Meinung nach von Tageszeitung zu Tageszeitung unterscheiden. Ich 
denke, dass die „Presse“, „der Standard“ und der „Kurier“ generell ein sehr differenziertes 
Bild zeigen, und natürlich die „Kronen Zeitung“ eine relativ deutliche Kampagne gegen den 
Türkei-Beitritt fährt, überhaupt gegen die Eu generell, indem sie den Hans-Peter Martin dort 
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schreiben lassen, gegen Verfahren der EU selber, et cetera. Aber wenn man von 
Abonnentenzeitungen ausgeht und von seriösen Blättern ausgeht, wird schon ziemlich 
differenziert berichterstattet, glaube ich. Was bemerkenswert ist , ist die Meinungsvielfalt in 
die es durch die Zeitungsredaktion selber gibt. Ich kann jetzt nur für unsere Zeitung selber 
sprechen, aber ich glaube, dass es bei der „Presse“ oder dem „Kurier“ ähnlich ist, dass es 
relativ vehemente Ablehner eines Türkei-Beitritts gibt, und dann gibt es eine Fraktion, zu der 
auch ich gehöre, die meint Schauen wir einmal, es gibt eine Zusage, es gibt den 
Kandidatenstatus der Türkei, es gibt die Aufnahme der Verhandlungen, es gibt einen Acquis 
der zu erfüllen ist, es gibt ein Verhandlungsmandat, es gibt glasklare Regeln für diese 
Verhandlungen, es gibt politische Bedingungen auch für diese Verhandlungen, schauen wir 
einmal wie weit sie kommen. Es ist allemal besser die Türkei drinnen zu haben in 
Verhandlungen als sie draußen zu haben. Und ja, das zieht sich durch die Redaktionen 
ziemlich differenziert durch, und das spiegelt sich in der Kommentierung wie in der Vielfalt 
der Berichterstattung, würde ich sagen. In unserem Blatt ist das halt, glaube ich, nicht so 
wesentlich, wir berichten, was uns berichtenswert erscheint, und das, was uns unser 
Korrespondent erzählt und räumen dem relativ großen Raumein, denke ich. Das ist natürlich 
ein Thema, dass die Menschen bewegt, und bei unseren Lesern spiegelt sich diese 
Meinungsvielfalt auch wieder. 
 
4. Was für eine Blattlinie gibt es dann im „Standard“ zu diesem Thema? 
 
P: Nein, wenn Sie jetzt glauben, es gibt einen Ukast des Herausgebers oder des 
Chefredakteurs, dann ist das überhaupt nicht der Fall. Was unsere Meinungsseite und unsere 
Kommentare betrifft, haben wir sowieso freie Hand solange wir uns an die generelle 
Blattlinie des Standard halten. Und da hat halt jeder seine Meinung dazu, von völlig pro-
türkisch bis hin zu völlig ablehnend. Da gibt es keine festgezurrte Meinung im Haus. Es ist 
eine gute, alte Tradition des Standard, Pro- und Kontra-Kommentare zu schreiben, und dafür 
eignet sich das Türkeithema natürlich vorzüglich. Es gibt keine besondere Meinung des 
Standard dazu, sondern die Meinung der Redakteure und Chefredakteure, die ist hier 
durchaus durchwachsen. 
 
5. Gut, dann um noch einmal auf die Berichterstattung generell zurückzukommen. Die 
Österreicher sind ja im Allgemeinen sehr skeptisch gegenüber jeder Art von EU-Erweiterung, 
gegen die Türkei im Besonderen. Beeinflusst da die Berichterstattung die öffentliche 
Meinung? 
 
P: Ich denke schon. Ich denke schon, dass die Kampagne der „Krone“ das ihre tut, und dazu 
beiträgt zu dieser negativen Stimmung, ganz erklären würde ich es aber daraus nicht. Ich 
kenne die letzten Zahlen des Eurobarometers nicht, aber die liegen bei etwa zehn Prozent 
Zustimmung für einen Türkei-Beitritt, wenn mich nicht alles täuscht. Ich würde die 90 
Prozent Ablehnungs- oder „Ich weiß nicht“ - Quote nicht allein auf die „Kronenzeitung“ 
zurückführen wollen, aber ich glaube das ist ein schwieriges Thema. Da spielen historische 
Beweggründe mit, da spielen, dafür habe ich keine Belege aber ich vermute es, generelle 
Fremdenfeindlichkeit eine Rolle, da spielen EU-Ablehnungen generell eine Rolle, da spielen 
überhaupt generelles Desinteresse für Außen- und Europapolitik eine Rolle, da spielt vieles 
mit. Ich würde sagen, auch die Position der politischen Parteien spielen da eine Rolle, zum 
Beispiel die recht einprägsame Position der SPÖ in diesem Fall, die ja völlig umgeschwenkt 
ist in dieser Frage. Auch die problematische Rolle der SPÖ und des BZÖ spielen hier mit, es 
ist eine gesellschaftliche Grundstimmung in diesem Fall, die sich fokussiert auf dieses 
Thema. Obwohl es ja nicht unmittelbar ansteht, ist es doch ein Fokus, so wie die 
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Straßenverkehrsberichterstattung, wo sich ja auch Emotionen entladen. Und dafür eignet es 
sich ziemlich gut das Thema.  
 
6. Welches Image hat dazu Österreich in der EU? Gilt es wirklich als der große Verhinderer 
oder Blockierer? 
 
P: Ich glaube nicht. Ich glaube, dass sich die Regierung Schüssel in den September-
Verhandlungen 2005 aus zweierlei Gründen zu einer Speerspitze gemacht hat. Einerseits weil 
sie die Kroaten drinnen haben wollen und zweitens weil sie auf die Stimmungslage in der 
Innenpolitik geschielt haben. Und gewissermaßen politische Rosstäuscherei betrieben haben, 
indem sie als große Retter des Abendlandes aufgetreten sind, wobei natürlich vollkommen 
klar  war, dass Verhandlungen mit der Türkei aufgenommen werden, und dass die nur unter 
dem Titel des Beitritts laufen werden. Und immer noch laufen, jetzt nicht mehr, aber immer 
noch im Raum stehen. Das Image Österreichs in der EU, ich glaube das hat sich in der Türkei 
so verfestigt, dass die einen Mordsrespekt vor der Frau Plassnik haben, wegen ihrer Statur, 
ihrer Haarfarbe und ihrer Rolle in dem Verhandlungsprozess, und auch was den Schüssel 
betrifft.... Aber in der EU selber glaube ich , spielt Österreich eine Rolle, die der Größe dieses 
Landes angemessen ist, nämlich eine relativ kleine. Und es war zufällig gerade im Bezug auf 
die Türkei, gerade im Bezug auf die damaligen Nationalratswahlen und der sich gerade 
materialisierenden EU-Präsidentschaft so, dass Österreich diese Rolle gespielt hat. Aber ich 
wenn die Türken wäre oder in der EU wäre, würde ich mich nicht wahnsinnig vor den 
Österreichern fürchten, sondern mehr auf die Franzosen konzentrieren. 
 
7. Ist dann die Rolle Österreichs in der Türkei wieder vergessen? 
 
P: Ich weiß nicht, wie das in der Türkei ist. Aber ich habe Kontakt zu türkischen Diplomaten 
und Journalisten, und ich glaube schon, dass sie ein Auge auf die Österreicher werfen, es ein 
sehr guter Botschafter da, der nicht umsonst in Wien sitzt. Aber ich glaube auch, dass die 
Türken die Rolle Österreichs in diesem Zusammenhang etwas überschätzen, wenn ich Türke 
wäre würde ich da mehr woanders hin schauen, nämlich auf die Franzosen oder nach Berlin.  
Österreichs Rolle ist da in gewisser Weise schon etwas herausragend, es ist nicht die 
Tschechiens, Finnlands oder Schwedens oder eines anderen vergleichbaren Landes, aber das 
ist nun einmal so, weil eine gewisse türkische Gemeinschaft in Wien lebt, und die 
Österreicher diesbezüglich gewisse Erfahrungen haben. Aber so wahnsinnig herausragend ist 
die Rolle Österreichs glaube ich nicht. 
 
8. Um auf die Einstellung von mehreren Verhandlungskapiteln zu sprechen zu kommen. 
Waren die Einwände, die dazu geführt haben, Ihrer Meinung gerechtfertigt? 
 
P: Welche meinen Sie jetzt genau? 
 
9. Nun zum Beispiel, dass die Häfen nicht geöffnet wurden, das Nordzypernproblem 
allgemein, den im Ankaraprotokoll festgehaltenen Waren- und Personenverkehr, der für 
zypriotische Schiffe nicht erfolgte etc. 
 
P: ich glaube ja, denn wenn man einer Gemeinschaft beitreten will, und das wollen die 
Türken ja offenbar, ich bin mir zwar nicht ganz sicher ob sie das wirklich wollen, aber es 
wird unter diesem Titel verhandelt, dann muss man das natürlich auch im Detail machen. Da 
gehört freier Waren- und Personenverkehr natürlich dazu, speziell in einer Gemeinschaft in 
der der Binnenmarkt so eine große Rolle spielt. Dass die Türken sich damit schwer tun, mir 
Südzyprioten, dass kann ich nachvollziehen. Man muss verstehen, und ich weiß auch, dass 
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das die Argumentation der Türken ist, dass wenn man das anerkennt, dann den Südzyprioten 
und insbesondere dem Herrn Papadopolos einen großen Sieg verschafft. Eine große 
Genugtuung sozusagen, Und dass die Türken da sehr über ihren Schatten springen müssten, 
kann ich nachvollziehen. Aber es ist ein politisches Problem und das müssen sie als 
politisches Problem und nicht nur als Handelsproblem anerkennen. Und das müssen sie früher 
oder später machen glaube ich, aber wenn ich mir die Situation jetzt in der Türkei ansehe, 
weiß ich nicht, wie das gehen soll. Das ist sicher ein nachrangiges Problem momentan. 
 
10. Wollen die jetzigen EU-Mitglieder, in Frankreich wurde ja auch unlängst gewählt, 
überhaupt noch einen Beitritt der Türkei wollen?   
 
P: Bei Frankreich bin ich mir nicht sicher, da sagt der Herr Sarkozy einmal dies und einmal 
das. Und da muss man sich auch ansehen, wie  die Verfassungsvertragsverhandlungen laufen. 
Aber ob er sich da definitiv deklariert, da wäre ich noch skeptischer als noch unter Chirac-
Zeiten. Aber ich denke auch, dass sowohl Sarkozy als auch Merkel ein gewisses strategisches 
Interesse daran haben, dass die Verhandlungen weiter geführt werden. Eben auch aufgrund 
des Arguments, dass es besser ist, die Türken in einem Verhandlungsprozess drinnen zu 
haben und sie an die EU heranzuführen. Ich bin mir nicht sicher, ob die Türken das selber 
wollen, ob sie dafür bereit sind soviel Souveränität, also Souveränität unter 
Anführungszeichen, an Brüssel abzugeben. Ich war 2004 und 2005 in Ankara, und wir haben 
damals gesprochen mit dem Herrn Erdogan und dem Herrn Gül und mir schien das damals 
nicht so klar. Zwischen den Zeilen konnte man aus den Gesprächen herauslesen, dass die 
Türken diese EU-Beitrittsgespräche sozusagen als Modernisierungshilfe sehen und auch ganz 
gut damit leben könnten, wenn sie einen Assoziierungsvertrag kriegen könnten. Aber sie 
können auch ganz gut damit leben, wenn sie in der Außen- und Sicherheitspolitik nicht derart 
gebunden sind, weil sie ganz anders gestreute Interessen haben, als das europäische Staaten 
haben. Insofern glaube ich schon, dass die EU ein gewisses Interesse daran hat, und zwar alle 
Länder, nicht nur die Briten oder die Franzosen, dass der Verhandlungsprozess mit der Türkei 
fortschreitet. Wo das dann enden wird, muss man sehen. 
 
11. Was spricht Ihrer Meinung nach für oder gegen einen Beitritt der Türkei zur EU? 
 
P: Gegen einen Beitritt spricht meiner Meinung nach schon der Agrarsektor, auch vielleicht 
zuerst vielleicht die schiere Größe des Landes. Wenn sie jetzt 2015 oder 2020 ein hundert 
Millionen Land aufnehmen und das in das Machtgefüge der  EU einpassen müssen, das 
aufgrund der Größe und der Wirtschaftsleistung zu einem Leader-Land der Union wird, dann 
würde ich das für ein sozusagen frischgefangenes Mitgliedsland schon als problematisch 
erachten. Das wird es glaube ich so nicht spielen. Dann kommt der Agrarfrage hinzu, dann 
kommt die Personenfreizügigkeit, die Arbeitsmigration hinzu, dann kommt die strategische 
Lage der Türkei hinzu, dann kommen die engen Beziehungen der Türkei zu den USA hinzu, 
die Grenzlage zum Irak, zum Iran, die Kurdengebiete, der Kaukasus... ich stelle mir das 
politisch sehr sehr sehr schwierig vor, ich kann mir nicht vorstellen, dass das gehen wird. 
Was für die Türkei spricht, es ist ein europäisches, ein europäisiertes, ein verwestlichtes 
Land, ich glaube, man sollte den Prozess so stark als möglich unterstützen, ich glaube man 
hat gar keine andere Chance, aus europäischer Sicht oder aus Brüsseler Sicht, das sehen vor 
allem die Griechen natürlich zu ihrem eigenen Nutzen, deswegen unterstützen sie das auch, 
als die Türke in irgendeiner Form an Europa anzubinden. Wird es keine Vollmitgliedschaft, 
dann wird es eine enge Assoziierung. Ich tue mir schwer die Argumente für einen Vollbeitritt 
zu finden, ich habe gute Argumente für eine Türkei im Beitrittsprozess, aber für eine 
Vollmitgliedschaft fallen mir wenig Argumente ein. Für ein enges Assoziierungsabkommen 
gibt es sehr gute Argumente. 
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12. Reicht da nicht schon die Zollunion? 
 
P: Nein, das glaube ich nicht, natürlich ist die Zoll- und Wirtschaftsunion schon eine gute 
Sache, aber es gibt eine Dynamik im sehr vielen Prozessen, die man auch im europäischen 
Integrationsprozess beobachten kann, die politisch nicht mehr kontrollierbar oder aufhaltbar 
ist. Aber ich glaube, da braucht es noch ein bisschen mehr, die Türken wollen ja auch 
aufgrund ihres Selbstverständnisses als westliches, modernes Staatswesen mehr als eine bloße 
Wirtschaftsunion. Da wird sich weisen müssen, wie man das wertemäßig hinkriegt, ab man 
gemeinsame Werte findet, ob man die festschreiben kann, ob man die definieren kann, ob 
man die festschreiben kann, ob man auch eine gemeinsame Interessenslage in der Außen- und 
Sicherheitspolitik zumindest definieren kann. Man muss ja nicht den Gleichschritt gleich 
anpeilen, aber eine gewisse gemeinsame Interessenslage die über ein bisschen Binnenmarkt 
und Zollunion hinausgeht ist notwendig. 
 
13. Hypothetisch gefragt, glauben Sie oder glauben Sie nicht, dass die Türkei eines Tages 
EU-Vollmitglied wird? 
 
P: Ich bin eher skeptisch, dass die Türkei einmal Vollmitglied sein wird, und zwar aus den 
genannten Gründen. Auch was die jüngsten Entwicklungen der EU-Integration betrifft, mit 
den innerem Konsolidierungsprozess, weil sich da einfach derart viel verhakt hat, dass ich 
glaube dass es den institutionellen Rahmen einfach sprengen würde, jetzt auch noch die 
Türkei aufzunehmen. Nicht weil die Türkei nicht so weit wäre sondern weil die Union nicht 
soweit ist.  
 
14. Um noch einmal nach Österreich zu kommen: Warum ist gerade hier die Ablehnung des 
Beitritts so hoch? 
 
P: Wie vorhin bereits gesagt, ich glaube da spielen mehrere Gründe eine Rolle. Eine 
allgemeine Phobie, historische Türkenfeindlichkeit, die 310 Jahre zurückreicht. Und die 
Emotionalisierung dieses Themas, das ist ein Thema wo die österreichische Seele überkocht, 
und wo sich auch jeder, glaube ich, dazu berufen fühlt, sich dazu zu äußern. Das ist ein derart 
emotionell besetztes Thema, das in viele Lebensbereiche hineinspielt, in die eigene 
österreichische Lebensart möglicherweise. Und da können Befürchtungen entstehen, dass die 
Türkei in Österreich plötzlich zu diktieren beginnt, wie die Österreicher zu leben haben , dass 
irgendwelche Kopftuchrichtlinien herauskommen et cetera, weiß der Teufel. Das ist so eine 
vage, diffuse Furcht, oder eigentlich zwei Befürchtungen, die zusammentreffen, erstens die 
EU, dann noch die Türkei dazu, das spielt in dieser Gemengelage natürlich eine Rolle. Das ist 
rational nicht besonders gut zu erklären, genauso wie es rational nicht gut zu erklären ist, dass 
ein Großteil der Österreicher immer noch die EU-Erweiterung in den Osten ablehnt, obwohl 
die Vorteile wirtschaftlich und politisch gesehen völlig evident sind. Das glaube ich, ist 
einfach nur mit relativ irrationalen Befürchtungen und Ressentiments zu erklären, die 
natürlich auch zu guten Teilen geschürt werden von der „Kronen Zeitung“ und vielen anderen 
Kanälen. 
 
15. Welche Rollen spielen da die Parteien? 
 
P: Die Parteien spielen da, glaube ich,  eine relativ große Rolle. Natürlich die üblichen 
Verdächtigen wie FPÖ, BZÖ, das ist klar dass sie ihre Positionen vertreten, und das tun sie in 
einer relativ unappetitlichen Art und Weise, wie man zum Beispiel beim letzten Wiener 
Wahlkampf gesehen hat. Was bemerkenswert dabei erscheint, ist die Rolle der SPÖ, die der 
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ÖVP ist eher zwiespältig, in dem Sinne, zwiespältig wenn es um das Ökonomische geht, aber 
eindeutig wenn es um Politisches geht. Aber die SPÖ, die früher recht türkeifreundlich war, 
die haben plötzlich umgeschwenkt, ich glaube im Herbst 2005 war das der Fall mit 
Gusenbauer, und haben dann auch eine relativ schlicht gestrickte Haltung eingenommen, um 
ihrer Klientel zu entsprechen und aus dem hoch emotionalisierten Thema auch politisches 
Kleingeld herauszuholen. Und die Rolle der Grünen ist mir zu undifferenziert pro-türkisch, 
also ich finde die Parteien machen zu dem Thema überhaupt eine relativ unglückliche Figur. 
Es ist sehr mühsam zu diesem Thema überhaupt eine differenzierte, türkeikritische 
Beurteilung zu bekommen, außer bei Mandataren der Parteien im Europaparlament, da kriegt 
man auch von der SPÖ zum Beispiel, da kriegt vom Herrn Swoboda eine sehr differenzierte 
und reflektierte, auch sehr fundierte Meinung zur Türkei zu hören.  
 
16. Sie waren ja bereits in der Türkei. Wie steht es um die Presse- bzw. Meinungsfreiheit in 
der Türkei, wenn man diese mit der in Österreich vergleicht? 
 
P: Ich glaube, dass es eine relativ große Meinungsfreiheit in der Türkei gibt, was jetzt die 
generelle Meinungsfreiheit betrifft, da glaube ich schon, dass jeder schreiben kann, was er 
will. Wenn es darum geht zu sagen, dass die Politik nicht interferiert. Die Sache liegt anders, 
wen man sich die großen Medienverbände und die Einförmigkeit der Meinung generell 
ansieht. Ich glaube, dass da bei der Türkei auch gewisse Reflexe in der Berichterstattung eine 
Rolle spielen. Ich habe mit relativen vielen türkischen Journalisten zu tun gehabt, und habe da 
immer wieder rausgehört, dass sich die Türkei ungerecht behandelt fühlt. Und das hat viel mit 
der Selbsteinschätzung der Türken zu tun, mit einem, meiner Meinung nach, völlig 
übersteigertem Nationalismus, der auch auf die Berichterstattung abfärbt. Das bildet ein 
relativ einförmiges Meinungsbild in den türkischen Medien heraus, obwohl ich die nicht 
besonders verfolge, muss ich zugeben. Nur von Gesprächen mit Journalisten, was ich so höre,  
und Erfahrungen mit CNN-Turk, zum Beispiel. Das stimmt so dann auch wieder nicht, denn 
meiner Ansicht nach ist unsere Berichterstattung über die Türkei, zumindest in den seriösen 
Medien, differenzierter ist als die der Türkei über die europäische Union. Das hat aber nichts 
mit Druck auf die Meinungsfreiheit seitens der Regierung oder der AKP oder der Politik zu 
tun, sondern eher mit der einförmigen Meinung in den Medien generell. Wobei es dann in 
Istanbul oder auch in Ankara an der Universität natürlich dann eine große intellektuelle 
Gemeinde gibt, wo man dann sehr viele differenzierte Meinungen und gut argumentierende 
Leute trifft, die möglicherweise auch in der türkischen Medienöffentlichkeit vorkommen, 
aber die man hier nicht wahrnimmt, oder vermutlich auch dort nicht wahrnimmt, weil sie für 
Zeitungen oder Publikationen schreiben, weil sie keinen so großen Wirkungskreis haben. 
 
17. Um noch einmal in Gegenwart zu kommen. Es stehen in der Türkei Parlamentswahlen im 
Juli 2007 bevor, behindert das den Fortgang der Verhandlungen? 
 
P: Das glaube ich auf jeden Fall. Ich meine, die finnische Präsidentschaft hat eine recht 
elegante Lösung gefunden im Dezember, aus dem ganzen einmal den Druck heraus zu lassen. 
Ich denke, dass die Ereignisse jetzt während der Präsidentschaftswahl mit mehreren 
Wahlgängen und den Demonstrationen vorher und nachher, und der Parlamentswahlen jetzt 
eine große politische Rolle spielen für den Fortgang der Verhandlungen. Brüssel wartet sicher 
ab, was am 22. Juli passiert, und das wird sicher auch ein Thema beim kommenden Gipfel 
sein. Zumindest am Rande. Ob sich dort wieder eine Reformmehrheit findet, die auch 
sozusagen ironischerweise  die AKP war während der letzten vier bis fünf Jahre, die in Bezug 
auf den Beschluss von Reformen, nicht unbedingt auf die Implementierung, eine relativ große 
Rolle gespielt hat. Man wird sehen, ob sich die AKP noch einmal mit einer so großen 
Mehrheit im Parlament präsentieren kann. Oder ich bin offen gestanden relativ skeptisch, was 
 216 
die Kemalisten oder Nationalisten dort betrifft, wenn diese die Oberhand gewinnen, was man 
jetzt noch nicht sagen kann, oder wenn sie eine Position gewinnen, wo sie mehr blockieren 
können, bin ich mir nicht sehr sicher, ob dann der Reformprozess weitergeht. Da würde ich 
glauben, dass das eher blockiert bleiben wird. Es kann durchaus auch sein, wenn es die AKP 
noch einmal schafft, aber nur mit geringen Mehrheiten, dass es dann nur sehr schleppend 
vorangeht. Es ist sehr schwer zu sagen, es wird davon abhängen, wer Präsident wird, was die 
Arbeitnehmerverbände dort machen werden, was die Industriellenverbände machen werden, 
das ist wirklich ganz schwer zu prognostizieren. Jetzt unlängst habe ich eine Demonstration 
türkischer Nationalisten in Wien gesehen am Heldenplatz gesehen. Was ja völlig bizarr ist, 
dass die dort aufmarschieren, vorm Prinz Eugen. Man wird es sehen, aber ich wäre in jedem 
Fall eher skeptisch, dass der Beitrittsprozess jetzt wieder in großen Schritten voranschreitet. 
Ich glaube, das wird eine Hängepartie über längere Jahre. Man wird sehen, ob 
Arbeitnehmerverbände, die Intelligentsija, die Universitäten, das Bürgertum in Istanbul, die 
Stimmung noch einmal drehen können und wirklich eine pro-europäische Stimmung 
erzeugen noch einmal können. Aber das ist wirklich eine schwer zu beantwortende Frage. 
 
6. Interview mit Kurt Seinitz, Außenpolitik Kronen Zeitung (6.10.2008) 
 
1. Was sehen Sie für einen Zusammenhang zwischen Berichterstattung und öffentlicher 
Meinung? 
 
S: Das ist eine grundsätzliche Frage, oder? Ich glaube, aber das ist jetzt 
publizistikwissenschaftlich, das die Medien eine gesellschaftliche Grundströmung nicht 
umdrehen können. Medien haben eine Lautsprecherfunktion, sie können das verstärken. Und 
sie können eine gesellschaftliche Grundströmung beschleunigen oder verzögern. Das ist die 
Macht der Medien. Wie sich gesellschaftliche Grundströmungen bilden, das ist immer noch 
ein Mysterium, das hat noch niemand erklären können. Die Medien sind es nicht, das ist 
meine Meinung und dazu stehe ich auch. Die Medien erkennen Grundströmungen, das ist ihr 
Talent, dass sie Grundströmungen frühzeitig erkennen. Dann können sie entscheiden, ob sie 
diese verstärken oder abschwächen wollen, auf jeden Fall bin ich der Meinung, dass sie 
Grundströmungen beschleunigen können wenn sie wollen. Sie können sie aber nicht 
umdrehen, das ist noch nie gelungen. 
 
2. Um zum eigentlichen Thema zu kommen: wie beurteilen Sie die Berichterstattung über die 
Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in Österreich? 
 
S: Die gesellschaftliche Grundströmung in Österreich ist ganz klar, dass die Türkei nicht EU-
reif ist und sagen wir (auf Weiteres) nicht Mitglied der EU werden soll.  
 
3. Wie wird das bei Ihrer Zeitung gesehen? 
 
S: Die Zeitung ist dieser Meinung. Im Durchschnitt. 
 
4. Wie würden Sie die Blattlinie definieren? 
 
S: Dass die Türkei auf Weiteres nicht Vollmitglied der EU werden soll.  
 
5. Welches Image hat die Türkei in der EU bzw. in Österreich? 
 
S: Das Image der Türkei ist nicht das beste, aber es ist etwas komplizierter. Das Image der 
Türkei wird geprägt vom den Türken in Österreich. Sie beschäftigen sich ja auch mit den 
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türkischen Medien, sie werden es auch in der Türkei hören also die Türken in Österreich 
repräsentieren nicht unbedingt die Türkei wie sie heute aussieht. Da gibt es ganze 
Abhandlungen darüber, sie sind meist vor 40 Jahren gekommen, haben sich abgekapselt, sind 
meistens aus Ostanatolien gekommen, wo in der Türkei selbst die Bezeichnung Türkisch-
Indien herrscht. Die Türkei ist gespalten zwischen dem Westbosporus und Ostanatolien, wird 
in der Türkei Türkisch-Indien genannt, von dort sind die meisten nach Österreich gekommen 
und viele haben sich nicht integriert. Sie repräsentieren das Bild, das sich nicht nur die 
Östereicher, auch die Deutschen, von der Türkei machen. Meiner Meinung nach stimmt 
dieses Bild nicht schlicht und einfach. 
 
6. Wie genau sieht dieses Bild dann aus? 
 
S: Die Türkei selbst müssten ihr Image verbessern, aber die Türken haben kein Talent in 
Public Relation. Die Türkei hat in letzten fünf Jahren einen großen Wandel vollzogen, und 
was wir heute an der Türkei kritisieren, das wissen die gegenwärtigen Führer der Türkei 
selbst, da brauchen wir Ihnen nichts zu erzählen. Dass sie kein Talent für Public Relations 
haben, das wissen sie auch. Aber es ändert sich langsam, das neueste ist die Annäherung an 
Armenien. Hier wird zumindest die Lösung der Armenierfrage gesucht, aber das hat nicht 
unbedingt damit zu tun, dass es deswegen tun, weil sie EU-Mitglied werden wollen. Es ändert 
sich die Gesellschaft in der Türkei, sie modernisiert sich in den letzten fünf Jahren ganz krass 
und deutlich. Es liegt an der Türkei wie an jedem Land, seine Darstellung in der Welt selbst 
zu verbessern, die Türkei macht das nicht unbedingt sehr intensiv.  
 
7. Wie ist das Image Österreichs in der Türkei? 
 
S: Natürlich gibt es da ein Image, sie brauchen nur am Flughafen in ein Taxi steigen. Wenn 
Sie sagen, dass sie von Österreich kommen werden Sie ziemlich hart hergenommen. Dass die 
Österreicher vernagelt sind, dass sie das alles nicht erkennen was sich abspielt. Ich spreche 
jetzt von Istanbul, das ist ein ganz anderes Umfeld. Viele Türken, auch moderneren 
Zuschnitts, sind nicht unbedingt begeisterte Befürworter einer Vollmitgliedschaft in der EU, 
diese Diskussion gibt es in der Türkei natürlich auch, weil die Vollmitgliedschaft mit einem 
Souveränitätsverlust verbunden ist. Und die Türkei ist ziemlich nationalistisch oder national 
geprägt, und je intensiver die Verhandlungen werden, je mehr darüber diskutiert wird, desto 
mehr kommen die Türken drauf, genauso wie auch die Österreich darauf kommen, dass die 
Vollmitgliedschaft mit einem großen Souveränitätsverlust verbunden ist. So ist die Lage in 
der Türkei. 
 
8. Wie man weiß ruhen die Verhandlungen seit knapp zwei Jahren, unter anderem weil die 
Häfen nicht für zypriotische Schiffe geöffnet wurden… 
 
S:…und auch weil die EU nicht dazu in der Lage ist… 
 
9:…genau, dazu werden wir später noch kommen. Sind die Einwände, die zur Einstellung der 
Verhandlungen führten ihrer Meinung nach gerechtfertigt?  
 
S: Sie sind insofern gerechtfertigt, als wir es mit dem Militärfaktor der Türkei zu tun haben. 
Die Generäle, die sich so westlich geben, und das ist ja das Doppelbild der Türkei, die sich 
als Avantgarde der Modernisierung und Verwestlichung geben, sind die härtesten Gegner 
eines EU-Beitritts. Nur sagen sie es nicht laut, weil es mit Verlust ihrer Macht verbunden 
wäre. Man unterstellt ja auch dem Herrn Erdogan, dass sein Herz nicht so stark an einem EU-
Beitritt hängt, sondern es das Streben zur EU nur als Vehikel dient um die Macht der 
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Generäle zu minimieren. Wenn es einen Grundsatz gibt, dann ist in der EU dass die zivile 
Politik die Vormacht haben muss vor dem Militär. Wenn die Militärs eine Annäherung der 
Türkei an die EU behindern wollen, dann machen sie es einfach so, dass sie bezüglich Zypern 
auf stur schalten, weil Nordzypern wird vom türkischen Militär regiert. Den Präsidenten von 
Nordzypern, den kann man vergessen, die Militärs bestimmen was dort geschieht. Wenn die 
Militärs also eine Annäherung bremsen wollen, dann schalten sie einfach bei Nordzypern auf 
stur, zum Beispiel. 
 
10: Also waren sie Ihrer Meinung nach gerechtfertigt? 
 
S: Tatsache ist, wir können die Türkei nicht erziehen. Die Türkei muss mit sich selbst ins 
Reine kommen, und wenn auf Zypern nichts weitergeht, wenn die Häfen nicht geöffnet 
werden oder ähnliches, ja dann muss man auch die Verhandlungen einschlafen lassen oder 
einbremsen. Sie sind ja nicht abgebrochen, man redet - aber ohne Fortschritt.  
 
11. Was spricht Ihrer Meinung nach für einen Beitritt der Türkei? 
 
S: Das möchte ich so nicht beantworten. Die Beitrittsverhandlungen führt die EU-
Kommission, die hat einen Katalog von 36 Punkten, da gibt es auch die Kopenhagener 
Kriterien. Und die Frage Türkei–EU wird dann aktuell, wenn die Verhandlungen 
abgeschlossen sind. Die werden nicht von den Staaten geführt. Danach muss es ratifiziert 
werden, da werden die Staaten gefragt. Österreicher sagen, dass es darüber eine 
Volksbefragung geben soll. Sind die Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen, so hat die 
Türkei alle Beitrittskriterien erfüllt. Den Fehler von Rumänien und Bulgarien wird man nicht 
mehr machen, wo man ein Auge zudrückte und meinte, `Naja, die restlichen Kriterien werden 
sie vielleicht später erfüllen`. Die Türkei wird hart an die Brust genommen werden, da muss 
wirklich alles stimmen. Wenn die Verhandlungen erfolgreich enden, dann hat sie alle 
Bedingungen erfüllt, dann ist es nur mehr eine politische Frage. Die politische Frage, wollen 
wir die Türkei in der EU haben oder nicht? Ich zögere bis auf weiteres da ja zu sagen, es ist 
eine wirklich schwierige Frage, allerdings ist die Türkei ein ungemein wichtiger politischer 
und wirtschaftlicher Faktor. Geostrategisch, die Türkei hat einen Markt der sich entwickelt, 
die Österreicher investieren dort wie irre. Wirtschaftlich ja, politisch mit Vorbehalt. 
 
12. Was lässt Sie da zögern? 
 
S: Zögern lässt mich, die Tatsache dass es zwei Türkeien gibt.  Damit meine ich nicht 
militärisch und zivil, sondern dass die Türkei strukturell gespalten ist. Das Land ist 
riesengroß, und der Osten des Landes ist total unterentwickelt. Der Osten ist 
unterentwickelter als der Iran, das ist ein Webfehler des Atatürk-Systems. Es hat auf die 
Stadtentwicklung gesetzt, es hat auf die Verwestlichung, Modernisierung und die Stadtkultur 
gesetzt, wenn man es so sagen will, und das Land komplett vernachlässigt. Es gibt tausende 
Dörfer in Ostanatolien die keinen Strom haben, die kein Wasser haben. Warum? Weil dort 
Kurden leben und da wird gar nichts investiert. Hätten wir die Wahl, nur die Bosporus-Türkei 
aufzunehmen, die höher entwickelt ist als Bulgarien und Rumänien, würde ich sofort ja 
sagen. Aber wir können die Türkei nur im Doppelpack übernehmen, wir können das Land 
nicht trennen, und die Last der Entwicklung der Osttürkei, die soll zuerst einmal die Türkei 
selbst übernehmen und nicht der EU überlassen. Deswegen zögere ich bis auf weiteres die 
Türkei in die EU aufzunehmen.  
 
13. Wenn man die Aussagen europäischer Spitzenpolitiker heranzieht, wollen dann die 
aktuellen Mitgliedsländer überhaupt einen Beitritt der Türkei? 
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S: Es gibt die politische Lüge, viele die ja sagen wollen es eigentlich nicht. Es gibt momentan 
nur drei Regierungen, die einen Beitritt auf weiteres ablehnen. Das sind Österreich, 
Deutschland und Frankreich. Die anderen schwimmen dazwischen ohne sich zu deklarieren 
und nicken zu allem. Ganz anders ist Großbritannien, das eindeutig für einen Beitritt ist. Dazu 
ist zu sagen, dass Großbritannien ganz andere Vorstellungen von der EU hat. Großbritannien 
war immer für eine Verbreiterung der EU, damit sie nicht vertieft wird. Das ist ein Grundsatz, 
der auch uns geholfen hat in die EU zu kommen, denn vor zwanzig Jahren wäre es noch 
unmöglich gewesen, dass ein neutraler Staat wie Schweden, Österreich und Finnland, 
Mitglied in der EU werden, weil damals noch die NATO bestimmend war. Großbritannien 
war immer für die Verbreitung mit möglichst vielen Mitgliedern, damit die EU nicht vertieft 
wird. Die Angst der Briten war immer, dass die EU vertieft wird. Da glaube ich, dass die 
britischen Medien und Politiker glühende Befürworter eines Beitritts sind, die anderen 
schwimmen dazwischen und die drei deklarieren sich mit `Nein`. 
 
14. Glauben Sie, dass die Türkei eines Tages Vollmitglied werden wird? 
 
S: Ja. Durch die Globalisierung, aber wir reden hier vor Jahrzehnten. Von der konträren 
Annahme her kann ich ja nicht ausschließen, dass die Türkei eines Tages für die EU reif sein 
wird. Angesichts der Fehler, die die Türkei seit Jahrzehnten selbst macht, kann sich das fast 
unendlich verzögern, aber ausschließen kann ich es nicht.  
 
15. Österreich ist das Land mit der eindeutigsten Ablehnung. Warum herrscht hier diese 
Stimmung vor? 
 
S: Ich glaube hier die Angst ist  - die Türken sagen immer 1683, dass das eine Rolle spielt –
dass wir das ganze zahlen müssen. Dass wir einfach die Europareife der Türkei finanzieren 
müssen, da geht es um die Geldbörse. Und dass dann vielleicht hunderttausende Türken in 
einer Art Völkerwanderung nach Österreich kommen.  
 
16. Halten Sie diese Annahmen für realistisch? 
 
S: Ja, das müsste man inkludieren, beides. Aber wenn man annimmt, dass die Türkei einmal 
beitrittsreif ist, dann gibt es das Problem mit der Arbeitsmigration nicht mehr, das würde jetzt 
bestehen. Das lässt mich und auch die Österreicher zögern, dass man die Türkei jetzt 
aufnimmt. Wir haben ja auch keine Invasion aus Tschechien gehabt, weil das eben ein 
Entwicklungsproblem ist. Die EU ist  immer von der Politik der Kohäsion ausgegangen, dass 
die Schwachen unterstützt werden von den Starken – Nettozahler und Nettoempfänger. Die 
Türkei wäre der größte Nettoempfänger, und ich glaube das wollen die Österreicher nicht.  
 
17. Steht die Zustimmung oder Ablehnung auch in Zusammenhang mit der Zustimmung oder 
Ablehnung gewisser politischer Parteien? Eigentlich gibt es ja keine österreichische 
Parlamentspartei, die einen Beitritt wirklich unterstützt… 
 
S: Nun, die Parteien passen sich der Haltung der Bevölkerung an, das ist ganz klar. Deswegen 
auch die so glühende Zustimmung der Grünen. Das ist ja auch ganz interessant, wenn man 
dazu den Haider fragt, warum er seine Meinung geändert hat  - aus so einer rationalen 
Überlegung heraus. Er hat ja nur hier und da helle Momente, und da ist im gekommen dass 
das wegen der wirtschaftlichen Interessen nicht schlecht wäre.  
 
18. Was glauben Sie, wie steht es um die Meinungs- und Pressefreiheit in der Türkei? 
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S: Schlecht, es hat sich in den letzten Jahren zwar verbessert, aber der Militärfaktor ist nicht 
zu unterschätzen. Mit der Gesetzgebung kann ihnen Nestbeschmutzung das Leben kosten, in 
dem sie einfach vor Gericht erschossen werden. Das ist die Situation. 
 
19. Wenn Sie das mit der Situation in Österreich vergleichen, wie beurteilen sie die hiesige 
Situation? 
 
S: Meinungsfreiheit ist zu hundert Prozent gegeben. Pressefreiheit ist hundertprozentig 
garantiert, es gibt gewisse Medienkonglomerate, da wird diskutiert ob die zuviel oder 
zuwenig Einfluss haben. Aber die Freiheit, ein Medium auf den Markt zu bringen und sich zu 
entwickeln, die ist da.  
IV Datentabellen  
FF 1:  Wie stark ist die inhaltliche Tendenz (pro/kontra/äquidistant) der schriftlichen 
Berichterstattung der einzelnen Medien in Bezug auf einen Beitritt der Türkei zur EU?  
 
 
Beitrittsbewertung nach Ländern 




Österreich Valid Beitritt 
uneingeschränkt 
befürwortet 
1 2,5 2,5 2,5 
  Beitritt 
eingeschränkt 
befürwortet 
6 15,0 15,0 17,5 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalent 
beurteilt 
30 75,0 75,0 92,5 
  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
1 2,5 2,5 95,0 
  Beitritt wird 
vollständig 
abgelehnt 
2 5,0 5,0 100,0 
  Total 40 100,0 100,0  
Türkei Valid Beitritt 
uneingeschränkt 
befürwortet 
24 12,1 12,1 12,1 












Beitrittsbewertung nach Zeitungen 
Zeitung   Frequency Percent Valid Percent Cumulative Percent 
Kronen
zeitung 
Valid Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
4 80,0 80,0 80,0 
  Beitritt wird 
vollständig 
abgelehnt 
1 20,0 20,0 100,0 







1 5,3 5,3 5,3 
  Beitritt 
eingeschränkt 
befürwortet 
3 15,8 15,8 21,1 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
15 78,9 78,9 100,0 






3 18,8 18,8 18,8 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
11 68,8 68,8 87,5 
  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
1 6,3 6,3 93,8 
  Beitritt wird 1 6,3 6,3 100,0 
eingeschränkt 
befürwortet 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalent 
beurteilt 
111 55,8 55,8 97,5 
  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
5 2,5 2,5 100,0 
  Total 199 100,0 100,0  
 
 




  Total 16 100,0 100,0  
Hürriyet Valid Beitritt 
uneingeschränk
t befürwortet 
6 9,2 9,2 9,2 
  Beitritt 
eingeschränkt 
befürwortet 
19 29,2 29,2 38,5 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
38 58,5 58,5 96,9 
  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
2 3,1 3,1 100,0 
  Total 65 100,0 100,0  
Zaman Valid Beitritt 
uneingeschränk
t befürwortet 
5 8,1 8,1 8,1 
  Beitritt 
eingeschränkt 
befürwortet 
22 35,5 35,5 43,5 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
34 54,8 54,8 98,4 
  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
1 1,6 1,6 100,0 
  Total 62 100,0 100,0  
Radikal Valid Beitritt 
uneingeschränk
t befürwortet 
13 18,1 18,1 18,1 
  Beitritt 
eingeschränkt 
befürwortet 
18 25,0 25,0 43,1 
  Beitritt wird 
nicht/ambivalen
t beurteilt 
39 54,2 54,2 97,2 
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  Beitritt wird 
eigeschränkt 
abgelehnt 
2 2,8 2,8 100,0 
  Total 72 100,0 100,0  
 
 
FF 2:  Welche Argumente werden verstärkt in der Berichterstattung zur Begründung dafür 
herangezogen, dass bis dato keine Mitgliedschaft verhandelt wurde? 
 
Kontra-Argumente 
wirtschaftlich nachteilig/irrelevant für EU 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Geo- und sicherheitspolitische irrelevant/nachteilig für EU 




Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Islamisches Land inkompatibel für Integration in EU 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Demokratische Defizite der Türkei generell 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Grund-/Menschenrechtsverletzungen der TR (ohne Minderheitenrechtsv.) 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
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Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Wirtschaftliche Defizite der Türkei 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Verstöße gegen Minderheitenrechte 




Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Türkei kein geografischer Bestandteil Europas 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Türkei hat keine kulturell-historische Identität die sie mit EU verbindet 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Überforderung der institut./integrativ. EU-Kapazitäten bei Beitritt 




Österreich Valid var 3 7,5 100,0 100,0
Missing System 37 92,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 4 2,0 100,0 100,0




Größe und Einwohnerzahl der Türkei 





Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Einfluss des Militärs in der Türkei 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Türkischer Nationalismus 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0








Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 8 4,0 100,0 100,0
Missing System 191 96,0
Total 199 100,0
 
Neg. Haltung von TR-Akteuren/Institutionen 




Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 10 5,0 100,0 100,0
Missing System 189 95,0
Total 199 100,0
 
Wirtschaftlich nachteilig für Türkei 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Sicherheitspolitisch nachteilig für Türkei 




Österreich Missing System 40 100,0
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Türkei Valid var 6 3,0 100,0 100,0
Missing System 193 97,0
Total 199 100,0
 
Terrorismus jeglicher Art 
land Frequency Percent
Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Sonstige 




Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 5 2,5 100,0 100,0






wirtschaftliche Vorteile für die EU 




Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 27 13,6 100,0 100,0
Missing System 172 86,4
Total 199 100,0
 
geo- und sicherheitspolitische Vorteile für EU 




Österreich Valid var 4 10,0 100,0 100,0
Missing System 36 90,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 39 19,6 100,0 100,0
Missing System 160 80,4
Total 199 100,0
 
Integration eines islamischen Landes als Vorzeige-Modell 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid yok 1 ,5 4,0 4,0
var 24 12,1 96,0 100,0
Total 25 12,6 100,0
Missing System 174 87,4
Total 199 100,0
 
Türkei gegebene Zusagen seit den 60er Jahren 




Österreich Valid var 4 10,0 100,0 100,0
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Missing System 36 90,0
Total 40 100,0
Türkei Valid yok 1 ,5 3,6 3,6
var 27 13,6 96,4 100,0
Total 28 14,1 100,0
Missing System 171 85,9
Total 199 100,0
 
EU-Beitritt unterstützt Türkei-Demokratisierung 




Österreich Valid var 3 7,5 100,0 100,0
Missing System 37 92,5
Total 40 100,0
Türkei Valid yok 1 ,5 4,0 4,0
var 24 12,1 96,0 100,0
Total 25 12,6 100,0
Missing System 174 87,4
Total 199 100,0
 
Bereits vorhandene ökonom. Fortschritte der Türkei 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 5 2,5 100,0 100,0
Missing System 194 97,5
Total 199 100,0
 
Einhaltung von Grund-u. Menschenrechten in TR (ohne Minderheiten) 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 3 1,5 100,0 100,0
Missing System 196 98,5
Total 199 100,0
 
TR-Fortschritte in Minderheitenrechten/- politik 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 3 1,5 100,0 100,0
Missing System 196 98,5
Total 199 100,0
 
TR hat kulturell/historisch europäische Wurzeln 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 6 3,0 100,0 100,0
Missing System 193 97,0
Total 199 100,0
 
EU darf nicht auf kult/rel Prinzipien sondern auf univers. Normen aufbauen 




Österreich Valid var 5 12,5 100,0 100,0
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Missing System 35 87,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 19 9,5 100,0 100,0
Missing System 180 90,5
Total 199 100,0
 
Größe und Einwohnerzahl der Türkei 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Militärische Stärke der Türkei 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Beitritt der Türkei ist kulturelle Bereicherung 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Positive Haltung von EU-Akteuren 




Österreich Valid var 3 7,5 100,0 100,0
Missing System 37 92,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 13 6,5 100,0 100,0
Missing System 186 93,5
Total 199 100,0
 
Lösung für Zypernproblem 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 5 2,5 100,0 100,0
Missing System 194 97,5
Total 199 100,0
 
Reaktion auf Gegenmaßnahme (Verneinung v. Kritik/Gegenmaßnahmen) 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 6 3,0 100,0 100,0




Weiteres Wachstum der EU notwendig 
land Frequency Percent
Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Nach Osterweiterung auf 25 kein Problem/Vertiefung gescheitert 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0
Missing System 197 99,0
Total 199 100,0
 
Positive Haltung von Türkei-Akteuren 




Österreich Valid var 8 20,0 100,0 100,0
Missing System 32 80,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 21 10,6 100,0 100,0
Missing System 178 89,4
Total 199 100,0
 
Verletzung der Tr Ehre bei Ablehnung 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 5 2,5 100,0 100,0
Missing System 194 97,5
Total 199 100,0
 
Ablehnung bedeutet Abwendung vom Westen/Orientierung nach Osten, Islamisierung 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 10 5,0 100,0 100,0








Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 7 3,5 100,0 100,0





FF 3:  Welche quantitativen Unterschiede in der Berichterstattung zeigen sich in einer 




Umfang relevanter Artikel in Seiten nach Zeitungen 






3 38,57 44,19 41,3200 2,81192 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 ,45 2,27 1,2733 ,92230 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
2 ,10 1,00 ,5500 ,63640 





3 21,10 26,70 24,5333 3,00721 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 ,97 1,65 1,2233 ,37166 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
3 ,25 ,40 ,3167 ,07638 
 Valid N (listwise) 3     
Die Presse Redaktioneller 
Teil 
3 24,75 34,85 29,0333 5,22167 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 ,40 2,10 1,3833 ,88081 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
3 ,33 1,01 ,6133 ,35388 
 Valid N (listwise) 3     
Hürriyet Redaktioneller 
Teil 
3 22,25 23,20 22,6533 ,49095 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 1,62 4,96 2,9033 1,79929 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
3 ,58 1,52 ,8967 ,53985 
 Valid N (listwise) 3     
Zaman Redaktioneller 
Teil 
3 21,28 22,28 21,6517 ,54315 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 2,15 4,52 3,3333 1,18500 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
3 ,90 2,40 1,6433 ,75009 
 Valid N (listwise) 3     
Radikal Redaktioneller 
Teil 
3 16,85 20,70 19,1000 2,00562 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
3 3,34 5,34 4,3917 1,00400 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
3 ,57 ,87 ,6775 ,16694 
 Valid N (listwise) 3     
 
 
Umfang relevanter Artikel in Seiten nach Ländern 




9 21,10 44,19 31,6289 8,22676 
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 Umfang rel. 
Artikel ges. 
9 ,40 2,27 1,2933 ,66796 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
8 ,10 1,01 ,4863 ,34017 
 Valid N 
(listwise) 
8     
Türkei Redaktioneller 
Teil 
9 16,85 23,20 21,1350 1,91238 
 Umfang rel. 
Artikel ges. 
9 1,62 5,34 3,5428 1,36104 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
9 ,57 2,40 1,0725 ,64248 
 Valid N 
(listwise) 
9     
 
 
FF 4:  Wie groß sind die quantitativen Unterschiede beim Einsatz visueller 
Kommunikationselemente? 
 
Visuelle Kommunikationselemente nach Zeitungen 
 




Anzahl Bilder 3 0 4 1,67 2,082 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
2 ,10 1,00 ,5500 ,63640 
 Valid N (listwise) 2     
Der 
Standard 
Anzahl Bilder 3 2 3 2,33 ,577 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
3 ,25 ,40 ,3167 ,07638 
 Valid N (listwise) 3     
Die Presse Anzahl Bilder 3 3 7 4,67 2,082 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
3 ,33 1,01 ,6133 ,35388 
 Valid N (listwise) 3     
Hürriyet Anzahl Bilder 3 12 43 23,33 17,098 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
3 ,58 1,52 ,8967 ,53985 
 Valid N (listwise) 3     
Zaman Anzahl Bilder 3 11 27 16,67 8,963 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
3 ,90 2,40 1,6433 ,75009 
 Valid N (listwise) 3     
Radikal Anzahl Bilder 3 14 23 19,33 4,726 
 Umfang rel. Bilder 
ges. 
3 ,57 ,87 ,6775 ,16694 
 Valid N (listwise) 3     
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Visuelle Kommunikationselemente nach Ländern 
 




9 0 7 2,89 2,028 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
8 ,10 1,01 ,4863 ,34017 
 Valid N 
(listwise) 
8     
Türkei Anzahl 
Bilder 
9 11 43 19,78 10,353 
 Umfang rel. 
Bilder ges. 
9 ,57 2,40 1,0725 ,64248 
 Valid N 
(listwise) 
9     
 
FF 5:  Welche Funktionen haben die Bilder in der Berichterstattung? 
 
Bezug Bild-Text 








139 58,2 83,7 97,0 
 Ungleich_Bild 
dominant 
5 2,1 3,0 100,0 
 Total 166 69,5 100,0  
Missing System 73 30,5   
Total  239 100,0   
 
 
FF 6:  Welche Unterschiede gibt es bei der visuellen inhaltlichen Darstellung des 
Beitrittsprozesses in türkischen und österreichischen Medien? 
 
Türkische Politiker/Repräsentanten 




Österreich Valid var 4 10,0 100,0 100,0
Missing System 36 90,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 29 14,6 100,0 100,0
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Österreich Valid var 3 7,5 100,0 100,0
Missing System 37 92,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 25 12,6 96,2 96,2
2 1 ,5 3,8 100,0
Total 26 13,1 100,0








Österreich Valid var 3 7,5 100,0 100,0
Missing System 37 92,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 6 3,0 100,0 100,0








Österreich Valid var 4 10,0 100,0 100,0
Missing System 36 90,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 20 10,1 100,0 100,0








Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 6 3,0 100,0 100,0








Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Kultur der Türkei (Alltagsbilder und -klischees) 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
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Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 3 1,5 100,0 100,0
Missing System 196 98,5
Total 199 100,0
 
Rückständigkeit der Türkei 
land Frequency Percent
Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Modernität der Türkei 




Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 1 ,5 100,0 100,0
Missing System 198 99,5
Total 199 100,0
 
Rückständigkeit der EU 
land Frequency Percent
Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
Modernität der EU 
land Frequency Percent
Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Missing System 199 100,0
 
politische Kundgebungen/Demonstrationen 




Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 3 1,5 100,0 100,0








Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 2 1,0 100,0 100,0








Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 3 1,5 100,0 100,0









Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 4 2,0 100,0 100,0








Österreich Valid var 5 12,5 100,0 100,0
Missing System 35 87,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 5 2,5 100,0 100,0








Österreich Valid var 2 5,0 100,0 100,0
Missing System 38 95,0
Total 40 100,0
Türkei Valid var 52 26,1 100,0 100,0








Österreich Missing System 40 100,0
Türkei Valid var 8 4,0 100,0 100,0








Österreich Valid var 1 2,5 100,0 100,0
Missing System 39 97,5
Total 40 100,0
Türkei Valid var 16 8,0 100,0 100,0







Diese Studie untersucht quantitativ und qualitativ die schriftliche und visuelle Repräsentation 
der Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in drei türkischen und drei 
österreichischen Tageszeitungen Zeitraum der Entscheidungsfindung von 2. Oktober bis 4. 
Oktober 2005. Die Medienanalyse wird ergänzt durch Interviews mit Journalisten der 
jeweiligen Zeitungen. 
Beginnend mit einer Einführung in die historischen Beziehungen zwischen der Türkei und 
Österreich bzw. der Türkei und der EU, werden die einzelnen Argumente aus Bereichen der 
Politik, der Wirtschaft, der Menschenrechte, der Kultur, u.a. diskutiert, die für oder gegen 
einen EU-Beitritt der Türkei sprechen. 
Anschließend werden die Mediensysteme der Türkei und Österreichs einander gegenüber 
gestellt, wobei hier insbesondere auf Charakteristika der Medienpolitik, der 
Medienkonzentration, der Mediennutzung und der Pressefreiheit in beiden Ländern 
eingegangen wird. Die theoretische Fundierung der empirischen Studie bilden zwei Bereiche 
der Kommunikationswissenschaft: Zum ersten wird von einem gemäßigten Konstruktivismus 
ausgegangen, der Medieninhalte als konstruierte Realitäten und nicht als Spiegelbild der 
Wirklichkeit auffasst. Zweitens folgt die Analyse der visuellen Medieninhalte den neueren 
Ansätzen der interdisziplinären visuellen Kommunikationsforschung. 
Die Resultate der Inhaltsanalyse bezüglich der quantitativen Unterschiede in schriftlicher und 
visueller Berichterstattung, der inhaltlichen Tendenzen und der Inhalte und Funktionen der 
Bilder werden anschließend mit den Interviewaussagen in Beziehung gebracht. Auf diese 
Weise können die empirischen Resultate mit den Erfahrungen der Akteure angereichert 
werden, was zu Bestätigungen der Ergebnisse (bspw. die Übereinstimmung zwischen 
Blattlinien und inhaltliche Tendenzen der Zeitungen). 
Abschließend  werden die ermittelten formalen und inhaltlichen Differenzen zwischen den 
österreichischen und den türkischen Medieninhalten analysiert. Auf quantitativer Ebene 
verfolgen die untersuchten türkischen Medien einen eindeutig pro-europäischen Kurs und 
binden viel mehr Bildmaterial in die Berichterstattung ein, wobei Journalisten visuell viel 
präsenter sind als in den österreichischen Zeitungen. Aus den Bildfunktionen wird ersichtlich, 
dass Bilder kaum eigenständige sachliche Informationen zum Verhandlungsprozess 
kommunizieren, sondern generell populäre Akteure aus Politik und Wirtschaft abbilden. 
Somit sind Bilder zwar essenzieller Bestandteil der Berichterstattung in beiden Ländern, aber 
tragen kaum Information zu einem besseren Verständnis des komplexen Prozess der 




This study researches the textual und visual representation of accession talks between Turkey 
an the EU during the period when the EU-representatives gave green light to the opening of 
the negotiations from October 2nd 2005 until October 4th 2005, in three Turkish and three 
Austrian dailies. The analysis of the media is complemented with interviews with journalists 
of the respective newspapers. 
Starting with the historical relations of Turkey with Austria and the EU, arguments in favour 
or against the membership of Turkey are discussed. Subsequently the media systems of 
Turkey and Austria are analysed. By doing so, the characteristics of the countries’ media 
policy, media concentration, media consumption and press freedom are are illustrated. The 
theoretical foundation of the research are two fields of communication sciences. In the first 
place, media content is perceived as constructed reality and not as reflection of the truth. 
Secondly, the research follows new approaches of interdisciplinary visual communication 
sciences. 
The results of the content analysis concerning quantitative differences in visual and verbal 
news coverage, the contents’ tendencies and pictures’ contents  and functions, are related the 
journalists’ statements. By this means, the experience of the journalists is enriching and 
further renforcing the empirical results (e.g. the compliance of the editorial policies with the 
found tendencies in the media content). 
The differences in form and content of Austrian and Turkish newspapers are summarized in 
the conclusion: The Turkish dailies follow their pro-european editorial policies and use much 
more visual material in their news coverage. Concerning the pictures’ content, the Turkish 
journalists are visually more represented than the Austrian ones. Regarding the functions of 
pictures in the newspapers, it became obvious that they generally don`t provide any 
independent factual information related to the negotiation talks, but display popular 
representatives of politics and economy at large instead. Consequently pictures are an 
essential component of the news coverage in both countries, but without independent 
information they hardly contribute to better understanding of the complex process called 
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